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Geſetze, Verordnungen, Reſcripte. 


1. 


Allerhöchſter Erlaß vom 5. Dezember 1857, — be— 
treffend die Wiedereinziehung oder Belaſſung von 
Penſionen der im Civildienſt wieder angeſtellten oder 
beſchäftigten verſorgungsberechtigten Offiziere und 
Militair-Beamten. 


Staats-Miniſterial-Beſchluß dom 27. Dezember 1826 (Jahr— 
bücher Bob. 28. ©. 309). 


Ich beftimme nad dem Antrage des Staats-Minifterii, daß 
die von Mir mittelft Order vom 4. Dftober 1826 genehmigten, 
in dem Staats-Minifterial- Beichluffe vom 27. Dezember 1826 
zufammengeftellten Grundſätze in Betreff der Wiedereinziehung 
oder Belaſſung von Penfionen und Wartegelvern der im Civil- 
bienjte wieder — oder beſchäftigten verſorgungsberechtigten 
2 und. Militair-Beamten dahin abgeändert werden: 

ad A. 1, daß den im Staats- oder Kommunaldienſte wieder 
angeſtellten verſorgungsberechtigten Offizieren und 
Militair-Beamten, ſofern deren reines Civil-Ein— 
kommen ven Normalſatz von 250 Thalern jährlich 
nicht überſteigt, fortan die Militair-Penſion unbe— 
dingt belaſſen und nur in demſelben Maaße gekürzt 
werden ſoll, als das reine Civil-Einkommen über 
jenen Normalſatz hinausgeht, und 
adA. 2, daß bei vorübergehenden Beſchäftigungen folder 
Militair-Penfionamre gegen Diäten over eine anver- 
weite Remuneration denfelben für die erften fechs 
Monate der Beihäftigung die volle Militair-Penfion 
ohne Weiteres zu belafien, dagegen vom fiebenten 
Monate ver Beihäftigung ab ihnen ſolche nur unter 
den sub 1 vorgefchriebenen' Bedingungen fortzuge- 
währen ift. 
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Hiernächſt bejtimme Ich, daß e8 zur Belafjung der Militair- 
Penfion innerhalb der vorangedeuteten Grenzen in der Yolge der 
Einholung Meiner befonderen Genehmigung nicht weiter bedarf, 
fondern daß der Kriegs-Miniſter befugt fein ſoll, auf den Antrag 
des betheiligten Verwaltungs» Chefs die Belaffung ver ganzen 
Penfion, resp. die Fortzahlung des entſprechenden Benfionstheils 
für die im Givildienfte angeftellten oder beſchäftigten Militair- 
Penfienaire, nad den obigen Grundſätzen zu verfügen. Das 
Staats-Minifterium hat biernah das weiter Erforderliche zu 
veranlafien. 

Berlin, ven 5. Dezember 1857. 

Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeftät des Königs: 
rin; von Preußen. 
(gegenggz.) v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weftphalen. v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. 
Graf v. Walverfee. v. Manteuffel II. 
An das Staats-Minifterrum. 


Porftehender Mllerhöhfter Erlaß wird den Gerichtsbehörden 
unter Bezugnahme auf den Beſchluß des Königlichen Staat$- 
Minifteriums vom 27. Dezember 1826 hierdurch zur Kenntniß 
mitgetbeilt. 

Berlin, den 19. Yebruar 1858. 

Der Yuftiz-Minifter 

Simons. 

An ſämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 641, P. 48. 


2. | 
Befheid an das Königliche Polizei - Präafivium zu 
N. vom 29, Sanuar 1858, — betreffend die Be- 
handlung der Rehabilitationsgefuche. 


— — Was ferner die Anführung des N. über die Auf- 
faffung der Allerhöchſten Ordre vom 30. Dezember 1852 und 
des Cirkular-Reſcripts vom 18. Januar 1853 (Rheinifhe Samme- 
lung Bd. 10. ©. 553) betrifft, jo ift e8 zu Punkt 1 des letzteren 
allerdings unzweifelhaft, daß, wenn die ebengedachte Allerhöchſte 
Ordre und das angeführte Nefcript lebenslänglichen und zeit- 
weiſen Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte unterfcheidet, unter 
legterem die zeitige Unterfagung der Ausübung ver bürgerlidyen 
Ehrenrechte zu verfiehen, und daß in allen Fällen, in melden 
auf Grund des neuen Strafgeſetzbuches auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder auf zeitige Unterfagung der Ausübung 
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verfelben erfannt worden, jedes Rehabilitationsgefud) als ge- 
wöhnliches Gnadengeſuch zu betrachten und zunächſt in der durch 
das Girfular-Refeript näher bezeichneten Weiſe mit den Gerichts— 
behörvden zu kommuniziren ift. 

Was fodann die Anwendung des Punftes 3 der Allerhöchften 
Ordre und des Eirfular-Referiptes betrifft, fo fteht aufer Zwei— 
fel, daß in allen auf Verurtheilungen nad dem alten Strafrechte 
beruhenden Fällen — mit Ausnahme der unter 2 der Ordre ge- 
dachten —, fofern e8 fih nur um ein Vergehen oder Verbrechen 
hanvelt, welches nad) dem neuen Strafgelegbuche mit zeitiger 
Unterfagung ver Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte beftraft 
worden wäre, die betreffenden Kehabilitationsgefuche in vie ge- 
wöhnlihen Quartal Fiiten und zwar dann aufzunehmen find, 
wenn der Zeitraum verfloflen ift, während veflen nad) ungefährer 
Schätzung nah dem neuen Strafgejegbude die Ausübung ber 
bürgerlihen Ehrenrechte unterfagt worden fein würde, 

Zweifelhaft ift dem N. das Berfahren nur im denjenigen 
Fällen, in denen unter der Herrichaft des alten Strafrechts auf 
Verluſt ver National-Kokarde zc., wegen eines Verbrechens erfannt 
worden ift, welches nad) der neuen Strafgefeßgebung den lebens» 
länglichen Berluft der bitrgerlihen Ehrenrechte zur Folge gehabt 
haben würde. Das N. entſcheidet ſich dafür, in ſolchen Fällen 
die bezüglichen Rehabilitationg- Anträge in die Duartal=Liften 
nicht mit aufzunehmen, fie vielmehr als Begnadigungs- Gefuche 
on Usa und unter Zuziehung der Gerichte zu behanveln. Ich 
will Nichts dagegen erinnern, daß demgemäß in Fällen, welche 
das N. dafür geeignet hält, verfahren werde, obwohl eine be= 
ftimmte bezüglihe Vorſchrift in der Allerhödsften Orpre vom 
30. Dezember 1852 nicht enthalten ift. Jedenfalls ift jedoch in 
folhen Fällen, nad Analogie der zu 1 der Ordre gegebenen 
Borfhriften ein Zeitraum von 10 Yahren als derjenige zu be— 
trachten, nach deſſen Ablauf auch beim Mangel außerorvent» 
licher Begnadigungsgründe, auf die Rehabilitirung immer an— 
getragen werben darf. 

Die Konkurrenz des Herrn Yuftiz- Minifters ift übrigens 
nad der Allerhöchften Drdre vom 30. Dezember 1852 für folche 
Fälle nicht ausdrücklich vorgefchrieben, und wird dieſſeits in den 
einzelnen Fällen beurteilt werben, ob es einer joldyen bevarf 
oder nicht. 

Berlin, vom 29. Januar 1858. 

Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: 
Sulzer. 
I. 1561. N. 4. Vol. 4, 


6 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1858. 


3. 


Allgemeine Berfügung vom 2, Februar 1858, — 
betreffend die Gefuhe der die Rechte Studirenden 
um Dispenfation von dem triennium academicum. 


Allgemeine Verf. vom 16. November 1844 (Rhein. Samml. 
Br. 8. ©. 377). | 

Allgemeine Berfügung vom 1. Yuli 1846 (Rhein. Samnıl. 
Br. 9. ©. 9). 


Allgemeine Berf. vom 28. September 1850 (Rhein. Samml. 
Br. 10. ©. 247). 


Die vielfachen Geſuche ver die Rechte Studirenden um 
Diepenfation von dem akademischen Triennium laffen nicht felten 
eine nähere Begründung ver hierauf gerichteten Anträge ver- 
miffen. Um bei Prüfung verjelben eine gleihförmige und ſichere 
Grundlage zu erlangen, hat fih daher der Yuftiz-Minifter ver» 
anlaßt gejehen, im inverftändniffe mit dem Herrn Minifter der 
— Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten folgende 
lnordnungen zu treffen. 

Die bei dem Juſtiz-Miniſter eingehenden Geſuche der Art, 

welchen ſämmtliche Teſtate über die vorſchriftsmäßig zu hörenden, 
in dem beifolgenden Verzeichniſſe ſpeziell aufgeführten Vorle— 
ſungen, ſo wie das Sittenzeugniß der Univerſität, auf welcher 
der Bittſteller ſich befindet, und die Abgangszeugniſſe der etwa 
früher von ihm beſuchten Univerſitäten beizufügen ſind, werden 
fortan dem Herrn Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
mitgetheilt werden, um zunächſt die gutachtliche Aeußerung der— 
jenigen juriſtiſchen Fakultät, bei welcher der betreffende Studi— 
* um die Zeit des Dispenſationsgeſuchs inſkribirt iſt, ein— 
zuholen. 
Iſt die Fakultät der Anſicht, daß ſchon mit Rückſicht auf 
die Perſönlichkeit und das Betragen des Bittſtellers das Dis— 
penſationsgeſuch abzulehnen ſei, wird ſie zunächſt hierüber 
berichten. 

Liegen dagegen keine Gründe dazu vor, ſo wird die Fa— 
kultät eine Prüfung des Bittſtellers durch eine aus ihrem Dekan 
und zweien ihrer Mitglieder gebildete Kommiſſion veranlaſſen, 
und ſodann über den Ausfall der Prüfung berichten. 

Dispenſationsgeſuche derjenigen Studirenden, welche das 
legte Semeſter vor dem Geſuche auf einer ausländiſchen Univer- 
fität zugebradht haben, werden der juriftiichen Fakultät einer in- 
ländifchen Univerfität zum Zwecke ver mit dem Bittfteler auzu— 
ftellenvden Prüfung mitgetheilt werben. f 

Der Yuftiz-Minifter wird der Kegel nad) die Entſcheidung 
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über die Zulaffung zur Ausfultator- Prüfung erft dann treffen, 
wenn die hiernach erforderliche gutachtliche Kakao ber Juriſten⸗ 
Fakultät eingegangen ift. 

Im Uebrigen erwartet der Juſtiz-Miniſter, daß die Stu- 
birenden der Rechte Geſuche um Dispenfation von dem Trien- 
nium foviel al8 möglidy vermeiden und dieſelben nur alsdann 
einreichen werben, wenn bringente Veranlaſſung dazu vorhanden 
iſt, indem es ebenfo ſehr das Intereffe ver Yuftigverwaltung, als 
ihr eigenes Intereſſe erfordert, daß fie nicht blos ven formellen 
Vorſchriften über die Zulaffung zur erften juriftiihen Prüfung 
nothdürftig genügen, ſondern daß fie vielmehr eine möglichft voll: 
ftändige und gründliche wiſſenſchaftliche Vorbildung zum praf- 
tiſchen Yuftizdienfte fi anzueignen fuchen, wozu aber nach den 
bisherigen Erfahrungen ein breijühriges fleißiges Studium in 
der Regel durchaus erforderlich ift. 

en Gerichtsbehörden wird dies hierdurch nachrichtlich 
mitgetheilt. 

Berlin, ven 2. Februar 1858. 

Der Yuftiz- Minifter 
Simons, 
An fünmtliche Gerichtöbehörben. 


I. 101. U. 11. Vol. 2. 


Anlage. 


Berzeihniß der akademiſchen Vorlefungen, welche die Stu- 
direnden der Rechte gehört haben müflen, bevor fie zur erften 
juriftifchen Prüfung zugelafien werben fünnen: 

1. Logik, 
2. Yuriftifhe Eneyklopädie und Methodologie, 
3. Naturreht (Rechts-Philofophie), 
4. Geſchichte und Inftitutionen des Römifchen Rechts, 
5. Pandekten, | 
6. Deutſche Rechtsgeſchichte, 
7. Deutſches Privatrecht, 
8. Kirchenrecht, 
9. Lehnrecht, 
10. Europäiſches Völkerrecht, 
11. Deutſches Staatsrecht, 
12. Kriminalrecht, 
13. Gerichtliche Medizin, 
14. Preußiſches Privatrecht, 
15. Gemeiner Civil-Prozeß, 
16. Gemeiner Kriminal⸗Prozeß, 
17. ein allgemeines ftautswilfenfchaftfiches Kollegium. 


8 Geſetze, Verordnungen, Refrripte 1858. 


Diejenigen, melde die erfte juriftifche Prüfung bei einem 
Landgericht in ber Rheinprovinz ablegen wollen, müflen außer- 
dem noch Borlefungen über Rheiniſches Civilreht und Rheini— 

ſches Civil- und Straf-Prozefverfahren gehört haben. 


4, 
Verordnung vom 1. März 1858, — zur Ausfüh- 
rung des Art. 23. des Gefeges über die Gemeinde- 
Berfaffung in der Rheinprovinz vom 15. Mat 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 
von Preußen ꝛc. ꝛc. 
verorbnien, zur Ausführung des Artikels 23. des Gefeges vom 
15. Mat 1856, (Rhein. Samml. Bd. 11, ©. 228), betreffend die 
Gemeinve-Verfaffung in der Rheinprovinz, was folgt: 


8. 1. 

Die Kultur eines Gemeinvegrunpftüds nad Artifel 23. des 
Geſetzes vom 15. Mat 1856., betreffend die Gemeinve-Berfaflun 
der Rheinprovinz, fann von jedem einzelnen Gemeindemitglieng, 
ſowie von der Gemeindebehörde — ſei e8 auf deren eigenen An- 
trieb oder nad) Anmweifung der vorgefegten Auffichtsbehörde — 
beantragt werben. $ 

. 2. 

Erfolgt Widerſpruch, ſo entſcheidet die Regierung über die 

Zuläffigfeit und die Ausführung der Kultur. 


| 8. 3. 
Der Beſchluß der Regierung ift zu ftügen auf: 

a) den von einem Sachverſtändigen zu liefernden Nachweis ver 
Rentabilität und den von eben ſolchem aufzuftellenden Plan 
und Koſtenanſchlag, 

b) den vom Bürgermeifter aufzuftellenden Plan zur Aufbrin- 
gung der FKoften, 

c) den Nahmeis, daß diefe Dokumente (a. b.) in der Gemeinde 
während eines Zeitraums von vierzehn Tagen offen gelegen 
haben und daß die Gemeinvemitgliever davon auf ortsübliche 
Weiſe und mit dem Eröffnen in Kenntniß geſetzt worden 
find, wie e8 ihnen während jener rift freiftehe,. vie Dofu- 
mente einzujehen und ihre Einwendungen gegen deren In— 
halt beim Bürgermeifter fchriftlid over mündlich zum PBro- 
tofoll anzubringen, 

d) das Gutachten des Gemeinderathes über die Kultur, wie 
über die etwa erhobenen Einwendungen, 

e) ven Haushaltsetat der Gemeinde und „die abgefchloffene 
Rechnung des verfloffenen Jahres, 
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f) das auf Borlegung der Dokumente sub a—e. von ben 
Kreisftänden abgegebene Gutachten. 


8. 4. 

Segen den Beihluß der Regierung findet der Recurs an 
die Minifterien des Innern und für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. ftatt. 

Für die Frift und den Weg, in welchen verfelbe einzulegen 
ift, gilt der $. 117. der Gemeinde-Orrnung vom 23. Juli 1845 
(Gefeg-Samml. ©. 553). 


8. 5. 

Der $. 32. der für die Gemeinde- und Inftituts-Waldungen 
der Negierungsbezirfe Coblenz und Trier geltenden Verwaltungs: 
Snftruftion vom 31. Auguft 1839 (Amtsblatt der Regierung zu 
Coblenz Beilage zu Nr. 62) bleibt dur gegenwärtige Verord- 
nung unberührt. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. März 1858, 

Im Allerhöhften Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
(L. S.) Bring von Preußen. 
v. Weftphalen. v. Manteuffel II. 
I. 1423. Rhein. Gener. 145. Vol. 3, 


5. 
Allgemeine Verfügung vom 2. März 1858, — be— 
treffend die techniſche Reviſion der in Königlichen 
Dienſtwohnungen auszuführenden baulichen Einrich— 
tungen und Reparaturen. 


Allgemeine Verfügung vom 9. März 1843 (Rhein. Samml. 
Br. 8. ©. 150). 


a. Berfügung des Herrn Minifters für Handel, Ge— 
werbe und Öffentliche Arbeiten. 

Der Königlihen Regierung eröffne ih, daß die Cirkular- 
Berfügung vom 6. Juni v. J., nach welcher bei baulichen Ein- 
richtungen und Reparaturen an Königlichen Dienftwohnungen 
im Reſſort des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten und des Finanz: Minifterrtums, deren Koſten unter 
20 Thaler betragen, die Revifion durch vie Kreis» Baubeamten 
nur dann erforderlich ift: „wenn wefentliche Veränderungen an 
dem beftehenvden Baumerfe oder ſolche Borkehrungen bezwedt 
werben, welche eine bejondere, nur Bauverftändigen beimohnende 
Sachkenntniß erfordern“, nad Zuftimmung ber betreffenden 
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Herren Minifter fortan aud auf die Königlichen Dienftwohnungen 
int Neffort der übrigen Minifterien Anwendung findet, mit Aus: 
nahme der zum Reſſort des Minifteriums für die landwirth— 
Ihaftlihen Angelegenheiten gehörigen höheren landwirthfchaft— 
lichen Yehranftalten, für welche befondere Bautechnifer angeftellt 
find, fowie der Dienftwohnungen im Reffort ver Militair-Ber- 
waltung, für welde vie mittelft Allerhöcfter Kabinets-Order 
vom 25. März 1839 beftätigte Gefhäftsorpnung für das Gar— 
nifon-Baumwefen Gültigkeit behält. 
Berlin, den 21. Februar 1858. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 
von der Heydt. 


Un 
ſämmtliche Königlihe Regierungen 
un 
an die Königliche Minifterial- 
Baufommiffion bier. 
b. Berfügung des Juftiz-Minifters. 
Vorftehende Verfügung wird den Gerichtsbehörben zur 
Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt. 
Berlin, den 2. März 1858. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An ſämmiliche Gerichtsbehörden. Simons. 
1. 796. Juſtizfonds 17. Vol. 8. 


| 6. 
Verfügung vom 11. März 1858, — betreffend die 
Vollſtreckung geringer Gefängnißftrafen gegen Zög- 
linge der Erziehungs- und Befferungs - Anftalt zu 
St. Martin bei Boppard und im Landarmenhaufe 
zu Trier. 
Allerhöchſter Erlaß vom 19. September 1857 (Rh. Samml. 
Br. 11..©. 380 


Verfügung vom 10. November 1857 (Rh. Sanıml. Br. 11. 
©. 389). 


Behufs der Mittheilung an die Ober» Profuratoren wer: 
ven Sie davon in Kenntniß geſetzt, daß 
die Erziehungs- und Befjerungs-Anftalt zu St. Martin 
bei Boppard und das Landarmenhaus zu Trier 
ferner als folde Detentions-Anftalten bezeichnet worven find, für 
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weldhe die Ihnen abſchriftlich mitgetheilte Allerhöchſte Ordre 
vom 19. September 1857 zur Anwendung fommen kann. 
Berlin, den 11. März 1858. 
Der YuftizMinifter. 


Simons, 


An 
ven Königl. Herrn General» 
Profurator zu Cöln. 
1. 795. Crimin. 90. Vol. 3. 


7. 


Verfügung vom 25. März 1858, — betreffend die 
Nothwendigkeit einer Vorlegung der Prozeßakten von 
Seiten der Regierung bei Erhebung eines Compe— 

tenzkonfliktes vor Erlaß des Siſtirungsbeſchluſſes. 


Die in Ihrem Berichte vom 5. März d. $., betreffend vie 
Meigerung der dortigen Regierung zur Mittheilung ver Akten 
bei Erhebung eines Competenzkonflikts ausgefprochene Unficht, daß 
vor Erlaß des Siſtirungsbeſchluſſes dem Gerichte nothwendig 
die Akten des Prozeſſes vorgelegt werden müßten, kann als richtig 
niht anerkannt werden. Die ten Gonflift erhebende Behörde 
ift nicht die Partei, alfo nicht nothwendig im Befiß der Alten; 
der Conflift fann felbft wider den Willen beiver Parteien er- 
hoben werden. Auch hat es feine Bedenken, auf Grund des 
Beichluffes über die Erhebung des Confliftes das Siftirungs- 
Urtheil zu erlaffen, obgleich ein anverweitiger Nachweis über vie 
Anhängigfeit der Sahe nit vorliegt, indem dadurd eventuell 
nur etwas Ueberflüſſiges geſchähe. 

Hiernach bedurften Sie der betreffenden Akten zu dem Au— 
trage auf Einftelung des Verfahrens in dem vorliegenden Falle 
nicht; dagegen ift zum Zweck des zu erftattenden Berichtes deren 
Mittheilung erboten. Sollte bei befonverer Lage bes Talleg, 
oder zum Zwecke des Berichtes die Mittheilung der Alten ver- 
weigert werben, fo bleibt Ihnen überlaffen alsdann darüber näher 
zu berichten. 

Berlin, ven 25. März 1858. | 
Der Yuftiz- Dinifter, 

Simons. 


An 
den Königl. Herrn Ober⸗ 
Prokurator zu N. 
I. 1030. Rhein. Gener. 132. Vol. 2. 
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f 8, 
Verfügung vom 25. März 1858, — die in ber 
adminiftrativen VBorunterfuhung wegen Poftfontra- 
vention veranlaßten Koften fallen dem im gericht: 
lihen Berfahren demnächſt Berurtheilten zur Laſt 
und find gegen ihn erefutorifch zu erklären. 
Geſetz v. 5. Juni 1852. $. 43 (Rh. Samml. Bd. 10. ©. 445). 


Sie erhalten hierbei Abfchrift eines Schreibens des Herrn 
Handels-Minifters vom 11. d. Mts. 
betreffend die Ertheilung eines Erekutorii gegen den 
wegen Poftkontravention gerichtlich verurtheilten N. N. 
über die in der abminiftrafiven Borunterfuchung ver- 
anlaften Koſten 
mit tem Eröffnen, daß fich der YuftizMinifter nut damit ein- 
verftanden  erflären kann, daß das verlangte Erefutorium im 
Allgemeinen nicht zu verweigern fe. Das Geſetz vom 18. Ger- 
minal VII. ſpricht den Grundſatz aus, daß der Verurtheilte alle 
Koften erfegen muß, zu denen die Verfolgung und Beftrafung 
des Vergehens PVeranlafjung gegeben hat, und es fann fi nur 
fragen, ob vie Koften in einen durch die Prozedurgefege vor» 
geſchriebenen ftrafrechtlihen Verfahren überhaupt veranlaßt find. 
Für Poſt- und Porto-Uebertretungsfachen fchreibt aber ver 8. 43. 
des Geſetzes vom 5. Juni 1852 (Rh. Samml. Bd. 10. ©. 445), 
unter Bermweifung auf das bei Zumwiderhandlungen gegen vie 
Vorſchriften über die Erhebung ver Zölle vorgejchriebene Ber: 
fahren ausprüdlid vor, daß der gerichtlichen Unterfuhung ein 
abminiftratives Werfahren vorhergehen müſſe. Das Tettere 
bildet daher einen nothwendigen Theil der gerichtlichen Unter- 
fuhung. Die Vorſchrift, daß beim Antrage auf gerichtliches 
Gehör der adminiſtrative Strafbefheid als nicht ergangen an— 
geſehen werben fol, trifft nicht das dem letteren zu Grunde 
liegende Berfahren. 

Diefem allgemeinen Gefihtspunfte entſprechend ſchrieb ſchon 
die Berorbnung vom 26. Dezember 1808 wegen Errichtung ber 
Provinzial» Polizei» und Finanz = Behörden (Gefeg-Samml. von 
1806—1810. ©. 476) im 8. 45 außbrüdlich vor, daß die in dem 
adminiftrativen Vorverfahren veranlaßten Koften von dem im 
gerichtlichen Berfahren demnächſt Berurtheilten getragen werben 
müßten und die aud im dortigen Bezirke geltende Steuerord— 
nung vom 8. Februar 1819 verweift im $. 93 (Geſetz-Samml. 
©. 116) binfihtlih des fraglichen Verfahrens bei ver Unter- 
fuhung und —— Steuervergehen auf jenen 8. 45 der 
Verordnung vom 26, Dezember 1808. Wenn diefe Borfchrift 
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in dem Zollftrafgefet vom 23. Januar 1838 (Geſetz⸗- Sammi. 
©. 78) nit ausdrüdlich wiederholt ift, jo kann daraus nicht 
deren Aufhebung jondern nur. gefolgert werden, daß fie fi nad 
allgemeinen Grundſätzen von felbft verſtehe. Das Geſetz vom 
3. Mai 1852 enthält im Art. 136 (Geſetz-Samml. S. 241) die 
felbe Vorſchrift, ohne dag die Materialien für deren Aufnahme 
befondere Motive ergäben, jo daß für diejenigen Yandestbeile, 
in welchen die Verordnung vom 3. Januar 1849 (Geſetz-⸗Samml. 
©. 14) gilt, die Erftattung der fragliden Koften von dem ge 
richtlich verurtheilten Kontravenienten feinem Zweifel unterliegt 
und nicht anzumehmen ift, daß im Bezirk des Appellationsge— 
richtshofes zu Cöln bei einem im übrigen gleihmäßigen Ver— 
fahren nur bei Steuerfontraventionen, nıdt aber bei Zoll- und 
Poſtkontraventionen derſelbe Grundſatz gelten follte. 

Das in Ihrem Schreiben an die dortige Oberpoſt-Direktion 
vom 14. November v. J. bezogene Urtheil des Ober-Tribunals 
vom 26. Juni 1856 wider Klotz und Conſ. (Goltdammer Archiv 
Bd. 4. ©. 681) hat einen weſentlich verſchiedenen Fall vor Augen. 
Es handelte ſich dabei von Koften, die gar nicht durch das Straf: 
verfahren oder jedenfalls nicht —— veranlaßt waren 
und der allgemeine Satz, daß nur diejenigen Koſten dem Ver— 
urtheilten zur Laſt gelegt werden fünnten, welche durch das in 
der ee — vorgeſehene gerichtliche Verfahren 
veraulaßt worden, iſt nothwendig nur von denjenigen Fällen zu 
verſtehen, in welchen die gerichtliche Unterſuchung lediglich nach 
den Vorſchriften der Kriminal-Prozeß-Ordnung geführt werben 
fann und nicht etwa auf Grund fpäterer Gefete ihr ein befon- 
ders regulirte8 Vorverfahren vorhergehen muß. 

Berlin, ven 25. März 1858. Der Yuftiz-Minifter. 

An Simons, 
den Königl. Herrn General⸗ 
Profurator zu Cöln. 
I. 1047. Rhein. Gener. 10. Vol. 3. 


9. 

Verfügung vom 2. April 1858, — betreffend die 
Dispenſation der franzöſiſchen Unterthanen von der 
Beibringung des Atteſtes ihrer Heimathsbehörde 
behufs ihrer Verehelichung in Preußen. 

Geſ. v. 13. März 1854 8. 2 (Ah. Samml. Bd. 11. ©. 13). 
Verfügung v. 31. Aug. 1856 (Ah. Samml. Bd. 11. ©. 279). 


Nachdem bei — eines Spezialfalles feſtgeſtellt wor- 
den, daß franzöſiſche Unterthanen nah ven dortigen Landes— 
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gefegen zur Eingehung einer Ehe einer befonderen Zuftimmung 
der betreffenden Verwaltungsbehörde nicht bedürfen, daß ferner 
die Beibringung des im $. 1 des Geſetzes vom 13. März 1854 
für Ausländer vor Cingehung einer Ehe in ten Königlichen 
Staaten vorgefhriebenen Atteftes nad) dortiger Pantesverfaflung 
in der Regel nicht möglich ift, und daß endlich Ausländerinnen 
durch Berheirathung mit einem Franzofen in das ftaatsbürger- 
lihe Berhältnif des Ehemannes treten und jedes in einer foldhen 
Ehe, gleichviel ob im In- oder Auslande, geborene Kind die 
Unterthans-Eigenfchaft des Baters erwirbt: haben wir auf Grund 
des 8.2 des Geſetzes vom 13. März 1854 beſchloſſen, 
ven franzöfiichen Unterthanen, welche in Preußen eine Ehe 
einzugehen beabfihtigen, die Beibringung des Atteftes, daß 
fie hierzu nad den Geſetzen ihrer Heimath, unbeſchadet 
ihrer Stautsangehörigkeit, befugt feien, hiermit allgemein 
zu erlaflen. | 

Indem wir die Königliche Regierung zur Beachtung hiervon 
in Kenntniß ſetzen, bemerfen wir, daß die YPegitimation eines 
franzöfifhen Unterthans in feiner Eigenschaft als folcher durch 
den Paß einer franzöflfchen Behörde nur dann als geführt an- 
gejehen werben kann, wenn dem Inhaber in dieſem Paſſe feine 
Eigenfhaft als Franzoſe ausdrücklich bezeugt ift. _ 

Ueber obwaltende Zweifel, ob ver Beweis ver Nationalität 
als geführt zu erachten fei, hat bie betreffende Königliche Regie— 
rung zu entſcheiden. 

Berlin, den 2. April 1858. 


Der Juſtiz-Miniſter. Der Minifter der geiite Der Minifter des 


lichen, Unterrichts= und Innern. 
Medizinal-Angelegen— 
heiten. 
(gez.) Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
Cirkulare an ſämmtliche Königliche 
Regierungen *). 


I. 851. E. 32. Vol. 2, 


*) Der General-Profurator zu Cöln ift durch Reſkript vom 
21. April 1858 angewiefen worden, die Berfügungen vom 31. Auguft 
1856 (Rhein. Samml. Bd. 11. S. 279) und die obige Verfügung vom 
2. April 1858 zur Belehrung der Eivilftandsbeamten den Ober- 
Profuratoren mitzutheilen. 
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10. 
Verfügung vom 26, April 1858, — betreffend Die 
Unzuläffigfeit polizeilicher Zaren für die Bertreter 
der Parteien bei den Friedensgerichten. 


ei hänge vom 17. Januar 1845 88. 88 ff. (Geſetz— 
Summl. ©. 57). 


Sie werden davon in Kenntniß gefeßt, daß hinſichtlich der 
in Ihrem Zahresberichte vom 15. März v. 3. behandelten Frage 
über die Zuläffigkeit polizeiliher Zaren für die Vertreter der 
Parteien bei ven Friedensgerichten, wie ſolche der Landrath zu 
N. erlafjen hat, ter Herr Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentlibe Arbeiten in einem Schreiben vom 16. d. Mts. ſich 
damit einverftanven erflärt hat, daß vie Aufftellung folder Taxen 
weder mit der Vorfchrift ver SS. 88 ff. ver Allgemeinen Gewerbe— 
ordnung (Oej.-Samml. von 1845 ©. 57) vereinbar, noch nach 
gegenmärtiger Lage der Berhältniffe in praftifcher ‚Hinficht für 
empfehlenswerth zu erachten fei. Die Regierungen der Rhein- 
provinz jollen hiernach beidieren werten. Dem Treiben ver 
Winfelfonfulenten bei den Gerichten ift übrigens von Ihrer Seite 
fortwährend befonvere Aufmerkfamfeit zu widmen. 

Berlin, ven 26. April 1858. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An Simons. 
ven Königl. Herrn General- 
Profurater zu Cöln. 


I. 1528. Rhein. Gener. 80, Vol. 2. 


11. 
Geſetz vom 3, Mai 1858, — betreffend die Ge- 
bühren und Koften des Berfahrens bei Theilungen 
und bei gerichtlichen Verkäufen von Immobilien im 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 
„ von Preußen ıc. x. 

verordnen unter Aufhebung der Vererdnung vom 27. Yult 1855 
(Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 129) hinfichtlid der Gebühren und 
Koften, weldye das Verfahren bei Theilungen und bei gerichtlichen 
Berfäufen von Immobilien veranlaft (Geleb vom 18. April 1855 
Rhein Samml. Br. 11. ©. 78), mit Zuftimmung beider Häufer 
des Landtages Unferer Monardie für ven Bezirk des Appella- 
tionsgerichtähofes zu Cöln, was folgt: 
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8.1. Allgemeine Beitimmungen. 


Artikel 1. 

Die Anjegung und Erhebung der Gebühren und Koften 
fol nad Maafgabe der in dem Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöln geltenden Beftimmungen und der nadhfolgenven 
Abänderungen und Ergänzungen verjelben ftattfinden. 


F. 11. Beſtimmungen, betreffend das gerichtliche Theilungs- 
verfahren. 


Artikel 2. 
Die Anwalte erhalten: 

1) für die Bittfhrift an den Präfidenten um Ernennung eines 
Kommiſſars oder Notars (Art.1. Abjag 2, Art. 4. des Ge— 
fees vom 18. April 1855) die Gebühr des Artikels 76. des 
Tarif vom 16. Yebruar 1807; 

2) für ven Anwaltsaft, durch weldyen die —— des Praä⸗ 
ſidenten zur Ernennung des Kommiſſars oder Notars zu— 
geſtellt wird, die Gebühr des Artikels 70. des Tarifs; 

3) für den Antrag, betreffend die Beſtätigung des Gutachtens 
der Sachverſtändigen (Art. 3. des Geſetzes), ingleichen für 
den die Antwort darauf enthaltenden Alt, vie Gebühr des 
Artikels 71. des Tarifs; 

4) für die Anfertigung des Hefts der Verkaufbedingungen 
(Art. 4. des Geletied) die Gebühr des Artikels 72, Nr. 1. 
des Tarif; 

5) für die Hinterlegung deſſelben beim Notar eine Balation 
nad Artifel 91. des Tarifs; 

6) für die Zuftellung der Abjchrift des Hefts der Verkaufbe— 
dingungen an bie Anwalte ver Mitverfteigerer die Gebühr 
des Artifel® 70. des Tarifs; 

7) für die Abjchrift, welde zugeftellt wird, die Gebühr des 
Artikels 72, Nr. 2. des Tarıfs; 

8) für den Antrag, betreffend die Streitigkeiten über die Ver— 
faufbedingungen, ingleihen für den Antrag, durch welchen 
ein verfpäteter Einſpruch gegen vie -Verkaufbeningungen 
wieder aufgenommen wird (Art. 5. des Geſetzes), ſowie 
— Antwort darauf, die Gebühr des Artikels 71. des 

arifs; 

9) für den Antrag auf Ermächtigung zum Verkauf unter dem 
Schätzungspreiſe (Art. 6. des Geſetzes), ingleichen für die 
Antwort darauf, die Gebühr des Ärtikels 71. des Tarifs; 

10) für das Geſuch an den Notar um Beftimmung eines Ter— 
mins, in welchem die Parteien erfcheinen follen, um zu ven 
Theilungsverrichtungen zu fchreiten (Art. 7. des Geſetzes), 
die Gebühr des Artikels 76. des Tarife; 
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11) für ven Anmwaltsakt, durch welchen die Mitbetheiligten aufr 
gefordert werden, im Termin vor dem Notar zu erfcheinen, 
die Gebühr des Artifeld 70. des Tarifs; 

12) für den Antrag, um bie vor dem Notar erhobenen Streitig- 
feiten zu erledigen (Art. 8. des Gefeges), ingleihen für Die 
Antwort — die Gebühr des Artikels 71. des Tarifs; 

13) im Falle ohne vorheriges Gutachten von Sachverſtändigen 

ſowohl der Verkauf verordnet, als auch die Schätzung durch 

das Gericht ſelbſt bewirkt wird (Art.»2. des Seas), für 
ven vorhergegangenen mündlichen Vortrag das Doppelte ver 

Gebühr des Tarifs; 

im Yale dem Antrage auf Beftätigung des Gutachtens. ver 

Sachverſtändigen (Art. 3. Des —— oder auf Verord⸗ 

nung einer neuen Verſteigerung (Art. 6. des Odesee), oder 

auf Beftätigung der Theilung (Art. 981. ver Eivilprozep- 

Dronung) von feiner Partei widerfproden wird, für dem 

mündlichen Vortrag nur die Hälfte ver Gebühr des Tarife; 

15) um die Theilungsklage durch den Gerichtsfchreiber vifiren zu _ 
laſſen (Art. 967. ver a feine Gebühr. 

Artitel 3, 

Den Notarien werden die Protokolle und Konferenzen, welde 
die gerichtliche Theilung zum Gegenftanve haben, nebft ven zur 
Borbereitung verjelben Ar ewefenen Arbeiten, ſowie die 
Uebermittelung der Urſchrift des Protofols über die Streitig- 
keiten zum Zweck ver Hinterlegung auf dem Sefretariat, nad 
den Darauf verwendeten Arbeitäftunven bezahlt. Für eine jede 
Stunde werden funfzehn Silbergrofhen angejegt. Die ange- 
fangene Stunde wird für voll beredhnet. Hier ei fünnen obne 
Unterfchied, ob das Geſchäft am Wohnorte des Notars oder 
außerhalb vefjelben jtattgefunden hat, die Gebühren nad der 
ganzen dazu wirklich verwendeten Zeit berechnet werben. 

Die allgemeinen Bemerkungen zu ver Tarorbnung für bie 
ge unter Nr. 2. 4. 5. 8. fommen auch hier zur Anmen- 

ung. 
die Notarien müfjen die verwendeten Stunden, unter An- 
gabe des — und des Schluſſes der ung fowie ihre 
ebühren und Auslagen, bei Strafe von fünf Thalern, unter 
jevem Protofoll und jeder Ausfertigung gewiflenhaft fpezifizixen. 

Jedes Protofoll muß nad Borfarit des Artifeld 43, der 
Notariatd-Orbnung und bei Vermeidung der dort beftimmten 
Strafe unter dem Tage feiner Aufnahme ins Repertorium ein- 

etragen werben, auch wenn es nur den Anfang ober bie Fort- 
ne der Theilungsverhandlungen enthält. 

Urtifel A. j 
-— Die Notarien find ferner bei Strafe von fünf Thalern ver- 
pflichtet, unter dem fchlieglihen Theilungsprotofoll und unter 
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ver Ausfertigung deſſelben vie fümmtlicdyen in dem Verfahren für 
das Theilungsgeſchäft (ausſchließlich der Verrichtungen in Betreff 
der Verkäufe) berechneten UArbeitsftunden, unter Angabe ver Tage, 
ſowie die jümmtlichen Gebühren und Auslagen * aufzu⸗ 
ſtellen; die nicht in dieſer Weiſe verzeichneten Gebühren und 
Auslagen können nicht erhoben werden. 

Artikel 5. 
Diie von dem Notar für die Theilungsgeſchäfte berechneten 
Gebühren und Auslagen können auf Verlangen jedes Betheiligten 
oder, wenn Minderjährige over venfelben gleichgeftellte Perfonen 
oder Vermögensmaſſen (Art. 29. 31. des Geſetzes vom 18. April 
1855) betherligt find, auf Antrag der Staatsanwaltſchaft durch 
den Präfiventen des Pandgerichts, in deſſen Bezirk ver Notar 
angeftellt ift, nach mündlicher oder fchriftliher Vernehmung des 
legteren, mit Rückſicht anf die Beichaffenheit der Sache und die 
Mühewaltung des Notars bei derjelben, nach billigem Ermeſſen 
ermäßigt werben. 

Die Sg des Präſidenten ift einem Rechtsmittel nicht 
unterworfen. Durch diefe Beftimmung wird das Disziplinar- 
verfahren im geeigneten Yale nicht ausgefchloffen. 

Artifel 6. 

Den Notarien wird der Aft über vie Hinterlegung der Ber: 
faufbedingungen (Art. 4. des Gefeges vom 18. April 1855) 
gleich einem Akt über eine einfeitige Erfläring nad) der Zar- 
ordnung von 25. April 1822 (Rhein. Samml, Bd. 2. ©. 256) 
bezahlt; im Uebrigen fommen in Betreff ver Gebühren und Aus- 
lagen der, Notarien für Verrihtungen, melde ven Verkauf von 
Immobilien zum Gegenftande haben, die Beftimmungen ves 
8. IV. dieſes Gefetes zur Anwendung. 


8. 11. Beitimmungen, betreffend das außergerichtliche 
Theilungeverfahren. 
Artikel 7. 
Für den Aft über die aufergerichtlihe Theilung (Art. 12., 
Art. 13. Nr. 1. des Geſetzes vom 18. April 1855) oder über 
die Vereinbarung zum Verkauf (Art. 22. Nr. 1.), ſowie für die 
ur Herbeiführung verjelben erforderlich gewejenen Vorarbeiten, 
Rattoefundenen Verhandlungen ımd Konferenzen über Aufftellung 
der Mafle, über Feſtſtellung ver Anſprüche und Berechnungen 
und über Auseinanderfegung ver Betheiligten, ingleichen für die 
Protofolle ‚über Loofeziehung, über Taufche von Looſen und über 
Bergleiche bei ver Theilung (Art. 15.) erhalten die Notarien 
Gebühren nad) ven Arbeitsftunden;-für jede Stunde werden funf- 
zehn Silbergrojchen angefeßt, die angefangene Stunde wird für 
voll berechnet. 
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Die ſämmtlichen Beftimmungen des Artikels 3. dieſes Ge— 
fetse8 finden aud hier Anwendung. 


Artifel 8. 


Was in Artikel 4. dieſes Gefetes wegen Angabe der Ar- 
beitözeit und der Gebühren und Auslagen in Beziehung auf das 
ſchließliche Theilungsprotofoll und deſſen Ausfertigung beftimmt 
ift, gilt in gleicher Weife und unter denſelben Nachtheilen ver 
Zuwiderhandlung aud in Beziehung auf die Zheilungsurkunde 
bei der aufergerichtlihen Theilung und in Beziehung auf die 
Urkunde der Vereinbarung über den Berfauf, nie in Bezie— 
bung auf die Ausfertigungen derfelben. 

Die Beftimmungen des Artikels 5. finden gleichfalls hier 
Anwendung. 

Artikel 9. 

Die Notarien erhalten: 

1) für den Aft über die Hinterlegung ver Beftätigung der Thei- 
lung ober der Bereinbarung über ven Verkauf (Art. 19. 24. 
des Geſetzes) die Gebühr für eine einfeitige Erklärung nad) 
der Taxordnung vom 25. April 1822; 

2) für die Beſcheinigung darüber, ob und wann die Hinter: 
legung der Beitätigung der Theilung oder der Vereinbarung 
über ben Berfauf ftattgefunden hat, die in der gedachten 
Taxordnung unter dem Sage: „Notariats-Atteſt“ beftinmte 
Gebühr. 

| Artifel 10. : : 

Bei dem Friedensgericht dürfen für Familienrathsbeſchlüſſe, 
welche die Genehmigung der aufergerichtlichen Theilung ever die 
Bereinbarung über ven Verkauf betreffen, drei Bakationen in 
Anfag kommen, wenn die entſprechende Zeit wegen beſonderer 
Schwierigkeiten hat verwendet werben müſſen. Iſt dies nicht der 
Tal, fo bleibt e8 bei der Beſtimmung, welde vie Anmerkung 
zu Artikel A. des Tarif vom 16. Februar 1807 enthält. 

Artikel 11. 

Die Anmalte erhalten: 

1) für die Bittfchrift an die Rathskammer um Beftätigung der 

. Theilung oder der DVereinbarung über ven Verkauf, over 
um Beftätigung des Familienrathsbeſchluſſes, weldyer bie 

Genehmigung enthält (Art. 17., Art. 23. lester Abfag, 

Art. 29. des Gejetes vom 18. April 1855), die Gebühr 

des Artikel 79. des Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Wird auf die Bittfchrift ein Vorbeſcheid erlajien, jo kann 
für diefelbe, fowie für jede folgende Bittjchrift, nur die Ge— 
bühr des Artikels 78. des Zarifs berechnet werben; 

2) für die Bittfchrift an die Rathskammer um Verordnung 
einer neuen Verfteigerung im Falle des legten Abſatzes des 
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ir 25. des Gefetes die Gebühr des Artikels 78. des 

Tarifs; | 

3) für die Bittfhrift an den Pandgerichtspräfidenten um Er- 
nennung eines Notars in dem durch Artikel 25. des Ge— 
fees bezeichneten Falle, oder um Ernennung von Sachver⸗ 
ftändigen im Falle des Artikels 27. des Geſetzes die Gebühr 
des Artikels 76. des Tarife. 


8. V. Beitimmungen, betreffend den gerichtlichen Verkauf 
von Immobilien. i 


Urtifel 12. 
Die Anmalte erhalten: 

1) für die Bittfchrift an die Rathskammer um Verordnung 

des Berfaufs oder um Beftätigung des den Verkauf betref- 

fenden Familienrathsbeſchluſſes (Art. 31. 32. des Gefeges 
vom 18. April 1855), ingleihen für die Bittſchrift um die 

Ermähtigung zum Berfauf unter dem Schätungspreife 

(Art. 50. des Geſetzes), vie Gebühr des Artikels 78. des 

Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Wird auf die Bittfchrift ein Vorbeſcheid erlaſſen, jo kann 
für viefelbe, fowie für jede folgende Bittichrift nur die Ge— 
bühr des Artikels 76! des Tarifs berechnet werben; 
um im Falle des Artifeld 70. des Gefetes auf dem Se- 
fretariat die Aufnahme des Altes, durch welchen die Bürg- 
Ihaft übernommen wird, zu bewirken und die Nachweiſe 
über die Zahlungsfähigfeit des Bürgen zu hinterlegen, eine 
Vakation nad Artikel 91. des Tarifs; 

3) um auf dem Sekretariat die Nachweife über die Zahlungs- 
fähigkeit des Bürgen einzufehen, eine Vakation nad Ar- 
tifel 91. des Tarif; 

4) für die Amtsverrihtungen in dem DBerfahren, welches ge- 
mäß Artikel 64., Artikel 71. und Artikel 84. des Geſetzes 
vom 18. April 1855 Ttattfindet, vie Gebühren für fumma- 
riſche Sachen nah Artikel 67. des Tarifs vom 16. Te- 
bruar 1807. 
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Artikel 13. 


Die Notarien liquidiren nach der Taxordnung vom 25. April 
1822 unter dem Satze: „Subhaſtation von Immobilien.“ 
Hierbei treten folgende Beſtimmungen ein: 

a) Neben der Gebühr für die öffentliche Bekanntmachung kön— 
nen die anzuheftenden Abſchriften nach der Poſition „Ab— 
ſchrift“ in der Taxordnung vom 26. April 1822, ſowie die 
Auslagen für die Inſertion in die öffentlichen Blätter be— 
rechnet werden. 
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b) Für Anfertigung des Hefts ver Verkaufbedingungen erhält 


— 


ver Notar die in der Taxordnung von 25. April 1822 
unter dem Sage „Subhaftation von Immobilien litt. b.“ 
beftimmte Gebühr, jevody nur die Hälfte diefer Säte, wenn 
vderjelbe für Entwerfung ver Kaufbedingungen ſchon ander: 
weitig eine Bergütigung erhalten hat (Art. 22. des Geſetzes 
vom 18. April 1855). 
Eines Aftes über die Hinterlegung des Heft ver Verkauf— 
bedingungen bevarf e8 nur bei dem gerichtlihen Theilungs: 
verfahren, aber auch bei tiefem nur dann, wenn der mit dem 
Berfaufe beauftragte Notar das Heft ver Berkaufbedingun- 
en nicht felbft angefertigt hat. Für den Aft über vie 
interlegung des letteren erhalten die Notarien feine be= 
fonvere Gebühr. 
d) Für Offenlegung der. Kaufbedingungen oder tes Gutachtens 
ber Sachverftändi en, für Ertheilung von Auskunft, für die 
Beifügung von Nachweiſen zu den Heft der Bedingungen 
und für fonftige, bie Verfteigerung vorbereitente Verrich— 
tungen wird nichts vergütet, dagegen die auf Anfertigung 
des Eingangs zum Berkaufsprotofoll vor dem Termin ver— 
wendete Seit bei ver für Abhaltung des Verkaufs zu be 
rechnenden Zeit mit in Anjchlag gebradt. 


e) Für die dem betreibenden Anmwalte auf deſſen Verlangen zu 


— 


gebende Abſchrift des Hefts der Verkaufbedingungen werden 
die in der Tar-Ortnung vom 25. April 1822 unter Po— 
fition „Abſchrift“ beftimmten Gebühren berechnet. 
Der Notar kann einen Ausrufer zur Verfteigerung der Im: 
mobilien zuziehen, wenn er es für erforderlich erachtet. Die 
Wahl deffeiben fteht vem Notar zu. Als Gebühren für ben 
Ausrufer fommen funfzehn Silbergrojhen für die erfte 
rd fünf Silbergrofdyen für jede folgende Stunde. in 
echnung. 
Der Borfchrift des Artikels 49, Wr. 4. des —— vom 
18. April 1855 wird dadurch genügt, daß im Verſteige— 
rungsprotofoll auf das bei ven Urſchriften des Notars be— 
ruhende Heft der Berkaufbebingungen Bezug genommen, 
ſodann leßteres feinem ganzen Inhalte nad) bei dem An- 
fange ver BVerfteigerung vorgelefen und dieſe Borlefung im 
— sprotokoll A wird. J 
ei der Ausfertigung des Verſteigerungsprotokolls ſind 
alsdann aus dem Heft der ———— die Er⸗ 
wähnung der betreffenden Eigenthumstitel, ſowie die Kauf— 
bedingungen mit auszufertigen, jedoch nicht die Verfügung 
des Gere, burcch. weldye der Verkauf verordnet worben, 
ver beftätigte Familienrathsbeſchluß und das Gutachten ver 
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Sadverftändigen. Die zum Zwede tes Berfahrens bei dem 
Notar binterlegten Ausfertigungen der letztgedachten drei 
Schriftftüde (Art. 36. des Geſetzes vom 18. April 1855) 
bleiben bi8 nach erfolgter VBerfteigerung im Gemwahrfam des 
Notare. Inſofern diefe Ausfertigemgen nicht in ten Ver— 
faufbedingungen dem Verkäufer vorbehalten find, hat ver 
Notar diefelben dem Anfteigerer mit der erefutoriichen Aus- 
fertiqung des Berfteigerungsprotofolls zu übergeben; wenn 
die Grundftüde im Einzelnen angejteigert. wurben, jo er- 
hält die Ausfertigungen der Anfteigerer des Grundſtücks, 
an deſſen Erwerb nad Inhalt ver Verfaufbedingungen der 
Anspruch auf vie hinterlegten Ausfertigungen gefnüpft ift, 
in Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung ver Anjteigerer, 
welcher den höchſten Kaufpreis zu zahlen hat; die übrigen 
Anfteigerer fönnen bei entftehendem Bedürfniß auf ihre 
n neue Ausfertigungen bei der Gerihtsichreiberei ent- 
nehmen. 

St bei ver Verfteigerung der Schäßungspreis nicht ge— 
boten worden, fo find Die betreffenden Urkunden demjenigen, 
ver fie übergeben hat, auf Verlangen zur weiteren Veran- 
laſſung zurüdzugeben. 

Ueber das Aufgeld muß ver Notar dem Verkäufer Rech— 
nung legen; was nad Abzug der gefelichen Gebühren umd 
Auslagen davon übrig bleibt, tritt dem Kaufpreife hinzu. 


Artifel 14. 


Die Notarten erhalten für das Protofoll über das Per- 
langen des MWiederverfanfs, in welchem vie Beicheinigung über 
Nichterfüllung der Bedingungen enthalten ift (Art. 55. des Ge— 
fees vom 18. April 1855), die in der Tar- Ordnung vom 
25. April 1822 unter dem Satze: „einfeitige Erklärung“ be- 
willigte Gebühr und die Gebühren für die Zeugen. 

Findet ein Verfahren vor dem Präfidenten ftatt, fo wird 
nah Vakationen gerechnet. 


Artikel 15. 


Die Gebühren beim Friedensgericht in dem Verfahren ver 
Artikel 69. bis 87. des Geſetzes vom 18. April 1855 werben 
nad) der Gebührentare für das Subhajtationsverfahren angeſetzt. 

Für die Aufnahme des Antrages auf Berfteigerung (Art. 73. 
des Gejetzes), für die Abfaffung des Verfeigerungspatents (Art.74. 
dajelbft) und für vie Abhaltung des Berfteigerungstermind und 
die Abfaffung des Protokolls darüber (Art. 76—81. daſelbſt) find 
die Gebühren wie nad a. c. und d. ver Gebührentare zur Sub- 
baftationg-Ordnung vom 1. Auguft 1822 (Rhein. Samml. Bd. 2. 
©. 291) zu. beziehen. 


h 


— 
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8. V. Gemeinjame Beſtimmungen, dad außergerichtliche Thei— 
lungsverfahren und den ar Verlauf von Immobilien 
" etreffend. 


. Artikel 16. 

Die Gebühren der Sachverſtändigen zur Begutachtung der 
Theilbarkeit, Schäßung oder Poojebildung (Art. 18. 23, 27. 33. 
des Geſetzes vom 18. April 1855) werden nad) Maaßgabe der 
Artikel 159. bis 163. des Tarifs vom 16. Februar 1807 durd 
den Nichter, vor welchem die Vereidung erfolgt ift, feſtgeſetzt 
und erefutorifch erklärt. 

Artifel 17. 


Für die Berrihtungen in Betreff ver Ernennung und Ber: 
eivung von Sachverſtändigen liquidiren die Friedensrichter und 
Gerichtsjchreiber ihre Gebühren nah Der Order vom 28. April 
1832 (Jahrb. Bd. 39. ©. 481); für die Hinterlegung des Gut- 
achtens erhalten fie feine Gebühr. Die Beftimmung des Arti- 
fels 15. des Tarifs vom 16. Februar 1807 wird hierdurch nicht 
berübrt. 

Das Gutachten und die Protofolle über die Vereidung ver 
Sachverftändigen und die Hinterlegung des Gutachtens bleiben 
in: Urfchrift bei dem Gericht, bei welchem die Vereivung und die 
Hinterlegung erfolgt ift, und werben von dem Gerichtsfchreiber 
dieſes Gerichts — 

rtikel 18. 


Ueber die Einveihung der Ausfertigung des bei einem an- 
deren Gericht hinterlegten Gutachtens von Sachverſtändigen 
(Art. 18. 23. 27. 34. des Geſetzes vom 18. April 1855), fowie 
über die Einreihung des Familienraths-Beſchluſſes zur Beftätt- 
gung (Art. 17. 23. 32. 50. des Gefetes) wird ein Hinter» 
legungsaft auf dem Sekretariat nit aufgenommen. 


Artifel 19, 

In die Ausfertigung des Rathskammer ⸗Beſchluſſes, welcher 
die Beftätigung der aufergerichtlihen Theilung oder der Berein- 
barung über ven Verkauf, over die Beftäti * des die Geneh— 
migung enthaltenden Familienrath8-Befchluffee etrifft, ingleichen 
in die Ausfertigung des Rathskammer-Beſchluſſes, welcher vie 
Verordnung des gerichtlichen Verkaufs von Immobilien, oder 
die Beftätigung des desfallfigen Familienraths-Beſchluſſes be- 
trifft, werten die Bittfchrift des Anwalts, die Verfügungen bes 
Präfiventen (Art. 885. der Civilprozeß-Ordnung) und die An- 
träge der Staatsanwaltihaft nicht aufgenommen. 

Die Verfügungen des Präfiventen und Die —— der 
Staatsanwaltſchaft werden unter die Bittſchrift des Anwalts ge— 
ſchrieben, welche bei dem Gerichte zurückbleibt. In dem Raths— 
kammer⸗Beſchluß iſt ver Beſchluß des Familienraths, unter An⸗ 
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gabe des Datums, genau zu bezeichnen und zu erwähnen, daß 
der Schriftliche Antrag der Staatsanwaltihaft und der Vortrag 
eines Berichterftatterd vorhergegangen find. 

Der Ausfertigung des Rathskammer-Beſchluſſes, welcher bie ' 
Betätigung ertheilt, wird die von tem Anwalt eingereichte Aus- 
ferfigung des Familienraths-Beſchluſſes vermittelft des Geridhts- 
flegels beigeheftet. 


8. v1. Schiußbeftimmung. 


Artikel 20. 

Die bis dahin geltenden Vorſchriften in Betreff des Armen- 
rechts umd im Betreff der Koften in Vormundſchaftsſachen finden 
aud in dem durd das Gefeß vom 18. April 1855 geregelten 
Verfahren Anwendung. 

Die baren Auslagen fünnen überall gefordert und einge- 
zogen werben. Zu denfeiben find die Koften der nothmwendigen 
Kopialien, zu Einem Silbergrofchen für die Rolle, zu rechnen. 

Wenn die Bormundfchaft einftweilen koſtenfrei bearbeitet 
wird, fo kann gleihmwohl in allen Fällen, in welden einem Be- 
vormundeten durch die Theilung over durch den Verlkauf ein 
reines Vermögen im Werthe von fünfhundert Thalern over mehr 
überwiefen ift, der auf venfelben fallende Antheil ver Gebühren 
und Koften des Verfahrens fofort von ihm eingezogen werven. 

In Betreff ver Stempelabgabe zu den Verhandlungen in 
viefem Verfahren bleibt e8 bei den darauf bezüglichen gefetlichen 
Beftimmungen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigebrudtem' Königlichen Imfiegel. 
Gegeben Berlin, ven 3. Mai 1858. 


Im Allerhöchften Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. — 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 


v. Weſtphalen. v. Vera v. Maflom. 
Graf v. Walverfee. v. Manteuffel I. 


1. 1786. Rheinprov. Offizianten-Saden 17. 
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12. 
Allerhöchſter Erlaß vom 6. Mai 1858, — betreffend 
die Anrechnung des im Jahre 1849 zur Unterdrückung 
des Aufſtandes im Königreich Sachſen ſtattgefundenen 
Kampfes als Kriegsjahr bei Penſionirungen. 
Militär-Penſionsreglement vom 13. Juni 1825. 8.8. 
Allerhöchſter Erlaß vom 6. November 1849 (Rhein. Samml. 
Br. 10. ©. 71). 


Im Berfolg Meiner an das Staats-Minifterium erlaflenen 
Drver vom 6. November 1849 will Ich mit Bezug auf ben 
8. 8. des Militär- Benfions- Reglements vom 13. Juni 1825 
hierdurch beftimmen, daß auch der im Jahre 1849 zur Unter- 
drückung des Aufftandes im Königreih Sachſen ftattgefunvene 
Kampf ven Preußiſchen Militärperfonen, melde die Gefechte in 
Dresden mitgemadyt haben, bei Berechnung ver Dienftzeit als 
ein Kriegsjahr in Anrechnung gebracht werben fell, infofern fie 
nicht bereit3 aus der Theilnahme an ben [päteren kriegeriſchen 
Dperationen des Jahres 1849 ein Anrecht auf die Doppelred;- 
nung deſſelben befigen. 

Berlin, ven 6. Mai 1858, 

Im Allerhöhften Auftrage Seiner Majeftät des Königs: 
Prinz von Preußen. 
(gegengez.) Graf v. Wulberfee. 
An das Staats: Miniftertum. 

Borftehender Allerhöchfter Erlaß wird ſämmtlichen Gerichts— 
behörden zur Nachachtung bekannt gemacht. 

Berlin, ven 26. Juni 1858. 

Der Zuftiz-Minifter 


An Simons. 
ſämmtliche Gerichtsbehörben. 
I. 2158. P. 45. 
13, 

Vebereinfunft unter den Rheinuferftaaten vom 7. Mai 
1858, — betreffend den Bau der flehenden 
Rheinbrüde zu Cöln. 

Zwiſchen den unterzeichneten zu einer außerorbentlichen Sef- 


fion der Central-Kommiffion für die Aheinfhiffahrt zufammen- 
getretenen Bevollmächtigten der Rheinuferſtaaten ift heute in 
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bejonderem Auftrage Ihrer Regierungen folgende Uebereinfunft 
vereinbart worden: 
Artikel I. 


Die Schiffe und Flöſſe, welche die ſtehende Brüde ber Cöln 
paſſiren werden, haben dafür feine Durchlaßgebühr zu entrichten; 
vie Königlich Preußifche Regierung verzichtet auf“ die Erhebung 
einer ſolchen Gebühr bei Coln felbft für den Fall, wenn neben 
ver ftehenvden Brüde eine Sciffbrüde beibehalten oder wieder 
aufgerichtet werden Jollte. 

Artikel I. 


Den Eigenthümern verjenigen zur Fahrt auf dem Rhein 
berechtigten Segel- und Dampfichiffe, weiche nicht jeßt ſchon zum 
Pajfiren fefter, nach oben geſchloſſener Brücken eingerichtet And 
und welche bereits‘ bisher, oder doch längſtens binnen drei Mo» 
naten nach der Hinterlegung der Katififations- Urkunden diejer 
Uebereinfunft, ven Strom an Cöln vorüber befahren haben, 
wird eine Entſchädigung für die Vorrichtungen zum Senfen und 
MWiederaufrihten der Mafte, — * der Kamine, aus 
der Preußiſchen Staatskaſſe gewährt werden. Dieſe Entſchädi— 
gung gilt zügleich als Vergütung 

für das Stillliegen des Schiffes während der zum An— 
bringen der Vorrichtungen erforderlichen Zeit, 

für die etwaige Erſchwerung des Dienſtes auf dem Schiffe, 

für die eventuelle Beſchränkung des nutzbgren Laderaums, 
endlich 

für alle ſonſtigen Anſchaffungen und Aenderungen, welche 
in Folge jener Vorrichtungen für einzelne Fahrzeuge 
nothwendig werden können. 

Schiffe, welche an ſich zur Entſchädigung zuzulaſſen, aber 
erſt nach dem in dieſem Artikel beſtimmten äußerſten Termin 
an Cöln vorübergefahren ſind, desgleichen Schiffe, bei welchen 
wegen Alters oder Schadhaftigkeit die Vorrichtung zum Senken 
und Heben nicht mehr ausgeführt werden kann, endlich alle vom 
Tage der Bollziehung dieſes Bertraged ab neu zu bamenven 
Schiffe haben feinen Anjprud auf Entihädigung. 

Artikel II. 

Im Einverftändniffe ſämmtlicher Uferftaaten wird die Ent» 
Ihädigung in Baufch und Bogen auf fefte Gelvfäge nad Maaß— 
gabe ter Yavdungsfähigfeit der einzelnen Fahrzeuge fejtgeftellt und 
ein- fir allemal gewährt, wie folgt: 

A. Bei Dampfſchiffen: 
1) Für Dampfichlepper von mehr als zweihundert 

Pfervekraft mit . 2 2 2 2 2 2 nn. 30 Rthlr. 
2) Für kleinere Dampffchlepper und große Per- 


fomenboote mit . . DO = 


Gefege, Verordnungen, Referipte 1858. 27 


3) Für Heinere Dampfboote, jofern fie überhaupt 
einer Vorrichtung zum Senken ver Kamine bei 
ihrer Durchfahrt unter der Brüde bevürfen, mit 100 Rthlr. 


B. Bei Segeljdiffen. 
Für Schiffe 


1) von 10,000 Ztr. und mehr mit 950 Rthfr. im Mittel 
2) = 10,000 bis 8000 Ztr. mit 950— 750 Rthlr. 850 Rthlr. 


3) = 8,000 » 6000» = 750-550 = 650 = 
4) = 6,000 = 4000 = = 550-350. - 40 - 
5) = 4,000 » 3000 = = 350-250 ' » 300 - 
6) = 3,000 = 1500 = = 30-150 » 200 + 
7) = 1500 800 + - 10-0 -_% » 
8) - 


800 = und weniger Tragfähigkeit 25 Rthlr. 
Für Schiffe, deren Tragfäbigfeit 2* die angegebenen 
Grenzen hineinfällt, iſt nach Maaßgabe dieſer Skala die Ent— 
ſchädigung verhältnißmäßig auszumitteln. 

Die Feſtſtellung des Entſchädigungsbetrages für jedes ein— 
zelne Schiff erfolgt durch das Königlich Preußiſche Eiſenbahn— 
Kommiſſariat zu Cöln endgültig unter Ausſchluß jedes Rekurſes. 


Artikel IV. 

Die Schiffseigenthümer, welchen nach den vorſtehenden Be— 
ſtimmungen ein Entſchädigungsanſpruch zuſteht, haben denſelben 
nach der amtlichen Aufforderung, welche die Regierungen der 
Uferſtaaten in ihren Gebieten erlafien werden, ſpäteſtens bis zum 
31. Dezember dieſes Jahres, bei Verluſt ihres Anrechts, bei dem 
Königlih Preußiſchen Eifenbahn- Kommiffariate zu Cöln anzu- 
melden. Diefe Anmeldung muß von der Vorlage des Patents 
und des Aichſcheins begleitet fein. Diejelben haben ferner durch 
eine Beſcheinigung des Hafen-Kommifjariats zu Cöln nadızu« 
weilen, daß fie mit dem in dem Patent bezeichneten Schiffe ein— 
mal und fpäteftens binnen drei Monaten nady Hinterlegung ver 
Ratififations- Urkunden diefer Uebereinkunft auf dem Rhein vor 
Cöoln vorübergefahren find. 

Das Königlich Preußiſche Eifenbahn-Kommiffariat zu Cöln 
wird den Sciffseigenthümern über die erfolgte Anmelvung eine 
Veurfundung mit der Zufage ertheilen, daß, wenn die nachſte— 
hend bezeichneten Bedingungen von ihmen erfüllt fein werben, 
der Sciffseigenthiimer auf die der Summe nad) genau zu be- 
zeichnende Entfhädigung Anjprud habe. Demnächſt haben die 
Schiffseigenthümer die zum Senken und Heben der Mafte, be— 
ziehungsmeife der Kamine, nöthigen Vorrichtungen anfertigen zu 
laflen und mit ben fo hergerichteten Schiffen die ftehende Brüde 
bei Cöln fpäteftens bis zum Schluffe ver Schiffahrt des Yahres 
1860 ge paffiren. 

ah Erfüllung dieſer Bebingungen, worüber ein Zeugniß 
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des Cölner Hafen: Kommifjartats — iſt, wird den 
Schiffseigenthümern der Betrag der Entſchädigung auf Anmei- 
fumg des Königlich Preußifchen Eiſenbahn-Kommiſſariats zu Cöln 
von der dortigen Regierung Hauptlaffe ausgezahlt werden. Die 
Zahlung erfolgt an den Sciffseigenthümer, welchen das Patent 
als ſolchen ausweift, oder an deſſen gehörig beglaubigten und in 
gleicher Weife legitimirten Bevollmächtigten. 
Artifel V. Ä 

Die Königlih Preußifhe Regierung übernimmt es, vo 
‚erften April 1859 bis zum Schluffe des Jahres 1860 neben ver 
ftehenden Brüde zu Cöln eine dem Bebürfniffe entfpredhende An- 
zahl von proviforifchen Krahnen-Anlagen zum Heben und Senten 
der Mafte aufftellen zu laflen. Eine Gebühr für veren Hülfs— 
leiftung wird von den Schiffern nicht erhoben werben. 

Artikel VI. 

Die Regierungen von Baden, Bayern, Franfreih, Heflen, 
Naſſau und Nieverland betrachten die früheren Bedenken gegen 
die Konftruftion der ſtehenden Aheinbrüde bei Cöln, namentlich 
nach deren bereits verfügter Höherlegung auf 53 Fuß Preußifch, 
für erledigt; fie erfennen an, daß Preußen in Betreff viefer 
Brüde vurd; Uebernahme der im viefem Bertrage bezeichneten 
Peiftungen allen denjenigen Intereſſen und Rechten ver freien 
Schiffahrt auf dem Rhein genügt, welde auf den bezüglichen 
völferrechtlichen Vereinbarungen beruhen, oder durch Anwenbung 
des Art. 67. ver Rheinichiffahrts-Stonvention vom 31. März 1831 
auf ven Cölner Brüdenbau begründet werden fünnen; fie er- 
flären Ihrerſeits, bei fpäteren feiten Ueberbrüdungen des Rheins 
auf Ihren Gebieten darüber wachen zu wollen, daß das inter» 
efle ver freien Schiffahrt und Floͤſſerei in einer ven Verträgen 
und Bepürfnifien entſprechenden Weife gewahrt merbe. 

Artikel VIL 

Gegenwärtige Uebereinkunft fol nad erfolgter landesherr- 
licher — En minifterielle Urkunden ratifizirt werben 
und dadurd die Kraft und Wirkung eines Staatövertrages er- 
halten. Die von jedem Uferftaat in einem Eremplar auszufer- 
tigenven Ratifitations-Urfunden follen am 11.1Juni dieſes Jahres 
in das Archiv der Centralkommiſſion niedergelegt werben. 

Mainz, am 7. Mai 1858. i 

Tür Baden: von Uria. 
«» Bayern: von Kleinſchrod. 
Frankreich: Goepp. 
Heſſen: Schmitt. 
Naffau: von Zwierlein. 
Niederlande: Trabders. 
Preußen : Matzerath. - 
(L. S.) 


nv nn. 


— 
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Die vorftehende Uebereinkunft ift auf Grund der Allerhöchſten 
Drder vom 3. Juni 1858 ratifigirt, auch von Seiten jämmt- 
licher übriger Rheinuferftaaten vatifizirt, und es find die Rati— 
fifations-Urfanden in das Archiv der Rheinſchiffahrts-Central— 
kommiſſion zu; Mainz am 11. Juni 1858 niedergelegt worden. 

I. 2434, E. 37. Vol. 22. Ä 


14. 

Allerhöchſte Ordre vom 10. Mai 1858 und Ber: 
fügung vom 18. Mai 1858, — betreffend das Nang- 
verhältnig der wiedergewählten Mitglieder der 
Handelsgerichte. 


Zur Befeitigung der Zweifel über das Rangverhältnif ver: 
jenigen Mitglieder ver Hanvelögerichte, welche nah Ablauf ver 
Zeit für welche fie gewählt worden, unmittelbar wiedergewählt 
werben und veren Funktionen danach faktiſch feine Unterbrediung 
erleiden, haben des Könige Majeftät auf meinen Antrag durch 
Allerhöchfte Ordre vom 10. d. Mts. zu beftinmen — daß 
ſolche Handelsrichter ihren bisherigen Rang im Kollegium bei— 
behalten ſollen. Sie erhalten hierbei Abſchrift dieſer Allerhöchſten 
— zur Kenntnißnahme und Mittheilung an die Handelsé— 
erichte. 

: Berlin, ven 18. Mai 1858. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An - Simons. 
ven Königl. Herrn General-Profurator 
zu Cöln. 
I. 1876. Rhein. Gener. 52. Vol. 5. 


Anlage. 


Auf Ihren Beriht vom 6, Mai d. J. will Ich hierdurch 
beitimmen, daß im Bezirke des Apellationsgerichtshofes zu Cöln, 
sendung deren unmittelbare Wiederwahl von Mir, unter 

ispenſation von der Vorſchrift des Artikel 623. des Handels- 
gejeßbucdes genehmigt worden, unter. den Mitglievern des Han— 
delsgerichts ihren bisherigen Rang beibehalten und jederzeit ven 
neugewählten Mitglievern vorgehen follen. Ich überlaſſe Ihnen, 
biernady das Weitere zu verfügen. 

Berlin, den 10. Mai 1858. 


Im Allerhochſten Auftrage Seiner Majeftät des Königs: 
Prinz von Preußen. 
An den Yuftiz-Minifter. 
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15. 
Verfügung vom 1. Juni 1858, — betreffend Die 
Stempelpflidtigfeit der Erfenntniffe der Gewerbe— 
gerichte über die Klagen auf Ausftellung von Ent: 
laffungs - Zeugniffen für Gewerbe - Gebülfen, 
Gefellen und Lehrlinge. 


Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 88. 142 und 156 
(Sefeß-Summl. ©. 68 und 70). | 


Auf Ihren Bericht vom 13. Juni 1857 

die Stempelpflichtigfeit der Exrfenntniffe der Gewerbe- 

gerichte über die Klagen auf a von Ent- 

laffungszeugnifien für Gewerbe-Gehülfen, Gefellen und 

Lehrlinge betreffend 
wird Ihnen eröffnet, daß der Herr Finanz» Minifter fih nun- 
mehr damit einverftanden erflärt hat, daß zu ven fraglichen Er- 
fenntniffen fein Werthitenipel genommen werbe, weil fid an: 
nehmen lafle, daß' es ſich im folden Prozeßſachen nicht von einem 
nad Gelde nicht Schätbaren oder von einem Gegenſtande von 
50 Rthlr. oder mehr handele. Bei dem in der Kegel leicht lös— 
baren Berhältniß zwifchen Arbeitgeber und Arbeitönehmer, zwi— 
ſchen Pehrheren und Pehrling, komme es nämlich dem Arbeits- 
nehmer oder Lehrling, wenn er feinen bisherigen Fabrikherrn 
oder Meijter verlafle, und deshalb das in ben Sr 142 und 156 
der Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 (Gefet-Sammt. 
©. 68 und 70) vorgejchriebene Entlafjungszeugniß begehre, vor: 
zugsweife darauf an, durch letsteres in den Stand gejett zu 
werden, alsbald ein andermeites Unterfommen wieder zu finven. 
Ganz verjagt werden dürfe die Ausftelung eines ſolchen Zeug: 
niffes nicht; e8 beftehe daher das Intereſſe, welches bei An- 
ftelung einer Klage auf deſſen Ertheilung vorwalte, mefentlich 
in bem Gelvverlufte, welcher dem Gehülfen, Gefellen over Lehr- 
ling ans ver Weigerung der fofortigen Ausftellung des Zeug- 
nifies erwachſe. Dieſer Berluft werde aber einen mäßigen Be- 
trag niemals überfteigen und es laſſe fih mit Rückſicht hierauf 
wohl behaupten, daß. das derartige Klageobjeft ven Betrag von 
50 Rthlr. nicht erreiche. | 

Der Provinzial-Steuer-Direftor zu Cöln ift demnach von 

dem Heren Finanz-Minifter angewiefen, von der Forderung des 
Werthitempels "zu ven. fraglichen Erfenntniffen ſowohl für die 
Vergangenheit als auch für die Zufunft abzuftehen, 
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Sie werben veranlaßt, hiervon die Gewerbegerichte Ihres 
Bezirks in Kenntniß zu ſetzen. | 
Berlin, den 1. Juni 1858. | 
* Der Juſtiz⸗Miniſter. 
An | Simons. 
den Königl. Herrn General: 
Profurator zu Eöln. 


I. 1999. Rhein. Gener. 62. Vol. 8. 


| 16. | 
Allgemeine Verfügung vom 12. Zuni 1858, — be- 
treffend die Benachrichtigung der Ober: Poftvireftionen 
von den gerichtlichen Klagen, welche gegen Kafjen- 
beamte der Poſt wegen Geldforderungen angeftellt 
werden, 


Verordn. vom 26. Dezbr. 1808 $. 47 (Geſ.“Samml. ©. 477). 
ae U —— Gerichtsordnung $.49 (zu Th. 1. 
it.6 8.8). 


Im $.49 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 6..8.8 ift auf Öcand ves 8.47 der Verordnung 
wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial: Polizei» und Fi- 
nanzbehörden vom 26. Dezember 1808 feftgefegt worden: 
daß, wenn gegen Kaffenbeamte des Regierungs-Reſſorts 
Geldforderungen eingeflagt werben, davon der betref- 
fenden Regierung ſofort Nachricht gegeben werden folle. 
Das Intereſſe des Dienftes erfordert e8, daß diefe Vor— 
ſchrift aud bei den gegen Kaffenbeamte der Poft angeftellten 
Klagen wegen Gelpforverungen beachtet wird. Die Gerichte 
werben deshalb angemiefen, von ſolchen Klagen in vorkommenden 
Fällen bei Einleitung des Prozeſſes derjenigen Ober-Boftviref: 
tion, welcher der verflagte Beamte unterworfen ift, jofort Nach— 
richt zu geben. 

In dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ift 
diefe Benachrichtigung in Gemäßheit des Fr 38 des Refjort-Re- 
(ements vom 20. Juni 1818 durch die Ober-Prokuratoren zu 
were und fall® derartige Klagen bei ven Friedensgerichten 
verhandelt werden, nach Vorfchrift ver Verfügung vom 19, Des 
zember 1841 (Rhein. Samml. Bd. 7. ©. 374) zu verfahren. 

Berlin, ven 12. Juni 1858. 
Der Yuftiz-Minifter, 


An ſämmtliche Gerichtsbehörden. Simons. 
I. 2024. K. 28, 
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17. 
Allgemeine Verfügung vom 4. September 1858, — 
betreffend die Benugung der Preußifchen Eifenbahn- 
Zelegraphen. 


Reglement vom 10. März 1858 (Staatsanzeiger ©. 554). 
Allgemeine Verfügung vom 3. Septbr. 1853 (Rhein. Samml. 
Bd. 10. ©. 598). 


a. 

Nah einer Mitteilung des Herrn Minifters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift zur Erhöhung der Nug- 
barmadhung der eleftromagnetifhen Telegraphie der Verſuch ge- 
macht worden, die Betriebs-Telegraphen der Eifenbahnen zur 
Depefchen- Beförderung für'den allgemeinen Verkehr — 

Damit indeſſen nicht hierdurch ven Eijenbahn-Berwaltungen 
eine unverhältnißmäßige Beläſtigung aufgebürdet werde, iſt es 
erforderlich, daß die durch dieſelben unentgeltlich zu befördern— 
den Depeſchen nicht ohne Noth gehäuft, ſondern die Beförderung 
unter Beachtung der nachſtehend abgedruckten 88. 7. 8. und 12 
des Reglements vom 10. März d. J. nur in den dringendſten 
Fällen, namentlidy nur dann in Anfprud genommen wird, wenn 
der Zweck auf fchriftlihen Wege nicht zu erreichen ift. 

Die Gerihtöbehörden und Beamten der Staatsanwaltfchaft 
werben angewiefen, hiernach zu verfahren, auch in Betreff der 
Faſſung der telegraphiichen Depefchen die allgemeine Verfügung 
vom 3. September 1853 (Rhein. Samml. Br. 10. ©. 598) zu 
beachten. 

Ein Verzeichniß derjenigen Stationen, nach und von welchen 
Depeſchen — 58*— werden, befindet ſich in der amtlichen Aus— 
gabe des Eiſenbahn-, Poſt- und Dampfſchiff-Coursbuches. 

Berlin, den 4. September 1858. | 

Der Juſtiz-Miniſter. 


Un Simons, 
ſämmtliche Gerichtsbehörden und 
Beamte der Staatsanwaltſchaft. 
I. 3016. T. 20. Vol. 2. 


b, * 
Auszug aus dem Reglement für die Benutzung der 
Preußiſchen Eiſenbahn-Telegraphen zur Beförde— 
rung von ſolchen Depeſchen, welche nicht den Eiſen— 
bahndienſt betreffen, vom 10. März 1868. 


8. 7. 
Die Depeſchen zerfallen rückſichtlich ihrer Behandlung in 
folgende Gattungen: 
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I: Staatsdepefhen, d. h. Depeſchen, melde von dem 
Staats - Oberhaupte oder den Regierungs- Drganen 
des Inlandes ausgehen, | 

II. Dienftvepeichen, 

III. Privatdepefchen. 


S. 8. 
Die Depefchen müſſen in deutſcher Sprade abgefaßt fein. 
Sie müſſen ald Staatsrepefchen bezeichnet und durch Siegel 
oder Stempel als foldye beglaubigt fein. 


8. 12. 

Bei Aufgabe der Depefchen find ſämmtliche dafür zu zah- 
fende ©ebühren, mit Ausnahme etwaigen — im Falle ver Be- 
ftellung durd die Poft von dem Morefjaten zu erhebenden — 
Briefe Beftellgelves, im Voraus zu entrichten. 

Staatsvepeihen (8. 7) find jedoch, fefern die Adreßſtation 
nicht außerhalb des Preußiſchen Staat3:Telegraphennetes liegt, 
gebührenfrei. 


18. 


Verfügung vom 8. September 1858, — betreffend 

die Behandlung von Strafgefangenen, welche wäh- 

vend ihrer Strafzeit wegen Verbrechen oder Ver 

gehen von Neuem zur Unterfuchung gezogen 
werden, 


Verfügung der Minifter des Innern vom 18. Januar 1832 
und der Juſtiz vom 30. deſſ. Mts. (Rhein. Samml. 
Br. 3. ©. 428). 


Im der Anlage erhalten Sie, Herr General» Profurator, 
eine an ben Yuftiz-Minifter gerichtete Eingabe des dortigen 
Unterfuhungsrichtere vom 23. v. Mts., mit dem Auftrage, den— 
jelben zu beiceinen, daß der Yuftiz- Minifter der von der Re— 
gierung zu Cöln in deren Schreiben vom 28. Dezember 1850 
und vom 2. Juli d. 3. näher entwidelten, in Ihrer Verfügung 
vom 2. Yanuar 1851 gebilligten Anfiht im Allgemeinen bei- 
tritt, wonad die bereits zur Strafe Berurtheilten, wenn fie 
während der Strafzeit wegen neuer Verbrechen oder Vergehen 
zur Unterfuhung gezogen werden, deshalb nicht aufhören, Straf- 
gefangene zu fein, und daher an ſich feinen Anfpruch auf die Be- 
handlung als Unterfuhunysgefangene haben. Selbft ihre Ueber- 
fievelung in das Unterfuhungs-Gefängniß erfcheint nur in jofern 
geboten, als das Intereſſe ver Unterfuhung ſolches nothwendig 
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macht, und e8 unterliegt feinem Bedenken, daß da, wo Straf- 
und Unterfuhungsgefangene in venfelben Anftalten aufbewahrt 
werben, die Behandlung der bereits verurtheilten und in neue 
Unterfuhung verwidelten Strafgefangenen viefelbe bleiben kann. 
Dadurch wird jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß auch in foldhen 
Fällen der Unterfuhungsrichter die Direktion des Arrejthaufes 
veranlaßt, die im Intereſſe der neuen Unterfuhung für noth- 
wendig erachteten Anordnungen zıf treffen, und es ift feine Ver— 
anlafjung zu ver Annahme vorhanden, daß dem nicht werde ent« 
ſprochen werben. 

Was insbefondere die dem Unterfuhungsrichter in den Ver— 
fügungen der Minifter des Innern vom 18. Januar 1832 und 
der Juſtiz vom 30. ejusd. (Rhein. Samml. Bv. 3. ©. 428) 
vorbehaltene Genehmigung zur Feſſelung von Unterfuhungsge- 
fangenen betrifft, jo liegt es in ver Natur ver Berhältniffe, daß 
die Arrefthausverwaltung vorzugsweife in der Yage ift, die Noth- 
mendigfeit ver Feſſelung eines Gefangenen ald Sicherheitsmaaß- 
regel zu beurtbeilen, und es kann nidyt gebilligt werben, wenn 
der Unterfuhungsrichter feine Genehmigung ohne alles Intereſſe 
für die fpezielle Unterfuchung aus Gründen verweigert, die feiner 
Beurtheilung ganz fremd find. So wurde in dem alle des N., 
der bereit8 zu lebenslänglidyer. Zwangsarbeit verurtheilt und 
mehrmals entjprumgen war, aud damals fid wieder wegen ge— 
waltfamen Ausbrudys in Unterfuhung befand, die Feflelung für 
unzuläffig hauptfählid aus dem Grunde erklärt, weil nady ber 
Anfiht des Unterfuhungsrichters eine beffere Auffiht. für vie 
Sicherheit deſſelben genüge. 

Sollte fid in einzelnen Fällen ergeben, daß das Verfahren 
der Arreſthausverwaltung mit tem Intereſſe der Unterſuchung 
nicht zu vereinigen ift, fo hat ver Inftruftionsrichter darüber an 
Sie zu berichten, und wird Ihnen anheimgeftellt, über vie ſich 
etwa ergebenden Mifftände, welche nicht durch Korrefponvenz 
mit der dortigen Regierung zu bejeitigen find, dem Juſtiz-Mi— 
nifter nähere Anzeige zu machen. 

Berlin, ven 8. September 1858. 


Der Yuftiz-Minifter. 
| An Simons, 
ven Königl. Herrn Oeneral- 
Profurator zu Cöln. 


I. 3061. Rhein. Crimin. 5, Vol. 7. 
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19. 


Allgemeine Verfügung vom 11. September 1858, 
— betreffend. das Verfahren bei Einholung der Gut: 
achten ver Sachverfländigen- Vereine in Unters: 
fuhungen wegen Nachdrucks und unbefugter 

Nachbildung. | 
Geſetz vom 11. Juni 1837 88. 17.31. (Sef.-Samml. ©. 165). 
Inftruftion vom 15: Mai -1838 (Gef.-Samml. ©. 277). 


Allgemeine Verfügung vom 25. Februar 1842 (Rhein. Samml. 
B0. 8. ©. 19) 


Nah einer Mittheilung des Herrn Minifters der geiftlichen, 
Unterrichts- und Medizinal: Angelegenheiten ift es in neuerer 
yet zum öfteren vorgefommen, daß in Unterfuchungen wegen 

achdrucks oder unbefugter Nachbildung von einzelnen Gerichts: 
behörven gegen bie auf ben status causae et controversiae be 
üglichen ge der Inftruftion vom 15. Mai 1838 
(Gefeg- Samınlımg . 277) und bes Cirkular-Reſkripts vom 
2%. Februar 1842 (Rhein. Samml. Bd. 8. ©. 19) gefehlt wor: 
den ift. Die Gerichtsbehörven und die Beamten der Staats— 
anmwaltichaft werben deshalb an die genaue Beachtung” jener 
a. hiermit erinnert und namentlih barauf hinge— 
wiefen: 
daß, bevor zur Kegulirung bes status causae et con- 
troversiae gefchritten werden kann, fämmtlihe Parteien 
über die Sadje felbft vernommen fein müffen; 
daß ferner die Regulirung des status causae et con- 
troversiae nidht bon den Beamten ver Staatsanwaltſchaft 
vorgenommen werben kann, vielmehr gerichtlich, und 
zwar unter Zuziehung ver Parteien erfolgen muß, 
und daß endlich die Unterzeichnung des regulirten status 
causae et controversiae als eine wejentlihe Förmlichkeit 
des Verfahrens anzufehen ift. | 
Berlin, den 11. September 1858, 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons, 
fämmtlihe Gerichtsbehörden und 
Beamte der Staatsanwaltſchaft. 


1.3148. N. 3. Vol. 8. 
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Allerhöchſter Erlaß vom 12. September 1858, — 
betreffend die Errichtung einer Handelskammer für 
den Kreis Eupen und die Aufhebung der in der 
Stadt Eupen. beftehenden Fonfultativen Kammer für 
Manufakturen, Fabriken, Künfte und Gewerbe. 


Auf Ihren Bericht vom 8. September d. I. genehmige Ich 
die Erridtung einer Handelskammer für den Kreis Eupen im 
KRegierungsbezirt Aahen. Die Handelskammer nimmt ihren 
Sitz in der Stadt Eupen. Sie fol aus fieben Mitgliedern be- 
ftehen, für welche eben fo viele Stellvertreter gewählt werben. 
Zur Theilnahine an der Wahl der Mitgliever und Stellver- 
treter find fümmtliche Gewerbetreibende des Kreifes Eupen be- 
rechtigt, welche in der Steuerflafle der Kaufleute mit faufmän- 
nifhen Rechten Gewerbeftener entrihten. Zur Gewerbefteuer 
nicht veranlagte Bergmerkögefellihaften und Hüttengewerkfchaften 
werben hinfichtlih ver Wahlfähigfeit und Wahlberehtigung ihrer 
Mitglieder, fowie bei der nad der Vorfchrift des 8. 17. ver 
Berorbnung vom 11. Februar 1848 (Rhein. Sammil. Bd. 9. 
©. 282) über die Errihtung der Hanveldfammern vorzuneh- 
menden Veranlagung des etatsmäßigen Koftenaufwandes für bie 
Handelsfammer als Handlungsgelelihaften angefehen, welde in 
der Steuerflaffe ver Kaufleute mit kaufmännischen Rechten zu 
einer Gewerbeiteuer von zwölf Thalern veranlagt find. — Im 
Uebrigen finden die VBorfchriften der gedachten Verordnung vom 
11. Februar 1848 Anwendung. Die in der Stadt Eupen auf 
Grund des Dekret3 vom 10. Thermidor des Jahres XI. befte- 
bende fonfultative Kammer für Manufalturen, Fabriken, Künfte 
und Gewerbe wird bierdurd aufgehoben. 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffent- 
lichen Kenntniß zu bringen. 

Domanze, den 12. September 1858. 


Im Allerhöchften Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
Prinz von Preußen. 
x v. d. Heydt. 


An 
den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


I 3611. Rhein. Gener. 52. Vol. 5. 
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21, 

Allgemeine Verfügung vom 13. September 1858, — 
betreffend den unmittelbaren Gefchäftsverfehr zwifchen 
den Kaiſerlich Defterreichifchen und den Königlich 
Preußifchen Gerichtsbehörden. 

Allgemeine Verfügung vom 9. Auguft 1856 (Rhein. Samml. 

Br. 11. ©. 241). 


Nach der allgemeinen Verfügung vom 9. Auguft 1856, be- 
treffend den unmittelbaren Gejchäftsverlehr zwifchen ven Kaifer- 
lich Defterreihifhen und den Königlih Preußiſchen Gerichtöbe- 
hörden, bebarf es zur DBermittelung des Schriftwechſels der 
dieſſeitigen Gerichte und Beamten der Staatsanwaltfhaft mit 
den Kaiſerlich Defterreihifchen Gerichten nicht ferner einer di— 
plomatifhen Üntervention. | 

Da Beſtimmung neuerlih nicht felten unbeachtet ge: 
bfieben ift, jo findet der Fuftig- Minifter fi veranlaßt, viefelbe - 
ven Gerichtsbebörden und Beamten der Staatsanwaltfchaft in 
Erinnerung zu bringen. 

Berlin, ven 13. September 1858, 


An ſämmtliche Gerichtsbehörben. 
1. 3238. Requifitionen 48. Vol. 3. 


22. 
Allgemeine Verfügung vom 29. September 1858, — 
betreffend die Kaffirung der Aften bei ven Gerichten 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


Ueber die Aufbewahrung und Kaffirung ter Alten bei den 
Gerichten im Bezirk tes Appellationsgerichtshofes zu Cöln wird 
hierdurch Nachſtehendes angeordnet: 

I. Die Aten in Strafſachen find, wenn redtöfräftig 
auf Strafe erfannt worden ift, in Kriminalfaden 20 Jahre, 
in Zudtpolizeifahen 10 Jahre, und die Erfenntniffe, ſowie 
die Verhandlungen über vie Volftredung der Strafe 30 Jahre 
nach vollendeter Strafvollftredung aufzubewahren. Iſt auf Frei: 
Iprehung erfannt, fo kann die Vernichtung nad) 10 Jahren, vom 
Tage der Rechtskraft ver Entſcheidung, erfolgen. Iſt in ver 
Sade nicht definitiv erkannt, oder der Veruriheilte flüchtig, fo 
bleiben vie Akten, ga das Erkenntniß, jo lange auf: 
bewahrt, als noch eine Wiereraufnahme ver Unterſuchung, be- 


Der Zuftiz-Minifter, 
Simons. 
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male Bollftrefung des Erkenntniſſes zuläffig und mög- 
lic) ift. 

Die Alten in — achen find 2 Jahre, die Erkennt⸗ 
niſſe in denſelben, ſowie bei Holzdiebſtahls-, Forſt- und ähnlichen 
Sachen die tabellariſchen Frevelverzeichniſſe, 5 Jahre nach rechts— 
———— Entſcheidung der Sache aufzubewahren. 

I. Die Vormundſchafts-Akten find bei geſetzlichen 
Bormundfhaften 10 Jahre, vie darin befindlichen Inventarien 
und Theilungsverhandlungen, fowie die Akten in Dativ» VBor- 
mundjchaften und die VBormundfchaftsregifter, 30 Jahre nad) 
Beendigung der Bormundfchaft, beziehungsweife aller in ven 
Regiftern eingetragenen Bormundfcaften, aufzubewahren. 

III. Die Berfonal- Alten ter Beamten und die Aften 
über Disziplinar » Unterfuhungen gegen viefelben find 10 Jahre 
nad ihrem Tode, und falls viefer unbefannt geblieben, 20 Jahre 
nad) ihrem Ausſcheiden aus vem Dienfte aufzubewahren. 

IV. Die Büreaufoften-Rehnungen find 20 Jahre 

nad ertheilter Decharge aufzubewahren. Hinfichtlid der Beläge 
der dechargirten Rechnungen verbleibt e8 bei den Beftimmungen 
des dur die allgemeine Verfügung vom 31. Mai 1844 (Yuftiz- 
Minifterial-Bl. ©. 133) veröffentlichten Reglements des König» 
lichen Staats-Minifteriums vom 7. vefjelben Monats. 

V. Die bei den Gerichten und in deren Regiftraturen zur 
Kontrollirung des Gefhäftsganges geführten Yiften und Bücher, 
jowie die von den Friedensgerichten, beziehungsweife den Fand» 
gerichten eingefandten Tabellen, aus denen die Refultate ven 
vorgefetten Behörden mitgetheilt worden find, find 5 Jahre auf- 
zubewahren. Jedoch find vie Civil» Kepertorien der Friedens— 
gerichte, die Journale und HI: ver Ober-Profuratoren, 
die Regifter ver Sefretariate über Straffadyen, 30 Jahre aufzu- 
bewahren, und" falls fie zu Repertorien über die reponirten oder 
faffirten Alten dienen, von der. Bernihtung ganz auszuſchließen. 

VI. Die Alten der Staatsanwaltfhaft, betreffend 
Beichwerven, Bittfhriften, Mequifitionen, requirirte Strafvoll- 
ſtreckungen, Armenrechts-Geſuche, vakante Nahlaffenfchaften, In- 
terdiktionen, Geiſteskranke, Reviſionen und Rektifikationen der 
Civilſtandsregiſter, Abweſenheits-Erklärungen, Eröffnung ver 
Schwurgerichte und Geſchworenenliſten, ſind 5 Jahre nach deren 
Erledigung aufzubewahren. 

VII. Finden fid in ven Akten Urfunden, welde auf das 
Privat-Intereffe ver Parteien von Einfluß find, und deren Rüd- 
gabe nicht füglich bewirkt werben kann, fo find viefelben 30 Jahre, 
von der Zeit ver Uebergabe am gerechnet, aufzubewahren. 

VIH. Nach Ablauf der vorſtehend I.-—- VII. beftinmten 
Friſten find die Alten zu kaffiren; jedoch bleibt e8 dem Ermeſſen 
des Grjien Präſidenten des Appellatiensgerichtshofes und des 
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Oeneral-Brofurators, beziehungsweife ver Yandgerichts-Präfiden- 
ten und der Ober-Profuratoren überlaffen, aus befonderen Grün: 
den die längere Aufbewahrung der vorerwähnten Aften over ein- 
zelner Stüde verjelben anzuordnen, auch hiuſichtlich der hier nicht 
genannten Akten die Kaffirung derfelben nad Analogie der gegen- 
wärtigen Borfchriften zu veranlaflen. 

Sollte eine Kaflation der Akten in Civilprozeß— 
und Handelsgerichtsſachen, namentlid bei einzelnen * 
densgerichten, angemeſſen und zuläſſig erſcheinen, ſo iſt darüber 
in Betreff jedes einzelnen Gerichts an den Juſtiz-Miniſter zu 
berichten. 

X. Bei den Landgerichten iſt die Ausſonderung der zu 
kaſſirenden Alten alle 3 Jahre zu bewirken und damit im Laufe 
dieſes Jahres zu beginnen. Das Geſchäft ift, unter Oberauf- 
fiht eines Mitgliedes des Gerichts oder eines Staats: Profura> 
tor, einigen Referendarien und Dazu geeigneten Auskultatoren 
u übertragen, welde die Alten nach ben Repertorien durchzu—⸗ 
En und in diefen zu bemerken haben, welde Verhandlungen 
aufzubewahren find. Hiernächſt find dieſe Verhandlungen von 
dem Sekretariat aus den Akten zu trennen und mit den Reper— 
torien dem mit der Dberauffiht beauftragten Mitglieve des Ge— 
richts oder Staats» Profurator vorzulegen, von welchem, falls 
die vorgejchriebenen Anordnungen beobachtet find, definitiv vie 
Kaffirung der Akten verfügt wird. 

Bei ven Friedensgerichten geicieht die Aufräumun 
der Akten durch den Friedensgerichtsſchreiber unter ſpezieller Auf 
ficht des Friedensrichterd. Die Beitimmung angemefjener Zeit- 
räume für die Aufräumung der Akten bei den Friedensgerichten 
bleibt ven Ober⸗Prokuratoren überlafien. 

XI. Die zu kaffirenten Erfenntnifje, Unterfuhungs-Alten, 
Denunziationen und die Berfonal-Aften der Beamten dürfen nur 
zum Einftampfen in ven Papiermühlen, oder zu einem fonftigen, 
fie vernichtenden Gebrauche am zuverläffige Perionen verkauft 
werden. Alle übrigen Akten, find öffentlid an den Meiftbieten- 
den zu veräußern. Einer Anfertigung befonverer Verzeichniſſe 
der zum Berfauf beftimmten Akten bedarf es nicht. Vor dem 
Verkauf find vie Dedel von den Akten abzutrennen, die Rüden 
los zuſchneiden und die einzelnen Hefte, von einander gejontert, 
in verſchiedene Padete zu bringen. a 

XU. Bei dem Verkauf felbft ift Folgendes zu beobachten: 

1) die Pizitationdtermine find in angemeſſenen Zwiſchen— 
räumen anzufegen, wenn bei großen Quantitäten ver- 
faufbarer Akten fonft zu beforgen fteht, daß die Ge— 
bete zu niedrig ausfallen; 

2) ver Berkauf kann im Ganzen oder in Partien, na» 
mentlich zentnermweife erfolgen; - 
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3) diejenigen Perfonen, melde Alten kaufen, die einge- 
ftampft oder fonft vernichtet werden müflen, haben ſich 
bei der Empfangnahme fchriftlich zu verpflidten,. daß 
fie die erftandenen Aften ohne Ausnahme einftanıpfen 
oder fonft vernichten laffen, und vorher Niemandem 
deren Durchſicht geftatten wollen. Für den Kontraven- 
tionsfall ift eine Konventionalftrafe bis auf Höhe res 
doppelten Betrages ver für ſämmtliche erflandene Akten 
gezahlten Kaufſummen zu verabreden und fetzufegen ; 
eine DVerfendung von zu verfaufenden Akten ift nur 
in foldhen Fällen zu veranlaffen, wenn vorausgejeben 
werben fann, daß der dur die Verſendung zu errei- 
chende höhere Kaufpreis die Koften des Transports 
hinlänglich vedt. 

X. Bon dem Erlöfe der verfauften Alten fließen 
80 Prozent zur reg rg die übrigen 
20 Prozent bleiben zur Dispofition des Erften Präfiventen und 
des General-PBrofurators, beziehungsweiſe der Landgerichts-Prä— 
fiventen und der Ober-Profuratoren, welche viefelben, nah Abzug 
der baaren Auslagen, zu Nemuneratienen für die mit der Aug: 
fonderung der Akten befhäftigten Beamten verwenden fünnen. 
Die zur Yuftiz-Offizianten Wittwenkaſſe fließenden Beträge find 
von dem Friedensrichter an den betreffenden Landgerichts-Prä— 
fiventen und Ober: Profurator einzufenden und von diefen in ver 
gewöhnlichen Weiſe an die gedachte Kaffe zu beförbern. 

. Berlin, ven 29. September 1858. 
A Der Yuftiz-Minifter. 


n 
die Gerichtsbehörden im Bezirk des Simons. 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 

I. 3057. Rhein. Gener. 164. 


23. 

Allgemeine Verfügung vom 13. DOftober 1858, — 
betreffend die Einholung des Gutachtens der König— 
lihen General-Münz- Direktion in Unterfuchungen 
wegen Münzverbrechen. 

Allg. Verf. vom 27 Ian. 1826 (Rh. Samml. Br. 3. ©. 4). 
Allg. Berf. v. 22. Septbr. 1855 (Ah. Samml. Br. 11. ©. 147). 


Der den Gerictsbehörven durd die allgemeinen Verfügungen 
vom 2. Januar 1826 und 22. September 1855 ertheilten An- 
weifung, 

in den Unterfuchungen wegen Münzverbrechen das zur Feſt— 
ftellung des Thatbeftandes erforderliche Gutachten darüber, 


— 
— 
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ob eine in Beihlag genommene Münze falich fei, ven der 
Königlihen General-Miünz-Direftion einzuholen, 
ift nah einer Mittheilung der Königlihen Verwaltung des 
Staatsihated und Münzmefens in neuerer Zeit im ap 
Fällen nicht entſprochen worden. 

Die Gerihtsbehörten und die Beamten der Staatsunmalt: 
fhaft werben daber aufgefortert, dafür Sorge zu tragen, daß 
bei Führung der Borunterfuhung in den Unterfuhungen wegen 
Münzverbreden jene Anweiſung nit unbeadhtet bleibe. 

Berlin, den 13. Oftober 1858. Der Fuftiz- Minifter. 

Un Simons. 
fämmtliche Gerichte und Beamte 
ver Staatsanwaltichaft. 
I. 3421. Criminalia 122. Vol. 3. 


24. 
Verfügung des Yuftiz- Miniftere vom 18. Dftober 
1858 für das Gebiet des rheinifchen Rechts - Ver- 
fahrens, — betreffend die Eingangsformel für die 
“in erefutorifcher Form zu ertheilenden Ausfertigungen 
der Urtheile, der Notariats- und fonftigen dazu 
geeigneten Urkunden. 


Seine Königlihe Hobeit ter Prinz von Preußen haben bei 
Uebernahme der Regentſchaft anzuorbnen geruht, daß Gefete, 
Verordnungen und andere in ähnlicher Beile abzufafjende Aus- 
fertigungen nachſtehenden Eingang erhalten follen: 

Im Namen Seiner Majeftät des Königs. Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden Prinz von — Regent, ver- 
ordnen ꝛc. 

Die Gerichte und Notare für das Gebiet des rheiniſchen 
Rechtsverfahrens werden hiervon mit der Anweiſung in Kennt— 
niß geſetzt, demgemäß bei den in exekutoriſcher Form zu erthei— 
lenden Ausfertigungen der Urtheile, der Notariats- und der ſon— 
ſtigen dazu geeigneten Urkunden fortan die Eingangsformel: 

Im Namen Seiner Majeftät des Könige. Wir Wilbelm, 

von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, Regent, thun 

fund und fügen hiermit zu wiflen, daß ꝛc. 
anzıımenden. 

Berlin, den 18. Oktober 1858. Der Juſtiz-Miniſter. 

Un Simons. 
fämmtlihe Gerichte und Notare für das 
Gebiet des rheiniſchen Rechtsverfahrens. - 
I. 3608. bein, Gener. 106, 
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25, 
Allgemeine Berfügung vom 9, November 1858, — 
betreffend die Ertheilung des Urlaubs an 
Sriedensgerichtsfchreiber. 


Zur Befeitigung der Zweifel, welche über die Befugnif zur 
Ertheilung des Urlaubs an die Friedensgerichtsſchreiber im Be— 
zirk des Appellationsgerichtähofes zu Cöln entftanden find, und 
ur Herftellung eined gleihmäßigen Verfahrens wird hierdurch 
für den ganzen Bezirk des Appellationsgerichtshofes beftimmt: 
dag den Friedensgerichtsſchreibern Urlaub bis zu einem 
Monat von dem Dber-Profurator des betreffenden Land⸗ 

erichtsbezirks, und über einen Monat von dem Oeneral- 
Bere ertheilt werden fann. 
Die Urlaubsgefuche find in ver Negel bei dem betreffenven 
Friedensrichter einzureichen und von vemfelben mittelft Berichts 
an den Dber-Profurator zu beförvern. 

Für befonders dringenve Fälle wird den Friedensrichtern die 
Befugniß beigelegt, ihren Gerichtsfchreibern. Urlaub bis zu acht Ta- 
gen zu ertheilen ; die Friedensrichter find jedoch verpflichtet, in, ſolchen 
Fällen fofort vem Ober: Profurator Anzeige davon zu mädchen. 

Berlin, ven 9. November 1858. 

Der Suftiz-Minifter. 


An | Simon®. 
die Gerichte und Beamten der Staatsanwaltichaft 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 
I. 3650. Rhein. Offizianten-Saden 37, 


26. 
Allgemeine Verfügung vom 15. November 1858, — 
betreffend die Bekanntmachung der Steckbriefe. 


Nachdem von Seiten des Herrn Minifters des Innern die— 
jenigen Polizeibehörven, weldye das Eentral-Polizei-Blatt halten, 
von der Fortführung ver bisher von ihnen zu führenden befon- 
deren Stedbrief-Kontrolle entbunden worden find, werden ſämmt— 
lihe Gerihte und Beamte der Staatsanwaltfbaft angemwiefen, 
die von ihnen erlaffenen Stedbriefe in denjenigen Fällen, in 
welchen eine weitere Verbreitung nad der größeren Wichtigkeit 
ver Sache und der Beichaffenheit ver Umftände zweckmäßig und 
vie Beſchränkung des Abdrucks auf das amtliche Blatt des zu— 
nächft liegenden Bezirks, insbefondere wegen der Wahrfcheinlidy- 
feit einer weiteren Entfernung des Verfolgten, ungenügend er- 
fcheint, neben ver VBeröffentlihung durch den Anzeiger des Amts- 
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blatted auch ver Nebaltion des Preußiſchen Central - Polizei · 
Blattes hierſelbſt zur einmaligen Einrüdung, welche koftenfrei 
erfolgt, mitzutbeilen. Ä 
Berlin, ven 15. November 1858. 
Der Yuftiz.Minifter. 
An Simons, 
fämmtlihe Gerichte und Beamte 
der Staatsanmwaltichaft. 
I. 3792. Criminalia 64. Vol. 2, 


27. 
Verfügung vom 3. Dezember 1858, — betreffend 
die Vereidigung der Eifenbahnmwärter durch die 
Friedengrichter. 


Art. 154 der Rheiniſchen Straf-Prozeß-Drbnung. 
Geſetz vom 3. November 1838 8.23 (Gef.-Samml. ©, 509). 


Auf Ihren Bericht vom 18. September d. J., die Vereidigung 
ver Bahnmärter der Rhein: Mofel- Eifenbahn betreffend, erklärt 
fi der Juſtiz-Miniſter damit einverſtanden, daß die‘ Anficht 
des Triedensrichterd zur -N, und des Ober Profurators zu N., 
wonach die Ableiftung des allgemeinen Dienfteides der mit ver 
Eifenbahn- Polizei beauftragten Bahnwärter um deswillen vor 
dem Bolizeirichter geſchehen müfle, weil dadurch vie fonft erfor: 
verlihe Ableiftung von Zeugeneiven in jeder einzelnen Sache 
vermieden werben folle, auf einer unrichtigen Auffalfung beruht. 
Es iſt vielmehr unbedenklich, daß jener allgemeine Dienfteid vor 
der dem Beamten vorgelegten oder vor derjenigen Königl. Ber 
hörde abgeleiftet werben kann, melde etwa in dem nad) $. 23. 
des Geſetzes vom 3. November 1838 (Gef.-Samml. ©. 509) 
von ben Herrn Hamvdeld-Minifter zu: erlaffenden Reglement be— 
ſtimmt ift und es ift vie Bemeisfähigleit der ber folden Be 
amten aufgenommenen Protofolle nit davon abhängig zu machen, 
ob der Dienſteid vor dem Friedensrichter abgeleiftet wurde oder 
nicht. Eine zmeimalige Ableiftung des Dienfteives feitens jener 
Beamten erfcheint aber unftatthaft; die Frievensrichter haben da⸗ 
ber diefen Eid nur dann abzunehmen, wenn foldes in jenem 
Reglement — iſt oder etwa von ber vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behoͤrde des Beamten beſonders requirirt wird. Von Seiten 
des Herrn Handels⸗-Miniſters wird die Anordnung. getroffen 
werben, daß die Friedensgerichte von der Anftelung und Ber- 
eivung jedes Bahn- Polizeibeamten, deſſen Anzeigen zu ihrer Cogni⸗ 
tton fommen follen, Kenntniß erhalten. | 

Was endlid die Frage betrifft, ob die ftaglichen Bahn- 
wärter zu denjenigen Beamten zu rechnen find, deren Protofollen 
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nach Artikel 154 der Straf-Prozef-Orbnung bis zum Beweiſe 

des Gegentheils Glauben beizumefien ift, fo ift der Yuftiz- 

Minifter auch in dieſer Hinfidyt mit der dieſe Frage bejahenven 

Ausführung Ihres Berichtes einverftanden. Sollte dies in vor» 

fommenden Fällen prinzipiell nicht anerfannt werben, fo ift die 

Frage durch Einlegung ver geeigneten Rechtsmittel zur Entſchei— 

dung des höchſten Gerichtähofe® zu bringen. Hiernach haben 

Sie den Ober: Profurator zu N. und nöthigenfall® auch vie. 

übrigen Ober» Profuratoren mit Anweiſung zu verfehen. 
Berlin, den 3. Dezember 1858. Der Yuftiz-Minifter. 

An Simons. 

ven Königl. Herrn General- 

Profurator zu Cöoln. 

I. 4093. Rhein. Gener. 131. 


28, 

Verfügung vom 24. Dezember 1858, — betreffend 
die Rüdgabe polizeilih mit Befchlag belegter Drud- 
fahen nach Aufhebung der Befchlagnahme durch 
den Staatsanwalt. 

Sefeg v. 12. Mai 1851 8.29 (Rh. Samml. Bo. 10. ©. 314). 


Wenn die von einer Polizeibehörbe verhängte vorläufige 
Beihlagnahme eines Preferzeugniffes von dem Beamten der 
Staatsanmaltfhaft, in Gemäßheit des 8. 29 des Gefetes vom . 
12. Mat 1851 über vie Brefje, aufgehoben und gegen die gleich» 
fürmige Verfügung des Ober-Staatsanwaltes von der Polizei- 
behörde der weitere Rekurs an dem Yuftiz» Minifter en 
wird, fo wohnt dieſer letteren Rekursbeſchwerde Feine fuspenfive 
Wirkung bei, vielmehr ift nad) der von dem Ober-Staatsanmalte 
getroffenen Entfheidung vie verfügte Aufhebung der Beſchlag— 
nahme als rechtskräftig feftftehend zu erachten, und demgemäß 
fofert zur Ausführung zu bringen. 

Der Herr Minifter des Innern bat die Königlichen Re— 
gierungen hiernach mit Belehrung und Anmeifung verfehen, und 
haben Sie, Herr General-Profurator, an die Huen untergebe- 
nen Beamten der Staatsanmwaltfchaft gleichfalls die erforderliche 
BWeifung zu erlaffen. 

Berlin, ven 24. Dezember 1858. Der Yuftiz-Minifter. 

An Simons. 
ven Königl. Herrn General: 

Profurator zu Cöln. 

1.: 4383. P. 50. Vol. 5. 
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29. 


Allgemeine Verfügung vom 10. Januar 1859, — 
betreffend das Verfahren bei den mediziniſch⸗gericht⸗ 
lichen Unterfuhungen menſchlicher Leichname, 


Allgemeine Verfügung vom 17. März 1845 (Rhein. Samml. 
Br. 9. ©. 16). 


Da das Regulativ für das Berfahren bei den mebizinifch- 
gerichtlichen Unterfuchungen menſchlicher Yeichname vom 21. Df- 
tober 1844 (Rhein. Samml. Bd. 9. ©. 16) den Lehren ber 
vorgeichrittenen gerichtlichen Arzneiwiſſenſchaft und ver jeßigen Lage 
ver Strafgejeggebung nicht mehr überall entfpricht, jo iſt daſſelbe 
Seitens der Königlihen wiſſenſchaftlichen Deputation für das Me- 
dizinalwefen einer Revifion unterzogen, und das hieraus hervor- 
Begangene neue Regulativ von dem Herren Minifter der geiftlichen, 

nterricht8= und Medizinal-Angelegenheiten genehmigt worden. 

Letsteres wird ſämmtlichen Gerichten und Beamten ber 
Staatsanwaltihaft nachſtehend befannt gemadt. 

Berlin, ven 10. Januar 1859. 

Der Yuftiz-Minifter, 


An Simon®. 
fämmtlihe Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltfhaft. 
I. 4590. 0. 110. Vol. 3. 


a. 
\ Regulativ 
für das Berfahren ver Gerichtsärzte bei den medizinisch“ gericht- 
lihen Unterfuhungen menſchlicher Leichname. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


f§. 1. 
Gerichtsärztliche Beſichtigungen und Oeffnungen von. menſch⸗ 
lichen Leichen dürfen nur auf Requiſition der betreffenden richter⸗ 
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lihen Behörden und legtere nur im Beifein des vollſtändig be- 
jegten Kriminalgerihts vorgenommen werben. 
8. 2. 

Die betreffenden Phyfifer find verpflichtet, jeve ihnen über: 
tragene legale —— einer Leiche jelbft vorzunehmen, ebenfo 
jede ihmen ‚übertragene Oeffnung einer, Leiche in Gemeinſchaft 
nit dem gerichtlihen Wundarzte felbjt auszuführen, und dürfen 
fih nur in ven geſetzlichen Behinverungsfällen durd einen an- 
deren Phyſikus oder Arzt vertreten Lafien. 

S. 3. 

Bor Ablauf von 24 Stunden nad) dem Tode, vorausgejekt, 
daß die Zeit veffelben bekannt war, dürfen gerichtliche Sopıt. 
tionen in der Regel nicht vorgenommen weiden. Die bloße Be— 
fihtigung einer Leiche kann jedoch ſchon früher geſchehen. 

8.4. 

Wegen vorhandener Fäulniß dürfen Obduktionen in ver 
Regel nicht unterlaffen und von den gerichtlichen Aerzten abge: 
lehnt werden. Denn felbft bei einem hohen Grade der Fäulniß 
fünnen Abnormitäten und Berlegungen ver Knochen noch ermit- 
telt, manche die noch zweifelhaft gebliebene Identität der Leiche 
betreffenden Momente, 3. B. Farbe und Beſchaffenheit der Haare, 
Mangel von Gliedmaßen u. |. w. feftyeftellt, eingebrungene fremde 
Körper aufgefunden, Schwangerfchaften entvedt und mande Ver- 
giftungen noch nachgewieſen werden. Es haben deshalb auch die 
requirirten Aerzte, wenn es ſich zur Ermittelung derartiger Mo— 
mente um bie Bauen einer Leiche handelt, für 'die- 
jelbe zu ftimmen, ohne Rückſicht auf die feit dem Tode ver— 
ftrichene Zeit. 

8. 5. 


Die gerichtlichen Aerzte haben dafür zu forgen, daß bei jeder 
Obduktion die erforderlichen a volftändig und in 
braudbarem Zuftande zur Hand find. Die gerihtlihen Wund— 
ärzte haben uüberdies nody bie — ——— nach beendigter 
Obduktion und möglichſter Beſeitigung der Abgänge die geöffnet 
geweſenen Körperhöhlen kunſtmäßig wieder zu ſchließen. 

8. 6. 

Behufs der Obduktion iſt für Beſchaffung eines hinreichend 
geräumigen und hellen Lokals, angemeſſene Lagerung des Leich— 
nams und Entfernung ſtörender Umgebung möglichſt zu ſorgen. 
Obduktionen bei künſtlichem Licht find, einzelne, keinen Aufſchub 
geftattende File ausgenommen, unzuläffig. Der Ausnahme ift 
im Protofoll ($. 19) unter Anführung der Gründe ausdrücklich 
zu erwähnen. 
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I. Verfahren .bei der Obduktion. 
8.7. 

Es kann erforderlich fein, zuvörderft ven Ort und die Um— 
gebungen, wo ver Leichnam aufgefunden worten ift, auch ärzt— 
liher Seit8 in Augenjhein zu nehmen, die Yage, in der ber 
Leichnam gefunden worben, zu ermitteln und veffen Bekleidungs— 
ftüde zu befichtigen. Im ver Regel werden zwar die Obduzenten 
eine hierauf bezügliche richterliche Requifition abwarten fünnen; 
doch kann es unter Umftänden aud angemefjen fein, daß die 
Dbduzenten bei Zeiten auf die Nothwendigfeit einer ſolchen Vor— 
unterjuchung aufmerkſam machen. Diejelben find auch berechtigt, 
über andere als die hier bezeichneten Umftände des Todes des 
Berftorbenen, wenn und foweit dergleichen‘ zur Zeit der Obduk— 
tion bereit ermittelt find, fih Auffchluß von der anmejenden 
Gerihtsveputation zu erbitten. 


8. 8. 

Zeigen fih an dem Leichnam Berlegungen, welde muth- 
maßlih die Urſache des Todes geweſen, und haben ſich Werl- 
jeuge vorgefunden, mit denen dieſe Verlegungen bewirkt fein 
onnten, — haben die Obduzenten auf Erfordern des Richters 
jene mit dieſen zu vergleichen und ſich darüber zu äußern, ob 
dieſe Verletzungen mit dieſem Werkzeuge zu bewirken geweſen, 
und ob aus der Lage und Beſchaffenheit der Wunde ein Schluß 
auf die Art, wie der Thäter wahrſcheinlich, und auf die Kraft, 
mit der er verfahren, gemacht werden könne, 


8. 9. 
Die Obduktion ſelbſt zerfällt in zwei Haupttheile: 
.A. äußere Beſichtigung (Inſpektion), 
B. innere Beſichtigung (Sektion). 
$. 10. 

Bei der äußeren Beſichtigung ift die äußere Befchaffenheit 
des Körpers im Allgemeinen und die feiner einzelnen Theile zu 
unterfuchen. 

Betreffend den Körper im Allgemeinen, find zu beachten: 
Alter, Geſchlecht, Größe, Körperbau, allgemeiner —— 
— beſondere Abnormitäten, z. B. Narben, Tätowirungen, 

eberzahl oder Mangel an Gliednaßen, Krankheitsreſiduen, mie 
Fußgeſchwüre und dergleichen, welche ſämmtliche Momente, na- 
mentlich bei Zeichen noch unbekannter Berftorbener zu regiftriren 
find (8. 21). Werner find bei allen Leichen ohne —— die 
Zeichen des Todes und die der etwa ſchon eingetretenen Ver— 
weſung genau zu prüfen. zu dieſem Behuf müſſen, nachdem 
etwanige Beſudelungen der Leiche durch Blut, Koth, Schmutz 
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und vergleichen durch Abwaſchen befeitigt worden, geprüft wer- 
den: die vorhandene oder nicht vorhandene Leichenftatre, die all 
— Hautfarbe der Leiche und Art und Grade der etwanigen 
erfärbungen einzelner Theile derſelben durch die Verweſung, 
ſowie die Art und Beſchaffenheit ver Todtenflecke, welche durch 
Einſchnitte als ſolche feſtzuſtellen ſind, um jede Verwechſelung 
derſelben mit Blutunterlaufungen unmöglich zu machen. 

Betreffend die Beſichtigung der einzelnen Theite iſt Fol— 
gendes zu beachten: Bei unbekannten Leichen die Farbe der 
Haare und Augen, deren Schilderung es bei Leichen bekannter 
Perſonen in der Kegel nicht bedarf; das etwanige Vorhanden— 
ſein von fremden Gegenſtänden in den natürlichen Oeffnungen 
des Körpers, die Zahnreihen und die Beſchaffenheit und Lage 
der Zunge. 

Demnächſt ſind zu unterſuchen: der Hals, dann die Bruſt, 
der Unterleib, die Rückenfläche, ver After, die Genitalien und 
endlidy die Extremitäten. Findet fihb an irgend einem Theile 
eine Berlegung, jo ift ihre allgemeine Geftalt, ihre Lage und 
Nihtung mit Beziebung auf fefte Punkte des Körpers, ferner 
ihre Yänge und Breite nach Rheinländiſchen Sollen anzugeben; 
das Sondiren von Kontinuitätätrennungen bei ver Äußeren Be- 
fihtigung ift in der Kegel überfläffig, va fi vie Tiefe derſelben 
bei der inneren Befichtigung, des Körper und ver verlegten 
Stellen ergiebt. Halten die Obpuzenten die worfichtige Einfühe 
rung der Sonte in die Wunde für erforderlich, fo haben fte bie 
Gründe für ihre Verfahren im Protofoll (8. 19) anzugeben. 
Dei vorgefundenen Wunden ift ferner die Beſchaffenheit ihrer 
Ränder und Umgebungen zu berüdjichtigen und nad erfolgter 
Unterfuhung und Schilverung der urſprünglichen Wunde die— 
jelbe zu erweitern, um die innere Beſchaffenheit ihrer Ränder 
und des Unterhautzellgewebes zu prüfen. 

Bei BVerletungen und Beſchädigungen der Leiche, die ganz 
augenfchenlich einen nicht mit dein * im Zuſammenhang ſte— 
henden Urſprung haben, z. B. bei Merkmalen von Rettungs— 
verſuchen, Zernagungen von Thieren und dergleichen, genügt 
eine ſummariſche Schilderung dieſer Befunde. Ebenſo iſt es 
geſtattet, bei Blutunterlaufungen, abgeſchilferten Hautſtellen und 
dergleichen, die gleichfalls augenſcheinlich nicht mit dem Tode im 
Er mel ftehen, viejelben ihrer allgemeinen Geftalt nad 
mit befannten Körpern zu vergleihen, 3. B. einem Geldſtück, 
einer Frucht und dergleichen. 


Bei ter inneren Befihtigung find die drei Haupthöhlen des 
Körpers: Kopf, Bruft: und Bauchhöhle zu eröffnen. In allen 
Fällen, in welden von der Eröffnung der Wirbelfänle irgend 
erhebliche Befunde erwartet werden fünnen, ift dieſelbe nicht zu 
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umterlafien. Im jeder der genannten Höhlen find zuerft die Rage 
der im ihr befinblihen Organe, ſodann etwa vorhandene Ergie- 
gungen von Flüſſigkeiten, deren Menge nad) dem Gewicht zu 
beftimmen, und endlich jedes einzelne Organ äußerlich und inner- 
(ich zu betrachten. Läßt fi im Voraus vermuthen, in welcher 
Höhle fid) die Urſache des Todes finden werde, jo ijt mit biejer 
Höhle der Anfang zu machen, jonft aber mit dem Kopfe zu be- 
ginmen, worauf dann Bruft und Unterleib zu eröffnen find. 
Wegen ver Neugeborenen ſ. $. 16. 


8. 12. 

Die Eröffnung der Kopfhöhle gefchieht, wenn nicht etwa 
Berlegungen, die, fo viel als möglich, mit dem Meſſer umgangen 
werben müflen, ein anderes Beriahten gebieten, am beften mit- 
te(ft eines, von einem Ohr zum andern mitten über den Scheitel 
hin geführten Schnittes, worauf ſodann die weihen Kopfbe— 
defungen nad vorn und hinten herabgezogen und unterjudht 
werden. Nachdem alsdann die Oberfläche der knöchernen Schävel- 
decke geprüft worden, wird letztere durch einen Sägen-Kreisſchnitt 
abgenommen und deren innere Fläche, ſowie die Beichaffenheit 
ver Schädelknochen unterfudht. Hierauf werden die blutführenven 
Gehirnhäute und die Spinnwebenhaut unterſucht, ſodann durch 
ſchichtweiſes Abtragen die Halbfugeln, zur Prüfung ver Kon» 
ſiſtenz; und tes Blutreihthums des großen Gehirns, etwaniger 
Ergüffe, eingedrungener fremder Körper u. ſ. w., ferner die Be— 
ſchaffenheit der Ventrikel und resp. Adergeflechte, das Verhalten 
des Gehirnknotens und des verlängerten Diartes, die durch mehr- 
fache Einjchnitte zu prüfende Beichaffenheit des Kleinen Gehirns, 
worauf endlid die Unterfuhung der Schädelgrundfläche und ver 
Blutleiter folgt. 

$. 13. 


Zur Eröffnung des Halfes, ver Bruft: und Bauchhöhle ge- 
nügt im der Kegel ein durch die allgemeinen Bedeckungen vom 
Kinn bis zur Schaambeinfuge an der linfen Seite des Nabels 
fortgeführter Schnitt. Es folgt dann zunächſt die Unterfuhung 
des zur an welchem namentlich der Kehlkopf nebft Yuftröhre, 
der Schlund und vie Speiferöhre, die großen Blutgefäße und 
Kervenftämme und die Halswirbel zu berüdfichtigen find. Um 
aud ven etwanigen Inhalt ver Verzweigungen ver Luftröhre zu 
prüfen, tjt nach Eröffnung ver legteren und der Brufthöhle ein 
vorfichtiger Druck auf die Lungen auszuüben und zu beobachten, 
ob und welche Flüffigfeiten u. ſ. w. dabei in vie duftröhre bin» 
auffteigen. In Fällen, in denen eine genauere Unterfuhung des 
Kehlkopfes erheblich erjcheint, ift verfelbe herauszunehinen und 
an feiner hinteren Seite zu eröffnen. 

Um die Brufthöhle zu eröffnen, ift e8 am zweckmäßigſten, 
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Br die Rippenfnorpel an ihren Bereinigungsftellen mit ben 
ippen, mit Vermeidung von Einftihen in die Yungen, zu durch⸗ 
fchneiven. Hierauf wird das Zwerchfell von den unterften Rippen 
und dem ſchwertförmigen Knorpel getrennt, das Bruftbein nad 
aufwärts —— und deſſen Handhabe aus der Verbindung 
mit den Schlüſſelbeinen und den Knorpeln der erſten Rippen 
— mit forgfältiger Vermeidung der darunter gelegenen Blut— 
efüße — getrennt. E8 werden nunmehr vie etwa noch vor- 
rear Thymusdrüſe, die Lungen, die Brondien, das Nippen- 
bruftfell, der Herzbeutel und fein Inhalt, das Herz, das fo viel 
als möglich in feiner Yage zu laſſen ift, und die großen Blut- 
gefäße unterfudht. er 

. 14. 


Zur Eröffnung ver Bauhhöhle wird der bereit8 gemachte 
Längenſchnitt 6 13) weiter durch das Bauchfell geführt. Hier— 
auf werden die Bauchdecken nach beiden Seiten ſo zurückgelegt, daß 
der glatte Rand der unteren Rippen auf beiden Seiten ſich dem 
Auge darbietet. Nach den allgemeinen, jede Höhle betreffenden 
Ermittelungen (8. 11) ſind in der Bauchhöhle zu unterſuchen: 
Leber, Magen und Darmkanal, Netze und Gekröſe, Milz, Nieren 
und Harnblaſe, bei weiblichen Leichen die Gebärmutter mit ihren 
Anhängen, die großen Blutgefäße, und wenn es nach Lage der 
Sache erforderlich erſcheint, das Bauchfell. Zur genaueren 
Schätzung des Blutgehalts in der unteren Hohlader iſt es zweck— 
mäßig, vor der Unterſuchung der Bauchhöhle den Oberkörper der 
Leiche etwas höher zu lagern. Um die Quelle der Blutung aus 
einem verletzten Gefäße zu ermitteln, kann der Stanım deſſelben 
eröffnet und mit einem Tubulus Luft eingeblafen werben. 

8. 15. 

Bei Verdacht einer Vergiftung müffen um den unteren Theil 
der Speiferöhre und etwa den mittleren des Dünndarms dop- 
pelte Ligaturen gelegt und Speiferöhre und Dünndarm zwifchen 
den Ligaturen durdjchnitten werden. Hierauf wird der Magen 
mit dem oberen Theil des Dünndarms aus der Bauchhöhle her- 
ausgenommen, nad) vorgängiger anatomiſcher Unterfuhung in 
ein reines Gefäß von Porzellan oder Glas geihan und ven Ge— 
rihtöperjonen zur weiteren Deranlafjung übergeben. In daſſelbe 
Gefäß ift a die Speiferöhre, nachdem fie nahe am Halfe 
unterbunden und über der Ligatur durchſchnitten worben, nad) 
vorgängiger anatomifcher Unterfuhung zu legen. Endlich find 
auch andere Subftanzen und Organtheile, wie Blut, Harn, 
Stüde ver Yeber, ver Milz u. ſ. w., aus ber Leiche zu entnehmen 
und den Gerichtsperſonen in abgefonderten Gefäßen zur weiteren 
Beranlaffung zu übergeben, wenn die Spuren des Gifts im 
dieſen Subftanzen erwartet werden fünnen. 
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8. 16. 

Bei den Obpuftionen Neugeborener find noch folgende bes 
fondere Punkte zu beachten. 

Es müſſen erftend die Zeichen ver Reife und Pebensfähig- 
feit ermittelt werden. Dahin — Länge und Gewicht des 
Kindes, Beſchaffenheit der allgemeinen Bedeckungen und der 
Nabelſchnur, Länge und Beſchaffenheit der Kopfhaare, Größe der 
Fontanellen, ver Längen-⸗, Quer- und Diagonal-Durchmeſſer des 
Kopfes, Beſchaffenheit der u (Pupillarmembran), ver Nafen- 
und Obrknorpel, Fänge und Beichaffenheit ver Nägel, vie Quer- 
durchmeffer ver Schultern und Hüften, bei Knaben die Beſchaf— 
fenbeit des Hodenfads und die Page der Hoden, und bei Mädchen 
die Beſchaffenheit der äußeren Geſchlechtstheile. Endlich ift noch 
der Knochenkern in der unteren Epiphyfe eines Oberſchenkels zu 
ermitteln. Zu dieſem Behufe wird die Kopfbedeckung über dem 
Knorpel dur einen Querſchnitt bis auf den Knorpel getrennt, 
dann die Extremität im Gelenke ftark gebogen, vie Kniefcheibe 
entfernt und nun dünne Knorpelſchichten fo lange abgetragen, 
bis man auf den größten Durcdhmefler des etwa vorhandenen 
Knochenkerns gelangt, welcher nad Linien genau zu meſſen ift. 

— ſich aus der Beſchaffenheit der Frucht, daß dieſelbe 
zweifellos eine lebensfähige nicht geweſen, ſo kann von der Ob- 
duktion Abſtand genommen werden, wenn dieſelbe nicht von den 
Gerichtsperſonen ausdrücklich — wird. 


Hat ſich ergeben, daß das Kind lebensfähig geweſen, ſo muß 
zweitens unterſucht werden, ob es nach der Geburt wirklich ge— 
lebt, das heißt geathmet hatte. Es iſt deshalb die Athemprobe 
anzuſtellen, und zu dieſem Zweck: 

a) ſchon nach Eröffnung der Bauchhöhle der Stand des 
Zwerchfells nad) ver entſprechenden Rippe zu beachten, 
zu deſſen richtiger Ermittelung bei Neugebornen überall 
die Bauchhöhle zuerft und dann erft die Bruft- umd 
Kopfhöhle zu eröffnen find; 

b) die Auspehnung und die von derfelben abhängige Lage 
der Lungen (legtere namentlich in Beziehung zum Herz- 
beutel) zu betrachten; 

nunmehr 

ce) Behufd der Herausnahme der Bruftorgane aus der 
Bıufthöhle der Herzbeutel zu eröffnen und vie Luft: 
röhre einfach zu unterbinden und oberhalb der Ligatur 
zu durchſchneiden; 

d) nad Herausnahme der Bruftorgane die Puftröhre und 
ihre Verzweigungen zu eröffnen und zu unterfuchen ; 
odann 

e) die Farbe und die Konflftenz ver Lungen zu prüfen; 
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hierauf 
f) nad Befeitigung der Thymusdrüſe die Lungen mit 
dem Herzen im einem geräumigen, mit reinem falten 
Waſſer gefüllten Gefäß auf ihre Schwimmfähigkeit zu 
prüfen; 
alsdann 
g) die Lungen von dem Herzen zu trennen und biefelben 
abermals auf ihre Schwimmfähigkeit zu prüfen; 
erner 
h) in beide Lungen Einſchnitte zu machen, und auf etwa 
wahrzunehmenves fnifterndes Geräuſch, ſowie 
i) auf Menge und Beichaffenheit des bei gelindem Drud 
auf dieſe Schnittflähen herworquellenden Blutes zu 
achten und 
k) die Lungen auch unterhalb des Wafferfpiegeld einzu- 
fchneiven, um zu beobadten, ob Yuftbläschen ans ben 
Schnittflächen emporfteigen; 
endlich , 
1) beide Lungen zunächſt in ihre einzelnen Rappen, diefe 
dann noch in einzelne Stückchen zu zerjchneiden und 
alle insgeſammt auf ihre Shwimmfähigfeit zu prüfen. 
8. 18. 
Im Allgemeinen wird ven Obpuzenten zur Pflicht gemacht, 
au alle in dem Regulativ nicht namentlich aufgeführten Or— 
gane, falls fie an venjelben Berlegungen oder fonjtige Regel— 


wibrigfeiten finden, zu unterfuchen und ven Befund in das Ob- 
duftions-Protofoll aufzunehmen. 


IH. Abfaffung des Obduktions-Protokolls und des 
OSbbuttions-Beriqhts. 


8. 19. 
Ueber alles die Obduktion Betreffende wird an Ort und 
Stelle von dem Richter ein Protokoll aufgenommen. (Obduk— 
tions-Protokoll $. 168 der Kriminal-Ordnung.) 


8. 20. 


Beim Erheben der Yeichenbefunde müſſen die Obduzenten 
überall den richterlichen Zweck ver Leichen-Unterſuchung und deren 
Unterſchied von einer pathologifch-anatomishen Sektion im Auge 
behalten und Alles, was jenem Zwecke dient, mit Genauigkeit 
und Bollftändigfeit unterfuchen, dagegen Ausführlichfeit über 
bieje Grenze hinaus vermeiden. Alle erheblichen Befunde müffen, 
bevor fie in das Protokoll aufgenommen, vem Richter von ben 
Obduzenten vorgezeigt werden. ; 
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8. 21. 

Der techniihe Inhalt des Obduktions-Protokolls, welchen 
der die Obduktion leitende Öerichtsarzt angiebt, muß deutlich, 
beftimmt und aud dem Nichtarzte möglichſt verſtändlich abgefaßt 
fein. Zu letterem Zwede find namentlid bei der Bezeihnung 
der Befunde fremde Sunftausprüde, fo viel es unbeichadet der 
Deutlichkeit möglich ift, zu vermeiden. In dem technischen Theil 
des Obduktions-Protokolls find die beiden Hauptabtheilungen, 
die Äußere und innere Befihtigung, mit großen Buchftaben (A. 
und B.) und vie Eröffnungen ver drei Haupthöhlen mit römi— 
ſchen Zahlen (I. II. III.) zu bezeichnen. Außerdem iſt die Unter» 
ſuchung jedes einzelnen Theils unter eine befondere, mit arabifchen 
Zahlen zu bezeihnende Rubrik zu bringen, welche bis zum Schluſſe 
des Protokolls fortlaufen. ehrere Theile dürfen nicht unter 
Eine Nummer gebradt, überhaupt nicht folleftiv abgehandelt 
und fein Theil darf ganz mit Stillſchweigen übergangen werten. 
Die Befunde müfjen in thatſächlichen Schilderungen, nicht in 
der Form von bloßen Urtheilen (3. B. „entzündet, „brandig“ 
und vergleichen) zu Protofoll gegeben werden. Am Schluffe ver 
Obduktion haben die Obvuzenten ihr vorläufiges Gutachten über 
den Fal ſummariſch und ohne Angabe der Gründe zum Pro» 
tofoll abzugeben. 


8. 22. 

Wird von den Obpuzenten ein Obduktions-Bericht 
(motivirte8 Gutachten) erfordert, fo haben fie, nad einem ge- 
wöhnlihen geihäftlihen, Furzen Eingang, mit Befeitigung un- 
nüger Formalien, eine kurze Gefchichtserzählung des Falls, wenn 
und foweit fie durch Kenntnißnahme der bisherigen Verhand— 
lungen dazu im Stande find, voranzufhiden. Sodann haben 
fie ın diefen Bericht das Obduktions-Protokoll, feinem, für die 
Beurtheilung der Sache wejentlihen Inhalte nach, wörtlid und 
mit den Nummern des Protofoll8 aufzunehmen, auch auf etwaige 
Abweichungen von vemjelben ausdrücklich aufmerffam zu maden. 
Die Taflung des Obduktions-Berichts. muß gleichfalls bündig 
umd deutlich fein und die Begründung des Gutachtens fo ent- 
‚ widelt werden, daß fie aud für den Nichtarzt überzeugend ift. 

Wenn den Obduzenten für ihre Begutachtung richterlicherfeits 
beftimmte. ragen vorgelegt worden, jo haben he diefelben voll 
ftändig und möglichit wörtlich zur beantworten, oder die Gründe 
anzuführen, aus welchen dies nicht möglich gewejen. Einer Be- 
antwortumg der drei Fragen des $. 169 ver Kriminal-Ordnung, 
resp. der vier Fragen des für die Ahein- Provinzen erlaffenen 
MinifterialsReferipts von: 15. Mai 1833, — den Tod 
durch Verletzungen, bedarf es in Folge des 8. 185 des Straf— 
geſetzbuchs vom 14. April 1851 nicht mehr, es fer denn, daß 
eine folhe Beantwortung von den Obduzenten ausprüdlich ge- 
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fordert worden. Da es ſich von jelbft verfteht, daß jeder Ob- 
duktions-Bericht gemiffenhaft und nach wiſſenſchaftlichen Lehren 
und Grundfägen abgefaßt werden muß, jo bevarf e8 einer Ver- 
fiherung ber Obpuzenten, daß dies gefhehen fei, am Schluſſe 
des Berichts nicht. E 

Der Obduktions-Bericht muß von den Obduzenten unter- 
fhrieben, und wenn ein Phyſikus die Obduktion mit vorge- 
nommen hat, mit deſſen Amtsjiegel verfehen werben. 

Fever erforderte Obduktions-Bericht muß von den Obbu- 
zenten fpäteftens nach vier Wochen eingereicht werden. 

Berlin, ven 15. November 1858. 


Königlihe wifienibaftlihe Deputation für das 
Medizinalweſen. 


Das vorſtehende Regulativ wird hierdurch, unter Aufhebung 
des Regulativs vom 21. Oktober 1844, genehmigt und die Be— 
— deſſelben den betreffenden Medizinalperſonen zur Pflicht 
gemacht. 

Berlin, ven 1. Dezember 1858. 


Der Minifter ver geiftlichen, Unterrichts» 
r und Medizinal= Angelegenheiten. 
v. Bethmann - Hollmeg. 


30, 


Verfügung vom 20. Januar 1859, — betreffend 
die Verminderung der Zeugeneide der Beamten. 
Art. 154 und 189 der Rheiniſchen Strafprogekorbnung. - 


Es ift neuerdings die Häufigkeit ver förmlichen Zeugeneide, 
welche Beamte nad den VBorjchriften des im Bezirk des Appella- 
tionsgericht8hofes zu Cöln geltenden Verfahrens in Polizei» und 
Zudtpolizeifachen zu leiften haben, zur Sprade gebradbt und 
zugleich eine Berfchiedenheit des in bdiefer Beziehung von ven 
dortigen Gerichten befolgten Verfahrens behauptet worden. Wenn | 
es auch nicht für angemejjen erachtet wird, die desfallſigen Bor- 
ſchriften der Hheinifchen Strafprozeßorbnung abzuändern und 
im Wege der Gefeßgebung eine Verſicheruug auf den :Dienfteib 
per Ableiftung des fürmlihen Zeugeneides zu fubftituiren, fo 
it e8 Doc nothwendig, daß auf eine Verminderung der befon- 
deren Zeugeneide von Beamten, jo weit dies die Geſetze ge- 
ftatten, von den Gerichten möglihft Bedacht genommen werte. 
Es ift in&befondere auf eine umfaffende Anwendung der Art. 154 
und 189 ver Rheinischen Strafprozekorbnung hinzuwirken. Nach 
venjelben jollen Uebertretungen und Vergehen in ver Kegel durch 
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Protokolle und Berichte der zu ihrer Verfolgung und Gonfta- 
tirung berufenen Beamten bewiefen werben. o die Protofolle 
‚ausreihen, bedarf ed der Vernehmung viefer Beamten über- 
haupt nit; aber uud dann, wenn viefelben um Weitläuftig- 
keiten zu vermeiden, zur Sitzung des Strafgerichts vorgeladen 
find, wird in vielen Fällen ihre förmliche Vereidung unterbleiben 
fünnen, wenn es ſich lediglih von einer näheren Aufklärung des 
Inhaltes ihrer Protokolle und nicht etwa von einer fürmlidyen 
Wiverlegung des zuläffigen und verfucdhten Gegenbeweifes han- 
delt, oder das Protofoll an ſich zu dem erforderlichen Beweiſe 
nicht genügt. 

— haben Sie dahin zu wirken, daß bei den Gerichten 
und von Seiten der Beamten der Staatsanwaltſchaft nach den 
vorſtehend entwickelten Grundſätzen verfahren wird. 

Berlin, den 20. Januar 1859. 

Der Yuftiz-Minifter: 


Un . Simons. 
ven Königl. Herrn Erften Präfiventen 
und den Königl. Herrn General» 
Profurator zu Eöln. 


I. 101. Rhein. Crimin. 30, 


31. 


Verfügung vom 25. Januar 1859, — betreffend 
die Koften der Abfchriften, welche von der Steuer- 
behörde bei Stempelvevifionen für nothwendig 
erachtet werden. 


In Folge eines zwifhen der Provinzial» Steuer- Direktion 

u Cöln und dem Landgerichte zu Coblenz entftandenen Kon— 
hitte über die. Frage: 

wer die Koften der Abjhriften von Urkunden zu tragen 

babe, deren Borlage die genannte Direktion zur Beur- 

theilung von beftrittenen Stempelrevifions-Erinnerungen 

für nöthig hält, 

bat zwifchen tem Herrn Finanz. Minifter und dem Juſtiz-Mi— 

nifter eine Korrefpondenz ftattgefunden, nach deren Ergebniß vie 

prinzipielle Entſcheidung jener Frage um fo mehr auf ſich be— 

ruhen bleiben fann, als e8 nur darauf anfommt, daß die er- 

forderlichen Abfchriften fo viel als möglich ohne Koften bejchafft 

und eventuell die legtern auf die eine oder andere Staatskaſſe 

mit den geringiten Schwierigfeiten angewiefen werten. Der 

Herr Finanz Minifter hat demnach die abſchriftlich anliegenve 
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Verfügung vom 13. d. Mts. an den Provinzial-Steuer-Direktor 

in Cöln erlaffen, von deren Inhalt Sie den Lanpgerichts- 

Präfiventen und den Ober>Profurator zu Coblenz in Kenntniß 

u jegen und leßteren mit entjpredender Anweiſung zu ver—⸗ 

eben haben. | 
Berlin, ven 25. Yanuar 1859. 
Der YuftizeMinifter, 

An Simons, 

den Königl. Herrn General: 

Profurator zu Cöln. 

I. 231. Rhein. Gener. 62. Vol. 8, 


Anlage 


Da es fih nach Em. Hochwohlgeboren Bericht vom 24. No» 
vember v. J. von der Stempelrevifion bei dem Landgerichte zu 
Coblenz, mithin von der Revifton eines Gerichts am Site eines 
Stempelfisfalats handelt, jo wird e8 feine Schwierigkeit finden, 
die Abjchriften ver Dokumente, deren Einſicht zur — 
auf die von der Gerichtsbehörde beſtrittenen Reviſions-Erinne— 
rungen nöthig erjcheint, um das Entjtehen von Koften zu ver- 
meiden, vom Stempel Fiskalats - Ajfiftenten im Gerichts» Pokal 
anfertigen zu laſſen. Hierdurch wird dieſe Angelegenheit zur. 
Zeit ihre Erledigung finden. 

Berlin, den 13. Januar 1859. 

Der Finanz Minifter. 
Un v. Batom, 
den Königl. Geheimen Ober-Finanzrath 
Herrn Dad Hochwohlgeboren zu Cöln. 


32. 


Verfügung vom 26. Januar 1859, — betreffend Die 
Zuziehung der nicht etatsmäßigen Affefforen zu den 
Afftfen - Sigungen. 

Art. 253 der Rheiniſchen Strafprozeßordnung. 


Auf Ihren Beriht vom 19. d. Mts. 
die Zuziehung Ber nicht etatsmäßigen Affefloren zu 
ben Alfifen - Sigungen betreffen, 
werben die Landgerichts-Praͤſidenten hierdurch ermächtigt, im 
Falle des Bevirtniffes und unter Berüdfihtigung ver Vor— 
Ichriften des Art. 253 der Straf- Prozek - Ordnung fünftig auch 
nicht etatsmäßige Affefforen als Richter bei den Aſſiſenhöfen 
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mit der Maßgabe zu bezeichnen, daß im jeder einzelnen Sache 
in der Regel nur ein ſolcher Affefjor und nur in ganz befon- 
ders dringenden Fällen ein zweiter zugezogen werben darf. 
Sie haben hiervon die Yandgerichts-Präfiventen und Ober: 
Prokuratoren bei ſämmtlichen Landgerichten in Kenntniß zu ſetzen. 
Berlin, ven 26. Januar 1859. 
Der Yuftiz- Minifter. 


An Simons. 
ven Königl. Herrn Erften Präfiventen 
und den Königl. Herrn General» 
Profurator zu Eöln. 


1. 356. Rhein. Crimin. 21. Vol. 3. 


33. 


Berfügung vom 7. Februar 1859, — betreffend die 
bei der Aufnahme in die Allgemeine Wittwenver- 
pflegungsanftalt zu beobachtenden Förmlichkeiten. 


Die General-Direftion der Königlichen Allgemeinen Wittwen- 
Verpflegungsanftalt hat ſich veranlaßt gefunden, in einer Bekannt⸗ 
madhung vom 29. Januar d. J. diejenigen Vorſchriften zufam- 
menzuftellen, welche zur Aufnahme in die gedachte Anftalt von 
ven betheiligten Perſonen zu berüdfichtigen find. Dieſe Belannt- 
mahung wird ſämmtlichen Gerichtsbehörven und Yuftizbeamten 
nachſtehend zur Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt. 

Berlin, den 7. Februar 1859. 

Der Yuftiz-Minifter 


Simons, 
An ſämmtliche Gerichtsbehörden 
und Yuftizbeamten. 
1. 579. 0. 137. Vol. 6. 


a. 
Belanntmahung vom 29. Januar 1859. 


Die Königlihen Regierungs-Hauptkaſſen, denen im Intereſſe 
der Staatsbeamten und zur VBereinfahung unferer Verwaltung 
die Bermittelung von Aufnahmen in unfere Anftalt obliegt, 
werden feit längerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge 
von Behörden und einzelnen Perfonen in der Regel höchſt un- 
vollftändig und mit unzuläffigen Nebenanträgen bei ihnen ein- 
gehen, mit Korrefpondenzen zur Bejeitigung der vorgefundenen 
Mängel und Beantwortung mftatthafter Anträge in demſelben 
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Maske ungebührlicy belaftet, wie unfere eigene Verwaltung, Wir 
machen daher in Folgendem alles dasjenige befannt, was bei ber 
Reception in unjere Anftalt erforderlich ift, und bemerfen dabei 
ausdrücklich, daß Abweichungen von dieſen Beitimmungen unter 
feiner Bedingung geftattet werben fünnen. Sollte alfo dagegen 
irgendwie verftoßen oder irgend eine vorgefchriebene Form nicht 
ganz genan beadjtet werden, morüber die mit ung in Verbindung 
ftehenden Königlichen Kaffen und unfere Agenten ftreng zu machen 
haben, jo müſſen vie betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre 
Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen umſtändliche Kor- 
refpondenzen und Bortofoften verurſacht werden. 

I. Es können in die Königlich Preußische Allgemeine Wittwen- 
Verpflegungsanftalt nad den bejtehenden Beftimmungen 
nur aufgenommen werden (und zwar au nur unter der 
Vorausſetzung, daß nicht etwa Geſundheits- oder Alters» 
Berhältniffe obwalten, die nach ven 88. 3 und 4 unferes 
— überhaupt gänzlich ‚von ver Reception aus— 

ießen); 

a) diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellten 
Civilbeamten, welche nach dem Penſtions-Reglement 
vom 30. April 1825 penſionsberechtigt find und da» 
her zum Penfionsfond beitragen, jedoch mit ber 
Maafgabe, daß diejenigen unter ihnen, deren firirtes 
Dienfteintommen die Summe von jährlich 250 Tha— 
lern nicht überfteigt, höchſtens eine Wittwenpen— 
fion von 50 Thalern verfichern dürfen; 
die Alfefforen bei den Regierungen, ten Oberge- 
richten und ven Rheinischen Yandgerichten, auch wenn 
fie weder Gehalt nod Diäten beziehen, fowie bie 
bei den Wuseinanverfegungsbehörden ald Spezial- 
Kommiffarien dauernd bejchäftigten Defonomie- 
Kommiflarien, noch ehe fie in den Genuß eines pen- 
fionsberedhtigten Einkommens treten; jedoch alle diefe 
unter b. angeführten Beamten nur mit der Verfiche- 
rung einer Wittwenpenfion von höchſtens 100 Tha— 
fern, vorbehaltlich einer Fünftigen Erhöhung verjelben 
für den Sal, daß ihnen fpäter die Benftonäberedh- 
tigung beigelegt werben follte; 

e) die im eigentlichen Seelforgeramte, fomohl unter 
Königlichen als unter Brivat-PBatronaten angeftellten 
Geiſtlichen; 

die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer-Seminarien, ſowie an 
höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtellten 
wirklichen Lehrer; nicht aber auch die Hülfslehrer 
ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen Klaſſen 
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derſelben, welche als eigentliche Elementarklaffen nur 
die Stelle ver mit jenen höheren Unterrichtsanftalten 
verbundenen Elementarjchulen erjegen ; 

e) die Profefjoren bei den Univerfitäten, wenn fie mit 
einer firirten Beſoldung angeftellt find; 

f) die reitenden Feldjäger. 

Außerdem find zwar noch einige andere Beamten- 
Haffen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitrittsfähig, 
dieſe befinden fich jedoch und gegenüber in einer ganz 
befonderen Ausnahmeftelung und werden niemals 
von unferen Agenten oder den Königlichen Regie 
rungs⸗Hauptkaſſen, jonvern zum größten Theil von 
ihren eigenen, mit unjeren Aufnahmebejtimmungen 
vollfonmen befannten Behörvden zur Reception bei 
uns angemeldet. Es bedarf daher hier nicht weiter 
ihrer Erwähnung. 

II. Wer nun hiernach der Königlich Preufifchen Allgemeinen 

Wittwenverpflegungsanftalt beitreten will, hat vorzulegen: 

a) ein Atteft feiner vorgefetsten Behörde, daß er zu einer 

der genannten Klaſſen gehöre, alfo zu Ia. ausprüd- 

fi darüber, daß er ein penfionsbeitragspflichtiges 

Gehalt und event. zu weldem jährlihen Betrage 

beziehe; zu Ib. wegen ver Oekonomie-Kommiſſarien, 

daß er bei einer Auseinanderjegungsbehörte dauernd 

beichäftigt fei; zu Id. dagegen darüber, daß er zu ven 

nad) ver Allerhöchſten Kabinets-Order vom 17. April 

1820 receptionsfähigen Pehrern gehöre. Ausgenom- 

men find hierbei nur die Geiftlihen und die bei 

ven Regierungen und Dbergerichten oder anderen 

Landes» Kollegien als wirkliche Räthe angeftellten 

Staatsbeamten, da diefe über ihre Stellung feines 
befonderen Nachweiſes bevürfen. 

Heirathstonfenfe können nur dann die Stelle fol- 
her Attefte vertreten, wenn in denjelben das Ver— 
hältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn nad) 
den obigen Beitimmungen zur Aufnahme in unjere 
Anftalt berechtigt, bejormwers und beftimmt ausge: 
drüdt,; auch event. das penfionsbeitragspflichtige 
Dienfteinfommen des Beamten ad Ia. angegeben Ha 
Berfiherungen, welche die Recipienden jelbft über 
ihre Stellung abgeben over einfache Befcheinigungen 
einzelner Behbrben: „daß N. N. berechtigt oder ver- 
pflichtet jei, ter Königlichen Allgemeinen Wittmen- 

pflegungsanftalt beizutreten,‘ fünnen ung niemals 
genügen, da wir diefe Berechtigung oder Verpflichtung 
auf eigene Verantwortung jelbft zu prüfen haben, 
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b) Förmliche Geburtsattefte beiver Gatten und einen 
Kopulationsſchein. 

‚Die in dieſen Dokumenten vorlommenden Zahlen 
müffen mit Buchftaben ausgejchrieben fein, und die 
Bor- und Junamen beider Eheleute in den Geburts- 
Icheinen müffen mit den Angaben des. Kopulations- 
ſcheins ſo genau übereinftimmen, daß bie Identität 
der Perſonen durchaus keinem Zweifel unterliegt, 
der ſonſt anderweitig auf glaubhafte Weiſe zu heben 
ſein würde. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 
Geburtszeit find ungenügend; find aber ſoiche An— 

aben im Kopulationsicheine vorhanden, jo fünnen 

He als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts- 
attefte nur dann gelten, wenn die Trauung in derſel— 
ben Kirche erfolgt ift, in welcher vie Taufe vollzogen 
wurde, und wenn die Kopulations- und Geburts: 
Angaben ausprüdlih auf Grund der Kirchenbücher 
einer und berjelben Kirche gemadt werben. Sollte 
in bejonderen Füllen e8 nicht möglich fein, einen 
Geburtsſchein zu erhalten, und diefe Unmöglichkeit 
beicheinigt oder wenigftens wahrſcheinlich gemacht 
werden, jo muß das Alter durch gültige Attefte feit 
der Zeit ver Konfirmation, durch glaubwürdige Be— 
ſcheinigung ver Eltern oder Taufzeugen, durch ge- 
richtliche Vormundſchaftsbeſtellungen, worin das Alter 
der aufzunehmenven Eheleute angeführt. wird, durch 
Dokumente, weldye geraume Zeit vor beantragter 
Neception im Drud erſchienen find, over jonft durd 
andere, allenfal® durd) das suppletorium zu be— 
kräftigende Mittel erweislich gemacht werben. 

Einer gerichtlichen Beglaubigung ber Kirchen— 
eugnifje bedarf e8 nicht mehr, wohl aber muß ver 
Unterfehrift des Ausfteller8 das Kirchenfiegel deut- 
lich beigebrudt fein. Auch find dieſe Dokumente 
ftempelfrei, ven Previgern aber iſt e8 nachgelaffen, 
für Ausfertigung eines jeden ſolcher Zeugniſſe kirch— 
lihe Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 
7 Sur. 6 Pf. zu fordern. 

a die Kirchenzeugnifle bis nad) Beendigung 
der Mitgliedſchaft bei unſeren Akten verbleiben 
müffen, fo ift denjenigen Recipienden, vie fie etwa 
auf Stempelpapier einreichen und aljo fpäter auch 
u anderen Zweden als zum Einkauf in unfere An- 
—* benutzen können, ganz beſonders anzurathen, 
von vorn herein uns zu unſeren Alten nicht vie 
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Driginalien, ſondern ftempelfreie beglaubigte Ab— 
Schriften zugehen zu Laflen, jedoch mit dem ausbrüd- 
lichen Bermerfe des vidimirenden Beamten, daß den 
Driginalien die Kirhenfiegel beigedrudt feien. Je— 
denfalls beſitzen wir feine Arbeitsfräfte, um fpäter 
auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglaubigte 
Abſchriften der bei unferen Akten beruhenden Atteſte 
ertheilen zu fünnen. 
ce) Ein ärztliches, ebenfalls ftempelfreies Atteft in fol 
gender Faſſung: 
„sh (der Arzt) verfichere hierdurch auf meine 
Pfliht und an Eivesftatt, daß nad; meiner beften 
Willenfhaft Here N. N. weder mit der Schwind» 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer anderen chroniſchen 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlägerig, ſondern geſund, nah Verhältniß ſei— 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, feine Ge— 
ſchäfte zu verrichten.‘ 

Diejes Atteft des Arztes muß von vier Mit- 
gliedern unſerer Anftalt, oder, wenn ſolche nidyt vor- 
handen find, von vier anderen bekannten redlichen 
Männern dahin befräftigt werden: 

„daß ihnen der Aufzunehmenvde befannt. ſei und 
fie da8 Gegentheil von dem, was der Arzt atteftirt 
babe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, fo ift 
noch außerdem ein Gertifilat hinzuzufügen, dahin 
lautend: 

„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen das 
Atteft eigenhändig unterfchrieben haben, auch feiner 
von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, Schwieger- 
fohn oder Schwager des Aufzunehmenven over 
der Frau deſſelben fer.‘ 

Diefes Eertifilat darf nur von Notar und Zeus 
en, von einem ©ericht oder von der Drtöpolizei- 
ehörde ertheilt werben; bei den Gejunpheitsattejten 

für aufzunehmende Gendarmen find jevoh ausnahms- 

— die Certifikate von Gendarmerie⸗Ofſizieren 

uläſſig. 
Das ärztliche Atteſt ſelbſt können wir nur von 
einem approbirten praktiſchen Arzte oder von einem 
Kreiswundarzte annehmen. Wundärzte erſter Klaſſe, 
die nicht im Staatsdienſte angeſtellt ſind, dürfen 
dergleichen Atteſte nur dann ausſtellen, wenn uns 
zugleich von der Ortsobrigkeit beſcheinigt wird, daß 
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an ihrem MWohnorte zur Zeit ihrer Nieverlaffung 
dafelbft ein zum Doftor promovirter praftifcher Arzt 
nicht anjäfjig geweſen. 

Das Attelt die Zeugen-Ausfagen und das Cer- 
tififat dürfen nie vor vem 16. Januar oder 16. Juli 
datirt jein, je nadhbem die Aufnahme zum 1. April 
oder 1. Dftober erfolgen fol, und die oben vorge- 
fchriebene Form muß in allen Theilen Wort für 
Wort ganz genau beobad)tet werben. 


Die Aufnahme» Termine find, wie eben angedeutet, der 
1. April und 1. Dftober eines jeven Jahres. 

Wer alfo nad) I. zur Neception berechtigt oder ver- 
pflihtet ift und dieſe durch eine Königliche Regierungs— 
Haupt» oder Inftituten- Kaffe, oder durch einen unjerer 
Kommiffarien bewirken will, bat an viefelben feinen An- 
trag und die zu II. genannten Dofumente vor vem 1. April 
oder 1. Dftober ſo zeitig einzureichen, daß fie ſpäteſtens 
bis zum 15. März over 15. September von dort aus 
bei ung eingeben fünnen. Anträge, welche nicht bis zu 
biefem Zeitpunkte gemacht und bis dahin nicht vollftändig 
belegt worven find, werben von den Slöniglichen Kaſſen 
und Kommifjarien zurückgewieſen und können nur nod 
fpäteftens bis zum 1. April over 1. Dftober in porto= 
freien Briefen unmittelbar an ung felbft eingefandt werden. 

In der —— der vorgeſchriebenen Termine 

werben feine Receptions-⸗Anträge angenommen und feine 
Aufnahmen vollzogen. 
Den zu II. genannten Atteften find womöglich gleich vie 
erften, praenumerando zu zahlenden halbjährlichen Bei- 
träge beizufügen, vie nad dem Tarif zu dem Geſetze 
vom 17. Mat 1856 (Gejet-Samml. ©. 479) fehr leicht 
berechnet werben können. Diefer Tarif ift im Verlage der 
hiefigen Deder’ihen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
erſchienen und ift alfo Jedermann zugänglich. Bei Be- 
rechnung der Alter ift jevoh der $. 5 unferes Reglements 
zu beadyten, wonach einzelne Monate unter Sechs gar 
nicht, vollendete Sechs Monate aber und darüber als ein 
ganzes Jahr gerechnet werben. 

Stundungen der erjten Beiträge oder einzelne Theil- 
zahlungen zur Tilgung derjelben find unftatthaft, und 
vor vollſtändiger Einfendung der tarifmäßigen Gelver 
und ber en Attefte kann unter feinen Um- 
ftänden eine Reception bewirkt werben. 


. Was die Feſtſetzung des Betrages ber zu verfichernden 


Penfion betrifft, fo haben hierüber nicht wir, ſondern die 
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den Recipienden vorgeſetzten Dienftbehörven zu beftimmen. 
E8 kann daher hier nur im Allgemeinen bemerkt werben, 
daß nad) den, höheren Drts erlajjenen Verordnungen die 
Penfion mindeitens dem fünften Theile des Dienftein- 
kommens gleich fein muß, wobei jedoch zu berüdfichtigen 
ift, daß die Berfiherungen nur von 25 Thalern bie 
500 Thaler inel., immer mit 25 Thalern fteigend ftatt- 
finden fünnen. 

Bei fpäteren Penfions-Erhöhungen, die jedoch in Bezie— 
bung auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. w. als ganz neue, 
von den älteren ganz unabhängige Berfiherungen und 
nur infofern mit diefen gemeinfhaftlic betrachtet werden, 
als ihr Gefammtbetrag die Summe von 50 Thalern, 
resp. 100 Thalern und 500 Thalern nicht überfteigen 
darf (vergl. Ia. und b.), ift die abermalige Beibringung 
ver Kirchenzeugniſſe nicht erforderlih, ſondern nur vie 
Anzeige der älteren Receptions-Nummer, ein neues vor- 
Ihriftsmäßiges Geſundheitsatteſt und, wenn bie zu Ia. 
und b. bezeichneten Grenzen überfchritten werben jollen, 
ein amtliches Atteft über bie veränderte —— und 
a ſowie über die etwa erlangte Penfionsberedy. 
tigung. Auch die Beträge der Erhöhungen müfjen wie 
die erften - Verfiherungen durch 25 ohne Bruch theil- 
bar fein. - . 
Nah dem Geſetze vom 17. Mat 1856 werden nicht mehr 
Goldſummen, fondern nur nod Summen in Silbergelv 
verſichert, ſowie auch die halbjährlichen Beiträge nur noch 
in Silbergeld berechnet werben. i 

Da wir im Schlußfage der Receptions-Dokumente ftets 
förmlich und rechtsgültig Über die erften halbjährlichen 
Beiträge quittiren, werben befondere Duittungen über 
diejelben, wie fie ſehr häufig von uns verlangt werben, 
unter feinen Umſtänden ertheilt. 


Berlin, den 29. Januar 1859. 


Xu. 


General» Direktion der Königlichen Allgemeinen 
MWittwen » Berpflegungsanftalt. 
Freiherr von Monteton. 


on 
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34. 
Verfügung vom 7. Februar 1859, — betreffend die 
Annahme und Berrehnung von Abfchlagszahlungen 
auf Geldbußen und Koften. 


Art. 1244. 1253 — 1256 des Rheinischen Civil-Geſetzbuches. 

Geſetz vom 5. September 1807. 

Art. XXVU. $. 3 des Einführungsgejeges zum Strafgefeg- 
buch (Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 634). h 


Mit Bezug auf Ihren Bericht vom 28. Juni v. J. 
betreffend die Verrechnung von Abſchlagszahlungen auf 
Geldbußen und Koſten, 

wird Ihnen in ver Anlage Abſchrift der von dem Herrn Finanz⸗ 
Miniſter an die Rheiniſchen — über dieſen Gegen- 
ſtand erlaſſenen Verfügung vom 23. v. Mts. zur Kenntnißnahme 
mitgetheilt. 

Berlin, den 7. Februar 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
den Königl. Herren General-Profurator 
zu Cöln. 
I. 447. Rhein. Crimin. 59. Vol. 2. 


Anlage. 


Die Königliche Regierung hat in dem Bericht vom 9. Ja— 
nuar v. J. die Frage zur Entſcheidung geftellt, ob nad dem 
im Bezirk des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes geltenden 
Rechte die fisfalifchen Kaflenzahlungen, melde auf eine durch 
ftrafrichterliches Erkenntniß begründete Forderung an Geldbuße 
und Gerichtöfoften einfchließlich der Stempelgebühr in einer, ven 
Geſammtbetrag der viesfälligen Forderung nicht bedenden Summe 
unter dem Verlangen ver Abrechnung auf die Geldſtrafe an 
werben, entgegen biefem Verlangen zu borzugsmeifer Tilgung 
der Koften und Stempelgebühr verwendet werden dürfen. Für 
die Beurtheilung dieſer Frage find, wie ich mit der Königlichen 
Kegierung einverftanden bin, leviglicd die von der Anrechnung 
und resp. von ber DVerpflihtung zur Annahme von Theilzah- 
(ungen handelnden Vorſchriften des Rheiniſchen Civilgeſetzbuches 
maaßgebend. Die viesfälligen aus den Art. 1253—56 und 
resp. 1244 a. a. D. zu entnehmenvden Vorſchriften faflen ſich 
in ihrem hier einjchlagenvden Theil dahin zufammen, daß ber 
Gläubiger die Annahme yon Stüdzahlungen ablehnen Tann, 
alfo bei Vorhandenfein mehrerer Forderungen an benjelben 
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Schuloner auf feine verfelben theilmeife Zahlungen anzunehmen 
verbunden ift, dagegen infoweit, als volle Zahlungen auf die 
einzelnen Forderungen — werden, dem Zahlenden die Be— 
ſtimmung derjenigen Schuldpoſten nicht verſagen kann, auf 
welche angerechnet werden ſoll, ſowie endlich, beim Mangel 
ſolcher Beſtimmung von Seiten des Schuldners die Anrechnung 
durch Auslieferung und Annahme einer dieſelbe ſpeziell bezeich— 
nenden Quittung rechtsverbindlich geregelt wird. Auf die An— 
wendung dieſer Grundſätze iſt ohne Einfluß, ob einzelne von 
den mehreren Forderungen des Gläubigers mit einem geſetzlichen 
Vorzugsrechte verbunden ſind, und ebenſo wenig unterſcheiden die 
einſchlagenden Vorſchriften, ob die mehreren Forderungen aus 
verſchiedenen Titeln, oder ob ſie, wie rückſichtlich des in einem 
Strafurtheil ſich gründenden Anſpruchs auf Zahlung von Geld— 
hußen und Gerichtskoſten, einſchließlich Stempelgebühren ver 
Fall iſt, aus demſelben Titel herrühren. Die einzige geſetzliche 
Beſchränkung aber, welche das Recht des Schuldners auf freie 
Auswahl der feinerjeitS abzutragenden Forderungen burd den 
Art. 1254 für die Fälle der Theilzahlungen auf zinstragende 
Forderungen erleidet, trifft hier nicht zu. 

Demnad- und in gleichzeitigem Betracht, daß Geldbuße und 
Koften nicht eine einzige unzertrennlihe Schuld, fondern zwei 
befondere, ſowohl nad) ihrem Verhältniß zu anderen Schulden, 
als auch nad) der Art und Weife ihrer Erigibilität verfchiedene 
— bilden, ergiebt ſich aus den oben zuſammengefaßten 

ehtsfägen bei Anwendung derſelben auf die zur Entſcheidung 
geftellte a bie Folgerung: 

1) daß dem Berurtheilten, welcher einen der genannten 
Schulppoften (Gelpftrafe oder Koſten) in unzertrenn- 
fiher Summe zu tilgen beabfihtigt, nicht die Beftim- 
mung darüber verfhränft werden fann, auf welden 
verjelben Die Anrechnung der Zahlung gefhehen fol; 

2) daß, wenn feine ſolche Beftimmung getroffen ift, die 
Zahlung von der Empfangsjtelle zunächſt auf Koften 
unter Ausantwortung einer dem entjprecdhenden nad) 
Art. 1255 1. c. die Stelle der Uebereinkunft vertreten» 
ben Quittung verrechnen darf; 

3) daß, wenn der DVerurtheilte eine Stüdzahlung unter 
ausdrüdliher Beftimmung der Anrechnung auf bie 
Geldbuße leiftet En Rick eg angenommen 
wird, eine, von der Beitimmung des Schuldners ab- 
weichende Verrechnuͤng nicht einfeitig von der Empfangs- 
ftelle zu veranlafjen, jondern nur vermöge Abkommens 
mit dem Schuldner zu erzielen if. 

Zu leterem Zweck würde das Recht des Gläubigers, die Ans 
nahme von Theilzahlungen zu verfügen, das geeignete Mittel 
5* 
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bilden, indem hiernach die Bewilligung ſtückweiſer Abtragung als 
ein Zugejtändniß behandelt und legteres an Bedingungen, folg- 
(ih aud) an eine vorzugsweile Tilgung der Koften und Stempel- 
forderung geknüpft werden fünnte. 

Aus dem Standpunkte des Rechts würden einem derartigen 
Berfahren nicht eben Bedenken entgegenftehen und es würde in 
jo weit auch feine Beranlafjung vorliegen, allgemein von dem— 
jelben abzufehen. 

Wenn jedoch andrerjeits nah Maafgabe der oben unter 

Nr. 1. AR Folgerung fih überhaupt nicht verhindern 
läßt, daß vor den Koſten und ohne deren gleichzeitige Bezahlung 
die Strafe zur Abtragung gebracht wird, jo fann ich in Betracht 
deffen mich nicht dafür ausfpreden, daß in Anfehung von Stüd- 
zahlungen, welche auf die Strafe beabfichtigt werten, ein ver 
Ichiedenes Verfahren ftatthabe und die Annahme folder Zah: 
lungen, bevor nicht die Koſtenſchuld getilgt ift, gänzlich verfagt 
und rejp. an die Bedingung vorgängiger Berichtigung ber leß- 
teren gefnüpft werde. 
Ich finde demnach nichts dagegen zu erinnern, daß es bei 
dem im Bezirk der dortigen Regierung hinſichtlich der Einziehung 
erichtlich erfannter Gelpftrafen und ver in gerichtlichen Unter: 
—— erwachſenen Koſten bisher beobachteten Verfahren, nach 
welchem die Leiſtung von Stückzahlungen auf Strafe oder Koſten 
ſtets unverſchräukt geblieben iſt, ana I aber, melde 
ohne nähere Seitens des Schuldners erklärte Bezeichnung der 
damit zu tilgenden Schulppoft erfolgen, allemal zunäcft auf die 
Koften gebucht werden, auch ferner bewende. 

Db etwa wegen ber Form der in den oben unter Nr. 2. 
vorausgeſetzten Fällen anzufertigenden Quittungen ven Steuer- 
Erhebern Ihres Bezirks eine befondere Anmerfung zu ertheilen 
nöthig ift, bleibt vem pflictmäßigen Ermeffen ver Königlichen 
Regierung überlafjen. 

Mas übrigens die Fälle zwangsweiſer Beitreibung von For« 
derungen der fraglichen Art anbelangt, fo verfteht ſich von jelbit, 
daß, wenn e8 gleichzeitig wegen rüdjtändiger Beträge an Strafe, 
Koften und Stempel zur Exekutions-Vollſtreckung gelangt, die 
ſolchergeſtalt beigetriebene, zur Deckung ſämmtlicher Beträge nicht 
zureichende Summe nad Berichtigung ber Erefutionsgebühren 
unächft auf die Koften und Stempel mit Rüdfiht auf die ven 
ern Forderungen nad) Art. XXVIL. $. 3 des Einführungs- 
geſetzes zum Strafgefebud) und nad dem Geſetz vom 5. Gep- 
tember 1807 bei einer Collocation zuzufprechenden Vorzugsrechte, 
zu verrechnen fein wird, wohingegen bei einer zwar im Sta— 
dium des Erekutionds Verfahrens, aber vor der Erefutiond-Voll- 
ftrefung freiwillig erfolgenden Theilzahlung wiederum dieſelben 
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Grundſätze werden maaßgebend fein müflen, wie fie für An— 
rehnung von Zahlungen überhaupt vorgeichrieben find. 
Berlin, ven 23. Januar 1859. 


n 
die Königl. Regierung zu Aachen. 


Abſchrift vorftehender Verfügung erhält die Königl. Regie 
rung zur Kenntnißnahme. 
Berlin, ven 23. Januar 1859. 
Der Finanz-Minifter. 
An Im Auftrage. 
vie Königl. Regierungen zu Cöln, Horn. 
Düffelvorf, Coblenz und Trier. 


35. 


AUlgemeine Berfügung vom 14. Februar 1859, — 

betreffend die Benachrichtigung der Militair - Inten- 

danturen von der Anftellung verforgungsberedhtigter 
Militatr - Anwärter. 


Staats: Minift.-Beihluß vom 30. Mai 1844 (Rh. Samml. 
Br. &. ©. 327). 

Allgemeine Verfügung vom 19. September 1845 (Yuftiz- 

Minift.-Bl. ©. 186). 


Nah einer Mittheilung ver Königlichen Ober-Rechnungs— 
lammer erfcheint e8 nothwendig, daß von ver erfolgten diätariſchen 
Beihäftigung resp. Anftellung der im Subaltern- over Unter- 
Beamtendienfte fungirenden Deilitair- Anwärter, auch wenn die— 
jelben nicht zu den Invaliden oder Halbinvaliven zählen, fon- 
dern noch dem ſtehenden Heere angehören, von ber betreffenven 
Girilbehörde ver Militair-Intendantur Nachricht gegeben werde. 

Diefe Benachrichtigung ſoll ven Zweck haben, daß die In- 
tendantur, fobald eine in Reih und Glied ftehende Militair- 
berfon entweder zur Probedienftleiftung bei Civilbehörden Behufs 
Anftellung in etatsmäßige Stellen abfommandirt over behufs 
einftweiliger Beihäftigung im Civilvienfte beurlaubt ift, hiervon 
wegen der alsdann nad 88. 119 und 121 des Allerhöchſt be- 
fätigten Reglements über vie elvverpfle ung ber Truppen 
im Frieden vom 7. April 1853 gebotenen Siftirung der Zah— 
lungen aus Militairfonds Kenntnig erhält, und fie auf dieſe 
Weiſe die ihr obliegende Kontrolle hierüber durch die Feſt— 
legung der Berpflegungsberechnungen des Truppentheils auszu- 
üben im Stande ift, . 
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Die Gerichtöbehörden werben angewieſen, bemgemäß in 
Zukunft zu verfahren. | 
Berlin, den 14. Februar 1859. 
Der Yuftiz- Minifter 
Simons. 
An fämmtliche Gerichtsbehörben. 


1. 559. J. 26. Vol. 3. 


36. 


Allerhöchfter Erlag vom 14. Februar 1859, — be- 
treffend die Ausdehnung der Stempelfreiheit auf die 
Tauf-, Trau- und Todtenfcheine, welche Cifenbahn- 
beamte bei den unter der Verwaltung des Staats 
ftehenden Eifenbahnen zur Betheiligung bei den Pen- 
ſions- und Unterftügungsfaffen derfelben beizu- 
bringen haben. 


Auf ven Bericht vom 8. Februar d. J. will Ih nad Ihrem 
emeinfhaftlihen Antrage auh ven Tauf-, Trau- und Todten- 
——— deren Beibringung Behufs der Betheiligung bei den 
Penſions- und Unterſtützungs-Kaſſen der für immer unter der 
Verwaltung des Staats ſtehenden Eiſenbahnen erforderlich iſt, 
die Stempelfreiheit bewilligen. 

Berlin, ven 14. Februar 1859. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
(gegengez.) von der Heydt. von Patow. 


n 
den Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentlidye Arbeiten und ven 
Finanz - Minifter. 


Borftehender Allerhöchfter Crlaß wird ſämmtlichen Gerichts: 
behörven und den Givilftands- Beamten im Bezirke des Apella- 
—— zu Cöln zur Nachachtung bekannt gemacht. 

erlin, den 29. September 1859. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
fämmtlihe Gerichtsbehörben. 
1. 3589. Steuerſachen 6, Vol. V. 


- 
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37. 


Verfügung vom 18. Februar 1859, — betreffend 
die Befchlagnahme des Vermögens ausgetretener 
Militairpflichtiger im Bezirk des Appellations- 
gerichtshofes zu Köln, 


Strafgeſetzbuch — 
Geſetz vom 10. März 1856 (Rh. Samml. Br. 11. ©. 166). 


Zur ie Die gleihmäßigen Verfahrens der Land» 
gerichte im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln bei Er- 
birfung der durch $. 110 des Strafgeſetzbuchs und das Gefek 
vom 10. März 1856 (Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 166) vorge 
\hriebenen Beſchlagnahme des Vermögens ausgetretener Mili- 
tirpflichtiger und beurlaubter Yandwehrmänner, welche ohne Er» 
laubniß auswandern, wird auf Ihren Bericht vom 21. Juli v. 9. 
nachſtehende Anweiſung ertheilt: 

1) Die Beſchlagnahme ift in allen Fällen von der Staats- 
anwaltſchaft zu beantragen, wenn ſolche auch nicht aus- 
brüdlih von der Regierung verlangt wird, oder bie 
Beſchuldigten ohne Vermögen find, 

2) Die Beihlagnahme ift bei der Straf-Rathskammer zu 
beantragen und von dieſer zu verfügen. 

3) Die Beihlagnahme ift in allen Fällen bis zur Höhe 
von 1000 Thalern und eines muthmaßlichen Koften- 
betrages zu beantragen, indem ber $. 110 a. a. D. bei 
der Beihlagnahme dem jpäter erfennenven Richter nicht 
vorzugreifen geftattet, ſondern die VBollziehung der höch— 
ften Strafe, welche möglicherweife erfannt werden fann, 
fiher geftellt wifjen will, und das im $. 110 hervor: 
gehobene Ermeflen des Richters ſich nur auf die Ver— 
mögensftüde bezieht, auf weldye vie Beſchlagnahme unter 
Umftänven beſchränkt werven fann. 

4) Die Königlihen Regierungen find von dem Herrn 
Minifter des Innern angewiefen, wenn fie nicht aus- 
nahmsweiſe eine beſchleunigte Verfolgung für nothwen- 
dig eradhten, nur einmal im Jahre eine Nachweiſung 
der audgetretenen Militairpflichtigen refpeftive ver ohne 
Konſens ausgemwanderten Yanbmwehrmänner ven Ober- 
Profuratoren zur Berfolgung mitzutheilen. Bon ven 
Landgerichten ift gegen ſämmtliche in einer Nachweiſung 
aufgeführte Individuen durch einen einzigen Beſchluß 
die Befchlagnahme zu verfügen. 

5) Bon den Beſchlagnahme-Verfügungen find der Re- 
gierung feine Ausfertigungen, — nur Auszüge 
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zu ertheilen und zwar, nach einem Einverftäntniffe mit 
dem Herrn Minifter des Innern, nicht in Betreff eines 
jeven Beſchuldigten ein beſonderer Auszug, fondern nur 
fo viel verſchiedene Auszüge, als die e'hulbigten ver⸗ 
ſchiedenen Kreiſen angehören. 

Die Auszüge ſind nach dem Kriminalkoſten-Tarif 
zu berechnen. 

Sie werden angewieſen, auf die Befolgung dieſer Verfügung, 
welche durch das Juſtiz-Miniſterial-Blatt bekannt gemacht wer— 
den wird, zu wachen. 

Berlin, den 18. Februar 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
den Königl. Herrn General⸗ 
Prokurator zu Cöln. 


Borftehende Verfügung wird den: Gerichten und Beamten 
der Staatsanwaltichaft im Bezirk des Uppellationsgerichtshofes 
zu Cöln zur Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt. 
Berlin, den 18. Februar 1859. 

Der Juſtiz- Miniſter. 


An Simons. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte der 
Staatsanwaltſchaft im Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 

I. 648, Rhein. Crimin. 3, Vol. 3. 


38. 


Verfügung vom 15. März 1859, — betreffend die 
Gebühren der Aerzte in Kriminalfachen. 


Kegulativ vom 10. November 1844 8. 5 (Yuftiz-Minifterial- 
Blatt von 1845 ©. 148). 


Der Königlihen Regierung erwiedern wir auf'ven Bericht 
vom 21. Dezember v. J. betreffend vie den Aerzten für gericht- 
lich⸗mediziniſche DVerrichtungen aus dem Kriminalfonds zu be- 
willigenden Gebühren, daß von dem allgemein geltenden und in 
den Regulativ vom 10. November 1844 8. 5 (Yuftiz-Minift.- 
Dlatt von 1845 ©. 148) für die Gerichtsbehörven der übrigen 
Provinzen ausgelprodyenen Grundfag, wonad auf den Kriminal- 
foftenfonds immer nur die niebrigften Sätze der überhaupt zu— 
läffigen Auslagen angewiefen werben dürfen, für ven Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln feine Ausnahme gemacht wers 
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ven kann und dazu auch in dem dort geltenden Verfahren keine 
hinreichende DVeranlaffung vorliegt. 
Berlin, ven 15. März 1859. 


Der Yuftiz-Minifter. Der Minifter der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten. 
Simons. v. Bethmann-Hollmey. 


An 
die Königl. Regierung zu Trier. 
I. 558. Rhein. Gener. 37. Vol. 3. 


39. 


Verfügung vom 23. März 1859, — betreffend die 
-Stempeltevifion beim Königlichen Landgericht 
zu Aachen. 


In Betreff derjenigen Monita, welhe von der Gteuerbe- 
börde bei der im’ Dezember 1856 vorgenommenen Stempelrevi- 
fion bei dem dortigen Landgericht erhoben, von dem Landgerichte 
aber nicht al8 begründet anerkannt find, wird Ihnen im Ein- 
verftänpniffe mit vem Herrn Finanz Minifter Folgendes eröffnet: 


I. Erfte Eivilfammer. 


1. Monitum 93. Der von einer Ehefrau, nachden die 

eheliche Gütergemeinſchaft für aufgelöft erflärt war, in dem Aus: 
einanberfegungsverfahren aufgeftellte und zur gerichtlichen Ent- 
fheidung. gebrachte Antrag, ven Ehemann zu verurtheilen, die 
Magende Ehefrau von einer mit jenem folidariih übernommenen 
Schuld. von 5000 Rthlr. zu liberiren, oder, fall8 dies nicht 
binnen einer beftimmten Frift gefhehe, jene Summe an fie zu 
zahlen oder fie durch Bürgfchaftsftellung ficher zu ftellen —- be- 
trifft fhon um veswillen einen ſchätzbaren Gegenſtand zum vollen 
Betrage von 5000 Rthlr., weil eine Piberirung von diefer foli- 
dariſch ſchuldigen Summe verlangt worden. Es muß daher ver 
Prozentftempel nad diefem Betrage berechnet und nicht ein Un- 
ihäßbarfeit8- Stempel verwendet werden. Das Monitum ift 
hiernady al8 begründet anzuerkennen. 
2. Monitum 99. Bei der auf einen beftrittenen Privat- 
Kaufaft gegründeten Klage auf Herausgabe eines angeblid ge- 
kauften Haufes ift nicht, wie das Landgericht annimmt, ein 
unfchäßbares Interefie der Parteien an dem Beftehen over Nicht- 
beftehen des Privat-Kaufafts, fondern ver Uebergang des Eigen- 
thums an dem Haufe der eigentliche Streitgegenftand und nad) 
dem Werthe vefjelben der Prozentftempel zu berechnen. 


! 
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3. Monitum 103. Bei ver Klage auf Auflöfung eines 
über ven Verkauf eines Haufes für 1000 Rthlr. abgefchloffenen 
Bertrages gilt dafjelbe, wie in dem vorigen Falle, und es kann 
bei ver Berechnung des Streitgegenftandes nicht, wie das Yand- 
geriht annimmt, in Betracht fommen, daß bei einer Auflöfung 
des Kaufvertrages der Kaufpreis zurüderftattet werden muß. 


I. Zweite Civilfammer. 


4. Monitum 1. Wenn das Geriht auf eine mehrere 
Forderungen umfafjende Klage binfichtlih einer Forderung ſich 
infompetent erflärt und — der übrigen interloquirt, ſo 
iſt das Erkenntniß in Betreff der erſteren Forderung ein de— 
finitives und es muß zu demſelben, wenn, wie in dem vorlie— 
genden Falle, der Gegenſtand dieſer Forderung nicht nach Gelde 
zu ſchätzen iſt, der Unſchätzbarkeitsſtempel verwendet werben. 
Die von dem Landgericht aufgeſtellte Unterſcheidung zwiſchen dem 
Falle, in welchem das Gericht die Klage wegen Inkompetenz 
abweiſt und demjenigen, in welchem es ſich nur inkompetent er« 
klärt, iſt ohne alle rechtliche Bedeutung. 

5. Monitum 14. Bei einer Oppoſition wider einen auf 
Notariatsakt gegründeten Zahlungsbefehl bildet die in dem Zah— 
lungsbefehl geforderte Summe den Streitgegenſtand, nach welchem 
der Stempel zu berechnen iſt, ohne daß es darauf ankommt, 
ob die Schuld ſelbſt, oder nur deren Fälligkeit beſtritten wird. 

6 und 7. Monitum 18. Die Klage auf Abſchluß eines 
notariellen Aktes, wodurch Verklagter erklären ſoll, daß Kläger 
zur Hälfte an einem Kaufe betheiligt ſei, mittelſt deſſen Ver— 
klagter ein Gut für 20,600 Gulden gekauft hat, eventuell auf 
Berurtheilung des Berklagten zum Schadenerſatz, hat nicht, wie 
das Landgericht aufftellt, die Betheiligung des Klägerd an dem 
durd; den Gutskauf beabfihtigten unbeftimmbaren Gewinn, fon- 
dern das Miteigentbum an dem gekauften Gute zum. Gegen- 
ftande. Die Steuerbehörve verlangt daher mit Recht einen nad) 
der Hälfte des Kaufpreifes berechneten Prozentftempel. 

8 und 9. Monitum 22. Bei Klagen auf Heratisgabe käuflich 
erworbener Grundſtücke ift der Werth diefer Grundſtücke als Streit- 
objeft zu behandeln, wenn auch die Verpflichtung zur Herausgabe 
nicht beftritten wird. Das Monitum ift daher begründet. 

10 und 11. Monitum 34. Bei der Klage, des Käufers 
gegen feinen Verkäufer, daß letsterer verurtheilt werde, ben 
Nachweis der Löſchung mehrerer auf den gefauften Immobilien 
haftenden Hhpothefar »- Infkriptionen zum Gefammtbetrage von 
2225 Kthlr. binnen 24 Stunden zu führen, widrigenfalls Kläger 
ermächtigt mwerbe, den Berklagten für jenen Betrag in feinem 
en zu diskutiren, ift nicht eigentlich jene Summe von 
2225 Kthlen., fondern das nach Gelde nicht zu ſchätzende Inter: 
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efje des Käufers an der Befreiung ver gekauften Grunpftüde 
von den darauf haftenden Infkriptionen als Gegenftand des 
Prozeſſes anzufehen und die eventuelle Ermächtigung zur Bei- 
treibung jener Summen aus dem Vermögen des Verkäufers hat 
die Natur eines Zwangsmittels zur executio ad faciendum. 
Das Landgericht hat daher mit Recht nur den Unſchätzbarkeits— 
ſtempel verwendet. | 

12. Monitum 35. Das Erfenntniß über die gegen ein 
Subhaftationsverfahren erhobenen Ansprüche Dritter ift nicht als 
ein Nebenerkenntnig im Subhaftationsverfahren zu behandeln, 
vielmehr zu demfelben ein befonverer Werthftempel zu verwenden. 
In dem vorliegenden Falle widerſetzt fih Opponent dem einges 
leiteten Enbüeßotionsberfahren aus dem Örunde, weil er zur 
Hälfte Eigenthümer ver in Beihlag genemmenen Immobilien 
jet und deshalb das ungetheilte Eigenthum nicht verkaufen zu 
laffen braude. Er beantragte aber nicht die Zuerkennung bes 
Eigenthums an jener Hälfte, fondern nur die Vernichtung ver 
Beſchlagnahme. Bet dem fo geftellten Antrage ift das Mit- 
eigentbum nur Fundament der Klage und die Quote veffelben 
für die Entfheidung unerheblih. Gegenſtand des Prozefjes ift 
daher nur die Aufhebung des Subhaftationsverfahrensd, deſſen 
Intereffe nicht nach Oelde zu Ihägen if. Das Landgericht hat 
daher mit Unredht nur einen Stempel von 15 Sgr. verwendet, 
aber auch das Monitum der Steuerbehörve, welches den Stempel 
nad; dem halben Werth der Immobilien berechnen will, gebt zu 
weit. Es ift vielmehr der Unſchätzbarkeitsſtempel von 5 Hetbte. 
zu verwenden. j 

13. Monitum 50. Der Drittopponent gegen ein Sub— 
baftationsverfahren beantragt in dieſem Yale ausprüdlih, daß 
er zum Eigenthümer der fubhaftirten Immobilien erklärt werde. 
Er vindicirt hier das Eigenthbum; e8 muß daher ber zn 
ſtempel nad dem Werthe bes letsteren berechnet werben. as 
Monitum ift daher hier begründet. 

14. Monitum 42. Bei der Klage auf Zahlung eines be- 
fimmten Kaufpreiſes kann nit um veswillen ver Unſchätzbar— 
feitäftempel angewendet werben, weil die Zahlung lediglich aus 
dem Grunde geweigert wird, weil noch Hypothefar-Infkriptionen 
auf dem Grundſtücke haften, va es nicht auf ven Grund der 
Zahlungsmweigerung ankommt. Es ift der Prozeniftempel zu ver: 
wenden und danad das Monitum begründet. 

Hiernady find die erhobenen Monita zu erledigen. 

Berlin, den 23. März 1859. Der Yuftiz-Minifter. 

An Simons. 
den Königl. Herrn Landgerichts-Präfidenten und 
den Königl. Herrn Ober-Profurator zu Aachen. 
I. 1127: Rhein. Gener. 62. Vol. 8, 


76 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1859. 


40. 


Verfügung vom 5. April 1859, — betreffend die 
Wahrnehmung der Polizeianwaltfchaft in den nad 
der rheiniſchen Städteordnung verwalteten Städten. 


Art. 144 der Rheiniſchen Kriminal-Prozef-Orpnung. 
Städteordnung vom 15. Mai 1856 $. 57 Nr. 3 (Rhein. 
Samml. Bd. 11. ©. 212). | 


Nah Art. 144 der Rheiniſchen Kriminal-Prozeß-Ordnung 
jollen die Funktionen eines Polizeianwalt8 von dem Polizei— 
Kommiffar und eventuell von dem Bürgermeifter desjenigen 
Drte8 wahrgenonmen werden, an weldem das Polizeigericht 
feinen Sit hat, ohne Rückſicht darauf, ob der Bezirk des Ge— 
richt8 ganz oder theilmeije zu dem fonftigen Amtöbezirt des 
Polizei-Kommiljars oder Bürgermeifters gehört. Nach 8. 57 
Kr. 3 der Städte-Ordnung vom 15. Mai 1856 (Rh. Samml. 
Br. 11. ©. 212) bedarf e8 aber für den Bürgermeifter der— 
jenigen Orte, an welchen diefe Städte-Ordnung gilt, eines be- 
ſonderen Auftrags zur Vertretung der Polizeianwaltfhaft für 
die nicht zu ihrem Amtsbezirk gehörenden Gemeinden. Da je 
doch deſſen Ertheilung nicht umgangen werden fann, weil für 
die letteren Gemeinden, in denen die Städte-Ordnung nicht ein— 
gefübet ift, die Funktionen des Polizeianwalts nur durch den 
Bürgermeifter am Site des Gerichts wahrzunehmen find, fo 
wird hiermit zur Vermeidung unnöthiger Schreiberei allgemein 
beftimmt, daß die Vürgermeifter derjenigen Orte, an melden 
das Polizeigericht feinen Sit hat, und in melden die Städte- 
Ordnung vom 15. Mat 1856 eingeführt ift, die Handhabung 
der Ortöpolizei aber nicht Küniglihen Behörden übertragen ift, 
die Funktionen des Polizeianmwalts für ſämmtliche Gemeinden, bie 
zu dem Bezirk des Polizeigerichts gehören, nach Maafgabe der 
Vorſchriften des Art. 144 der Rheiniſchen Kriminal- Prozeh- 
Ordnung wahrnehmen follen. v 

Mit Bezug auf Ihren Beriht vom 13. Juli v. 9. veran- 
laffen wir Sie, Herr General-Brofurator, zur Ausführung diefer 
Beftimmung die weiter erforderlichen Anmeifungen zu erlaffen, 
wobei wir bemerken, daß dem Königl. Ober: Präfiventen ver 
Rheinprovinz eine gleihlautenvde Verfügung zugegangen ift. 

Berlin, ven 5. April 1859. 


Der Minifter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Flottwell. Simons. 


An 
den Königl. Herrn General-Prokurator zu Cöln. 
1. 649. Rhein. Offizianten-Sachen 26. 
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41. i 


Verfügung vom 29. April 1859, — betreffend die 
vorläufige Siftirung des Kontumazial-Verfahreng 
bei Berbrechen. 

Verfügung vom 19. Mai 1826 (Rh. Samml. Bd. 3. ©. 28). 


Die Verfügung vom 19. Mai 1826 (Rhein. Samml. Bd. 3, 
©. 28) betreffend das Kontumazial: Verfahren bei Verbrechen, 
bat infofern fid nicht als angemefjen ergeben, als nad) verfelben 
den Ober-Profuratoren aufgegeben ift, die Sache erft dann auf 
fih beruhen zu laffen, nachdem das Anklage» Urthetl ergangen 
ft. Es wird dadurd nicht nur die fpäter nöthige Sonn 
der — — ſondern auch die Entſcheidung über Incident— 
fragen, deren Erledigung durch Richterſpruch im Vorverfahren 
zuläſſig ſein würde, erſchwert. Es empfiehlt ſich daher, in den— 
jenigen Fällen, in welchen die Beſchuldigten flüchtig ſind und 
die Durchführung des Kontumazial-Verfahrens nicht nothwendig 
oder ſonſt angemeſſen erſcheint, bei der Rathskammer des Land— 
erichts die vorläufige Repoſition der Alten zu beantragen und 
ch dadurd die Wiederaufnahme ver Sache vorzubehalten. 

Sie haben hiernady die Ober-Profuratoren mit Anmeifung 
zu verfehen. 

Berlin, ven 29. April 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
den Königl. Herrn General- 
Profurator zu Cöln. 

I. 1926. Rhein. Criminalia 8, Vol. 3. 


42. | 
Gefeg vom 3. Mai 1859, — betreffend die Ge- 
währleiftung wegen verborgener Mängel bei dem 
Berfaufe und Tauſche von Hausthieren im Bezirk 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige. 


Wir ER, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 

verorbnen nad Anhörung des Provinziallandtages der Rhein— 

provinz mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Mo— 
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narchie, für den Bezirk des Appellationsgerihtshofes zu Cöln, 
was folgt: 


8,3, 

Bei vem Berkauf von Hansthieren muß die auf Gemährs- 
mängel gegründete Klage und Einrede bei Verluft verjelben bin- 
nen einer Frift von zwei und vierzig Tagen nad der Ueber— 
lieferung angejtellt, beziehungsmweife geltend gemacht werden 
(Art. 1648 des bürgerlichen Geſetzbuches). Der Tag der Ueber- 
lieferung wird in die Frift nicht eingerechnet. 

Sind mehrere Thiere gleicher Art verkauft, und ift bei einem 
derſelben als Gewährsmangel eine anftefende Krankheit nachge— 
wiejen, jo kann der Käufer die Zurüdnahme fämmtliher Thiere 
fordern, wenn fie bei dem Verkäufer mit einander in Berührung 
gefommen find. 


S. 2. 
Eines vorherigen Sühneverfuhs bedarf e8 bei dieſer Klage 
— Die Sade ift als dringliche und ſummariſche zu be— 
andeln. 


Innerhalb der im $. 1 beftimmten Frift und vor An- 
ftelung ver Klage kann der Käufer das Vorhandenfein von Ge— 
währsmängeln bei ven gekauften Hausthieren durch Sadver- 
ftändige fejtftellen laſſen, die fich zugleich über das wahrſcheinliche 
Alter des vorhandenen Mangeld gutachtlich zu äußern haben. 

8. 4. 

Auf feinen Antrag ernennt und vereivet der Friedensrichter 
des Ortes, an welchem ſich das Thier befindet, je nah den Um— 
ftänden, einen oder drei Sachverſtändige. 

Bei Departements- und Kreis-Thierärzten genügt die Be— 
ftätigung des Gutachtens auf den geleifteten Dienfteid. 


S.5. 

Der ‚Friedensrichter verordnet gleichzeitig, daß und in wel- 
cher Weile der Verkäufer von der vorzunehmenden Unterfuhung 
des Thieres in Kenntniß zu fegen iſt. Auf dem Antrag des 
Berkäufers kann die Zuziehung fernerer Sadyverftändigen ange— 
ordnet werben. 


S. 6. 
Zu ben in ben beiden vorhergehenden Paragraphen ange- 
gebenen Berrichtungen des Friedensrichters ift bei deſſen Verhin— 
derung aud der Ergänzungsrichter befugt. 


8. 7. 
Das ſchriftlich abzufaſſende Gutachten der Sachverſtändigen 
wird auf der Gerichtsſchreiberei des Friedensgerichts, welches die 
Sachverſtändigen ernannt hat, hinterlegt. 
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S. 8. 

Der in dem fpäteren Prozefle erfennende Richter kann das 
in dem Vorverfahren erjtattete Gutachten feiner Entſcheidung zum 
Grunde legen; aud kann aus der Ertheilung des Gutachtens 
fein Grund hergeleitet werden, vie Sadverftändigen in dem ſpä— 
teren Prozefie zu verwerfen (Art. 283 der bürgerlichen Prozeß- 
Ordnung). 8 

9 


Die Koften diefes Vorverfahrens werden in dem fpäteren 

Prozefie ven Koften des letzteren gleichgeftellt. 
8. 10. 

Alle vorftehenden für ven Kauf von Hausthieren gegebenen 
Vorſchriften find auf den Taufch derfelben anmwenpbar. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigevrudtem Königlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ven 3. Mai 1859. 


(L. S) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu — — Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. ——* imons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 

Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. 


L. 2045. Rhein. Gener. 98. Vol. 2. 


43. 


Gefeg vom 9. Mai 1859, — wegen Abänderung 
einiger Beftimmungen des Rheinifchen Handels- 
geſetzbuches. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir eh von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, : 
verordnen für den Bezirk des Appellationsgerichtöhofes zu Cöln, 
mit — beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Die Artikel 441. bis 447. 454. 456. 480. 483. bis 485. 
497. 498. und 527. des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches werden 
aufgehoben und durch folgende erſetzt: 


Artikel 441. 


Das Falliment wird von dem Handelsgerichte, in deſſen 
Bezirk der Fallit ſeinen Wohnſitz, oder die im Fallimentszuſtande 
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ſich befindende Hanvelögefellichaft ihre Hauptnieverlaffung bat, 
durch ein Urtheil eröffnet, welches zugleih den Tag des. Ein» 
tritt8 der Zahlungseinſtellung feſtſetzt. 

‚ft diefe Yeftfegung im Urtheile nicht erfolgt, jo wird ver 
Tag der Fallimentseröffnung, oder, wenn der Fallit früher ver- 
jtorben ift, der Todestag vefjelben als ver Tag ver Zahlungs- 
einftellung angenommen. 

Das Handelsgericht ift befugt, ven Tag der Zahlungsein- 
ftellung, jo lange deſſen Feſtſetzung von einem Oläubiger over 
einem anderen Betheiligten durch orventlihe Rechtsmittel ange- 
fochten ift oder angefodyten werden kann, auf den Bericht des 
Fallimentskommiſſars von Amtswegen anderweit zu beftimmen. 

Auf das in diefem Falle zu erlaffende neue Urtheil finden 
die Vorſchriften des Artikels 457. dieſes Geſetzbuches mit der 
— ebenfalls Anwendung, daß den Gläubigern und an— 
deren Betheiligten eine Friſt von vierzehn Tagen zur Oppoſition 
auch gegen das neue Urtheil zuſteht, ſofern der Artikel 457, nicht 
Ihon eine längere Frift bemilligt. 

In keinem Falle darf der Tag der Zahlungseinftellung auf 
einen früheren Zeitpunkt als ſechs Monate vor der Yalliments- 
eröffnung feitgejeßt over angenommen werben. 


Urtifel 442, 
Mit dem Tage der Fallimentseröffnung verliert der Fallit 
von Rechtswegen die Befugniß, fein Vermögen zu verwalten 
und über dafjelbe zu verfügen. 


Artikel 443. 

Wer jevoh noh am Tage der Yallimentseröffnung oder 
an einem der beiden nächftfolgenden Tage Zahlungen oder Aus- 
bändigungen an den Yalliten bewirkt hat, iſt dadurch gegen bie 
Falimentsmafle befreit, wenn ihm nicht nachgewieſen wird, daß 
ihm damals die Yallimentseröffnung bereits befannt gemefen ift. 


Artikel 444. 

Rechtshandlungen, welche feit dem Tage ver Zahlungsein- 
ftellung oder innerhalb der nächſt vorhergegangenen zehn Tage 
vorgenommen wurden, find in Beziehung auf die Gläubiger- 
ſchaft nichtig, wenn fie eines der folgenden Geſchäfte varftellen: 

1) [reigebige Berfügungen des Yalliten über Vermögensrechte 
jeder Art; 

2) die Zahlung einer nod nicht fälligen Schuld, es mag die 
Zahlung baar, durch Hingabe an Zahlungsftatt oder in 
anderer Weile vom Yalliten erfolgt fein; 

3) jede durch Vertrag oder Urtheil bewirkte Erwerbung einer 
Hypothek, eines Fauſt- oder Nugungspfandes an Vermö— 
gensftüden des Falliten zur Sicherung von Forderungen, 
welche bereit8 vor diefen Sicherungsmaaßregeln beftanden. 
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Artilel 445, | 

Ale andere Zahlungen und Rechtsgeſchäfte des Falliten, 
weldye in die Zeit zwifchen der Zahlungseinftellung und ver 
Fallimentseröffnung En: können in Beziehung auf die Gläu— 
bigerſchaft für nichtig erklärt werden, wenn der andere Theil bei 
dem Empfange der Zahlung oder bei dem Abſchluſſe des Rechts— 
geſchäfts von der Zahlungseinftellung des Falliten Kenntniß hatte. 

Jedoch findet die Rüdforverung der Zahlung eines von 
dem Yalliten ausgeftelten indojjirten eigenen Wechſels nur gegen 
ven eriten Inboflanten und die Rüdforderung der Zahlung 
eined auf ven Falliten gezogenen Wechjels nur gegen denjenigen 
ftatt, für deſſen Rechnung der Wechſel gezogen wurde, und auch 
‘ gegen diefe nur dann, wenn der Erftere beim Indoſſiren, ver 

Vestere bei Ausftelung oder Begebung des Wechſels davon 
Kenntniß bejaß, daß bereits ver Fallit die Zahlungen eingeftellt 
hatte. 

Bei einem traffirt eigenen Wechfel auf eigene Order, weldyer 
von dem erften Indofjatar weiter indoffirt ift, — die Rück⸗ 
forderung der Zahlung nur gegen den erſten Indoſſatar ſtatt, 
und auch gegen dieſen nur dann, wenn derſelbe beim Weiter— 
indoſſiren von der Zahlungseinftellung des Falliten Kenntniß 


ebabt hat. _ 
u Artikel 446. 


Gültig erworbene Privilegien und Hypothekenrechte, welche 
nicht unabhängig von jeder Eintragung — ſind gegen die 
Gläubigerſchaft nur wirkſam, wenn fie bis zur Fallimentseröff- 
nung eingetragen find. 

Auch können diejenigen Eintragungen, welche nad der Zah— 
lungseinftellung oder innerhalb der nächſt vorhergegangenen zehn 
Tage ftattgefunden haben, zu Gunſten ver Gläubigerfchaft für 
nichtig erflärt werben, wenn zwiſchen dem Tage der Erwerbung 
ber Privilegien und Hypothelen und demjenigen der Eintragung 
vierzehn Tage verflofjen find. 

Dagegen können diejenigen gültig erworbenen Privilegien, 
von denen die Artikel 2103. und 2111. des Civilgeſetzbüches 
handeln, jowie die Privilegiem des üffentlihen Schatzes, Ar- 
titel 2098., innerhalb der zu ihrer Bewahrung geitatteten Friften 
auch nad) der Yallimentseröffnung wirffan eingetragen werben; 
jedoch ift die im Artifel 2110, des bürgerlichen Geſetzhuches vor- 
er Eintragung des erften Protofolles gegen die Gläu- 
igerſchaft nicht wirkjam, wenn fie nit bis zur Yallimıents- 
eröffnung ftattgefunden hat. 

Artikel 447. 

Durch die vorhergehenden Beſtimmungen wird die fonftige 
Befugniß der Gläubiger nicht berührt, Die zu irgend einer Zeit 
in der. Abficht, fie zu benadhtheiltgen, vorgenommenen Geſchäſte 


XII, 6 
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nad) den Beftimmungen des bürgerlihen Geſetzbuches anzu— 


fechten. 
Artikel 454. 

Das Handelsgeriht ernennt in demjelben Urtheil, durch 
welches die Fallimentseröffnung und die Anlegung der Siegel 
verordnet wird, eines feiner Mitglieder zum Fallimentstommiflar 
und, je nad der Wichtigkeit des Falliments, einen oder mehrere 
Agenten, um unter der Aufficht des Kommiſſars die ihmen ge- 
feglih auferlegten Verrichtungen zu erfüllen. 

In dem alle, wo auf ven Grund der Notorietät die Siegel 
von dem Friedensrichter angelegt worben find, muß das Geritbt 
im Uebrigen vie oben gegebenen Borjchriften befolgen, ſobald es 
von dem Falliment Kenntni erhält. 

Artikel 456. 

Die Agenten, welche das Gericht ernennt, fünnen ans den 
muthmaaßlihen Gläubigern oder aus allen anderen Perfenen 
gewählt werden, melde für die Treue ihrer Gefhäftsführung 
die meifte Sicherheit darbieten. 

Artifel 480. 

Der Fallimentsfommiffar nimmt die Vorſchläge der ver- 
fammelten Gläubiger in Betreff der zu ernennenden proviforifchen 
Syndiken entgegen. Das Handeldgericht ernennt diefelben unter 
Berücdfihtigung der von den Öläubigern gemachten Erklärungen 
und Vorſchläge, ohne jedod an ſolche gebunden zu fein. 

Aud die Biöherigen Agenten fünnen zu proviſoriſchen Syn— 
difen ernannt werden. 

Artikel 483. 

Die Agenten haben, nachdem fie ihre Rechnung abgelegt, 
anf eine Entſchädigung Anſpruch, welde auf ven Bericht des 
Fallimentstommiffard von dem Hanvelsgerichte feftgefetst wir. 

Artikel 484. 

Bei ver Feſtſetzung der Entſchädigung hat das Handels— 
gericht nach billigem Ermeflen zu verfahren und hauptſächlich 
auf ven Betrag der Fallimentsmaffe, auf den Umfang der Ge- 
fhäftsführung, auf vie Schwierigkeiten derfelben, auf die bewiefene 
Thätigfeit und Umficht, ſowie auf den Betrag der der Muffe 
ea anderweiten Koften Rüdjiht zu nehmen. 

Artikel 485. 

Baare Auslagen und etwaige Neifefoften, ſowie Gebühren, 
welche ver Agent in der Eigenſchaft al8 Advokatanwalt zu liqui- 
diren berechtigt ift, werben aus der Maſſe bejonders vergiitet. 

Artikel 497. | 

Die Syndifen find verpflichtet, wöchentlib dem Yallıments- 
fommilfar eine Ueberfiht ver Einnahmen und Ausgaben vorzu- 
legen, und die Beftände an Geldern, joweit der Kommifjar nicht 
beftimmt bat, daß ein Theil derjelben zur Beftreitung der Aus- 
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lagen und Koften im ihren Händen verbleiben foll, innerhalb 
acht Tagen nad dem Empfange der Gelver bei derjenigen öffent. 
lihen Kafje zu hinterlegen, welde zur Empfangnahme von Gel- 
dern beftimmt ift, deren Hinterlegung auf Anorbnung der Ge- 
richte oder mad) gejeglicher Borfchrift bei einer öffentlichen Kaffe 
gefhehen muß. 5 | 

Im Falle der Unterlaffung der Hinterlegung verſchulden die 
Syndifen von Rechtswegen jeıt ven Tage des Empfanges ver 
Maſſe jehs Prozent Zinfen, welche das Handelsgericht bis auf 
zwanzig Prozent erhöhen kann, vorbehaltlich ver jonft etwa gegen 
fie zu ergreifenden Maaßregeln. 

Die hinterlegten Gelder find nur mit Genehmigung des 
Fallimentsfommiflard aus der Kaffe zurüdzuziehen. 

Wegen der Entfhädigung ter proviſoriſchen Syndiken kom— 
men Die in den Artikeln 483—485. in Betreff einer Entſchädi— 
gung der Agenten gegebenen Borjchriften zur Anwendung. 

Artifel 498. 

Das Handelsgericht kann jederzeit auf den Vortrag des 
Fallimentskommiſſars die proviforiishen Syndiken entlaſſen, die 
abgegangenen erjegen und ihre Zahl vermehren. 

Die Entlafjung eines Synvits kann von dem Falliments— 
fommifjar auf Grund von Beſchwerden der Gläubiger und des 
Falliten, oder von Amtswegen vorgejchlagen werven. 

Veranlaßt der Kommiſſar nicht innerhalb acht Tagen eine 
—— des Handelsgerichts über die Anträge der Beſchwerde⸗ 
führer, jo fünnen dieſe fi direft an das Gericht wenden. 

Das Handelsgeriht befchließt in ver Rathskammer über 
die Entlafiung des Syndiks, nad vorheriger Vernehmung deſſel— 
ben, und über die Ernennung eines anderen. Gegen diejen Be- 
ſchluß ift kein Rechtsmittel zuläffig. 

Zu der Ernennung neuer Syndiken bedarf es feiner nod- 
maligen Vorſchläge ver verfammelten Gläubiger, wenn nicht etwa 
deren Einholung für angemeflen erachtet wird. 

Der entlaffene Syndik muß, ſobald er durch den Falliments- 
fommifjar von feiner Entlafjung in Kenntniß gejetst ift, jeine 
Verrichtungen einjtellen, und nad; VBorjchrift des Artifeld 481. 
dem neuen Syndik Rechnung legen. 

Artikel 527. 

Kommt kein Konkordat zu Stande, fo ſchließen die von dem 
Fallimentstommiffar zufammenberufenen Gläubiger nad Stim- 
menmehrheit der anweſenden PBerjonen einen Vertrag über vie 
auszuführende Liquidation ver Maffe (Vereinigungsvertrag). Sie 
haben zugleich ihre Vorſchläge in Betreff der zu ernennenden 
definitiven Syndiken zum Protokoll des Kommifjard zu machen. 

Das Hanveldgeriht ernennt ohne Verzug, unter Berüdjich- 
tigung der von den Gläubigern gemachten Vorſchläge, ohne jedbch 


6* 


34 Geſetze, Verordnungen, Reſcripte 1859. 


an diefelben gebunden zu fein, einen oder mehrere definitive 
Syndiken, denen aud die Funktionen eines Kaſſirers obliegen, 
wenn nicht zur Empfangnahme ver eingehenden Gelder ein be- 
fonderer Syndik oder Kaffirer ernannt wird. 

Die proviforifhen Syndiken können zu definitiven ernannt 
werben. Gefchieht dies nicht, fo haben fie ven vefinitiven Syn— 
diken Rechnung zu legen, wie dies im Artikel 481. hinſichtlich 
der Agenten beftimmt ift. 

ie in den Xrtifeln 497. und 498. in Betreff ver provis 
forifchen —— gegebenen Vorſchriften finden auch bei den 
definitiven Syndiken Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, ven 9. Mai 1859. 


(L. 8) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Heydt. Simons. v. Schleinig. v. Bonin. v. Patow. 

Gr. v. Püdler. v. Bethmann-Hollmeg. 


I. 2047. Rhein. Gener. 151. Vol. 2. 


44, 
Allgemeine Verfügung vom 19. Mai 1859, — be- 
treffend die erfte juriftifche Prüfung. 
Regulativ- v. 10. Dezbr. 1849 (Rh. Samml. Bd. 10. ©. 72). 


Um Unzuträglichkeiten zu befeitigen, die ſich darin gezeigt, 
daß. Rechtskandidaten häufig die Prüfung bei Obergerichten ab- 
legen, in deren Bezirken fie demnächſt nicht ihre praktifche Aus- 
bildung nachſuchen, beftimme ich hiermit: 
| daß die Obergerichte (und ebenfo die Rheiniſchen Land— 

hg fortan nur diejenigen Rechtskandidaten zur erften 

rüfung zuzulaſſen haben, welde bei ihrer Meldung ver- 
fihern, in dem betreffenden Bezirk demnächſt ihre praf- 
tifche Ausbildung -— bis zur Referendariats-Prüfung — 
zurüdlegen zu wollen. x 

Berlin, ven 19. Mai 1859. 

Der Yuftiz- Minifter. 

An Simons. 

fümmtlihe Obergerichte und an die | 
Rheinischen Landgerichte. 

I. 2026. 0.9. Vol. 5, 
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45. 
Gebührentare vom 23. Mai 1859, — für die 
Sriedensgerichte im Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöln. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der 
ee für den Bezirk des Appellationsgerichtähofes zu Cöln, 
was folgt: 


Erfter Titel. 


Bon den Gebühren der Friedensrichter. 
Artikel 1. 

Der Friedensrichter erhält für jeve breiftündige Arbeitszeit 
(Bakation) an Gebühren 1 Rthlr. 6 Sgr. bei folgenden Dienft- 
verrichturfgen : 

1) bei Anlegung, Anerkennung und Abnahme der Siegel; 
‚ Urt. 907. ff., 928. ff. der Eivilprogeß-Orbnung. 
2) bein Mefereverfahren in Ver⸗ und Entfiegelungs-Ange- 
legenbeiten ; 
Art. 921. 922. 935. ibid. 
3) bei ver Ueberreichung eines aufgefundenen Teſtaments oder 
verftegelten Papierd an ven Yandgerichtöpräfidenten ; 
Art. 916. ibid. 
4) bei * Berathung und Beſchlußnahme eines Familien⸗ 
raths; 

N.B. Tür die Abhaltung eines Familienraths ſollen nicht 
mehr als zwei Balationen berechnet werben; jedoch 
fünnen für Familienrathsbeſchlüſſe, welche die Ge— 
nehmigung einer Theilung oder die Vereinbarung 
über ven Verlauf von Immobilien im außergericht- 
lichen Theilungsverfahren nach Vorſchrift des Ge— 
fees vom 18. April 1855 zum Gegenftande haben, 
drei Balationen in Anſatz fommen. Die berechnete 
Zeit muß wirflih verwandt fein und dem Gefchäfte 
entſprechen. | 

5) bei ver Revifion periodiſcher Bermwaltungsüberfichten und 
Rechnungen der VBormünder; 
6) bei ver Aufnahme einer Berhandlung 
a) über die ang Einwilligung in eine Adoption; 
Art. 353. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
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b) über die Annahme als Pflegefind; 
Art. 363. ibid. 
e) über die Ernennung eined Rathgebers für vie über» 
lebende Mutter; 
Art. 392. ibid. 
d) über die Ernennung eines Bormundes durd den Bater 
oder die Mutter; 
Urt. 398. ibid. 
e) über die Emanzipation eines Kindes duch den Bater 
oder die Mutter; 
Art. 477. ibid. 

Wenn der Familienrath Behufs Ernennung tes Ku— 
rators fofort zur Stelle gebracht werden kann, darf nicht 
für jeden Akt bejonvders gerechnet werben. ı 

7) bei der Aufnahme einer Notorietäts-Urkunde; 

8) bei der Aufnahme eines Teſtaments an Orten, mit mel: 
hen ver Perfehr megen anſteckender Krankheiten unter: 
broden ift; 

Art. 985. ibid. 

9) fiir Die Gegenwart bei Eröffnung von Thüren im Falle 
der Mobiliarpfändung ; 

Art. 587. der Civilprozeforbnung. 

10) bei Aufnahme der Erklärung und Affirmation eines Dritt- 
Arreftaten in Sachen, die nicht zur Kompetenz des Frie— 
dendrichter8 gehören ; 

Art. 571—573. ibid. 

11) bei einer Ortsbefihtigung und bei der Vernehmung von 
Zeugen oder Sahverftändigen an Ort und Stelle; 

12) bei ver Abnahme von Enticheidungseiven außerhalb des 
Gerichtslokals, wenn die Bartet im Gerichtslokal nicht 
ericheinen oder der Eid daſelbſt nicht abgenommen wer- 
den kann. 

N.B. In den Fällen von Nr. 11. und 12. muß das 

Protokoll ausprüdlich erwähnen, ob von Amtswegen 

oder auf den vom Richter für begründet eradhteten 
Antrag der Parteien die Verhandlung an Ort und 
Stelle, over außerhalb des Gerichtslofals ftattfinve. 


Artifel 2. 

Der Friedensrichter erhält für die Gegenwart bei Verhaf- 
tung eines Schuldners im Falle des Artikels 781. Wr. 5. der 
Civilprozeß⸗Ordnung eine fefte Gebühr von 2 Rthirn. 12 Sgr., 
und in folgenden Fällen eine fefte Gebühr von 15 Sgr.: 

1) für Mafuabıne ber Verhandlung über die Annahme-Erflä- 

‘rung bes bei der Wahl nidyt zugegen gewefenen Haupt: 

oder Neben⸗Vormundes; | 


Geſetze, Verordnungen, Referipte 1859. | 87 


2) für die Prüfung und etwaige eivlihe Befräftigung eines 
Vermögens: Berzeichnifies ; 

3) für vie Vereidung eines befonveren Abſchätzers in Bor: 
mundfchafts- und Erbſchaftsſachen, wenn ſolche auf Antrag 
einer Partei gefchieht, ungeachtet ftändige und ein- für 
allemal vereivete Abſchätzer vorhanden find; 

4) für die Aufnahme eivlicher oder eidesſtattlicher Bekräfti— 
gungen, wo folhe zur Geltendmachung von Rechten außer- 
halb des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
erforberlich find; 

5) für die Ordonnanz, durch welche im alle des Artilels 909, 
Nr. 2. ver Civilprozeß- Ordnung die Erlaubniß ertheilt 
wird, die Anlegung der Siegel nachzuſuchen; 

6) Für die Orbonnanz, durch welhe Termin zur Abnahme 

der Siegel anberaumt wird; 
Art. 931. Nr. 2. der Civilprozeß⸗Ordnung. 

7) für die Orbonnanz, durd melde die in den Artikeln 558. 
819. 822. 826. der Civilprozeß⸗Ordnung vorgejehenen 
Beichlagnahmen geftattet werden, fofern die Sache nicht 
zur Rompetenz des Friedensrichters gehört (Geſetz vom 
11. Mai 1843 Art. 7.); 

8) für die Orbonnanz, durch welche im Falle des Art. 106, 
des Handelsgeſetzbuchs Sachverſtändige ernannt werben. 


Artikel 3. 

Der Frievensrichter erhält im Falle ver Subhaftation oder 
Refubhaftation oder des Wieververfaufs in Folge eines Ueber- 
aebots, je nachdem bie Orumdftener der zu verfteigernden Grund- 
jtürcde bis zu vier Thalern oder über vier bis zwanzig Thaler 
oder über swanzig Thaler er: 

1) für die Aufnahme des Antrags auf Beihlagnahme oder 
auf Wieververfauf 20 Sgr., beyichungeweile 1 Rthlr. 
10 Sgr. und 2 Rthlr.; 

2) für vie Verfügung einer Beſchlagnahme 15 Sgr., bezie- 
hungsweiſe 1 Rthlr. und 1 Rthlr. 15 Sgr.; 

3) für die Abfaffung des Patents 1 Rthlr., beziehungsweife 
2 Rthlr. und 3 Rthle., 

4) für die Abhaltung des Verfteigerungsterming und bie Ab- 
faffung des Protofolls darüber 3 Rthlr., beziehungsmeife 
4 Rthir. 15 Sgr. und 6 Rthlr.; 

Subbaftationd- Ordnung vom 1. Auguft 1822, Geſetz 
vom 18. April 1855 Art. 73. 


Artikel 4 
Für die im Theilungsverfahren erforderlichen Yamilienraths- 
beihlüffe liquidirt der Friedendrichter feine Gebühren nach Ar 
titel 1. dieſes Geſetzes. \ 
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Derſelbe erhält außerdem: 

1) für die Ordonnanz, durch welche Termin zur Vereidung 
von Sachverſtändigen im außergerichtlichen Theilungsver— 
fahren anberaumt wird, 16 Sgr.; 

N.B. Für die Ernennung des Sachverſtändigen wird 
feine befondere Gebühr bewilligt. 

2) für die Vereivung von Sachverſtändigen 15 Sgr. 


Artikel 5. 


Der Frievensrichter erhält bei den ihm durch 8. 4, des Ge- 
jeges vom 25. Mai 1857 im Exrpropriationsverfahren übertra- 
genen Verrichtungen: 

1) für die Ordonnanz, durch welde der Tag zur Orisbeſich— 
tigung und Bereidung der Sachverſtändigen beftimmt wird, 
« gr.; 

2) für die Vereidung der Sachverſtändigen, falls ſie nicht im 
Ortsbeſichtigungstermine ſtattfindet, 15 Sgr.; 

3) für die Aufnahme der Verhandlung über die Ortsbe— 
Neigung und Bernehmung der Sachverſtändigen wird 
nad) Balationen gerechnet (Art. 1. dieſes Gefekes). 


Artikel 6. 


Der Friedensrihter erhält bei der Erledigung von Auf- 
trägen ver oberen Gerichte oder der Requifition von Gerichten 
außerhalb des Bezirks des Aprellationsgerichtshofes zu Cöln in 
nicht gebührenfrei zu behandelnden Civilſachen: 

1) für die Ordonnanz, welche den Tag zu einer Verhandlung 
feftfett, 15 Ser. ; 

2) für die Vereidung von Sachverſtändigen 15 Sgr.; 

3) für die Aufnahme von Verhandlungen über Ortsbeſichti— 
gungen, Bernehmungen von Zeugen, Sadhverftändigen und 
Barteien, fowie über die Abnahme eines Entſcheidungs— 
eides, wird nad) Vakationen gerechnet (Art. 1. dieſes Ge— 
jetes). | 

Artikel 7. 

Der Friedensrichter erhält für die Vereidung von Beamten 
oder von Perfonen, die mit öffentlichen Funktionen betraut werben, 
als Forft- und Felphüter, Nachtwächter, Frucht- und Felpmeffer, 
Perfonen, die von ven Bergwerksbefigern mit dem Vermeſſen, 
Berwiegen, oder Abzählen ver Produkte und Führung der Bücher 
beauftragt werden, und anderen, wenn in aulälfigen Fällen eine 
ſolche Vereidung beantragt wird, und die Koften nicht der Staats— 
kaſſe zur Laft fallen würden, 15 Sgr. 

Werden mehrere Perfonen in demſelben Termine zu den— 
felben öffentlichen Funktionen vereidet, jo wird die Gebühr nur 
einmal beredynet. 
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Artifel 8. 
Der Friedensrichter erhält: 

1) für das Wiederinkoursſetzen der unter öffentlicher Auto- 
rität auf jeden Inhaber lautenden Papiere (8.3. des Ge- 
jeges vom 4. Mai 1843) ’, Prozent des Nominalwerthes 
oder des eingezahlten Betrages, wenn die Einzahlung nicht 
voll geſchehen ıft; 

Die Gebühr darf in keinem Falle, auch wenn mehrere 
ſolche Papiere gleichzeitig für dieſelbe Perſon wieder in 
* geſetzt werden, ven Betrag von 2 Rthlrn. über- 

eigen. 

2) für die Einregiftrirung von Urkunden unter Privatunter- 
Ichrift einfchlieglich ver Befcheinigung eines jeven Jufates: 

a) wenn der Gegenftand der Urkunde weniger als 

1000 Rthlr. beträgt, 5 Sgr.; | 
b) wenn der Gegenftand von höherem Werth ift, 
10 Sgr. 


Zweiter Titel. 


Bon den Gebühren der Friedensgerihtsfhreiber. 
Artikel 9. 

Der Friedensgerichtsfchreiber erhält für feine Theilnahme 
an den im Artikel 1. unter Nr. 1. 2. 4. 6. 7. 10. 11. 12., im 
Artikel 2. unter Nr. 1. 3. 4., in den Artikeln 4. 5. 6. 7. be- 
eihneten Gejchäften zwei Drittheile, bei den im Artikel 3. unter 
Nr. 1. und 4, bezeichneten Geſchäften die Hälfte, unb bei dem 
im Artikel 8. Nr. 2. — Geſchäfte den gleichen Betrag 
der dem Friedensrichter bewilligten Gebühren. 


Artikel 10. 
Der Friedensgerichtsſchreiber erhält: 
1) für jedes Blatt der von ihm ertheilten Ausfertigung, wel—⸗ 
ches 20 Zeilen auf der Seite und 10 Gilbemiin der Zeile 
— muß, einſchließlich der Entſchädigung für Papier, 


4 Sgr.; 

2) für die Ausfertigung des Protokolls, welches feſtſtellt, daß 
die Parteien ſich nicht vereinigt haben, und welches nur 
die ſummariſche Erwähnung enthalten darf, daß die Par- 
teien fich nicht haben vereinigen fünnen, 8 Sgr.; 

Artikel 54. der Civilprozeß⸗Ordnung. 

3) für die Ueberfentung ver Pehrlation und der Antwort des 
Richters: an den Oberprofurator, mit Einfluß des Porto, 
1 Rthlr. 10 Sgr.; 

4). für die Redaktion des Outachtens der Sachverſtändigen 
und feine Gegenwart bei deren Berrichtungen, falls. fie 
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alle oder einer von ihnen nicht zu ſchreiben verſtehen, für 
jede Vakation 24 Sgr.; 
Artikel 317. ver Civilprozeß⸗Ordnung. 

5) für die in den Städten, wo ſie vorgeſchrieben iſt, auf dem 
Sekretariate des Landgerichts abzugebende Erklärung über 
die Anlegung der Siegel 24 Sgr.; 

Artikel 925. ver Civilprozeß-Ordnung. 

6) für jede Oppoſition bei Verſiegelungen durch Erklärung 
zum Siegelungs-Protokoll, ſowie für jeden Auszug aus 
den Oppoſitionen bei Verſiegelungen, und zwar dir jede 
Dppofition 4 Sgr.; | 

Artikel 926. der Civilprozeß⸗Ordnung. 

7) für die Beicheintgung, ob in ben vorhandenen Bormund- 
— Jemand als Vormund eingetragen ſei, 
1 i 


8) für Aufnahme des Protokolls über das im Artifel 1. Nr. 5. 
rg Geſchäft, falls die Zuziehung ftattgefunvden hat, 
1 gr. 
Artikel 11, 

Der Friedensgerichtsſchreiber darf vollftändige Ausfertigun- 
gen der Berhandlüngen über die Anlegung, Anerkennung und 
Abnahme der Siegel nur ertheilen, wenn er jchriftlicdy darum er— 
ſucht wird. Er ift verpflichtet, auf Verlangen Auszüge aus diefen 
Verhandlungen zu ertheilen, wenn auch deren vollftändige Aus- 
" fertigung weder verlangt nod) ertheilt ift. 


Dritter Titel. 


Gemeinſame Beftimmungen. 


Artikel 12. 

Bei Dienftreifen, wenn die Entfernung mehr als eine Bier» 
telmeile vom Site des Gerichts beträgt, erhalten ver Friedens— 
ridhter und. der Gerichtöfchreiber für vie Meile auf der Hinreife 
und auf ver Küdreife jever 15 Ser. 

Es kann eine volle Meile für die Hinreife und ebenfo für 
vie Rüdreife berechnet werben, wenn die Entfernung über eine 
Viertel, aber feine ganze Meile beträgt. Bei Entfernungen 
über eime Meile wird nad Viertelmeilen, und vabei die anges 
fangene Viertelmeile für eine volle Viertelmeile gerechnet. 

Werden auf verfelben Reife mehrere Gefhäfte für verfchie- 
dene Parteien ausgeführt, jo werden vie Reifegebühren nur ein- 
mal berechnet und auf die verfchievenen Geſchäfte mit der Maaf- 
gabe gleihmäßig vertheilt, daß dadurch ‚die Koften für das ein- 
zelne Geſchäft nicht mehr ‚betragen dürfen, als wenn es allein 
vorgenommen wäre. | 
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Artifel 13. 

1) Bei Dienftgefhäften, pie außerhalb des Amtsbezirks vor- 
enommen werden, erhält der Friedensrichter neben ven 
eifefoften und Termins- Gebühren an Diäten täglich) 

2 Rthlr., der Frievensgerichtsichreiber 1 Rthlr. 10 Sr. 

2) Bei Dienftgeihäften innerhalb des Amtsbezirk wird die 

auf die Reife verwendete Zeit nah dem Maaßſtabe, daß 

für jeve Meile 11, Stunde anzunehmen ift, ver auf das 

Geſchäft felbft verwendeten. Zeit hinzugerechnet, und für 

die Naht vom Friedensrichter 1 Rthlr. 15 Sgr., vom 

Friedensgerichtsfchreiber 1 Rthlr. berechnet, wenn die ge- 

nannten Beamten zur Fortſetzung des Geſchäfts am fol- 

— Tage über Nacht bleiben. ® 

en der Vertheilung der nah dieſem Wrtifel zu berech- 

nenden Gebühren auf mehrere Gejchäfte find die Beftimmungen 
des vorigen Artikel ebenfalls maaßgebend. 


Artikel 14. 


Wenn die Gebühren nah Vakationen berechnet werben, muß 
die Zeit des Anfangs jeder Verhandlung im Eingange verjelben 
und die Zeit der Beendigung am Schluſſe angegeben werben. 

Die erfte Bakation wird für eine volle gerechnet, wenn fie 
auch nicht drei Stunden gedauert bat. Die ferner verwendete 
Zeit wird nad Drittheilen einer Balation und dabei die be- 
gonnene Stunde für eine volle geredjnet. 


Artikel 15. 


Auch für begonnene und nicht zu Stande geflommene Ber: 
bandlungen fünnen die Gebühren berechnet werden. Wenn je- 
doch eine an orventlicher Gerichtäftelle vorzunehmende Verhand- 
lung wegen Nichterſcheinens der Parteien nicht ftattfinden kann, 
fo darf Fir das vergeblihe Warten nur die halbe Gebühr und, 
wenn das Geſchäft nach Vakationen bezahlt wird, nur eine halbe 
Vakation berechnet werben, 

Die Beftimmungen dieſes Artifels finden bei vormundfchaft- 
Iihen Verhandlungen feine Anwendung. 

Ürtifel 16. 

Für Gefchäfte, für welche nicht eine Gebühr ausdrücklich 
bewilligt ift, darf nichts gefordert und nicht® angenommen wer- 
den; insbefondere ift für Papier zu Urfhriften und Ausferti- 
gungen, ſowie für die zur Ausführung des Gefhäftes erforder- 
lichen Utenſilien, z. B. Siegellad, nichts zu berechnen. 

Artikel 17. 

Hinfihtlih der Gebühren und Reiſekoſten in Strafſachen 
und der Gebühren für Mobiliarverfteigerungen verbleibt e8 bei 
den beftehenden Verordnungen. 
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Die bis dahin geltenden Vorſchriften in Betreff des Armen— 
rechts, namentlich auch in Vormundſchaftsſachen, kommen ferner 
in Anwendung. 

Artikel 18. 


Die Friedensgerichtsſchreiber müſſen bei Strafe von 1 bis 
5 Rthlrn. für jede Unterlafjung unter allen Urfehriften und Aus- 
fertigungen die Gebühren und Reiſekoſten mit Angabe des Ar- 
tifel8 der Taxordnung vollftändig verzeichnen und deren erfolgte 
Zahlung auf den Ausfertigungen befheinigen. 

Artikel 19. 

Der Landgerichtspräfivent kann die berechneten Gebühren, 
wenn fie übermäßig erfcheinen, auf Antrag der Betheiligten, over 
des Oberprofurators und felbjt von Amtsmwegen, nah mündlicher 
oder fchriftlicher Vernehmung der Yiquidanten ermäßigen. 

Die Verfügung des Präfiventen ift einem, Rechtsmittel nicht 
unterworfen. Dad Disziplinarverfahren im geeignetem alle 
wird hierdurch nicht ausgeichloffen. 

Artifel 20. 
Die Liquidation der Gebühren fann auf den Antrag ber 


Berechtigten von dem Landgerichtspräfidenten exekutoriſch erklärt 
werben. Das Exekutorium ift in Urſchrift volljtredbar. 


Artikel 21. ; 
Alle dieſem Geſetze entgegenftehenden Geſetze und Verord— 
nungen, insbeſondere die Artikel 1. bis 20. und Artikel 151. 
Nr. 5. des Civil-Koſtentarifs vom 16. Februar 1807, die Ge— 
bührentaxe zur Subhaſtationsordnung vom 1. Auguſt 1822, 
ver 8. 10. des Geſetzes vom 23. April 1824 über die Einre— 
giftrirung, die Kabinetsorder vom 28. April 1832, betreffend bie 
Gebühren für kommiſſariſche Aufträge ver Friedensgerichte, find 
aufgehoben, foweit fie die Gebühren der Friedensrichter und 
Friedensgerichtsſchreiber betreffen. Wo in einzelnen Gefegen auf 
vie anfgehobenen Vorſchriften verwiefen ift, treten die Beſtim— 
mungen des gegenwärtigen Geſetzes an deren Stelle. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigebrudtem Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, ven 23. Mai 1859. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Ho — — Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. 84 


h 
imons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. 


I. 2268. Rhein. Offizianten⸗Sachen 43, 
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46. 
Gefeg vom 30. Mai 1859, — betreffend die Ab- 
änderung einiger Beflimmungen des Straf- 
| gefegbuches. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der 
Monardie, was folgt: 
| Artikel I 
In dem Strafgefegbuche für die Preußifhen Stauten wer- 
ven die SS. 35. 243. 316. und 349., und zwar ein jeder ein- 


elner in ber Art abgeändert, wie derſelbe nachſtehend unter 
* bisherigen Nummer umgeſtaltet iſt. 


8. 35. 

Auf den Theilnehmer an einem Verbrechen oder Bergehen, 

oder an einem ſtrafbaren Verſuche eines Verbrechens oder Ver— 
ehens iſt daſſelbe Strafgeſetz anzuwenden, welches auf den 
Fhäter — findet. 

Wird feſtgeſtellt, daß im Falle des 8. 34. Nr. 2. die Theil- 
nahme eine nicht wefentliche war, fo find nachſtehende Beftim- 
mungen maaßgebend: 

1) Statt der Todesſtrafe oder ausschließlich Tebenslänglichen 

uchthausſtrafe tritt zeitige Zuchthausſtrafe von mindeftens 
echs Jahren und Stellung unter Polizeiaufſicht ein. 

2) In allen übrigen Fällen kann die Strafe bis auf die 
Hälfte des niedrigften Maaßes ver auf das Verbrechen 
oder Vergehen angebrohten Freiheitsſtrafe und Geldbuße 
ermäßigt werten. 

Findet bei einem mit Zuchthausſtrafe bedrohten Berbrechen 
der Richter bei diefer Ermäßigung eine fürzere als zweijährige 
Freiheitsftrafe angemeſſen, jo A nicht auf Zuchthausftrafe, fon- 
dern auf Gefängnifftrafe und auf zeitige Unterfagung ver. Aus: 
übung der bürgerlichen Ehrenrehte zu erfennen. 

Im Uebrigen bfeiben vie in den 88. 10. 15. 17. enthal- 
tenen Vorſchriften über das geringfte Maaf der Zuchthansftrafe, 
ver übrigen Freiheitsftrafen und der Geldbuße anwendbar. 


8. 243, 


Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und zugleich mit 
Geldbuße von funfzig bis zw Eintaufend. Thalern, fowie mit 
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zeitiger Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
wird bejtraft: ' 

1) wer ſich wiſſentlich unrihtiger zum Meſſen oder Wiegen 
beftimmter Werkzeuge zum Nachtheile eines Anderen be— 
dient; 

2) wer einen Anfäufer von Gold oder Silber über die Eigen- 
haften diefer Waare bintergeht, indem er ihm gering- 
haltigeres Gold oder Silber für vollhaltigeres verkauft; 

3) wer echte, zum Umlauf beftimmte Metallgelvftüde durch 
Beſchneiden, AUbfeilen over auf andere Art verringert und 
als vollgültig ausgiebt oder auszugeben verfucht; 

4) mer foldye verringerte Münzen gewohnheitsmäßig oder im 
Einverftändnifje mit dem, welcher fie verringert hat, als 
vollgültig ausgiebt oder auszugeben verſucht; 
wer Geldpackete, die mit einem öffentlichen Siegel ver- 
Schloffen und mit Angabe des Inhalts verfehen find, zu 
ihrem vollen Inhalte ausgiebt oder auszugeben verfucht, 
obgleich er weiß, daß fie eröffnet und ihr Inhalt verrin- 
gert worden; 
wer in ver Abficht, eine verhängte Erefution abzuwenden 
oder binauszufchieben, von einem Poſtſcheine über eine 
Berfendung von Geld oder anderen Werthgegenftänden 
Gebrauch macht, obgleicdy er weiß, daß der — Brief 
oder das verſendete Packet dasjenige nicht enthält, was 
= * Poſtſchein als abgeſendet nachgewieſen wer— 
den ſoll; 
wer Grenzſteine oder andere zur Bezeichnung einer Grenze 
oder des Waſſerſtandes beſtimmte Merkmale zum Nach— 
theile eines Anderen wegnimmt, vernichtet, unkenntlich 
macht, verrückt oder fälſchlich ſetzt; 
wer Urkunden, welche ihm entweder gar nicht oder nicht 
ausſchließlich gehören, zum Nachtheile eines Anderen ver- 
nichtet, beſchädigt oder unterprüdt. 

Wird in dem Falle Nr. 6. feitgeftellt, dag mildernde Um— 
ftänbe vorhanden find, jo fann die Strafe bis auf Eine Woche 
Gefänguiß over auch auf bloße Geldbuße von mindeſtens fünf 
Thalern ermäßigt werben. s. 516 

Ein Beamter, welder in Ausübung oder in Beranlafjung 
der Ausübung ſeines Amtes vorſätzlich Mißhandlungen over 
Körperverlegungen verübt over verüben läßt, wird mit Gefäng- 
niß nicht unter drei Monaten beftraft, aud kann gegen venfelben 
auf zeitige Unfähigkeit zu öffentlihen Aemtern erfannt werben. 

Wird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, 
ſo kann auf Gefängniß auch unter drei Monaten oder auf Gelv- 
buße bi8 zu breihundert Thalern erfannt werden. Ä 


un 
— 
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Iſt die Mißhaudlung oder Körperverletzung eine ſchwere 
(8. 193.) und findet feiner der im 8. 196. oa Died Milve- 
rungsgründe ftatt, fo tritt Zuchthaus nicht unter drei Yahren ein. 
8. 349. 
Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefüngniß bis 
zu ſechs Wochen wird beitraft: | 

1) wer unbefugt ein fremdes Grundſtück oder einen öffent- 
lihen over Privatweg over Örenzraine durch Abgraben | 
oder Abpflügen verringert; 
wer unbefugt von öffentlichen over Privatwegen Erte, 
Steine oder Rafen, oder aus Grundſtücken, welche einem 
Anderen zugehören, Exve, Yehm, Sand, Grand over Mergel 
gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rajen, Steine, Mine- 
ralien, zu deren Gewinnung ed einer Verleihung, einer 
Konzelfion oder einer Erlaubniß der Behörde nicht bevarf, 
oder ähnliche Materialien wegnimmt; 
wer Früchte, Eßwaaren over Getränke von unbeventenden 
Werthe oder in geringer Quantität entwendet, jelbft wenn 
die Entwendung vermittelit Einbruces over Einfteigeus 
in ein unbewohntes Gebäude oder in einen vemfelben 
gleichftehenven umfchkoffenen Raum erfolgt. 

Geſchieht vie Entwendung unter einem anderen der im 
$. 218. bezeichneten erjchwerenden Umſtände over in ge- 
winnfühtiger Abfiht, jo fommen die Strafen des Dieb- 
ftahls zur Anwendung; 
wer von eimem zum Dienftftande gehörenden Linteroffizier 
oder Gemeinen, ohne die fchriftliche Erlaubniß des vor- 
gelegten Kommandeurd, Montirungs- oder Armaturftüde 
auft oder zum Pfande nimmt; 

5) wer bei den Uebungen der Artillerie verfchofiene Eifenmu- 
nition, oder wer Bleitugeln aus ven Kugelfängen der 
Schiekftände der Truppen wiberrechtlidy ſich zueignet; 

6) ein Pfandleiher, weicher bei Ausübung feines Gewerbes 
ven darüber gejetlich -erlaffenen Anordnungen entgegen 
handelt ; 

7) wer ©etraide oder andere zur Yütterung des Biehes be- 
ftimmte oder geeignete Gegenftände zum Zwecke ver Ber- 
fütterung an das Vieh des Eigenthümerd wider deſſen 
Willen wegnimmt. 

Geſchieht die Wegnahme in gewinnfüchtiger Abficht, fo 
fommen die Strafen des Diebftahls zur Anwendung. 


Artikel IL 


Wo in den Geſetzen und insbefondere in dem Strafgeieb- 
buche jelbft bisher auf einen der im Cingange des Artikels 1. 


2 


— 
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— 
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bezeichneten Paragraphen hingewiefen ift, bezieht Diefe Hinwei— 
jung fih fortan auf den Paragraphen in feiner vorfiehenp ab- 
geänderten Geftalt. 


Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inftegel. ' f 
Gegeben Cöslin, ven 30. Mai 1859. 


(L. 8.) Wilhelm, Brinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu ia Be ge Ko Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patom. 

Gr. v. Püdler. v. Bethmann-⸗Hollweg. 


I. 2390. Landrecht 38. Vol, 12. 


ar. 


Verfügung vom 7. Juni 1859, — betreffend die 

Berweifung der Notarien auf früher geleiftete Dienft- 

eive und die Berichterftattung über die Beichäftigung 
der Notariatsfandidaten, 


Hinfihtlid der von dem Ober-Profurator zu N. zur Spradhe 
gebrachten Bereidigung der Notare bat es fein Bedenken, daß 
die Verweiſung des in einen anderen Landgerichtsbezirk verfetten 
Notars und des zum Notar ernannten Referendars auf den frü- 
her geleifteten Dienfteid für nothwendig, aber audy für genügend 
u erachten ift, daß es. :aber biefer neuen Verpflichtung bei der 

DE A eines Notars innerhalb des Landgerichtsbezirks nicht 
bevarf- | 

Der Juſtiz-Miniſter ift damit. einverftanden, daß Meferen- 
darien, welche fich dem Notariate wibmen. wollen eben fo, wie 
die. übrigen, auf ven früher geleifteten Dienfteiv zu verweilen 
find, und daß die Berichte über ihre Beichäftigung während ver 
Notariatsftagen an den Pandgerichts-Präfidenten und den Ober- 
Profurator zugleich gerichtet werben. | 

Berlin, den 7. Juni 1859. | 
| Der Yuftiz-Minifter. 

An . Simons, 
den Königl. Herrn General» 
Profurator zu Cöln. 


I. 2837. Rhein. Offizianten-Saden 38. 
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" 48. 
Verfügung vom 7. Yuni 1859, — betreffend bie 
Requifitionen altländifcher Gerichte um Abnahme von 
Manifeftationg - Eiden. 


Die Schwierigkeiten, welche nah dem Berichte des Ober: 
Profurators zu N. duch Requifitionen altländifcher Gerichte 
um Abnahme von Manifeftations- Eiven entftehen follen, erle- 
digen fi, wie Sie mit Recht annehmen, dadurd von felbft, daß 
für die Bewohner des dortigen Bezirks eine geſetzliche Berpflich- 
tung zur Ableiftung des anifetationdeibes überhaupt nidt 
——— iſt. 

Berlin, den 7. Juni 1859. 


i Der YuftizeMinifter. 
An Ä Simons. 
den Königl. Herrn General: 


Profurator zu Cöln. 
I. 2839. Rhein. Gener. 131. 


49, 
Gefeg vom 14. Juni 1859, — wegen Verſchaffung 
der Borfluth in den Bezirfen des Appellationgge- 
vichtshofes zu Cöln und des Yuftizfenates zu Chren- 
breitftein, ſowie in den Hobenzollernfchen Landen. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, | 
verorpnen, nah Anhörung des Provinziallandtages ver Rhein⸗ 
provinz, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ver Mo⸗ 
narchie, was folgt: | 


Erfter Abſchnitt. 
Gemeinſame Beftimmungen. 


8.1. 

In den Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Cöln umd 
des Juſtizſenates zu Ehrenbreitftein, fowie in ven Hohenzollern: 
ſchen Landen, kann jeder Eigenthümer, welcher fein Grunbftüd 
entwäflern, oder Teiche und Seen ablaſſen will, in Fällen des 

zu. — — 7 
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überwiegenden Landesfultur-Intereffes verlangen, daß ihm gegen 
vollftändige Entihädigung das Gervitutsreht eingeräumt wird, 
das Wafler von feinem Boden in offenen Gräben ober bevedten 
Kanälen (Röhren) dur fremde Grunbſtücke, welde fein Grund- 
eigenthum von einem Waflerlaufe oder eittent anderen Abfluß- 
wege trennen, auf feine Koſten abzuleiten oder zu diefem Ende 
vorhandene Gräben und ließe zu erweitern und zu vertiefen. 


= 

Die Entwäfferungsanlage darf nur an der Gtelle des be- 
-lafteten Grundſtücks ausgeführt werden, wo fie dem Eigenthümer 
deſſelben, unbeſchadet ihres Zweckes, am wenigiten läftig ift. 
Durch Gebäude, nebſt den damit in Verbindung ſtehenden Hof— 
räumen kann das Recht (8. 1.) gar nicht, durch Gärten und 
eingeſchloſſene Parkanlagen nur mittelſt bedeckter Kanäle oder 
Röhren ausgeübt werden, inſoweit es fi nicht blos um Er— 
en und Bertiefung vorhandener offener Gräben und ließe‘ 

andelt. 

Einer vorhandenen gewerblichen Anlage darf durch die Ent- 
wäflerungs- Anlage das zum Betriebe des Werkes in dem bis— 
berigen Umfange nothwendige Waſſer nicht entzogen werden. 

Eine Abänderung —— Anlagen, wodurch ihr Be— 
trieb in dem bisherigen Umfange in anderer Weiſe möglich ge— 
macht wird, muß ſich der Beſitzer gefallen laſſen. 


8. 8, . 
Der — des von der erh ang durch» 
ſchnittenen Grundſtücks kann deren Mitbenußimg in Anſpruch 
nehmen. Daſſelbe Recht ſteht unter den Bedingungen des 8. 1. 
auch ten Eigenthümern benachbarter Grundſtücke zu. | 

Mer vie Mitbenugung in Anfprud nunmt, muß einen ver- 
bältnigmäßigen Beitrag zu den Koften der Anlage und Unter- 
haltung, injoweit er Nuten davon zieht, leiften, und bie Koſten 
ber in feinem Intereſſe etwa erforderlichen Abänderung ver An- 
lage allein tragen. 

Wenn die Servitut fpäter den Eigenthliner des befafteten 
Grundſtücks an nüglichen Berbefferungen binvert, over ihn fonft 
mehr als Anfangs beläftigt, jo fann derjelbe eine Verlegung - ver 
Anlage an eine andere Gtelle auf feine Koften vornehmen, 
fall8 dadurch die Ausübung der Serpitut nidht weſentlich er- 
ſchwert wird. 


8. 4. 

In Ermangelung gütliher Einigung entſcheidet die Bezirfs- 
regierung — nad) Anhörung der Betheiligten und nad) vorhe— 
riger Lokalunterſuchung durch fachkundige Kommiffarien — mit 
— des Rechtsweges durch einen mit Gründen verſehenen 
Beſchluß: 
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1) über das Borhandenfein der Beringungen, unter welchen 
die in 88. 1—8. erwähnten Rechte in Anfpruch genominen 
werben fünnen, über den Entwäflerungsplan, jowie über 
die Art und Weife der Ausführung und fpäteren Abän- 
derung der Anlagen; 

2) wenn mehrere Theilnehmer vorhanden find ($. 3.), über 
den Beitrag eines Jeden zu den Koſten der Anlage umd 
deren Unterhaltung nad Verhältniß des Bortheils; 

3) vesgleihen über die Fünftige- Unterhaltung alter Wafler- 
läufe, welche nur erweitert oder vertieft find. Wenn da— 
bei die Unterhaltung demjenigen verbleibt, welcher ven alten 
Waſſerlauf bisher zu unterhalten hatte, jo muß bei Be— 
flimmung der ihm zu leiftenden Entihädigung aud auf 
die mehreren ihm in der Folge zur Yaft fallenven Unter— 
baltungstoften billige Rüdfiht genommen werben. 

Gegen die Entſcheidung der Regierung ift binnen ſechs 
Wochen nach deren Zuftellung an bie Betbeiligten Rekurs an 
ee — für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
3 8. 


6. 

Mit Vorbehalt der RB auf ven Rechtsweg wird von 
der Bezirk! - Regierung die zu gewährende Entihädigung feftge- 
ftellt, auf Grund einer Schägung durch Sachverftändige, welche 
die Regierung ernennt, wenn fich die Betheiligten über deren 
Perfon nicht geeinigt haben. Inſofern die Betheiligten fih nicht 
einigen, fönnen die jahfundigen Kommiſſarien, welche die Unter- 
fuhung des Entwäſſerungsplanes bemirfen, zugleich mit ver Ab- 
Ihägung der Entihädigungen beauftragt werden, wenn die Re— 
gierung das für angemeſſen erachtet. 

„Die Regierung fagın die Feſtſetzung ber Entſchädigung aus— 
drücklich für eine vorläufige erflären und eine nähere Seftitellung 
bis nad) Beendigung der Anlage vorbehalten. Die nähere Feſt— 
ftellung muß aber jevenfall8 binnen Yahresfrift nach Beginn ver 
Arbeiten auf dem belafteten Grunpftüd erfolgen. 

Sie'tann die Ansführung ver Anlage, der Berufung auf 
den Rechtsweg ungeachtet, gegen Zahlung oder Depofition ber 
vorläufig feftgeftellten Entfhävigung geftatten. 

Entfteht über die Eriftenz oder ten Umfang eines Rechtes, 
auf welches ein Widerſpruch over ein Entſchädigungsanſpruch ge- 
gründet wird, Streit, fo ift bei. Feſtſtellung der Entſchädigung 
‚ der gr Befigftand oder auch das Maaß ver Berechtigung, 

foweit folde nah dem Ermefjen ver Regierung nachgemiefen ilt, 
vorbehaltlich des Rechtsweges, zum Grunde zu legen. 

Die Regierung kann aber auch in folhem Falle das meitere 
Verfahren fo lange ausjegen, bis dariiber von den Gerichten . 
rechtskräftig entſchieden ift. 

7* 
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Segen das Refolut der en: welches die Entſchädi⸗ 
gung feitftellt, ift binnen ſechs Wochen nad der Zuftellung an 
die Betbeiligten die Betretung des Rechtsweges bei dem orbent- 
lihen Gericht der belegenen Sade zuläſſig. Wird innerhalb 
diefer Frift die Klage von der einen Partei beim Gericht — 
ſtellt, ſo kann die Gegenpartei im Wege der Widerklage die Ab— 
änderung der Entſcheidung der Regierung auch ihrerſeits noch 
nach Ablauf von ſechs Wochen geltend machen. 


8.7. 

Wenn durd eine Entwäfferungsanlage Grumdftüde in ven 
Bezirken mehrerer Regierungen betroffen werben, fo bejtimmt 
das Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, 
welche Regierung das Verfahren zu leiten und die Entſcheidungen 
abzufafien hat. 


8. 8. 

Die Koften des Verfahrens der Berwaltungsbehörbe werben 
ebenfo aufgebracht, wie die Koften der Anlage. Die Koften der 
Rekurd-Inftanz, fowie des gerichtlihen Verfahrens, treffen den 
unterliegenden Theil nad Verhältniß ver Suffumben;. 


8. 9. 

Das Gefeg, betreffend das für Entwäfferungsanlagen ein- 
zuführende Aufgebots- und Präflufions-Berfahren vom 23. Ja— 
nuar 1846 (Geſetz-Samml. S. 26) wird in den Bezirken des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln und des Juftizfenates zu Ehren- 
— ſowie in ven Hohenzollernſchen Landen für anwend— 

ar erklärt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen für die Hohenzollernſchen 
Lande. 


8. 10. 

Rückſichtlich der Hohenzollernſchen Lande ſollen die in ven 
Abſchnitten X. (88. 23—27. einſchließlich), XI. ($. 28.) und die 
in den daſelbſt unter Nr. 6. bezogenen Abſchnitten II. (88. 5 
bis 7. eiuilieBlN). II. ($. 8.) und IV. ($. 9.) enthaltenen 
Borfriften der Mühlen-Ordnung für das Fürftentbum Hohen- 
zollern-Sigmaringen vom 8. November 1845 (Öefeg-Sammlung 
für daffelbe Bo. VII. ©. 157, ff.), foweit fie dort noch Gültig- 
feit haben und mit dem gegenwärtigen Gejege nicht im Wider— 
ſpruch ftehen, fortan aud in dem Gebiete des Fürſtenthums 
Hohenzollern Hechingen Anwendung finden. 

Ein Abdruck viefer Vorſchriften ift dem gegenwärtigen Ge— 
fege beigefügt. | 
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. 11. 

In Anſehung der Räumung ver Gräben und anderer Waſſer⸗ 
abzüge werden die Beftimmungen der Mühlen: Ordnung vom 
8. November 1845 dahin erweitert, daß überhaupt Jeder, welchem 
die Unterhaltung eines Grabens oder Wafferabzugs obliegt, zu 
deſſen Ausfrautung oder Räumung polizeilic angehalten werben 
fann, fobald aus der Vernachläſſigung derfelben, over aus Man- 
gel an ber erforberlichen Tiefe, Nachtheil für die Befiter anderer 

rundftüde oder nugbarer Anlagen, oder aud für die Gefund- 
beit ver Anwohner entfteht. 

Die Beftimmung, wann und wie bie Ausfrautung over 
Räumung bewirkt werben fol, gehört dabei lediglich zur Kogni— 
tion der Polizeibehörven, und jeder Unterhaltungspflichtige muß 
fi) derjelben unbedingt unterwerfen. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ven 14. Juni 1859. 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. 


dt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. 


I. 2688. Rhein. Gener. 88. 


90. 


Verordnung vom 14. Juni 1859, — über die Ein- 
richtung und Verwaltung des, Landarmenmefens in 
der Rheinprovinz. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
verordnen über die Einrihtung und Verwaltung des Yandarmen- 
wejens in der Aheinprovinz, nah Anhörung des-Provinzial- 
landtages derſelben, auf Grund des $. 11. des Geſetzes über 
die Verpflihtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842, 
was folgt: 


8.1 
Jeder der fünf Kegierungsbezirfe bilvet für ſich einen be— 
fonderen Landarmenverband. 
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Ä 28 . 
Die Berwaltung des Landarmenweſens Tiegt den Regie— 
zungen’ ob, weldhe mit der Ausführung ihrer Anordnungen, in- 
fomweit es erforderlih, die ihnen untergeorbneten Behörden zu 
beauftragen haben. 
hel Insbeſondere bleibt der Feſtſetzung der Regierung vorbe— 
ten: 

1) ob die Fürſorge für einen Verarmten von dem Landarmen⸗ 
verbande ihres Bezirks zu übernehmen ſei; 

2) in welcher Art dieſe Fürſorge zu bewirken ſei, ob auf dem 
im 8. 15. des Gefeges vom 31. Dezember 1842 (Gefet- 
Samml. von 1843 ©. 10) bezeichneten Wege oder durch 
Schließung eines befonderen Abkommens mit einem Pri- 
vaten, einer Anftalt ꝛc., oder durch Bewilligung einer Geld- 
unterſtützung oder durd) Aufnahme in die Yandarmenanftalt. 


8. 3. 

In der für die Landarmenverbände der Regierungsbezirke 
Coblenz, Aachen, Cöln und Düffelvorf errichteten Landarmen- 
anftalt zu Braumeiler, deren Räume von den für die dortigen 
. Detinirten beftimmten Lokalen ſtets gänzlich getrennt zu halten 
‚find, fteht jedem der vier genannten Yandarmenverbände die be- 
liebige Benugung einer nah ver Kopfzahl feiner Bevölkerung 
beftimmten Anzahl von Stellen zu. 

8. 4. 

Für die wirklich benugten Stellen hat jeder Yandarmenver- 
band am Scluffe des Yahres ‚ver Anftalt zu Brauweiler den- 
jenigen Berpflegumgefas u zahlen, welcher ſich bei einer Ver⸗ 
-gleihung der Gefamnitkoften diefer Anftalt mit ver Sumine der 
ftattgefuindenen  Berpflegungstage ergeben with. | 

8.8. | 

Wenn der Raum in den Landarmenanftalten zu Brau— 
mweiler und Trier es geftattet, fünnen in denſelben gegen voll- 
ftändige Erftattung der Koften auch ſolche Arme untergebracht 
werden, deren Unterftäßung ven Ortsarmen-Verbänden obliegt. 


8. 6. 

Die Koften des Landarmenweſens eines jeden Regierungs- 
bezirks werben in der Art aufgebracht, daß der am Jahresſchlufſe 
fih ergebende Gefammtbetrag der Ausgabe jedes Landarmen- 
verbandes nad) dem Maaßſtabe der direkten Staatsfteuern, und 
zwar der Grund», Klaffen-, Haffifizirten Einkommen- und Ge— 
werbe- Steuer auf die einzelnen Gemeinden vertheilt und ben 
fetsteren. die Art und Beile der Aufbringung durch Aufnahme 
in den Gemeindehaushalts-Etat überlaffen wird. 


u 
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Unter ver Gewerbeftener ift die in Gemäßheit des Geſetzes 
oom 18. November 1857 (Gefeg-Sammlung S.849) eingeführte 
Gewerbeſteuer ver Aktiengefellichaften rg ld wogegen bie 
Haufirgewerbefteuer ausgeſchloſſen bleibt. ei den mahl- und 
Ichlachtfteuerpflichtigen Städten wird an Stelle der Klaffenfteuer 
die Mahl- und Schladhtfteuer nad) Abzug des für die Gemeinden 
— Steuerdrittels der Repartitionsberechnung zu Grunde 
gelegt. 


8.7. 
Die Verrehnung der für das Landarmenweſen beftimmten 
Fonds erfolgt bei den Regierungs-Hauptkaſſen, welche darüber 
jährlih Rechnung zu legen am 


Die Kontrolle der Verwaltung und insbefonvere die Prü- 
fung und Abnahme der darüber — Rechnungen liegt einer 
F * Landarmenverband zu bildenden ſtändiſchen Kommiſſion 
ob, welche 

1) aus dem Regierungspräſidenten oder einem Stellvertreter 
deſſelben als Vorſitzenden, 

2) aus einem von der Regierung aus ihrer Mitte zu be— 
ſtellenden Kommiſſarius, und 

3) aus Deputirten ver Kreisſtände, von denen jede Kreisver—⸗ 
fanımlung einen nebft je einem ÖGtellvertreter aus ihrer 
Mitte zu wählen hat, 

zufammengefegt wird. 


8. 9. 

Die Kommiffion wählt aus ihrer Mitte und den Stellver- 
tretern einen aus drei Mitglievern beftehenden Ausfhuß, ſowie 
zwei Stellvertreter, welchem 

a) die Vorrevifion der Rechnungen ' vorbehaltli der vom 
Plenum der Kommiſſion zu ertheilenden Dedarge), 

b) die Begutachtung der von Drtdarmenverbänden wegen Un- 
vermögens auf Grund des 8.14. des Gefeges vom 31. De- 
zember 1842 (2318.) (Geſetz⸗ Samml. von 1843 ©. 10) 
an den Landarmenverband gerichteten Unterftägungsanträge 
(cfr. 8. 10. des Regulativs), j 

ce) die Beſchlußnahme über Anftellung von Prozefien im Na: 
men des Landarmenverbandes _ 

obliegt. 


8. 10. 

Der Ausſchuß ($. 9.) verfammelt fi unter dem Vorfige 
des Regierungspräfiventen oder des von dieſem ſtatt feiner zu 
delegirenden Kegierungs-Mitglieves nah Maaßgabe des obwal- 
tenden Bebürfniffes, mindeftens aber jährlich einmal. 

Inzwiſchen vortommende Gefchäfte können ‚auf Beranlafjung 
des Vorſitzenden durch ſchriftliches Botiren erledigt werben. 
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Die Kommiffion ($. 8.) verfammelt ſich der Regel nach alle 
drei Yahre einmal; doch erfolgt ihre Zufammenberufung auch 
vor Ablauf des dreijährigen ei, wenn die Regierung 
foldyes für nöthig hält over ver Ausſchuß es beantragt. 


8. 11. 

Tür das Verfahren ver Kommiffion und des Ausſchuſſes 
find die Beſchlüſſe des Provinziallandtages maafgebend. ie 
ſtändiſchen Mitglieder erhalten für ihre dur die Theilnahme 
an den Situngen bevingten Reifen nad) den Grundſätzen ver 
ie vom 28. Juni 1825 (Öefeg-Samml. ©. 163) und 
der Allerhöchſten Order vom 10, Juni 1848 (Gefeg-Samml, 
©. 151) an Diäten zwei und einen balben Thaler und an Reife: 
foften Einen Thaler, refp. bei Benugung von Dampfſchiffen 
oder Eifenbahnen zehn Silbergrofhen für die Meile. 

12 


Wenn im Falle eines wirklichen Unvermögens einer Ge- 
meinde zur Berpflegung ihrer Armen die Beihülfe des Land» 
armenverbandes in Gemäßheit des 8. 14. a. a. O. in Anfprud 
genommen wird, fo hat vie Regierung zuvor darüber den ftän« 
diſchen Ausſchuß mit feinem Gutachten zu hören. 


$. 13. 

Wenn zwifchen verfchievenen Landarmenverbänden oder zwi- 
ihen einem Landarmenverbande und einem Ortsarmenverbande 
über die Verpflichtung zur Armenpflege Streit entfteht, ß ift 
hierüber von derjenigen Regierung, deren Yand» oder Orts⸗ 
arımenverband in Anfprud genommen wird, mittelft Rejoluts 
zu entjcheiden und gegen dieſes Reſolut, infoweit daſſelbe vie 
trage betrifft, wen die Verpflichtung zur Fürforge obliege, nur 
ber Rechtsweg zuläjfig. 

Ueber jonftige Streitigfeiten und Beſchwerden zwiſchen ver- 
ſchiedenen Landarmenverbänden ver Provinz, zwilden deu Re— 
ierungen und ben ftändifhen Kommiffionen und deren Aus» 
Shüffen, fowie zwiſchen Ortsarmenverbänden und den Regierungen 
a“ ne der Pandarmenverbände entjcheidet der Ober 
präfident. ‘ 


. 14. 
Das unter dem 31. — 1845 (Amtsblatt der Regie— 
rung zu Cöln von 1845 ©. 113) genehmigte Kegulativ über die 
interimiftifhe Behandlung des Landarmenweſens der Rheinpro- 
vinz tritt außer Kraft. 


Gegeben Berlin, ven 14. Juni 1859. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. von Patow. 
I. 2748. Rhein. Gener. 141. 
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51. 


Allgemeine Verfügung vom 18. Juni 1859, — be— 
treffend die Mittheilung der Unterſuchungsakten über 
Münzverbrechen und Münzvergehen an ven 
Herrn Finanz Minifter. 

Algen. Verfüg. v. 29. Yuni 1851 (Iuft.-Minift.-Bl. ©. 232). 


Mit Bezug auf die in der allgemeinen Verfügung vom 
29. Juni 1851 unter Nr. 12. enthaltene Beftimmung werden vie 
Beamten der Staatsanwaltfhaft hiervurch angewiefen, in den 
Unterfuhungen wegen Münzverbrechen und Münzvergeben, fo: 
bald rechtskräftig erkannt und die Strafvollftredung verfügt ift, 
die gerichtlichen Akten von jeßt ab nicht mehr dem Minifterium 
des Innern, fondern dem Herrn Finanz-Minifter einzufenven. 
Berlin, den 18. Juni 1859. 
Der Juſtiz-Miniſter. 


An Simons, 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltjchaft. 


I. 2284. .Criminalia 122. Vol. 3, 


52. 
Beſchluß des Königlichen Staats-Minifteriums vom 
18, Juni 1859, — betreffend die Behandlung der 
militairpflichtigen Givilbeamten im Fall ihrer Ein- 
berufung zu den Fahnen bei der im April 1859 
angeordneten Kriegsbereitfchaft der Armee. 


Staats- Minifterial-Befhluß vom 19. Juli 1850 (Rhein. 
Samml. Br. 10. ©. 228). 


Auf den Antrag des Kriegs: Minifters vom 4. Mai d. J. 
beihließt das Staats - Minifterium, 
daß die in der Anlage des Staats-Minifterial-Beichlufjes 
vom 19. Yuli 1850 zufammengeftellten Beitimmungen über 
die Behandlung der Givilbeamten, welde in vem Falle 
einer Mobilmahung in die Armee eintreten, auch auf bie 
jenigen Eivilbeamten anzumenven find, melde in folge 
der mittelft Allerhöchſter Kabinet8-Orber vom 20. und 
29. April d. 9. angeordneten Sriegsbereitichaft ver Armee 
aus dem Reſerve⸗ oder Landwehr⸗Verhältniſſe zu den Fah⸗ 
nen bereit3 einberufen find over noch einberufen werben. 
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Bon diefem Beichluffe erhält jever Minifter eine beglaubigte 
Abſchrift, um danady für fein Reffort das Erforverliche zu ver- 
aulaſſen. 

Berlin, ven 18. Juni 1859. 

Das Staats - Minifterium. 
Fürſt zu Hohenzollern- Sigmaringen. Flottwell. von Auerswald. 
von der Heydt. Simone. Frhr. von Schleinig. von Bonin, 
Frhr. von Patom. Gr. von Püdler. von Bethmann-Hollmeg. 


Borftehenver Beihluß des Königlihen Staats: Minifteriums 
wird fümmtlichen Gerichtsbehörven, fomie ven Beamten der 
BL EIESAISSE, zur Kenntnißnahme und Beadhtung mit» 
etheilt. 
ar Berlin, ven 5. Juli 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simone. 
fämmtlihe Gerichtsbehörden und an 
die Beamten der Staatsanwaltſchaft. 


I. 2442, O. 136. Vol. 3. 


53. 


Allgemeine Verfügung vom 23. Juni 1859, — 
betreffend. das Berfahren der Gerichte bei Auszab- 
lung von Depofitalgeldern, wenn Die Intereſſenten 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
ſich befinden. 


Nach Mittheilungen, welche dem Juſtiz⸗Miniſter zugegangen 
ſind, iſt es in neuerer Zeit zum öfteren —— daß den 
Gerichten, ſowie den Ober-Prokuratoren im Bezirk des Appella— 
tionsgerichtshofes zu Cöln, Gelder zur Auszahlung an Perſonen, 
welche ſich in dem dortigen Bezirk befinden, von den Gerichten 
der übrigen Landestheile überſandt worden ſind. 

Da bei den Rheiniſchen Gerichten feine Depofital-Einrich- 
tungen beftehen, fo bleibt in ſolchen Fällen den dortigen Beamten 
nichts anderes übrig, als für die einftweilige Aufbewahrung ver 
Gelder bis zu deren Auszahlung auf irgend eine Weiſe jelbft zu 
forgen,. was indeß den Interefjenten nicht die durch die Gefege 
erforderte Sicherheit gewährt. 

Der Yuftiz- Minifter findet ſich deshalb veranlaft, die Ge- 
. richtöbehörden in denjenigen Lanvestheilen ver Monarchie, in de— 
nen die Depofital-Orbnung von 1783 Geltung hat, darauf auf- 
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merffam zu maden, daß das erwähnte Verfahren ven VBorfchriften 
der 88. 181 ff. Tit. II. der Depofital- Orvnung nicht entjpricht 
und daher in Zukunft zu unterlaffen ift, 

Dei Beträgen von 10 Thalern oder weniger genügt ber 
Poftihein, nah $. 16 der Verordnung vom 18. Juli 1849 
(Geſetz Samml. ©. 299) als Rehnungsbelag, und kann daher 
in ſolchen Fällen ver Betrag unmittelbar durd die Poft verfandt 
werden. In den übrigen Fällen find die im Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln wohnenden Intereſſenten zu veran- 
laffen, Zahlungen, welche fie aus gerihtlihen Depofitorien in 
den übrigen Landestheilen zu erheben haben, entweder perſönlich 
in Empfang zu nehmen, oder durch gehörig legitimirte Bevoll- 
mädhtigte erheben zu laflen. 

Berlin, ven 23. Juni 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An ſämmtliche Gerichtsbehörden. Simons. 
1. 2470. D. 15. Vol. 10. 


54, 


Berfügung vom 8. Zuli 1859, — - betreffend die 

Vollſtreckung gerichtlih erkannter Gefängnißftrafen 

an den Häuslingen der Arbeitsanftalt zu Braumeiler 
und ähnlichen Detentionsanftalten. 


Allerhöchſte Ordre v. 19. September 1857 (Rhein. Samml. 
Bb. 11. ©. 380). 


In der Anlage erhalten Sie, Herr General- Profurator, 

Abſchrift einer Allerhöchften Ordre vom 14. Juni d. J. | 

betreffend die Anwendung der Allerhöhften Ordre vom 

19. September 1857 auf alle Detinirte der Provinzial- 
Arbeitsanftalt zu Brauweiler, 

um danach bie Dber- Profuratoren in Betreff ver Vollftreckung 

von Strafen in der gedathten Arbeitsanftalt mit Anweifumg zu 


berjehen. 
—— der übrigen Detentionsanſtalten bleibt die nä— 
here Anweiſung noch vorbehalten. 
Berlin, ven 8. Juli 1859. F 
Der Juſtiz-Miniſter. 
An Simons. 
den Königl. Herrn General- 
Prokurator zu Cöln. 
1. 2582. Criminalia 90. Vol. 4. 
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Anlage 


Auf Ihren Beriht vom 25. Mai d. J. genehmige Ich hier» 
durh nad dem Antrage in ver zurüderfolgenven Petition der 
Provinzial: Stände ver Rheinprovinz vom 23. Dezember pr., 
daß die Beftimmung in der Ordre vom 19. September 1857, 
wonach die gegen Zöglinge der Detentiong » Anftalten gerichtlich 
erfannten Öefängnifitrafen von ter Dauer bis zu einer Woche, 
anftatt in einem gerichtlihen Gefängniſſe, in ber betreffenven 
Anftalt ſelbſt vollſtreckt werden dürfen, auch auf jugendliche Ber- 
brecher, welche als zurechnungsfähig nad 8. 43. des Strafgeſetz-— 
buchs zu einer Gefängnißſtrafe vernrtheilt und demnächſt ın die 
Arbeitd-Anftalt zu Braumeiler aufgenommen find, fowie über- 
haupt auf alle Häuslinge ver Anftalt ausgedehnt werte. Zu— 
gleich ermächtige Ich Sie, dieſe Beftimmungen rüdfihtlih aller 
derjenigen Detentionsanftalten zur Ausführung zu bringen, rüd- 
fihtlich weldyer die Anwendbarkeit der Ordre vom 19. September 
1857 bereitd ausgejprocdhen worden ift, oder von Ihnen nod 
ausgeiproden werten wird; auch fehe Ich zu feiner Zeit von 
Ihnen, vem Minifter des Innern, einem entſprechenden Beſcheide 
für die rheinifhen Provinzial- Stände zu Meiner Bollziehung 
durch den Pandtags- Abichied entgegen. 
Berlin, den 14. Juni 1859. 
Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen. 

An Flottwell. Simons, 

die Minifter des Innern 
und der Juſtiz. 


* 


55. 


Bekanntmachung der Miniſterial-Erklärung vom 
7. Juli 1859, — betreffend die Uebereinkunft zwi— 
ſchen Preußen und Bayern zur gegenſeitigen Ver— 
hütung und Beſtrafung der Forſt-, Jagd-, Feld- 
und Fiſchereifrevel in den Grenzgebieten. Vom 
13. Juli 1859. 


Nachdem die Königlich Preußiſche und die — Bayeriſche 
Regierung übereingelommen find, wirkſamere Maaßregeln zur 
Verhütung und Beftrafung der Forft-, Jagd⸗, Feld» und Fifcherei- 
Frevel in den Örenzgebieten gegenfeitig zu treffen, find zwifchen 
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beiden Regierungen, unter gleichzeitiger Aufhebung ver Ueber: 
einkunft vom —— 1822 (Geſetz⸗Samml. ©. 144.), die nad 


6, April 
ſtehenden Beftimmungen verabredet worden ; 
| Artikel I. 

Es verpflichten ſich beide fontrahirenden Regierungen, vie 
Forft-, Jagd⸗, Feld⸗ und Fiſcherei-Frevel, welche ihre LUnter- 
thanen in dem Gebiete der anderen Regierung verüben follten, 
fobald fie davon Kenntniß erhalten, nad — Geſtetzen zu 
unterſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und 
beſtraft werden würden, wenn fie im Inlande begangen wor⸗ 


den wären. 
Artikel II. 


Die betreffenden Forft- und Polizei- Beamten follen befugt 
fein, zum Zwede ver Ermittelung over Ueberführung des Tha- 
ters, jowie zur Ermittelung der entwendeten Gegenftände Haus- 
fuhungen auch im Gebiete des anderen Staates zu veranlaffen. 
Diejelben haben fich zu diefem Behufe an den Ortsvorftand der 
betreffenden ausländischen Gemeinde zu wenden, welcher in ihrer 
Gegenwart zur Vornahme ver Hausfuhung zu fchreiten hat. 


Artifel IIL 

Ueber die vorgenommene Hausfuhung und deren Ergebnif 
ift von dem Ortsvorftande ein Protofoll in zwei gleihlautenden 
Eremplaren aufzunehmen und eines davon dem requirirenden 
Beamten auszuhändigen, das andere aber unverzüglid der vor» 
gejegten Behörde einzureichen. 

Artifel IV. 

Die Horft- und Polizei» Beamten bleiben befugt, ven auf 
dem Gebiete ihre Staates betroffenen Frevler zu verhaften und 
zur Feſtſtellung feiner Perfon an die nächftbelegene Ortsbehörve 
abzuliefern. 

Diefelben find aber auch berechtigt, die Spur ber Frevler 
in das Gebiet des anderen Staates zu verfolgen und lettere 
auf dem fremden Gebiete zu verhaften, mit der Verbindlichkeit 
jedoch, die Berhafteten unverzüglich ver nächften Polizei» oder 
Juſtiz-Behörde deffelben Gebietes zuzuführen, damit von biefer 
der Name und Wohnort der VBerhafteten ausgemittelt werben kann. 


Artikel V. 

Für die Konftatirung eines der im Artikel I. bezeichneten 
Frevel, welder von einem Angehörigen des einen Staates in 
dem Gebiete des anveren Staates begangen worden, ſoll den 
Protokollen und Abſchätzungen, welche von den kompetenten Forft-, 
Polizei- und fonftigen zuftändigen Beamten des Ortes des be- 
gangenen Freveld aufgenommen find, derſelbe Glaube von ber 
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zur Aburtheilung zuftändigen Behörde beigemeſſen werben, melden 
die Geſetze den Prototolen und Abſchätzungen ver imlänbifchen 
Beamten beilegen. . 


Artifel VL 


Den unterſuchenden und beftrafenden Behörden beider Staa- 
ten wird zur Pflicht gemacht, die Unterfuhung und Beftrafung 
der zu ihrer Kenntnif gebrachten Frevel jo ſchleunig vorzunehmen, 
als e8 nad den Geſetzen des betreffenden Staates nur immer 
möglich if. Der requirirenden Behörde foll das Ergebniß ver 
Unterfuhung mitgetheilt und von der Vollftrefung der erfannten 
Strafe Kenntnif gegeben werden. 


Artikel VII. 

Die Vollziehung der Straferfenntniffe, ſowie die Beitrei- 
bung der den Wald-, Jagd», Flur- und Fifcherei-Eigenthümern 
un Entfhädigungsgelver geſchieht nad) den Gefeten des - 

andes, in welchem das Erkenntniß gefällt worden ift. 

Der Betrag der Strafe, fowie ver Gerichtskoften verbleibt 
demjenigen Staate, deſſen Behörde die Strafe erkannt hat. 
Dagegen wird der Betrag des Schabenserfates und der Pfand- 
gebühren an vie betreffende Kafle desjenigen Staates abgeführt, 
in welchem ver Frevel verübt worden ift. 


Artikel VIIL 
Gegenwärtige Minifterial-Erflärung fol, nachdem fie gegen 
eine übereinftimnende Erflärung des Königlih Bayerifhen Mini- 
ſteriums ausgewechſelt worden, öffentlich befannt gemacht werben. 
Berlin, den 7. Juli 1859. 


Der Königlich Preußifhe Minifler der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Schleinitz. 


Vorſtehende — wird, nachdem fie gegen 

eine übereinſtimmende Erklärung des Königlich Bayeriſchen Mi— 

niſteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 1. d. M. aus— 

gewechjelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, ven 13. Yuli 1859, 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schleinitz. 
I. 2877. F. 48. Vol. 7, 
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56. 


Verfügung vom 19. Zuli 1859, — betreffend die 
Stempel-Revifion bei dem Königlichen Landgericht 
| zu Eöln. 


In Betreff der Monita 3 und 10 der Defekten «Tabelle 
vom 4./17. Dezember 1857 über die Stempel-Revifion bei dem 
dortigen Landgeriht wird Ihnen im CEinverftänpniffe mit dem 
Herrn Finanz-Minifter Folgendes eröffnet. | 

1. Monitum 3. In ver Prozeßſache des N. wider N. 
verlangte Kläger, welcher eine ihm gegen einen Dritten zufte- 
bende Forderung von 5000 Rthlr. dem Berflagten cevirt hatte, 
daß ihm jene Forderung gegen Erjag ver Ceſſions-Koſten zurüd- 
cedirt, oder aber, falls Verklagter dies innerhalb beſtimmter Frift 
zu thun unterlaffen jollte, verfelbe zur Zahlung einer Summe 
von 532 Rthlr, verurtbeilt werde. Es wurde hiernach nicht Die 
Zahlung der Schuld, eingeflagt (der eigentliche Schuldner war 
gar nicht im Prozeß), Jondern nur die Geffion der Schulbtitel. 
Gegenſtand des Pro war alſo der Werth dieſer Schuld— 
titel, d. h. nicht der ſogenannte Nominalwerth, ſondern der wirf- 
liche Werth, und es iſt nicht anzunehmen, daß dieſer höher 
— als 532 Rthlr., gegen welche Summe Kläger den Ver—⸗ 
lagten von der principaliter eingeflagten Verbindlichkeit befreien 
will. Der Wertbftempel ift deshalb mit Recht nad dieſem Be- 
trage, und nicht nad) dem Nominalwerth des Schuldtitels be— 
rechnet. 

2. Monitum 10. Im Sachen N. wider N. wurde auf 
Grund des Art. 1167 des Civilgeſetzbuchs auf Auflöfung eines 
Bertrages, durch ven der Schulpner des Klägers dem Berklagten 
Immobilien übertragen hatte, und vemzufolge auf Herausgabe 
der Immobilien an den vakanten Nachlaß des erwähnten Schuld» 
ners geflagt: Gerade ver Umftand, daß ver Nachlaß des Schulv- 
ners für valant erflärt war, veranlaßte den Kläger, nicht bloß 
auf Herausgabe der Immobilien over deren Werthes, jo weit 
ſolches zur Dedung feiner Forderung hinreihend, fondern auf 
Eimwerfung der ganzen Immobilien in die Nachlaßmaſſe zu 
Hagen, und ven Kurator dieſer Maſſe mit in den Prozek zu 
fegen. Hiernach bilvet vie Herausgabe ver Immobilien ten 
Gegenſtand des Brozefied, nad deren Werth ver Stempel zu 
berechnen if. Das Landgericht hat zwar angenommen, daß für 
den Hagenven Gläubiger und felbjt für die Nachlaßmaſſe vie 
Herausgabe nur infofern ein Intereſſe habe, als ver Werth ver 
Immobilien nad Abzug der Hypothekenſchulden noch einen Ueber- 
ſchuß gewährt; das Intereſſe der Parteien bei der Auflöſung 
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folher Verträge ift aber nicht maafgebend, ſondern ver beftrittene 
reger ar an ven übertragenen Gegenftänven, folglich 
der Werth diefer Gegenftände felbft. In dem vorliegenden Falle 
ift hiernach der Werthſtempel von dem Betrage von 17,462 Rihlr 
zu beredjnen. 

„ Ste haben hiernach das Erforderliche zur Erledigung des 
Monitums 10 zu veranlaffen, 

Berlin, ven 19. Juli 1859. 
Der Zuftiz- Minifter. 

. An Simons. 
den Königl. Herrn Landgerichts: Bräfiventen 
und den Königl. Herrn Ober Profurator 

zu Cöln, 

I. 2742. Rhein. Gener. 62. Vol. 8. 


57. 

Verfügung vom 8. Auguft 1859, — betreffend den 
Erlag von Polizei-Verordnungen und die Kontrolle 
der polizeilihen Berfolgungen in der 
Rheinprovinz. 


Mit Bezugnahme auf Ihren Bericht vom 28. November 
1857, die Zunahme ver polizeilichen Urtheile in der Aheinpros 
vinz betreffend, erhalten Sie, Herr General- Profurator, hierbei 
Abſchrift der vieferhalb von dem Herrn Minifter des Innern 
an ven Sönigl. Ober» Präfidenten der Rheinprovinz erlafjenen 
sr ra vom 28. v. Ms. zur Kenntnißnahme. 

ie haben die Ober- Profuratoren nunmehr anzumeifen, 
darauf zu wachen, daß auch von Seiten ver Beamten der gericht- 
lichen Polizei, namentlidy ver Bolizeianwalte eine umöthige Häu- 
fung polizeigerichtlicher Berfolgungen möglichft vermieden werde, 
indbejondere ift nur ein Protokoll aufzunehmen, over doch nur 
eine gemeinichaftliche Procedur einzuleiten, wenn mehrere Perfonen 
gleichzeitig ſich verjelben UWebertretung jchuldig gemacht haben; 
eben fo iſt vor Erwirfung einer Borlabung zu prüfen, ob durch 
bie eingereichten Brotofolle faktiſch over rehtlicdy eine Uebertretung 
begründet und ob eventuell eine nähere Information oder eine 
jelbftftändige Repoſition der Anzeige angemeilen erſcheint. 

Berlin, den 8. Auguſt 1859. 

Der Zuftiz-Minifter. 


An Simons. 
den Königl. Herrn General: 
Profurator zu Cöln. 
I. 3003. Rhein. Crimin. 10. Vol. 3, 
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Anlage. 

Unter Remijfion ver Anlagen des gefälligen Berichts vom- 
7. April d. 9. erſuche ih Ew. Hochwohlgeboren hierdurch er- 
gebenft, nad) den von Ihnen gemachten eventuellen, auf Ver— 
hütung einer Wieverfehr der im Jahre 1855/56 hervorgetretenen 
Vermehrung der Polizei-Eontraventionsfälle in er Rheinprovinz 
abzielenden Vorſchlägen, denen id) im Einverftännniß mit dem 
Heren Juſtiz⸗Miniſter zuftimme, nunmehr 

1) anzuorpnen, daß die Bürgermeifter — mit Ausnahme be- 
ſonders dringender Fälle einerjeits, und ver Bürgermeifter in 
Stäpten über 10,000 Einwohner andererjeit8 — verpflichtet 
werben, die von ihmen beabfidhtigten Bolizei-Berorpnungen 
vor ihrer Beröffentlihung dem Yandrathe einzureichen uud 
nicht eher zu publiziven, als bis jeitvem acht Tage ohne 
Einlegung eines Widerſpruchs von Seiten des Landraths 
verfloffen find; 

2) ven Regierungen die Bornahme einer Reviſion der in 
ihren resp. Bezirken vorhandenen Polizei» Berorbnungen 
nad ihrem pflichtmäßigen Ermefjen anheimzugeben, und 

3) die Regierung zu einer Aufforderung an bie Polizei Diri- 
genten dahin zu veranlafjen, vaß fie ven von ihren Unter- 
gebenen durch zu häufige Denunciationen etwa bewiefenen 
übertriebenen Dienfteifer, wo folcyer ſich zeigen ſollte, durch 
geeignete Einwirkung unter Hinweifung auf die zu ſcharf 
von ihnen behandelten Spezialfülle angenieflen regeln und 
ihnen, wo e8 die Umftänve geftatten, zuwörberft das Ein- 
ichreiten im Wege ver Derwarnung empfehlen. 

Außerdem empfehle ich Ihrer Erwägung, ob nicht, wie ber 
Herr Juſtiz-⸗Miniſter dies vorgefchlagen, vie Regierungen anzu- 
weiſen fein möchten, dahin Vorkehrungen zu * daß 

4) die betreffenden Polizeibeamten resp. Gendarmen in ven 
nad Nr. 3 vorkommenden Fällen die von ihnen etwa vor: 
— Verwarnungen in dem Protokoll oder in ihrem 

ienſtjournal vermerken und dadurch nachweislich machen, 
und daß endlich 

5) die Veroöffentlichung der Polizei-Verordnungen der beregten 
Art, Behufs ihrer möglichiten Verbreitung durdy die Kreis- 
blätter überall da, wo ſolche beftehen, zu erfolgen bat. 

| Sollten gegen die Durdführbarfeit der lettermähnten bei- 

den Borfchläge etwa noch Bedenken geltend zu machen fein, fo 
will ich event. Ihrem andermeiten gefälligen Berichte darüber 
entgegen jehen. 


Berlin, ven 28. Juli 1859. 
An Der Minifter des Innern, 
den Königl. Herrn Ober-Präfidenten Graf v. Schwerin. 
der Rheinprovinz zu Coblenz. 


XII, 8 
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58, 


Verfügung vom 235, Auguft 1859, — betreffend bie 

Vereinbarungen mit den die Rheinprovinz begren- 

zenden Staaten wegen gegenfeitiger Beftrafung ge- 
wiffer Arten von Vergehen und Uebertretungen. 


24. Maı 


Vertrag vom ——, 1822 (Geſ.Samml. ©. 151). 
Bertrag vom 26./13. Mai 1838 (Gef.-Samml. ©. 349). 
Vertrag vom 9. Februar 1849 (Gef.-Samml. ©. 131). 
Vertrag vom 20./27. Febr. 1856 (Gef.-Summl. ©. 130). 
Bertrag vom 7./13. Juli 1859 (Gej.-Sauml. ©. 362). 





Auf ven Beriht vom 23. Mat d. J., betreffend vie im 
Auslande begangenen Uebertretungen, wird Ihnen, Herr General- 
Profurator, unter Rüdjendung der Driginal-Anlagen, eröffnet, 
daß nad einer Mittheilung des Herrn Minifterd der auswär- 
tigen Angelegenheiten N im „Jahre 1821 dieſſeits auch mit 
den Regierungen von Bayern, Dlvenburg wegen Birkenfeld, und 
"vom Großherzogthum Heſſen gleiche Verhandlungen wie mit 
Hefien-Homburg wegen gegenfeitiger Verfolgung von Berbrechen 
ftattgefunden haben, daß viefelben aber, wie die jet vollftändiger 
mitgetheilten Korrefpondenzen ergeben, nicht als Uebereintommen 
im Sinne des 8. 4. des Strafgeſetzbuchs aufgefaßt werben fünnen. 

Beiondere Berträge, welche die gegenjeitige Beftrafung ge— 
wiffer Arten von Vergehen ſichern, beftehen mit Bayern von 
7./13. Juli d. J. (Oef:-Samml. ©. 362), mit Luxemburg vom 
9. Februar 1849 (Gej.-Samml. ©. 131), mit Oldenburg vom 
26./13. Mai 1838 (Gef.-Samml. ©. 349), mit Naſſau vom 
20./27. Februar 1856 (Gef.-Samml. S. 130) und mit dem Groß- 
berzogthum Heſſen vom — 1822 (Geſ.Samml. ©. 151). 

Berlin, ven 25. Auguft 1859. 

Der Yuftiz-Minifter, 
An Simons. 
ben Königl. Herrn Oeneral- 
Profurator zu Cöln. 


I. 3219. Auslieferungen 21. 
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| 59, 
Verfügung vom 8. September 1859, — betreffend 
die Befugnig der aus ihrem Dienftverhältnig ent- 
laffenen Eivilbeamten zur Zragung der Uniform. 


Auf Ihre Eingabe vom 30, v. Mts. wird Ihnen hierdurch 
eröffnet, daß nah einer Allerhöchſten enge, vom Jahre 
1846 den ehrenvoll aus ihrem Dienftverhältni entlaffenen Civil— 
beamten nur dann die Befugniß, von ihrer Uniform ohne Wei- 
teres ferner Gebrauch zu machen, beigelegt ift, wenn fie zu den 
höheren Givilbeamten von ven Räthen Erjter Klaſſe aufwärts 
gehört haben. Den übrigen Civilbeamten muß dies durch ſpe— 
zielle Allerhöchfte Erlaubniß bewilligt fein. 

Berlin, ven 8. September 1859. 

Der Zuftiz-Minifter. 
An Simons. 
ven Königl. Ober-Profurator a. D. 
Herrn N. zu N. 


I. 3330. Rhein. Offizianten-Saden 50. 


60. 

Allgemeine Verfügung vom 22, September 1859, 
— betreffend die Mittheilung der Unterfuhungsaften 
über Münzverbrechen und Müngvergehen an den 
Herrn Finanz» Minifter. 

Allg. Verf. v. 29. Juni 1851 (HuftizMinift.:Bl. ©. 230). 

Allg. Verf. v. 18. Juni 1859 (Ah. Samml. Bv. 12. ©. 105). 


Nah einer Mittheilung des Herm Finanz. Minifters ift vie 
durch die allgemeinen Verfügungen vom 29. Juni 1851 Nr. 12 
und vom 18. Juni 1859 angeoronete Einfendung der gericht: 
fihen Alten in allen Unterfuhungen wegen Münzverbrechen und 
Münzvergehen nicht ferner erforderlich. 

Die den Beamten der Staatsanwaltihaft auferlegte Ver— 
pflichtung zur Einfendung jener Akten von Amtswegen, wird da- 
ber hierdurch aufgehoben. 

Berlin, ven 22. September 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 

| An Simon®. 
ſfämmtliche Gerichte und Beamte 

der Staatsanwaltichaft. 
I. 3488. Crimin. 122. Vol. 3. 


8* 
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61, 


Verfügung vom 27. September 1859, — betreffend 
die Berhütung von Stempeldefekten. 


Inſtruktion vom 17. Januar 1840 (Rhein. Samml. Bd. 7. 
©. 133). 


Es find in den legten Jahren bei den rheinischen Landge- 
richt8-Sekretariaten mehrfache, nicht unerheblihe Defelte zu Tage 
efommen, welde ſammt dem für die Staatsfaffe entftandenen 

erlufte wahrjcheinlicdy vermieden worden wären, wenn die Be— 

ftimmungen der Inſtruktion vom 17. Januar 1840, betreffend 
die ven rheinischen Sefretarien bewilligte Stempeltantieme (Rh. 
Samml. Br. 7 ©. 133) überall Beachtung gefunden hätten. 

Der Juſtiz-Miniſter nimmt hieraus Veranlafjung, die ge- 
nauefte und forgfältigfte Beachtung der Inftruftion in Erinne- 
rung zu bringen und den Gerichtövorftänden um fo mehr zur 
Pflicht zu maden, jo weit es fie betrifft, vie geeignete Ueber- 
wadhung und Kontrolle mit befonderer Umficht eintreten zu laſſen, 
als Bernadyläffigungen over Säumniſſe in ven ihnen durch die 
Inftruftion vom 17. Januar 1840 gemachten oder aus der Natur 
der Auffiht ſich ergebenden Obliegenheiten eeiqneten Yalles den 
betreffenden Beamten mit der, Gefahr des Regreſſes bedrohen. 

Insbeſondere ift darauf zu fehen, daß die Beftimmung der 
"Nr. 4. — monad ein Sefretair, der nicht der Ober-Sekretair 
fein joll, mit der Bearbeitung des Stempelwejens beauftragt 
werde, nicht blos durch eine Defignation eines ſolchen Sefretairs 
ihre Erledigung finde, ſondern auch die dauernde Beachtung diefer 
Beſtimmung von den Gerichtsvorftänden überwacht were. 


Berlin, ven 27. September 1859. 


Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons, 
jämmtlihe Königl. Herren Yandgerichts- 
Präfiventen, ſämmtliche Königl. Herren 
Dber-Profuratoren und ſämmtliche 
Königl. Herren Handelsgerichts- 
Präfipenten. 


Sie erhalten Abfchrift einer am heutigen Tage an ſämmt— 
liche Landgerichts-Präſidenten und Ober-Profuratoren, fowie 
an die Handelsgerichts = Präfidenten erlaſſene, die genaue Befol- 


Geſetze, Verordnungen, Referipte 1859. 117 


ung der Inſtruktion vom 17. Yanuar 1840 betreffende Ber- 
ügung zur Kenntnignahme und eigenen Nachachtung. 
Berlin, ven 27. September” 1859. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
den Königl. Herrn Erſten Präſidenten 
und den Königl. Herrn General- 
Profurator zu Cöln. 


1. 3487. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


62. 


Berfügung vom 30. September 1859, — betreffend 
eine Stempelrevifion beim Königlichen Landgericht 
zu Düſſeldorf. 


Berfügung vom 6. Auguft 1842 Nr. VII. der Anlage (Rh. 

Samml. Br. 8. ©. 94). 

Verfügung vom 26. Juli 1850 (Rhein. Samml. Bd. 10. 
©. 233). 


Indem Ihnen Abſchrift des Berichte zugefertigt wird, 
welchen der Provinzial» Steuer» Direktor zu Göln unter dem 
29. Juli d. J. über die zwifchen ihm und dem Königlichen 
Pandgerichte ftreitig gebliebenen Monita der Defektentabelle vom 
31. Dezember v. J. erftattet bat, wird Ihnen im Einverftänd- 
niffe mit dem Herrn Finanz Minifter Folgendes eröffnet: 

ad mon. 15. 32. 43. Dieje Erinnerungen betreffen vie 
Frage, ob zu Urtheilen, welche die Auflöfung von Verträgen aus- 
ipredyen, der Unſchätzbarkeitsſtempel von 5 bis 20 Rthlr. oder 
der nach dem Werthe des in Folge ver Vertragsauflöſung an 
ven Kläger zurücfallenden Eigenthums oder Rechtes zu ermit- 
telnde Prozentftempel, falls dieſer mehr betragen würbe, zu ver- 
wenden ſei. Die Steuerverwaltung behauptet mit Recht das 
letztere. 

Die nämlichen Gründe, welche zur Entſcheidung in der Ber- 
fügung vom 26. Juli 1850 (Nhein. Samml. Bd. 10. ©. 233) 
gefiihrt haben, find audy in den vorliegenden Fällen maaßgebend 
und laffen ven Anſatz des Stempels für unſchätzbare Objekte 
nicht gerechtfertigt erjcheinen. 

ad mon. 21. H. hat bet dem Friedensgerichte Die Be— 
ſchlagnahme eines Haufes wegen einer ihm gegen B. zuftehenven 
Forderung erwirft. Die K. legt Einfprudy ein, weil ihr das 
Haus von B. für 1000 Rthlr. verkauft ſei. Das Landgericht 
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giebt dem Einſpruche ftatt und erklärt, dem H. gegenüber, bie 
K. für die Eigenthümerin des Hauſes. . 

Das Landgericht erachtet nur die Verwendung eines Stem- 
peld von 5 Rihlr. erforberlih, weil der Streitgegenftand un- 
ſchätzbar ſei, va H. nicht für fi das Eigenthbum des Haufes in 
Anfpruc nehme, vielmehr nur aus dem Erlöfe des Haufes feine 
Befriedigung fuchen wolle. So richtig num auch dieſe Anfüh— 
rung thatſächlich iſt, ſo folgt doch daraus nur, daß H. von der 
Verfolgung ſeines hypothekariſchen Rechtes Abſtand hätte nehmen 
müſſen, wenn er anderweitig für ſeine Forderung Befriedigung 
erhalten hätte. Wäre dieſe Forderung geringer geweſen, als der 
auf 1000 Rthlr. geſchätzte Werth des Hauſes, ſo würde ſich 
allerdings fagen laſſen, daß das Intereſſe, welches H. am Pro— 
zeſſe hatte, nicht höher ſein konnte, als feine Forderung an B,, 
und daß, in dieſer Borausfegung, der Werth des Haufes nicht 
unbedingt; maaßgebend. für den Stempelanſatz gemelen wäre. 
Da jedod die Forderung, für welche die Beihlagnahme erfolgt 
war, mehr als 3600 Rthlr. betrug, fe ftand für H. ebenfo wie 
für die K. der volle Werth des Haufes, vd. h. der Betrag von 
1000 Rthlr. in Frage. Es muß demnach der Prozentftenpel 
nach letzterer Summe beredjnet werben. 

ad mon. 42. Au dem Urtheile, welches ven Vertrag über 
den Kauf zweier Pferde auflöft und ven Verklagten zum Sca- 
denserfage verurtheilt, iſt ver Unſchätzbarkeitsſtempel von 5 Rthlr. 
richtig verwendet. Es fragt fih, welcher Stempel zu dem fer- 
neren Urtheile, durch welches der Schavenserfag auf 922 Rthlr. 
10 Sgr. feftgeftellt wird, zu verwenden ſei. Das Landgericht 
erachtet einen Stempel von 15 Sgr. nah ter Tarifpofition: 
„Erkenntniſſe A° “ für genügend, der Stempelfisfal verlangt ben 
Procentftennpel, will jedoch den Stempel zum erften Erfenntniffe 
in Anrechnung bringen, der Provinzial-Steuer- Direktor ift egen 
dieſe Anrehnung, tritt im Webrigen aber dem —— i. 
Die Anſicht des Provinzial-Steuer-Direktors erſcheint begründet, 
Der in Rede ftehenve, in zwei Stadien zerfallende Schabensliquida« 
tions Prozeß liegt in ftenerlicher Beziehung ebenſo wie ein Rech— 
nungslegungsprozeß, in welchem durch erftes Erkenntniß die Pflicht 
zur Rechnungslegung, — wie bier die Pflicht zum Schadens— 
erfage, — ſodann durch zweites Urtheil ein Rechnungs⸗Liquidum, 
— wie hier ein Schadensliguidum — feftgeftellt wird. Daß in 
Rechnungsprozeſſen diefer Art zu dem erften Exrkenntniffe — (mit 
Vorbehalt des in dem Schreiben vom. 11. April 1841 Nr. VIL 
— Rhein. Samml. Bd. 8. ©. 94 — erwähnten Falles) — ber; 
Unſchätzbarkeitsſtempel, zum zweiten aber jelbftjtäudig der Procent- 
ſtempel zu wermenven jei, iſt mehrfach entſchieden, z.B. in ber 
Verfügung an das Yandgericht zu Elberfeld vom 26. April 1853. 
Es liegt, fein Grund vor, in den gleichgearteten Schadenspro⸗ 
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gejfen anders zu verfahren, insbefondere fann ein Motiv zu einer 
fchiedenheit in ver ftenerlihen Behandlung daraus nicht ent- 
nommen werden, daß für die Einführung des Prozeffes in das 
Stadium der Liquidirung durch die Civilprozeßordnung verſchie— 
dene Formen, für die Rechnungslegung nad Art. 534., für die 
Schadensliquidation nad Art. 523. der Bürgerlichen Prozeß: 
ordnung, vworgefchrieben find. Das Monitum ift hiernach zu 
erledigen. 

Berlin, ven 30. September 1859. 

Der Zuftiz-Minifter. 
An Simon®. 

ven Königl. Heren Landgerichts: Präfidenten 
und den Königl. Herren Ober-Profurator 

zu Düffelvorf. 


I. 3549. Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 


63. 


Allgemeine Verfügung vom 14, November 1859, — 

betreffend die Angabe der den Rüdfall betreffenden 

Thatfachen in den Anflagen und die Feftitellung diefer 
Thatſachen in den ftrafgerichtlichen Erfenntniffen. 


Strafgeſetzbuch SS. 58-60. 
Einführungsgefeß vom 14. April 1851 Artifel VI. und XXVI. 


In den Fällen, wo der Anflage zufolge ver Angeflagte ein 
Berbredyen oder Bergehen im Rücdfalle begangen haben fol, 
wird es von Seiten der Staatsanmwaltichaft nicht felten unter- 
lafien, die Thatſachen befonder8 hervorzuheben, durch deren Vor— 
bantenfein der Rüdfall bevingt wird. Ebenfo finvet ſich häufig 
in den Erfenntnifien eine Feftftellung ver thatfählihen Voraus— 
fegungen des Rüdfalles nit, indem manche Gerichte davon aus- 
‚zugehen feinen, es jei die Erklärung hinreichend, daß der An— 
geflagte bereit8 ein oder mehrere Male wegen vefjelben Verbrechens 
oder Der den rechtsfräftig verurtheilt worden, und es gemüge 
für die Prüfung des etwa angerufenen höheren Richters die Bei- 
fügung der Boraften. . 

Das Königliche Ober- Tribunal hat jedoch durch ein von 
den vereinigten Abtheilungen des Senats für Strafſachen er- 
laſſenes Urtheil *) entſchieden, daß die Feſtſtellung ver Inftanz- 
richter binfichtlih der thatfächlihen Vorausfegungen des Rück— 
falles mittelft ver Nichtigkeitsbejchwerde nicht angreifbar fei. 


*) Bol. Erkenntniß v. 10. Oftbr. 1859 (Zuft.-Min.-Bl. S. 379). 
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Es wird daher jegt um fo mehr auf eine jorgfältige Ab- 
faffung ver Anklagen und ver Erfenntniffe in diefer Beziehung 
anfommen. 

Im Allgemeinen wird es genügen, wenn aus der Anklage 
resp. aus dem Urtheil fich klar ergiebt, vaß, wann, von wel— 
chem Gericht und wegen mwelder ftrafbaren Handlung 
das frühere Urtheil gegen denſelben Angeklagten ergangen jet; 
daß daſſelbe bereit3 rehtsfräftig gemwelen jei, als die neue 
That verübt wurde; und daß feıt ver Abbüßung der Frei— 
heitöftrafe oder Zahlung ver Gelobuße oder feit dem Erlaſſe 
diefer Strafen bis zu der neuen That nit zehn Jahre ver- 
floffen ſeien. 

Das Borhandenfein der nämlidhen Borausfegungen muß in 
Beziehung auf die fernere Verurtheilung und auf die derſelben 
gefolgte fernere That erhellen, wenn wiederholter Rüdfall 
angenommen wird. 

Falls fih auf Anregung der Staatsanwaltfchaft, des An- 
geflagten oder von Amtswegen über das Borhandenfein des erften 
oder des wiederholten Rückfalles rechtliche Zweifel erheben, 3. B. 
darüber, ob das frühere Urtheil bereits rechtskräftig geweſen fei, 
als die neue That begangen wurde und vergleichen, jo müflen 
pie Thatfachen, welche der rechtlihen Beurtheilung, ob ein Rüd- 
fall im gefetslihen Sinne anzunehmen fei, zur Grundlage dienen, 
angegeben und von den Gerichten felbftftänpig, nicht durch Be— 
zugnähme auf die Vorakten, feftgeftellt werden. 

Die Gerichte und die Beamten ver Staatsanwaltfchaft wer— 
den auf diefe Geſichtspunkte aufmerkſam "gemacht. 

Berlin, ven 14. November 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 


Un imons, 
fämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltichaft. . 
I. 4059. Crimin. 40, 


64, 
Allgemeine Verfügung vom 20. Dezember 1859, — 
betreffend die Unzuläffigfeit eines Denunciantenan- 
theils der Gendarmen bei Gewerbepolizei- + 
Uebertretungen, 
Allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 8. 177 
(Geſetz⸗Samml. ©. 75). 


Im Einverftändniffe mit den Herren Miniftern für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und des Innern ift bereits 
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früher fefigeftelt worden, daß in allen Unterfuchungen wegen 
Gewerbepolizeisllebertretungen den Gendarmen ein — auf 
Bewilligung eines Denuncianten-Antheils nicht zuſteht. 

Den Gerichtsbehörden wird dies zur Nachachtung mit dem 
Eröffnen mitgetheilt, daß danach auch in den Fällen ein De— 
nuncianten-Antheil nicht gewährt werden kann, in welchen mit 
der gedachten Uebertretung eine Gewerbeſteuer-Kontravention 
verbunden, und deshalb gemäß 8. 177 der Allgemeinen Gewerbe— 
Ordnung vom 17. Januar 1845 die durch die Gewerbepolizei— 
Kontravention verwirkte Strafe zu verfchärfen ift. 

Berlin, den 20. Dezember 1859. 

Der Yuftiz- Minifter. 
Un ſämmtliche Gerichtsbehörben. Simons, 
L 4620. F. 12. Vol. 5. 


| 65.* 
Allgemeine Verfügung vom 24. Dezember 1859, — 
betreffend die Inftruftion für die Erhebung der Ge- 
richtsfchreibereigebühren in dem Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln vom 22. Auguft 1859. 


Die nachſtehend abgedrudte Inftruftion für die Erhebung der 
©erichtsfchreiberei- Gebühren in dem Bezirk des Appellations- 
gerichtshofes zu Cöln wird den dortigen Gerichtsbehörden mit 
der Anweifung befannt gemacht, viefelbe auf alle vom 1. April 
1860 ab zum Anjate fommenden Gebühren, auch wenn ver be- 
treffende Akt ſchon vor diefem Zeitpunkt vorgenommen fein follte, 
zur Anwendung zu bringen. 

Berlin, ven 24. Dezember 1859. 

An Der Yuftiz- Minifter. 
die Gerichtsbehörden im Bezirk des Simone, 
Appellationsgerichtähofes zu Cöln. 


I. 4578. Rhein. Offizianten-Saden 72. Vol. 3. 


a. 
Inſtruktion 
für die — ver Gerichtsſchreiberei-Gebühren im Bezirk 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 
I. Theil. 
Ueber vie Gerihtsjchreiberei- Gebühren im Allgemeinen. 
1 


Die Gerihtsfhreiberei- Gebühren find öffentliche Abgaben, 
welde im Bezirk des Appellationsgerichtähofes zu Köln für ge- 
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wiffe Amtshandlungen der Gerichtsfchreiber heim Appellattons- 
gerihtähofe, beit den Landgerichten und bei den Handelsgerichten, 
in Gemäßheit der Gefere vom 21. Ventöse und 22. Prairial 
VII, ſowie des Kaiferlihen Dekrets vom 12. Juli 1808 auf 
der linfen, und des Bergifchen Dekrets vom 17. Dezember 1811 
auf der rechten Rheinſeite erhoben werben. 

7} 


Amtshandlımgen der Gerichtsfchreiber, melde im Straf— 
und Disziplinar-VBerfahren bei ven im $. 1 genannten Gerichten 
vorfommen, over welche kraft deren Delegation von anderen, 
als jenen Gerichtsbehörden vorgenommen werden, unterfiegen 
diefen Gebühren nicht. Eben fo wenig find viefelben für Akte 
der Öerichtsfchreiberei zu erheben, welche die Staatdanwaltichaft 
auf Grund desfallfiger Gefege bei den Civilgerichten von Amts⸗ 
wegen erwirft. Diejenigen Amtshandlungen der Gerichtsjchreiber 
bei den genannten Gerichten, aueldhe in Folge von Requifitionen 
anderer Gerichte vorgenommen werben, find dieſen Gebühren 
jebody unterworfen. 


Das Verfahren, welches in Oemäßheit des — vom 
2. Auguſt 1828 (Rhein. Samml. Bd. 3. ©, 243) bei Todes⸗ 
erflärungen: von PBerfonen zu beobachten ift, welche an ben Kriegen 
von 1806 bi8 1815 Theil genommen haben und nicht zurüdge- 
fehrt ſind, unterliegt nad) 8. 5. dieſes Geſetzes den Geridhts- 
jchreiberei- Gebühren nicht. 


Den im aktiven Militairdienfte ftehenden Militairperfonen, 
vom Feldwebel und Wachtmeifter abwärts, fie mögen bei ver 
Linie oder bei ver Landwehr ftehen, imgleichen ven bei ven Gar- 
niſon- und Invaliden-Kompagnieen ftehenden Militairperfonen 
gleihen Ranges, und den bei dem Sriegäwelen: verpflichteten und 
im Dienfte ſtehenden nieteren Beamten, Feldpoft-Bedienten und 
Trainjoldaten; ferner den im Dienfte befindlichen Gendarmen 
und reitenden Feldjägern gleihen Ranges ift für ihre Perſon, 
ihre Ehefrauen umd für die in ver Garnifon bei dem Bater 
lebenden, noch unter väterliher Gewalt ftehenvden Kinder Be- 
freiung von den Gerichtsfchreiberei- Gebühren bewilligt, infoweit 
— ihrer Erhebung ver Staatskaſſe verbleiben würden. 
vergl. $. 54. 

Diefe Befreiung fällt jedoch weg bei allen Prozeffen, in 
welchen die genannten Militairperfonen in der Eigenſchaft als 
Befiger von liegenden Gründen oder Gerechtigfeiten, oder aus dem 
Betriebe eines bürgerlichen Gewerbes Hagen oder verffagt werben. 

Berorbnung vd. 17. Febr. on (Rh. Samml. Bd. 6. S. 419). 


Amtshandlungen ver Gerichtsfchreiberei beim Appellationg- 
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—— welche durch die Berufung von Erkenntuiſſen der 
heinzolls&erichte veranlaßt werben, find gebührenfrei; 88. 49, 
53 und 56 ber Verordnung vom 30. Juni 1834 (Rh. Samml. 
Bd. 4. S. 96). ” 


8. 6. 

Das Berfahren auf zwangsmeife Abtretung von Grund» 
eigenthum des öffentlichen Nutzens wegen unterliegt ven Ge— 
richtsjchreiberei-Gebühren in foweit nicht, als Diefelben bei ihrer 
—— der Staatäkafje verbleiben würden. vergl. 8. 54; Aller⸗ 
höchſte Kabinets⸗Order vom 4. Mai 1838 und 8. 15 des Ge— 
jete8 vom 3. November 1838 (Gef.-Samml. ©. 508). 

Diefe Gebührenfreiheit bezieht fich jedoch nicht auf Prozeſſe 
über die Höhe der zu ar Grundentſchädigung. 


Den Gerichtsſchreibern iſt es bei der im Geſetze beſtimmten 
Strafe unterſagt, Ausfertigungen oder Abſchriften von Urſchriften, 
welche ſie in Verwahrung haben, auszuhändigen, bevor die Ge— 
bühren für die Ausfertigung und die — inſofern auch 
dieſe geröfrenpkiäte war, — eingezahlt find. 

rt. 11. des ar vom 21. Ventöse VII. und Art. 148 
des Dekrets vom 17. 


Is | 

Die Gerichtsſchreiberei-Gebühren beftehen: 

a) in der Gebühr für das Auftragen auf die Audienz- 
Kolle des Gerichts, 

b) in ver Abfaflungs- (Nevaktions-) Gebühr, 
c) in der Ahsfertigungs- (Expebitions-) Gebühr. 

Art. 2. des Geſetzes vom 21. Ventöse VII. und Art. 137. 

des Defrets vom 17. Dezember. 1811. 


1. Theil. 
Ueber die Gerichtsfchreiberei- Gebühren im Befonderen. 


1. Abſchnitt. 
Gebühren für das Auftragen auf die Rolle, 


ezember 1811. 


8.9, 

Unter Rolle ift das Regifter oder Verzeichniß zu verftehen, 
welches bei ven Civil- und Handel8-Geridhten geführt wirb und 
banptfächlich, ven Zweck hat, die Reihenfolge feitzuftellen, in wel- 
her die einzelnen Prozeffarhen zur Verhandlung kommen follen. 

10 


Die Gebühr für, das; Auftragen auf die General-Kolle wird 
nur einmal erhoben. Iſt daher eine Prozeffache von ver Rolle 
geftrichen worden und foll der. Prozeß: fortgefeist werben, jo bleibt 
die abermalige Auftragung von der Gebühr befreit. | 
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Daſſelbe gilt von Einfprücden, welche wider Kontumazials 
Urtheile erhoben werben, fowie von Reaffumtions- und Perem- 
tions» Klagen.” Art. 149 ff., 342 ff., 397 I der Bürgerlichen 
Prozek- Ordnung. Auch geben Incidentpuntte, Interventionen 
und Aodcitationen zur en der Rollengebühr ebenſowenig 
Anlaß, ald ein Refere-Verfahren, over durch bloße Geſuche ge- 
ftelte Anträge, bei welchen die Borladung einer Gegenpartei 
nicht erfolgt. 

Art. 3. des Gefeged vom 21. Ventöse VII., Art. 5. des 
Defrets vom 12. Juli 1808 und Art. 138. des Dekrets vom 
17. Dezember 1811. $ 

41. 


Die Gebühr für das Auftragen auf die General-Rolle 
eträgt: i 
1) 5 France (1-Thaler 10 Sgr.) 
bei dem Appellationsgerichtshofe zu Cöln; 
Frances (24 Sgr.) 
bei den Landgerichten: 

a) wenn fie in zweiter Inſtanz über Berufungen von 
Urtheilen der Triedensgerichte zu erfennen haben, 

b) wenn es fih von Saden handelt, über welche im 
orbinairen Prozekverfahren zu verhandeln ift. 

3) 1 Franc 50 Gent. (12 Sor) 

a) bei den Pandgerichten für die im jummarifchen Ver— 
fahren zu verhandelnden Sachen, mit Ausnahme der 
Appellationen von friedensrichterlichen Urtheilen, 

b) bet ven Hanveldgerichten, und zwar auch dann, wenn 
fie auf die Berufung von Urtheilen ver Gewerbe— 
gerichte zu entjcheiden haben. 

Art. 3. des Gefeges vom 21. Ventöse VII. und Urt. 138. 
des DefretS vom 17. Dezeniber 1811. 

. 8 12, 

Bon den Saden, welde bei den Landgerichten zur Rolle 
gelangen und über welche fummarifch zu verhandeln ift, find vie 
nadhbenannten hervorzuheben: 

1) rein perfünlihe und auf einem unangefochtenen Titel be- 
—— Klagen, wie hoch ſich auch ihr Betrag belau— 
en mag; 

2) Klagen, welche auf einem Titel nicht beruhen, infofern der 
Werth des Slagegegenftandes 1000 France (266 Thaler 
20 Sr.) nicht überfteigt; 

3) Klagen, welche auf Erlaß einer proviforifchen Entſcheidung 

— ſind; 
4) Hr auf Zahlung von Pacht-, Mieth- oder Nent- Ges 
ällen; D 
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5) Erbtheilungs- Klagen, fowie Klagen auf Aufhebung von 
Gemeinfchaften, welche nicht durch Erbgang entftanvden find; 

6) Klagen auf Einreihung von Experten» Gutachten, welche 
wider ſäumige Sadhverftändige erhoben werben; 

7) auf gepfänvete Mobilien gerichtete Revindikations⸗Klagen; 

8) Einjprüce wider das Subhaftations-Berfahren ; 

9) Klagen auf Nichtigerflärung des beim Perfonalarrefte be- 
obadhteten Verfahrens, oder auf Entlaflung aus dem Per- 
ſonalarreſte; 

10) Klagen auf Gültigerklärung einer Mobiliar-Befchlagnahme, 
welche zur Dedung rüdftändiger Pacht oder Miethe ftatt- 
— hat; 

11) Klagen gegen Notare und Gerichtsſchreiber, welche ſich 
weigern, Ausfertigungen und Abſchriften von Urkunden zu 
ertheilen, die fih ın ihrem Gewahrfam befinden; 

2 Einfprüce gegen Familienraths-Beſchlüſſe; 

13) Anträge auf Erpropriation des öffentlichen Nutzens halber, 
Einfprüde wider die Erpropriation und Streitigfeiten über 
die Höhe ver zu bewilligenden Grundentihädigung, ſowie 
Klagen auf Zahlung der Entfhädigungsfumme; 

14) Klagen auf Theilung over Ablöfung in Gemäßheit des für 
die Landestheile des linken Rheinufers erlaffenen Geſetzes 
vom 19. Mai 1851 (Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 332); 

15) — der Erben und Wittwen, ſowie der geſchiedenen, 
oder blos in Anſehung des Vermögens getrennten Ehe— 
frauen, auf Verlängerung ber geſetzlichen Inventariſations— 
und Deliberationgfrift. 


Ferner gehören wegen Dringlichkeit zu den jummarifchen 
Sachen: 
16) Klagen auf Beſeitigung des Einſpruchs, welcher gegen die 
Abſchließung einer Ehe angemeldet worden iſt; 
17) Klagen auf Entſetzung von Vormündern und Kuratoren; 
18) Klagen auf Auflöſung von Pacht- und Miethverträgen, 
wenn es ſich darum handelt, einen Pächter oder Miether 
auszuweiſen, weil er das gepachtete oder gemiethete Grund⸗ 
ſtück verdirbt oder einer Miethsaufkündigung nicht Folge 
giebt, welche ihm vom Verpächter oder Vermiether inſinuirt 
worden iſt; 
19) Klagen, bei welchen auf eine kürzere, als die gewöhnliche 
Erſcheinungsfriſt vorgeladen iſt; 
20) Klagen * Anerkennung von Schriftſtücken, oder deren 
Prüfung mittelft des Schriftvergleichungs-Verfahrens; 
21) Klagen auf Beftimmung des zuftändigen Richters, wenn 
eine und dieſelbe Sache bei verfchiedenen Friedensgeridhten 
anhängig gemacht worden ift; 
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22) Einſprüche des Schuldners gegen Möbel- und Frlihte- 


fünbung ; 

23) Klagen auf Gültigerläxung von Mobiliar-Beichlagnahmen 
wider auswärtige Schuloner ; 

24) Klagen, welde die Hypothelenglänbiger erheben, um auf 
ein Uebergebot nad freiwilliger Veräußerung die ange- 
botene Bürgſchaft für genügend erflären und die Verſtei— 
gerung verorbnen zu laſſen (Art. 70 und 71 des Geſetzes 
vom 18. April 1855 Rhein. Samml. Br. 11. ©. 98); 

25) Klagen, wodurd; auf Oültigerflärung einer Mobiliar-Be- 
Ihlagnahme angetragen wird, welche ver Verkäufer wegen 
des rüdjtäindigen Kaufpreijes an dem Kaufobjekte over der 
Eigenthümer an einer gejtohlenen oder verloren gegangenen 
Sade erwirkt hat; imgleichen vie Klage des Eigenthümers 
auf Gültigerklärung der Beichlagnahme von beweglichen 
Sachen des. Pächters oder Miethers, welche dieſer von dem 

epachteten oder gemietheten Grundſtücke entfernt hat; 

26) Einjprüdye gegen richterliche Orbonnanzen, wodurch ſchieds⸗ 
richterliche Urtheile für vollziehbar erklärt worden find; 

27) Klagen der Gerichtövollzieher und Anwalte wegen Ge- 
bühren und Auslagen. 

Das vorftehende Berzeichnig ift jedoch, unbeſchadet ver ander» 
weiten Qualififation, welche das Gericht ver Sache geben jollte, _ 
nur für. die Erhebung der Gebühr maaßgebend. 


2, Abſchnitt. 
Abfaffımgs- (Redaktions-) Gebühren. 


8. 18. - 

Als Kegel gilt, daß nur folde Alte in ver Urſchrift oder 
Minute einer per a eg unterliegen, welche der Gerichtö- 
fhreiber, den gefeglichen Beftimmungen gemäß, felbitftändig auf 
zunehmen hat, aljo nicht diejenigen, bei venen die Aufnahme 
unter der Mitwirkung und Mitvollziehung des Nichters erfolgt. 
Ausnahmen von diefer Regel bilven: 

a) die Zeugenvernehmungs-Protokolle, 

b) die Protokolle über die Vernehmung einer Partei auf 
Trageftüde (Interrogatoire sur faits et articles) Art. 
324 ff. ver Bürg. Proz.Ordnung, 

c) Adjudifationd-Protofolle in Subhaſtationsſachen, wenn 
die Subhaftation bei einem — betrieben wird 
(88. 1 und 40 ver Subhaſtations-Ordnung vom 1. Aug. 
1822 (Rhein. Samml. Bd. 2. ©. 280), 

d) Verhandlungen über die Produktion der Titel —— 
der Gläubiger im Diftributiong- oder Kollofations-Ber- 
fahren (Art. 660 und 754 der Bürg. Proz.-Ordnung), 
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e) Erklärungen ver Anwalte über Einfprüde gegen Kon- 
tumagial- Urtheile und über Einlegung ver Berufung, 
indem die Anwalte dieſe Erflärungen ſelbſt einzutragen 
baben (Art. 163 und 549 ver Bürg. Proz.Ordnung). 

8. 14. 

Die Abfaffungs- Gebühr, weldhe für einen Aft nie weniger 
als 1 Franc 25 Gent. (10 Sr.) beträgt (Art. 3 des Defrets 
vom 12. Juli 1808, Art. 142 des Dekret vom 17. Dezember 
1811), ift entweder eine fixe oder eine proportionelle. Die fire 
Gebühr beträgt nach der Verſchiedenheit ver Akte, welche ihr 


unterliegen, 
3 Francs (24 Spr.), 
1 Franc 50 Cent. (12 EN oder 
1 Franc 25 Gent. (10 Sr. 


8. 15. 
Eine Abfafjungs-Gebühr von 3 Francs (24 Sy) wirb ent- 
richtet von dem Alte über die im Art. 752 ver Bürg. Prozeß: 
Ordnung vorgejhriebene Hinterlegung des Hypotheken-Auszugs 
zur Einleitung des Kollokations-Verfahrens. Die Erhebung hat 
Statt auf die Ordonnanz des Richter-Kommiſſars, wodurch das 
Verfahren eröffnet wird und die inſkribirten Gläubiger aufge— 
fordert werden, ihre Titel vorzulegen. 


$. 16. 

Einer Abfaffungs-Gebühr von 1 Franc 50 Eent. (12 Er.) 
unterliegen: 

die Protokolle über die Produktion der Titel Seitens ber 
Gläubiger im Diftributiong» und Kollofations-Berfahren F 660 
und 754 der Bürg. Prozeß-Ordnung), und zwar iſt für jeden 
Produktions⸗-Akt eine Gebühr von 12 Sgr. zu erheben. Wer- 
den für einen Gläubiger mittelft eines und deſſelben Geſuchs 
mehrere Zitel über getrennte Forderungen eingereicht, jo beredy- 
tigt diefes nicht, nad deren Anzahl die Gebühr mehrfah zu 
erheben. Auch unterliegen Ergänzungen ſchon gemachter Probuf- 
tionen zur ferneren Sufifizirung der bereit8 angemeldeten For— 
derungen, gegebene Aufllärungen, Erklärungen, wodurch das 
Geſuch eines Gläubiger modifizirt oder zurüdgezogen wird, ſo— 
wie auf den BVertheilungsplan überhaupt bezügliche Erklärungen 
der Abfafjungs- Gebühr felbft dann nicht, wenn der Gerichts- 
fchreiber diefe Produktionen resp. Erklärungen ohne Zuziehung 
des Richters beurfundet hätte, 

Ferner find Einfprühe, welde im Diftributiond- oder 
Kollokations-Verfahren wider den Bertheilungsplan angemeldet 
werben, der Gebühr nicht unterworfen. Art. 1 Nr. 2 des De- 
fxets vom 12. Juli 1808 und Art. 140 des Dekrets vom 17. De- 
zember 1811. 


* 
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8. 17. 

Einer Abfafjungs-Gebühr von 1 Franc 25 Cent. (10 Ser.) 
unterliegen, mit Ausnahme ver Attefte ver Gerichtsfchreiber bei ven 
Dandelögerichten, für welche Lediglich der zu Nr. 15 I ver Tar- 

dnung vom 17. November 1826 (Ab. Samml. Bd. 3. ©. 75) 

bejtimmte Gebührenſatz von 8 Sur. entrichtet wird, alle in ven 
88. 15 und 16 nicht aufgeführte Verhandlungen und Akte, melde 
der Gerichtsſchreiber ſelbſtſtändig aufzunehmen, ſowie die Atteſte 
— Gertififate — welche er zu ertheilen geſetzlich befugt iſt, in— 
gleichen die Zeugenvernehmungs-Protokolle und die Protokolle über 
die Vernehmung einer Partei auf Frageſtücke. (8. 11 Litt. b.) 

Bei HZeugenvernehmungs- Brotofollen fommen, außer ver 
Gebühr von 10 Sur. für die Verhandlung, 50 Cent. over 4 Sgr., 
jo viel mal zur Erhebung, als Zeugen vernommen worden find. 

Die Gebühr von 10 Ser. darf nicht mehrfach erhoben wer- 
den, wenn das Zeugenverhör auf Grund eines umd deſſelben 
Urtheils in mehreren Sigungen abgehalten worden ift; es find 
vielmehr die Protokolle ver einzelnen Sigungen als ein Ganzes 
aufzufafien. 

Insbeſondere unterliegen ber Abfaffungsgebühr von 10 Sr. : 

1) vie Verhandlung, wodurch der Verzicht auf eine Erbſchaft 
oder eheliche Gütergemeinſchaft konftatirt wird (Art. 784 
und 1457 des Bürg. Geſetz-Buchs; Art. 997 ver Bürg. 
Prozeß-Orpnung), 

2) die Erklärung über die Annahme einer Erbſchaft unter ver 
Rechtswohlthat des Imventariums (Art. 793 des Bürg. 
Geſetz⸗ Buchs), 

3) die Erklärung des Drittbeſitzers von verhypothecirten Im— 
mobilien, daß er dieſelben aufgeben wolle (Art. 2174 des 


B. ©.-B.), 

Falliments⸗Erklärungen (Art.440 des Handels-Geſetzbuchs), 

5) die Verhandlungen, welche der Gerichtsſchreiber in Ge— 
mäßheit des Art. 854 der B. P.O. bei Ertheilung einer 
zweiten Ausfertigung aufzunehmen hat, 

6) die Erklärung desjenigen, bei welchem Gelder, oder jon- 
ftige bewegliche Sachen, insbefonvere Renten des Schuld» 
ners, mit Arreft belegt worden find (Urt. 571 und 638 
ver B. B.-D.). Iſt bei mehreren Perfonen wider einen 
Schuldner Arreft angelegt und wird über deren Erklärungen 
Eine Verhandlung aufgenommen, fo darf die Gebühr auch 
nur Einmal zur Erhebung kommen ; 

7) Erklärungen über die Submiffion des Bürgen (Art. 519 
der B. P.O.), 

8) Erklärungen über vie u von Anerbietungen 
> Zugeftändniffen, in Gemaͤßheit des Art. 353 ber 


’ 


* 
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9) Anträge auf Verweifung einer Sache an ein anderes Ge- 
riht wegen Verwandtſchaft, oder Schwägerfhaft, ſowie 
Rekufationen eines Richters oder eines Beamten des öffent: 
lichen Minifteriums (Art. 370 und 384 ver B. P.O.), 

10) Erklärungen über die Einlegung der Berufung von einem 
Urtheile, welches auf den Antrag, eine Sache, wegen Ver— 
wandt- oder Schwägerihaft, an ein anderes Gericht zu 
verweilen, oder auf eine Rekuſation ergangen ift (Art. 377 
und 392 der DB. B.-D.), 

11) die Erflärung, daß eine Urkunde, welde im Laufe eines 
Rechtsſtreites produzirt worben ift, als falſch angegriffen 
werde (Art. 218 der B. B.-D.), 

12) die Verhandlung überden Zuftand einer nicht anerfannten Pri- 
vaturfunde, welche im Schrift-Bergleihungs-Berfahren auf 
der Gerichtsfchreiberei hinterlegt ift (Art. 196 ver B. P.O.), 

13) die Verhandlung über die Einfiht, welche ver Berflagte 
im Schriftvergleihungs=-Berfahren von der nicht aner- 
fannten, auf der Gerichtsfchreiberei hinterlegten Privat- 
urfunde nehmen kann (Art. 198 ver B. 3.0), 

14) die Verhandlung über die Wahl von Sachverſtändigen, 
in Gemäßheit des Art. 306 der B. P.O.), 

15) Reife- Afte, d. h. Erklärungen, welche nicht am Gerichte- 
fige wohnende Barteien im Prozef-Berfahren darüber ab» 
geben, daß fie zu ihren Anwalten gereift feien, um ſich 
mit ihnen über den Rechtsſtreit zu beſprechen. 

Erſcheinen gleichzeitig mehrere Parteien, die in dem— 
jelben Prozefje befangen find, um ſolche Erklärungen auf 
der Gerichtsjchreiberei abzugeben, jo ift nur Ein Reiſe— 
Alt aufzunehmen und dafür die Gebühr mit 10 Sgr. nur 
Einmal zu erheben; 

16) vie Verhandlung über die Hinterlegung der Koften, mit 
welchen eine DOrtsbefihtigung, ein Zeugenverhör und der— 

feihen in Rüdfiht auf ven Transport des Gerichtöper- 
—* verbunden ift (Art. 301 ver B-P.O.), 

17) die Verhandlung über die Hinterlegung der Kaution für 
Prozefkoften, im Falle ein Ausländer als Kläger auftritt 
und die Hinterlegung auf ver Gerichtsfchreiberei erfolgt 
(Art. 167 der B. P.O), 

18) die Erklärungen, welche Anwalte, in Gemäßheit ver Art. 163 
und 549 ver B. P.O., über Einfprüce gegen Kontuma— 
ztal-Urtheile und über Einlegung der Berufung in ein bejon- 
deres Regifter ver Gerihtsichreibereien eingetragen haben, 

19) die Transfkription der Auszüge aus Verträgen über die 
Begrüntung, Aenverung oder Auflöfung von Geſellſchaften 
und die Beurkundung ihrer Veröffentlihbung, in Gemäß— 
beit des Art. 42 des Handels⸗Geſ.-Buchs. 


XL, 9 
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In dieſem, jowie in dem zu Nr. 18 erwähnten Falle ift 
die Abfaffungs-Gebühr jedoch erft dann zu erheben, wenn 
eine Ausfertigung von jenen Erklärungen oder vom trans- 
jfribirten Geſellſchaftsvertrage ertheilt wird, für welche dann 
außerdem die Erpeditiond- Gebühr (8. 24) zu entrichten ift; 

20) die Eintragung von Siegel-Anlagen in das Regiſter, wel- 
ches im Art. 925 der B. P.-D. vorgefchrieben ift, 

21) die Verhandlung über Einſprüche, welche in Gemäßheit 
des Art. 608 des H.-©.-B., wider die Rehabilitirung des 
in Sallitzuftand gerathenen Schuloners erhoben werden. 

Ferner unterliegen die nahbenannten Hinterlegungsakte einer 
Abfaffungs-Gebühr von 10 Sgr.: | 

22) der Akt über die. Hinterlegung von Bemeisftüden zur 
Zuftifizirung von forderungen, weldhe im Yallimentöver- 
fahren angemeldet werben (Art. 508 des H.G.⸗B.), 

23) der Alt über die Hinterlegung von ſchiedsrichterlichen Ur- 
theilen (Art. 1020 ver B. P.O. und 61 ves H.-©.-B.), 

24) der Alt über den Eingang und die Hinterlegung von 
Experten-Gutachten, on 

25) ver Akt über die Hinterlegung von Konteftations-Verhand- 
(ungen, welche Notare in Theilungsfadhen auf Grund des 
Art. 977 der B. B.-D. aufzunehmen haben, 

26) der Aft über die Hinterlegung ber Bilanz ıc., welche beim 
Giterabtretungs- Verfahren, ın Gemäßheit des Art. 898 
der B. B.-D. ftattfindet, 

27) der Aft über die Hinterlegung eines mit ber Incident— 
Fälſchungsklage angegriffenen Schriftſtücks (Art. 219, 221 
und 225 der DB. P.-D.). 

Beim Schrift-Berififations-Verfahren ift für die Hinter- 
legung ver nicht anerkannten Privaturfunden eine befon- 
dere Gebühr außer derjenigen, welcher die Verhandlung 
über ven Zuftand der Urkunde unterliegt (oben Nr. 12), 
nicht zu erheben; 

28) der Aft über die Hinterlegung von Bergleihungsftüden 
im Schrift: Berififations- und Incivent - Fälfhungs - Ber- 
fahren (Art. 202, 208 und 236 der B. P.O.), 

29) der Aft über die Hinterlegung ver Titel, wodurd die 
Solvenz eines Bürgen dargethan werben fol (Art. 440 
und 518 der B. P.-D.), 

30) der Aft über die Hinterlegung. von Schriftftüden, von de— 
nen die Parteien zur Begründung ihrer Anträge Gebraud 
maden (Art. 96, 97, 101, 102, 108, 189, 518 und 523 
ver B. P.O.), 

31) der Aft über die Hinterlegung der Namensunterfchrift von 
neu ernannten Notarien, in Gemäßheit des $. 12 ver 
Notariatd- Ordnung vom 25. April 1822. 
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Werden jedoch die für die verfchievenen Landgerichte 
beftimmten Unterjchriften ſämmtlich beim Sefretariate des- 
jenigen LandgerichtS eingereicht, in deſſen Bezirk ver No- 
tar angeftellt ift, jo beredhtigt der Eingang der einzelnen 
Unterjorifts-Eremplare bei den übrigen Sefretariaten nicht 
zur Gebührenerhebung ; 

32) ver Aft über die Beröffentlihung des Erwerbstitels, in 
Gemäßheit des Art. 2194 des B. G.-B., um ein erwor- 
benes Grundftüd von den darauf laftenden gejeßlichen Hy— 
pothefen zu befreien, 

33) der Akt über vie Beröffentlihung des Auszugs aus einem 
Ehevertrage, in Gemäßheit ver Art. 67 bis 69 des H.-©.-B., 

34) der Akt über bie Beröffentlihung des Auszugs aus einer 
Gütertrennungsklage und des Auszugs aus einem Erfennt- 
niffe, welches die Gütertrennung zwifhen Eheleuten aus- 
geiprocdhen hat (Art. 866, 867 und 872 ver B. P.-D.), 

35) der Aft über die Beröffentlihung des Auszugs aus Er- 
fenntniffen, wodurch zwiſchen Eheleuten die Trennung von. 
Tiſch und Bett ausgefprochen wird (Art. 880 ver B. P.-D.), 

36) die Alte über die Veröffentlihung von Interbiftiong - Ur- 
theilen over von Urtheilen, wodurd einem Schwahfinnigen 
ein Beiftand angeordnet wird (Art. 501 des B. G.-8. 
und 897 ver B. P.-D.), 

37) der Akt über vie Beröffentlihung des Antrags eines Schuld« 
ners auf Zulaffung zur Güter-Abtretung an feine Gläu— 
biger (Art. 903 ver B. P.-D.). 

In den zu 32 bis 37 —— Fällen iſt für die 
Hinterlegung der betreffenden Urkunden eine Gebühr nicht 
u erheben. Atteſte, welche den Extrahenten über dieſe 
Beröffentlihungen ausgehändigt werben, berechtigen nicht 
zur Gebühr. (Art. 1 und 2 des Dekrets vom 12. Yuli 
1808 und Art. 140 und 141 des Dekret vom 17. De- 
zember 1811.) 


8. 18. j 

Der Gerichtsichreiber hat die Hinterlegungs- Akte in ein 
befonveres, vom Präfidenten des Gerichts zu foliirendes und zu 
paraphirendes Regifter (Depot-Kegifter) einzutragen. Die Be- 
ſcheinigung über ven Rüdempfang ver hinterlegten Stüde, in- 
fofern darüber eine Verhandlung aufgenommen wird, unterliegt 
einer Gebühr von 10 Sgr. Art. 2 des Defrets vom 12. Yuli 
1808 und Art. 141 des Dekrets vom 17. Dezember 1811. 

Alle Hinterlegungen im Theilungs- und Ablölungs - Ver: 
fahren, welches durch das Geſetz vom 19. Mai 1851 (Rhein. 
Samml. Bd. 10. ©. 332) vorgeſchrieben ift, geſchehen jedoch in 
Gemäfheit des 8. 63 dieſes Geſetzes foftenfrei. Auch find vie 
Alte, welche der Gerichtsſchreiber über die Hinterlegung von 


9* 
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Eivilftande-Regiftern im Archiv des Landgerichts aufnimmt, ber 
Gebühr ebenfowenig unterworfen, al8 die Randvermerke, melde 
- j‘ pr Regiſter einzutragen bat. (Urt. 43, 49 und 101 des 


2 


8. 19. 
Eine proportionelle Gebühr ift zu erheben: 
1) von jeder Anmweifung, welche ver Gerichtsſchreiber im Di- 


— 


ſtributions- oder Kollokations-Verfahren, in Gemäßheit 
der Art. 665, 671, 759 und 771 der B. B.-O. ertheilt. 

Die Gebühr beträgt '/ Prozent von dem angewiejenen 
Betrage und nie weniger ald 10 Ser. 

Fautet die Anmweifung auf mehrere Gläubiger mit ge- 
trennten forderungen, fo ift die Gebühr nad) der Gejammt- 
ſumme ver Yorderungen zu erheben. £ 

Die Gebühr von ', Prozent iſt auch dann zu erheben, 
wenn der Käufer des Grunpftüds, deſſen Erlös zu ver- 
theilen ift, als Gläubiger des Verkäufers auf ſich jelbft 
angewiefen wird; i 
von den Ymmobilar-Berfteigerungs: Botofollen, melde in 
Subhaftationsfahen von einem Ditglieve bes Landgerichts 
aufgenommen werben. 

Die Gebühr in diefem Falle beträgt ', Prozent von 
den erften 5000 Frc#. (1333 Thaler 10 Sgr.) und Y, Pro- 
zent von dem Theile des Kaufpreifes, welcher 1333 Thaler 
10 Sgr. überfteigt; fie fann aber nie weniger al8 10 Ser. 
betragen. 

Findet jevoh in Gemäßheit der 88. 36 ff. ver, Sub- 
baftations- Ordnung vom 1. Auguft 1822 (Rh. Samml. 
Bd. 2. ©. 289) ein Bieververfaut jubbaftirter Immobilien 
ftatt (Reſubhaſtation), fo unterliegt das fernere Yicita- 
tions» Protofoll nur für den Betrag der proportionellen 
Gebühr, um melden der zweite Zufchlagspreis den erften 
überfteigt. „Jedenfalls ift von dem zweiten Yicitationd- 
Protofolle eine Gebühr von 10 Sgr. zu erheben. Erhält 
ein Miteigenthümer ven Zufchlag, fo ıft vie Gebühr nur 
nad den Antheilen der übrigen Miteigentbümer an dem 
Berlaufsgegenftande zu berechnen. (Art. 1 Nr. 2 und 
Art. 3 des Dekrets vom 11. Yuli 1808 und Art. 140 
und 142 des Dekrets vom 17. Dezember 1811.) 

Wird wider das Subhaftationd - Verfahren Einfpruh 
erhoben, und die Yicitation vernichtet, jo kann die pro— 
portionelle Gebühr bis auf ven Betrag von 10 Sgr., 
unter Beobadhtung der für die Xeftitution eingezahlier 
Steuern gegebenen Vorſchriften zurücgefordert werben. 
(Art. 4 des Defrets vom 11. Yuli 1808 und Art. 142 des 
Dekrets vom 17. Dezember 1811.) 
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3. Abſchnitt. 


Ausfertigungs- (Erpeditiond-) Gebühr. 
8. 20. 

Die Ausfertigungs- Gebühr wird von den Ausfertigungen 
oder Abjchriften entrichtet, welche ver Gerichtsfchreiber von Ür— 
theilen oder anderen richterlihen Beſcheiden over überhaupt von 
Urfchriften ertheilt, die er in feinen Gewahrfam hat. Sie wird 
nad) der Anzahl ver Blätter (Rollen) erhoben, aus denen bie 
Ausfertigung befteht. (Art. 2 Nr. 3 und Art. 7, 8 und 9 des 
Gefetes vom 21. Ventöse VII.; Art. 137 und 144 ff. ves De- 
fret8 vom 17. Dezember 1811.) Der Ausfertigungs- Gebühr, 
weldye in dieſen Gejegen angeorpnet ift, unterliegen jedoch Aus- 
züge aus den Civilſtands-Regiſtern, die bei den Landgerichten 
hinterlegt find, nidt. 

Ausfertigungen von Rathskammer-Beſchlüſſen über Armen: 
rechts-Geſuche (Verordn. vem 16. Februar 1823, Rh. Samml. 
Bd. 2. ©. 347 und Allerh. Kab.-Order vom 25. Mai 1831, 
Rhein. Samml, Br. 3 ©. 374) find gebührenfrei zu ertheilen. 

Bon Ausfertigungen, melde in Framöibalis- und Ku— 
ratelfachen ertheilt werten, Die nad dem Gefete vom 23. De— 
zember 1846, (Rh. Samml. Bp 9. ©. 135), in gewiſſen Fällen 
— zu bearbeiten ſind, wird in dieſen Fällen zum 

ortheile der Staatskaſſe eine Gebühr nicht erhoben; die Ge— 

richtsſchreiber ſind jedoch befugt, ſich für ſolche Ausfertigungen 

bon den Extrahenten vie Emolumente zahlen zu laſſen, welche 

ihnen von den Ausfertigungs-Gebühren überhaupt, nah Maaß— 

gabe desjenigen, mas im 8. 54 verfügt ift, zuftehen. (8. 4 des 
Geſetzes vom 23. Dezember 1846.) 
8. 21. 

Jede eh re oder Abfchrift muß im Durchſchnitte 
20 Zeilen auf ver Blattjeite und die Zeile 8 bis 10 Silben ent» 
halten. Zahlen, welche die Urſchrift enthält, find daher mit 
Buchſtaben in die Ausfertigungen aufzunehmen. Würden [etstere 
jedoch hierdurch an Ueberfidhtlidyfeit verlieren, wie 3. B. bei Rech— 
nungen, fo fann die Urfchrift auch, was die Form anbelangt, 
für die Ausfertigung maafßgebend bleiben. Es ift aber in folden 
Fällen die Anzahl ver Rollen nah billigem Ermefjen vom Ge— 
rihtsfchreiber zu beredhinen und am Ende der Ausfertigung zu 
vermerfen. 

Dafjelbe gilt in ven Fällen, wo Handzeihnungen und ber- 
gleichen in die Ausfertigung aufzunehmen find. 

Eine angefangene Rolle umterliegt derſelben Gebühr, wie 
eine vollendete. 
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Die Ausfertigungs-Gebühr beträgt entweder 
2 Free. (16 Sgr.), 
oder 1 Fre. 25 Cent. (10 Sgr.), 
oder 1 Fre. (8 Ser.) 
von der Rolle. 


. 22. 

Einer Gebühr von 16 di unterliegen die Ausfertigungen 
von Definitiv- Erfenntnifien, melde der Appellationsgerichtshof 
auf die Berufung von Urtheilen der Land» und Handelsgerichte, 
von jchiedsrichterlihen oder im Refere-Berfahren ergangenen 
Entſcheidungen fontradiktorifch oder in contumaciam erläßt. 

Diefelbe Gebühr ift von Ausfertigungen ſchiedsrichterlicher 
Entiheidungen zu entrichten, welche auf die Berufung von Er- 
fenntniflen der —* und Handelsgerichte ergangen und im Se— 
kretariate des Appellationsgerichtshofes hinterlegt ſind. 

Ausfertigungen von Koſtenexekutorien, welche in Folge von 
Erkenntniſſen des Appellationsgerichtshofes extrahirt werden, 
unterliegen jedoch nur einer Rollen-Gebühr von 8 Sgr. 


8. 23, 
Die Gebühr beträgt 10 Sur. von der Rolle: 

1) für Ausfertigungen von Definitiv- Urtheilen der Landge— 
richte, vorausgejeßt, daß fie nicht als Handelsgerichte er- 
fannt haben, jei es, daß diefelben fontradiftoriih oder in 
contumaciam, in erſter over lester Inftanz erlaflen find, 
imgleihen für Ausfertigungen von Erkenntniſſen, welche 
Landgerichte auf die Berufung von Urtheilen ver Friedens— 
gerichte erlaflen haben; 

2) für Ausfertigungen von fchiedsrichterlihen Definitiv » Ur- 
theilen, weldye bei ven Pandgerichten hinterlegt find; 

3) für Ausfertigungen von Apjudifations-Protofollen in Sub» 
haſtationsſachen, wenn vie Subhaftation vor einem Mit- 
gliede der Yandgerichte betrieben worden ift. 


8. 24. 
Einer Rollen-Öebühr von 8 Sgr. unterliegen: 

1) Ausfertigungen von Urtheilen der Handelögerichte und ber 
Landgerichte, wenn fie als Handelögerichte erfannt haben, 
Desgleihen Ausfertigungen von fchiedsrichterlihen Ent» 
ſcheidungen in Sanbelöfachen, welche bei diejen Gerichten 
hinterlegt find, und Koften -Erefutorien; 

2) Ausfertigungen von interlofutorifchen oder präparatorifchen 
UÜrtheilen und überhaupt von allen in ven 88. 22 und 23 
nicht genannten Verhandlungen und Alten, weldye auf ver 
Gerichtsichreiberei errichtet oder hinterlegt find. (Art. 7, 
8 und 9 des Geſetzes vom 21. Ventöse VII, Art. 144, 
145 und 146 des Defrets vom 17. Dezember 1811.) 
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. 25. 

Urtheile, durch welche Ri Inſtanz beendigt wird, find ale 
Definitiv-Urtheile anzufehen; Urtheile dagegen, welche einen Ber 
weiß aufgeben, oder eine Verfügung treffen, burd welche die 
Entſcheidung der Sache erft vorbereitet werben ſoll, gehören zu 
den interlofutorifchen oder — Erkenntniſſen. 

2 


Wird über einen Theil des Klagegegenftanves befinitiv er- 
fannt und über einen anderen Theil die Entſcheidung vorbe- 
halten, jo ift vie Gebühr für Ausfertigungen von Definitiv« 
Erkenntnifien zu erheben. 

Urtbeile dagegen, welde über bloße Einreden entfcheiden 
und die Entfheidung in der Sache felbft vorbehalten, oder durch 
welche im Laufe des Prozeffes eine proviforifhe Maaßregel ge- 
teoffen wird, find der Gebühr für Ausfertigung von Definitivs 
‚ Ürtheilen nicht unterworfen. 


8. 27. 

Wenn in Folge einer Faͤlſchungsklage (Art. 214 ff. ver B. 
P.-D.) aufer der als falſch angegriffenen Urkunde, Urfchriften 
auf der Gerichtsſchreiberei hinterlegt find, welche fih in Ver— 
wahrung eines üffentlihen Beamten, 3.3. eine® Notare, be- 
fanden, fo unterliegen die Ausfertigungen, welche der Gerichts- 
ſchreiber von ſolchen Urfchriften ertheilt, vem Gebührenfage, welcher 
dur Anwendung kommen würbe, — der Beamte, welcher die 

runde bisher aufzubewahren hatte, dieſelbe ertheilt hätte; vor- 
ausgeſetzt jedoch, daß dieſer Gebührenfat De ift als dere 
jenige, welden das Gefeß vom 21. Ventöse VII. und das De 
fret vom 17. Dezember 1811 angeorbnet haben. 

Art. 245 der Bürgerlichen. Brozeß- Ordnung. 

28 


Ausfertigungen der Ordonnanzen des Richter- Kommifjars 
im Kollofations = Berfahren, wodurch dem Hypotheken-Bewahrer 
aufgegeben wird, die Infkriptionen der Gläubiger zu löfchen, 
welche nicht nüglich locirt find — Art. 774 B. B.-D. — unter: 
liegen einer Rollen-Gebühr von 8 Sgr. 

Die Anweifungen (bordereaux), welche ven nützlich locirten 
Hypothefargläubigern und den Ehirographargläubigern im Diftri- 
butions=-Berfahren ertheilt werden (Art. 665, 671, 759 und 771 
ver B. P.-D.) find nicht allein ver Ausfertigungs- Gebühr unter: 
worfen, fondern unterliegen auch der Rebaktiong» Gebühr, von 
welcher im 8. 19 die Rede ift. 


8.29. 

Die Gerihtsfchreiber find verpflichtet, die auf der Gerichts— 
jchreiberei beruhenden Urſchriften aufzubewahren, und es ift ihnen 
unterfagt, viefelben, wenn fie nicht blos vorübergehend hinterlegt 
fein follten, den Anwalten over ven Parteien auszuhändigen. 
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Es muß daher jeder, welcher von folhen Schriftftüden ver Ge— 
richt8 - Regiftraturen zur Berfolgung oder zum Schutze feiner 
Rechte Gebrauh machen will, jelbft in vem Falle Ausfertigungen 
entnehmen, wenn in einer Prozefladye von einem Urtheile Ge— 
brauch gemacht werben fol, welches das Gericht erlaflen hat, 
bei dem die Sache anhängig ift, und in deſſen Regiſtratur ſich 
die Urfchrift des Urtheils befindet. 

Urtbheile und Orbonnanzen, welde im Refere-Verfahren er» 
gehen, und auf die Urfchrift vollziehbar erklärt find; ferner bie 
auf Bittfchriften, an deren Fuß, erlafienen einfahen Ordonnanzen, 
welche en brevet auszuliefern find (Reſtr. vom 4. Oftober 1841, 
Rhein. Samml. Bd. 7. ©. 348), machen hiervon eine Aus» 
nahme. (Art. 811 ver B. PD.) 

Ferner tritt eine Ausnahme ein, wenn das Gericht die Bor- 
lage der Urfchrift verordnet bat. Auch ift es bei Einfprüden 
wider den Bertheilungsplan im Diftributions- und Kollofationg- | 
Berfahren nicht nöthig, dem Gericht, welches darüber erfennen 
fol, eine Ausfertigung von Plane vorzulegen. (Art. 666, 758 
ver B. P.-D. und Anmerkung zum Art. 137 des Civil: Prozeh- 
koften- DefretsS vom 16. Februar 1807.) 

Wenn zur Erlevigung eines Rechtsmittels die Einfiht von 
Zeihnungen, Karten oder Darftellungen, welche einem Gutachten 
von Sachverſtändigen, einem Ortsbefihtigungs- oder Zeugen- 
nernehmungs-Protofolle beinefügt find, oder die Einfiht von ge- 
richtlihen Verhandlungen, Protofollen over BVertheilungsplänen, 
welche in einem Subhaftations-, Kollokations- oder Diftributions- 
Berfahren gefertigt find, erforderlich erfcheint, jo fann der Vor— 
fittende der mit ver Sache befaßten Abtheilung des höheren Ge- 
richts auf desfallſiges Erfuchen verordnen, daß jene Schriftftüde 
in Urfchrift von der Gerichtsfchreiberei des Gerichts, bei welchem 
biefelben beruhen, an die Gerichtsfchreiberei des befaßten Gerichts 
eingejenvet werven. (Art. 7 des Gefetes vom 11. Mai 1855, 
Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 113.) 


III. Theil. 
Berwaltung der Öerihtsjhreiberei-Gebühren. 


1. Erhebung der Gebiihren. 


8. 30. 

Die Gebühren für das Auftragen auf die Rolle (88. 9 
bis 12) werten von der Gerichtsfchreiberei erhoben, und am 
Schluſſe eines jeden Monats, unter VBorlegung der Role, an 
bie Steuer-Hebeftelle abgeliefert. Yetstere hat demnächſt zu prü- 
fen, ob die Gebühr richtig erhoben ift, auf ver Rolle felbft über 
den eingezahlten Betrag zu quittiren, die Gebühren in das Re— 
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gifter einzutragen, welches nad dem beiligenven Formular A. 4 
zu führen ift, und mad) erfolgter Buchung bie. Rolle zurüd . J 
zugeben. 


8, 31. | 
Die Gerichtsjchreiberei hat ein Negifter zu führen, in welches 
täglich, unter fortlaufenden Nummern, die gebührenpflichtigen 
Verhandlungen und Ausfertigungen, mit Ausſchluß derjenigen, 
weldye von im Armenrechte prozedirenden Parteien extrahirt wer- 
den, einzutragen find. 

In diefem Kegifter find Spalten anzulegen für die Namen 
der Parteien und für die Bezeichnung desjenigen, ber ben ge- 
bührenpflidtigen Akt erwirkt; ferner für den Betrag ter ©e- 
bühren, und zwar für die Abfaffungs- und die Ansfertigungs- 
Gebühren befondere Spalten; für das Datum der Einzahlung 
der Gebühr an die Steuer- Hebeftelle und für die Nummer des 
Hebe-Regifter8, unter weldyer der gebührenpflichtige Akt bei ver 
Steuerjtelle eingetragen ift. ($. 32.) Auch bat die Gerichts- 
fchreiberei in der Spalte für die Ausfertigungs- Gebühren die 
Anzahl der Rollen — nad) den verfchiedenen Gebührenjägen ge: 
trennt — in befonderen Kolonnen vorzutragen. 

Diefes Regifter, weldes vom Gerichts - Präfidenten foliirt 
und paraphirt werden muß (Art. 13 des Geſetzes vom 21. Ven- 
töse VII. und Art. 150 des DefretS vom 17. Dezember 1811) 
ift auf Erforbern der PARRDENLN: zur Einſicht mitzutheilen. 


Die Abfaffungs- und Ausfertigungs- Gebühren werden gleich- 
fall® von der Gerichtöfchreiberei eingefordert und erhoben; fie 
find jedoch — unbeſchadet ver Beftimmung zu 8.17 Nr. 19 — 
binnen 10 Tagen nah Aufnahme ver gebührenpflichtigen Ver— 
handlung, beziehungsweise nach Vollendung der Ausfertigungen, 
unter Vorlegung der Afte, auf welchen die betreffende Nummer 
bes Gebühren » Hegifters ($. 31) zu vermerken und bie Gebühr 
‚zu tariren ift, an bie Steuer-Debeftele abzuliefern. Yebtere prüft 
die Richtigkeit der Gebühren Beträge und ftellt fie im Hebe— 
Regifter, welches nach dem beiliegenden Formular B. jahrgangs- 2 
— mit fortlaufenden Nummern zu führen iſt, in Einnahme. 
Demnähft ertheilt fie auf den einzelnen Urkunden, unter Angabe 
der Regifter-Nummer, bei weldyer die Gebühr gebudt ift, Quit— 
tung, und giebt die Urkunde wi 

Iſt die Einzahlung binnen ver zehmtägigen Friſt bei ber 
Gerichtöfchreiberei nicht erfolgt, fo hat fie die Gebühren ver 
Steuer = Hebeftelle zur Beitreibung im Erefutionswege zu über: 
weifen und ihr gleichzeitig die Ausfertigungen und Verhandlungen 
zu überfenben, von denen die Gebühr erhoben werben fol. 

Nad Einzahlung der Ausfertigungs-Gebühr fann die Steuer: 
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Hebeftelle die mit Quittung verjehene Ausfertigung ($. 31) dem 
Einzahler gleich einhändigen, fie hat jedoch der Gerichtsichreiberei, 
unter Angabe der betreffenden Nummer des Hebe-Regifters, über 
die Einzahlung Mittheilung zu maden. 

Handelt e8 fih von rüdftändiger Abfaffungs-Gebühr, fo hat 
die Steuer» Hebeftelle, nachdem * ſich von der Richtigkeit des 
angeſetzten Gebührenbetrags überzeugt hat, die Verhandlung der 
Gerichtsſchreiberei wieder zurückzugeben. Die Steuer-Hebeſtelle 
hat jedoch, nach erfolgter Einzahlung, die betreffende Verhand⸗ 
lung wieder einzufordern, damit auf ihr der Empfang der Ge— 
bühr beſcheinigt werden kann. 


. 34. 

Findet die Hebeftelle, * auf einem ihr vorgelegten Akte 
von der Gerichtsſchreiberei die Gebühr zu gering notirt iſt, ſo 
unterbleibt die Quittung; der für ben betreffenden Akt beſtimmte 
Gebührenbetrag ift aber ad depositum zu nehmen und die Ge» 
richtsfchreiberei, unter Bezeihnung des Altes, um Einzahlung 
des Fehlenden zu erſuchen. Erfolgt die Einzahlung, jo iſt der 
ergänzte Neftbetrag nebft ven betreffenden Akten ımter ver lau— 
fenden KRegifternummer einzutragen und das Depofitum im De- 
pofitenregijter zu löſchen. Behauptet dagegen die Gerichtsfchrei- 
berei, daß fie die Gebühr richtig erhoben habe, fo ift behufs 
Erledigung der Differenz zunächſt von dem betreffenden Haupt- 
amte an den Provinzial-Steuer-Direftor Bericht zu erftatten. 


. 35. 

In Spalte 3 des Hebe-Kegifters ($. 32) ift hinſichtlich der 
Zeugenvernehbmungs- Protofole die Anzahl der vernommenen 
Zeugen zu bemerken. Auf jeder Kegifterjeite find die für Zah— 
lenangaben bejtimmten Spalten zu fummiren und die ermittelten 
Summen auf der nächſtfolgenden Seite vorzutragen. Das Hebe- 
Regifter, weldes jahrgangsweiſe zu führen, ift monatlid) abzu- 
ſchließen. Am Ende eines jeden Bierteljahrs find die Einnahme- 
Ergebnifje ver 3 Monate und am Yahresichluffe die Einnahme- 
beträge der vier, Quartale zufammenzuftellen. 


8. 36 
Die Gerichtsfchreiberei hat jede Gebühren: Ablieferung an 
die Hebeftelle, alfo auch die ber Kolle-Gebühr. in ein Berzeich« 
niß oder Quittungsbucd einzutragen und vafjelbe bei ven einzel« 
nen Ablieferungen der Hebeftelle vorzulegen. Der Hebe-Beamte 
quittirt durch bloße Namensunterfchrift in der legten Spalte 
des Berzeichnijjes umd giebt daſſelbe zurüd. 
Dem Berzeichniffe find folgende Spalten zu geben: 
1) Zeit der Ablieferung, 
2) Sefammtbetrag der Abfafjungs- und Ausfertigungs- 
Gebühren, 
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3) Gefammtbetrag der Rolle-Gebühr, 
4) Unterfchrift des Hebe-Beamten ftatt Quittung. 
Daſſelbe ift auf Erſuchen, insbefondere zum Zwecke ver 
Raffenrevifionen, welchen die Hebeftelle unterliegt, der Steuer- 
behörde zur Einficht mitzutheilen. 


2. Behandinng der geftundeten Gebühren. : 
8. 37. 
Stundung der ©erichtsichreiberei- Gebühr kann eintreten, 
wenn die gebührenpflichtigen Afte: 

1) von einer zum Armenrechte zugelafienen Partei, 

2) Namens und im Intereſſe des Staats, 

3) im Fallimentsverfahren, vorausgejeßt, daß daſſelbe von 
Amtswegen oder auf den Antrag des Yalliten einge 
leitet worden ift, 

erwirft werben. 

Allh. Kab.Order vom 16. Februar 1823 (Rhein. Samml. 
Bd. 2. ©. 347), Art. 20 des Geſetzes vom 21. Ventöse VII. 
und Art. 154 des Dekrets vom 17. Dezember 1811. 


a. Öebührenftundung in Armenfaden. 


8. 38. 

Die Öerichtöfchreiberei hat für die Prozeffe, in welchen eine 
zum Armenrechte zugelaflene Partei der betreibende Theil ift, 
ein befonveres, vom Präfiventen des Gerichts zu foliirendes und 
zu paraphirendes Regifter zu führen, deſſen Spalten, wie folgt, 
zu überfchreiben find: 

1) fortlaufende Nummer, 
2) Namen, Stand und Wohnort der Parteien, 
3) Bezeichnung der Afte, von melden vie Gebühr zu 
ftunden ift, 
4) Datum der Aufnahme dieſer Afte, 
% Rollenzahl, 
6) Betrag der geftundeten Gebühren, 
a) für das Auftragen auf die Rolle, 
b). Ausfertigungs-Gebühren, 
c) Abfaflungs-Gebühren, 
2 Stempel zu den Ausfertigungen, ‘ 
8) Entfhädigung für Papier, 

9) Zotalbetrag, | 

10) Nummer des Debet-Manuals ver Hebeftelle (8. 39), 

11) Namen ver Partei, welcher die Koften zur Lat gelegt 

find, jowie fonftige Bemerkungen. 

Jeder Armenſache ift in diefem Kegifter eine beſondere Ab» 
theilung (Konto) zu geben, in welche, der Zeitfolge nach, die ein- 
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elnen 'gebührenpflichtigen Akte einzutragen find. Iſt ver Prozeß 
bei dem Gericht, wo er ſchwebte, "zu Ende, jo ift das Konto ab- 
zuiclichen und der Hebeftelle binnen 8 Tagen eine beglaubigte 
bichrift deffelben zu überjenven. 
Außerdem ift die Gerichtsfchreiberei gehalten, dieſes Regiſter 
auf Erfordern ver Steuerbehörde mitzutheilen, 


du Auch die Hebeftelle hat, nah dem beiliegenden Formular C., 

— ein Stundungs-Manual zu führen, in welchem für jede Armen— 
fadhe, unter fortlaufenden Nummern, eine Abtheilung (Konto) 
zu eröffnen ift. 

Die einzelnen Akte, von welchen die Gebühren geftundet 
werden, hat die Gerichtsfchreiberei gleich denjenigen, bei welchen 
fofortige Zahlung erfolgt, unter Angabe der Nummer des Stun- 
dungsregifters (8. 38) der Hebeftelle einzureichen. Diejelbe trägt 
die Alte in die betreffende Abtheilung des Stundungs-Manuals 
ein; fie befcheinigt unter Angabe des geftundeten Betrags und 
ver Nummer des Manuals auf dem Akte ſelbſt, daß die Ge— 
bühr in debet notirt fei, und läßt ven At an die Gerichts- 
Ichreiberei zurüdgelangen. 

Da in ver Regel vie Gebühr für das Auftragen auf vie 
Rolle die erfte ift, welche geftundet wird, jo hat bie Hebeftelle 
im Stundungs-Manual ein Konto zu eröffnen, jobald fie bei 
Borlage der Rolle ($. 30) von der Sade Kenntniß erlangt. 

40 


Ergeht in ver Sache ein Endurtheil, welches über ven Koften- 
punft entfcheivet, fo hat die Hebeftelle die ihr zugehende Abſchrift 
des betreffenden Konto’8 der Gerichtsfchreiberei (8. 38) mit dem 
Konto des Stundungs- Manuals hinſichtlich der Uebereinftim- 
mung zu vergleichen, das etwa Ueberſehene nachzutragen, das 
Konto abzuſchließen und die ihr zugegangene Abfchrift beim Debet- 
Manual aufzubewahren. 8 

. 41. 

Sind die Prozekfoften dem Gegner der Armenpartei ganz 
zur Laſt gelegt, fo bat vie Hebeftelle die geftundeten Gebühren 
auf Grund der Entſcheidung fofort von dem verurtheilten Theile, 
unter Androhung des Zwangsverfahrens, zunächſt jedoch koſten— 

frei, einzufordern. Weiſt dieſer nad), daß er wider das Erfennt- 
niß ein Rechtsmittel eingelegt hat, fo ift die Beitreibung ber 
Gebühren bis dahin zu ed el daß über das Rechtsmittel 
rechtskräftig entſchieden fein wird. 

Unterläßt der Aufgeforberte die Zahlung, und weiſt er auch 
niht nad), daß er wider das werurtheilende Erkenntniß ein 
Rechtsmittel erhoben, fo hat ſich die Hebeftelle zunächft über feine 
Bermögens »Berhältniffe zu erkundigen und im alle von einer 
zwangsweifen Vollſtreckung Erfolg zu erwarten ift, bei ver Ge— 
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richtöfchreiberei die Ausfertigung eines Koften- Erefutoriums, oder 
des Erfenntniffes, worin die Koften mit Einfchluß der Gerichts⸗ 
fhreiberei-Gebühren feitgejett find, zu erwirfen. Auf den Aus- 
fertigungen find die Gebühren für ihre Ertheilung anzufegen 
und als Nadtrag bei dem betreffenden Konto des Stundungs- 
Manuals einzutragen. Demnächſt ift die Ausfertigung einem 
Gerichtsvollzieher zu Pe an er die geftundeten Ge— 
bühren mit Einfluß ver Gebühr für die Ausfertigung beitreibe. 


8. 42. 


Die Armenpartei, welcher die Gebühren geftunbet worben 
find, bleibt ftet8 für veren Zahlung verhaftet. Sollte daher vie 
Erelution wider den Gegner erfolglos bleiben, fie felbft zu fümmt- 
(ihen, oder nur zu einem Theile der Koſten verurtbeilt, over 
zwiſchen ven ftreitenden Theilen die Kompenjation ver Koften 
ausgejprocen fein, fo fann fie wegen der Gebühren, zu denen 
aber die Koften von Exekutorien, welde wider ihren Gegner 
ertheilt find ($. 41), nicht gehören, zwar in Anfprudy genommen 
werben, jedoch erft dann, wenn ſich ihre Bermögensverhältnifie 
* Erlangung des Armenrechts, ſei es durch den Ausgang des 

rozeſſes, oder durch andere Veranlaſſung gebeſſert haben. Die 
Hebeftelte bat hierüber Erkundigungen einzuziehen, insbeſondere 
nachzujehen, ob der Armenpartei durdy das Erkenntniß Vermö— 
gensvortheile zugeſprochen find, und, im alle dieſe Ermittelungen 
günftig ausfallen, vie Gebühren vorerft koftenfrei einzufordern, 
dabei jedoch eine Androhung der Exekution für den Nichtzahlungs- 
fall nody zu unterlaffen. ; 

Ueberhaupt ift fetzuhalten, daß der Befig von pfändbaren 
Gegenſtänden, welche zur Dedung ver Gebühren hinreichen, für 
fi allein ein Vorgehen wider die Armenpartei noch nicht recht⸗ 
fertigen fann. 

Meldet ſich der Angemahnte nicht, oder wendet er ein, daß 
fi feine Vermögensverhältniffe nicht gebeffert hätten, während 
die Stenerbehörbe bei der entgegengefegten Meinung beharren zu 
fönnen glaubt, jo ift der betreffende Vertreter der Staatsanmalt- 
Ihaft, unter Mittheilung der nöthigen Data, zu erfuchen, beim 
Gericht den Antrag zu fellen, daß über die Einforverbarfeit der 
Gebühren Beſchluß gefaßt werde. Erklärt das Gericht die Ge- 
bühren für einforverbar, jo wird ber Vertreter der Staatsan- 
waltfchaft ver Hebeftelle (dem Hauptamte) eine Foftenfrei zu er- 
tbeilende Ausfertigung des desfallfigen Rathskammer-Beſchluſſes 
zugehen laſſen. Die Hebejtelle hat dann dem Gebührenſchuldner 
Ka Beſchluß mittheilen und ihn, unter Androhung ver Ere- 
kution, nochmals zur Zahlung auffordern zu laſſen. 

Mit ver Bollftredung, welche nah Maafgabe der Steuer- 
Erelutions- Ordnung zu bewirken ift, muß jedoch eingehalten 
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werden, wenn der Schuldner wider den Beihluß des Gerichts 
Relurs angemelvet hätte und na darüber ausmiefe. 
3 


Wurden in erfter Inſtanz der Armenpartei ſämmtliche 
Kojten, oder ein beftimmter Theil verfelben zur Laſt gelegt, oder 
wurde die Kompenfation ver Koften ausgefprocdhen, und hat fie 
wider das betreffende Erfenntniß mit Erfolg Berufung erhoben, 
fo daß in zweiter Juſtanz der Gegner zu den Koften verurtheilt 
und binfichtlih der Gebühren die Distraftion zum Vortheil des 
Fiskus ausgeiprodhen wäre, fo hat vie Steuerjtelle, bei welcher 
das Erfenntniß zweiter Inftanz zur Vorlage gelangt, der Steuer- 
ftele bei dem Gericht erſter Inftanz unter Ueberjendung des 
Koften-Erefutoriums, beziehungsweife einer Urtheild-Ausfertigung, 
Mittheilung zu madyen, damıt die in beiden Inſtanzen gejtun- 
deten Gerichtsſchreiberei Gebühren von dem Gegner der Armen- 
partei, nad) — — der Beſtimmung im $. 41, eingefordert 
werden. Hat die Armenpartei wider ein Erfenntniß, welches zu 
ihrem Nachtheile ausgefallen, den Kaſſations-Rekurs eingelegt, 
und ift Kaſſation, unter gleichzeitiger Entſcheidung in der Sache 
jelbft, zu Ounften der Armenparter erfolgt, deren Gegner in die 
Prozekloften verurtheilt und aud in Anfehung ver Gebühren 
die Distraktion zum Bortheile des Staats ausgeſprochen, jo hat 
die betreffende Gerihtsichreiberei, fobald ihr das Erfenntniß des 
Dber- Tribunals zugeht, um vafjelbe am Rande des Faflirten 
Urtheil® einzutragen, der Hebeſtelle die erforderliche Mittheilung 
u machen, damit die geftundeten Gebühren von der unterlegenen 
Bartei eingefordert werben. ii 


Infofern in Theilungsprozefien, welche von einer zum Ar- 
menrechte zugelafienen Partei betrieben worben, der Maſſe vie 
Koften zur Laſt gelegt find, bat fich die Hebeftelle an ven vom 
Gericht mit den Theilungs- Operationen beauftragten Notar zu 
wenden, indem jchon wegen der amtlichen Stellung der Nota- 
‘rien anzunehmen ift, daß fie ſich die Berichtigung der Gebühren 
angelegen jein laſſen werten. 

Sollte die Maffe bereits ausgejchüttet fein, oder ver Notar 
erflären, daß er außer Stande ſei, die Gebühren zu entrichten, 
und auch fonftige Schritte bei einem Inhaber der Maſſe er- 
folglo8 bleiben, 5 find diejelben von der Armenpartei unter den 
im $. 42 erwähnten Borausjegungen und unter Beobadhtung 
des dort vorgejchriebenen Verfahrens einzufordern. 

Die Hebeſtelle hat hierbei in Betracht zu ziehen, daß ge— 
wöhnlidh in Folge von Theilungen die Vermögensverhältniſſe 
der Interefjenten eine Verbeſſerung erfahren. Ueber ven Betrag 
des Vermögens, weldyes der Armenpartei zugetheilt wird, find in 
der Regel die Notarien im Stande, Aufſchluß zu geben. 
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8. 45. 
Sind feit dem lebten Typen Akte zwei Jahre 
verfloſſen, ohne daß der Prozeß fortgeſetzt worden und eine Ent- 
ſcheidung über den Koſtenpunkt erfolgt iſt, fo können die Ge— 
bühren von der Armenpartei eingefordert werden, vorausgeſetzt 
jedoch, daß die Bedingungen der Einforderbarkeit zutreffen, deren 
im 8. 42 gedacht iſt. Die Gerichtsſchreiberei hat daher in ſol— 
hen Fällen der Hebeftelle einen Auszug aus dem Stunbungs- 
regifter zu überjenven. 8, 46 


- Die Alte, von welden die Gebühren in Fallitfachen ge- 
ftundet werden ($. 37), find gleihfalls in das Stundungs-Ma- 
nual und zwar unter einer befonderen Abtheilung einzutragen, 
wofelbft für jede Sache ein Konto anzulegen ift. 

In den Spalten 3 und 4 des Mannals find, außer ven 
Namen und dem Wohnorte des Falliten, auch die Namen und 
der Wohnort der Agenten und Syndiken anzugeben, an weldye 
fih die Hebeftelle wegen Einzahlung der Gebühren aus ' ven 
Fonds der Fallitmaſſe zu wenden hat. 

Im Uebrigen find aud für Fallitfahen die im $. 39 ge- 
gebenen Borfchriften maafßgebend. Da, wo, wie in größeren 
Städten, Fallimente häufig vorfommen, fann für viefelben, nad) 
dem Ermejjen der Steuerftelle, ein beſonderes Verzeichniß ge- 
führt, und die Eintragung im Stundungsmannal für Armen- 
ſachen unterbleiben. j 

. 47 


Werden die geftundeten — der Ausfertigungsſtempel 
und die Papiergelder, welche der Gerichtsſchreiberei in Gemäßheit 
der Allerh. Kab.Order vom 24. Februar 1839 (Rh. Samml. 
Bd. 7. ©. 23) zuftehen, eingezahlt, jo hat die Hebeftelle vie 
erfteren im Heberegifter resp. im Kegifter für die Rolle-Gebühr 
unter der laufenden Nummer zu buden, in ver legten Spalte 
diefes, jo wie des Rollegebühren-Regiſters die betreffende Nummer 
des Stundungs- Manual zu vermerken und in dem leßteren 
die Spalten 12 und 13 dem Vordrucke gemäß auszufüllen. 

Die erhobenen Papiergelver werben dem Gerichtsfchreiber, 
welcher in ver betreffenden Spalte des Stundungs- Manuals 
durch bloße Berzeichnung feines Namens zu quittiren hat, monat- 
lich ausgezahlt.” ($. 55.) 

Der eingegangene Stempelbetrag wird in der für die Stem- 
pel- Einnahme ohne Material- Ausgabe beftimmten Spalte des 
Stempelgelv - Einnahme - Journals er und bie betreffende 
Nummer dieſes Journals in die Spalte 14 des Stundungs- 
Manuals eingetragen. 


8. 48. 
Genügt ver eingezahlte Betrag nit, um bie Gebühren, 


144 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1859. 


den Ausfertigungsftempel und das Papiergeld für die Gerichts- 
Ichreiberei vollends zu deden, fo ift derfelbe zunächſt auf das 
Papiergeld, ſodann verbältnigmäßig auf die Gebühren und den 
Stempel zu verrechnen. 


8. 49. 

Sind feit Beendigung des Prozefjes, beziehungsweije feit 
der im $. 45 vorgefchriebenen Aufforderung, drei Jahre vers 
flofien, ohne daß fi die Vermögensverhältniſſe der Armenpartei 
jo geitaltet haben, daß fie zur Zahlung der Gebühren angehalten 
werden fünnte, fo ift durch das betreffende Hauptamt viertel» 
jährlich beim Provinzial-Steuer-Direftor die Niederfhlagung zu 
beantragen. j 

Zu diefem Zwecke find die Niederichlagungs- Anträge im 

D. _einer Ueberfiht nah dem — Muſter Lit. D. tabella— 
Nriſch zuſammenzuſtellen und vie Beläge, aus welchen die Unein- 
ziehbarfeit hervorgehen ſoll; gehörig geheftet und nach den ein- 
zelnen Pofitionen der Nachweiſe geordnet, beizufügen. 
MNach Eingang des Niederfchlagungs- Defrets find die beiden 
legten Spalten des Stundungs- Manuald, ver Ueberſchrift ges 
mäß, auszufüllen. 


b. Gebühren-Stundung in Fiskalſachen. 


8.50. 
Die in Fisfalfahen geftundeten Gebühren find gleichfalls 
'in das Stundungs- Manual einzutragen, und zwar in eine be- 
ſondere Abtheilung vefjelben. Im Uebrigen gilt aud für vieje 
Saden vie im 8. 39 ertbeilte Vorſchrift. Ergeht im Prozeſſe 
ein Endurtheil, fo ift das Konto im Manual abzufchließen, fo- 
bald das Erkenntniß zur — gelangt. 
1 


Die Gebühren bleiben bis zum Ausgange ver Sache, ſei es, 
daß derjelbe durch Erkenntniß oder durch Vergleich erfolgt, oder 
dag der Prozeß blos nicht fortgejetst wird, geftunvdet. Die Hebe— 
ftelle hat wi fobald fie aus dem Endurtheile die Beendigung 
des Prozeſſes erfieht, die betreffende Verwaltungsbehörde unter 
Mittheilung des Gebührenbetrags um Einzahlung zu erfuchen. 
Iſt feit dem legten zur Eintragung gelangten gebührenpflichtigen 
Alte ein Jahr verftrichen, ohne daß ein Enverkenntniß zur Bor- 
lage gekommen wäre, jo hat die Steuerftelle bei der betreffenven 
Behörde über die Lage des Prozeſſes anzufragen und die ge- 
ftunvdeten Gebühren einzufordern, wenn der Beſcheid erfolgt, daß 
von Prozeſſe Abftand genommen, over daß er verglichen fei. 

Iſt zwar ein Endurtheil ergangen, dagegen jedoch ein Rechts— 
mittel eingelegt, — worüber die Behörde Mittheilung machen 
wird — bo kann bis zum Ausgange der Sahe mit der Ge- 
bühren-Einziehung gewartet werden. Ueberhaupt hat die Steuer- 
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ftelle, damit die Einzahlung nicht zu jehr verfchobern werde, von 
Zeit zu Zeit bei der ar Ba DBehörte über ven Stand ber 
ade Erfundigung einzuziehen. . 
52 


Werden die geftundeten Gebühren eingezahlt, fo find fie 
unter der laufenden Nummer in bie —— Spalten des 
Hebe-Regiſters und des Regiſters für die Rolle-Gebühr mit 
Bezugnahme auf die Nummer des Stundungs-Manuals einzu— 
tragen und zwar in rother Schrift. 

Demnächſt werden im Manual die Spalten 12 und 13 ver 
Ueberfchrift gemäß ausgefüllt. 


‚53, 

Die in den 88. 50 bis 52 ertheflten Borfchriften gelten 
auch für Prozeffe, in welchen die Königliche Univerfität zu Bonn 
auftritt, inſofern von ihren Vertretern vie gebührenpflichtigen 
Alte erwirkt werben. | 


3. Gebühren=Antheile der Gerichtsſchreibereien. 


8. 54. 

Den Gerichtsfchreibereien fteht von "den erhobenen Gebühren 
ein Antheil zu, weldyer beträgt: 

1) Ein Zehntel der Gebühr für das Auftragen auf die 
Rolle und ver Abfaſſungs- (Redaktions-⸗) Gebühren; 

2) Dreißig Centimes (2 Sgr. 5 Pf.) von jeder Rolle 
der Ausfertigungen, mit Ausnahme derjenigen, melde 
Staatsbehörden als folche entnehmen. Für dieſe Aus- 

fertigungen ift der ©erichtsfchreiberei nur eine Tan— 
tieme von zwanzig Gentimes (1 Sgr. 7 Pf.) für vie 
Rolle zugebilligt. 

Bon Ausfertigungen, welche für die Univerfität zu Bonn 
erwirft werden, jteht der Gerichtöfchreiberei jevodh eine Tantieme 
von 30 Gent. für die Role zu. (Art. 19 und 20 des Geſetzes 
vom 21. Ventöse VII., Art. 152 und 155 des Dekretd vom 
17. Dezember 1811.) — Ir 


Zu Anfang eines jeden Monats hat die Hebeftelle Eontra- 
diftorifch mit der Gerichtöfchreiberei die Gebühren-Antheile, nad) 
Maafgabe ver Hebe-Regifter für die Rolle, und andere Gebühren, 
fowie in Anfehung der in Fisfalfahen geftunveten Gebühren 
nad) der betreffenden Abtheilung des Stundungs: Manuals und 
zwar nad den Spalten für die Anfchreibung feftzuftellen. Da— 
bei kommen in ven beiven Hebe-Regiſtern nur die mit ſchwarzer 
Dinte eingetragenen Zahlen in Betradyt, weil hinfichtlidy der in 
tother, Schrift eingetragenen Gebühren ver Antheil bereits ge- 
zahlt worden ift. ($. 52.) 


XH. 10 
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Nachdem der Präfivdent des betreffenvden Gerichts vie Feit: 
9. ſtellung, welde nad) dem beiliegenden Mufter Lit. E. anzufer- 
— tigen iſt, für vollziehbar erklärt hat, zahlt die Steuer-Hebäeſtelle 
die Tantiemen aus und läßt ſich darüber auf der Abrechnung 

jelbft vom Gerichtsichreiber Quittung ertheilen. 


8. 56. 


Bierteljährlib und zwar jpäteftens bis zum 8. des erften 
auf das Quartal folgenden Monats, find die Abrechnungen mit 
ven Gerichtsichreibereien dem Provinzial-Steuer-Direktor unter 
Beifhluß einer Liquidation, in welder die in den einzelnen Mo— 
naten des Quartals erhobenen Gebühren, fowie die Beträge der 
Antheile, welche die Gefichtsjcreibereien bezogen haben, getrennt 
werden müſſen, einzureichen. 

Der Kaflenkurator bat unter dieſer Liquidation zu beſchei— 
nigen, daß das vorgetragene Einnahme-Ergebnif mit dem Hebe- 
Kegifter und dem Negifter über vie Gebühr für das Auftragen 
auf die Audienz-Rolle übereinjtimmt. 

— Das beiliegende Formular Lit. F. iſt bei Aufſtellung dieſer 
F VvViquidationen anzuwenden. 


4. Ablieferung der Gebühren, Aufſtellung der Berwaltuugs— 
Ertrafte und Koutrole. 


8. 57. 


Werden die Gebühren unmittelbar von einem Hauptamte 
oder von einem Unteramte erhoben, jo find fie, nah Maafgabe 
der betreffenden Hebe-Regiſter, tüglih in einer Summe in das 
Depofiten-Dianual einzugragen. Das Hanptamt bucht die monat: 
lid an die Gerichtsjchreibereien gezahlten Gebühren-Antheile ala 
Vorſchuß. 

Findet die Gebühren-Erhebung bei einem Unteramte ſtatt, 
ſo liefert daſſelbe, nach Auszahlung der Tantieme die Gebühren 
monatlich an das betreffende Hauptamt theils baar, theils in Be— 
fügen durch Ueberſendung der Abrechnungen (F. 55) ab. Das 
Hauptamt hat demnächſt den ganzen Betrag in feinem Depofiten- 
Regifter in Eimmahme zu ftellen und die gezahlten Gebühren- 
Antheile bei ven Vorſchuͤſſen zu buchen. : 

Auf Grumd der vierteljährlih an ven Provimzial-Steuer- 
Direktor einzureichenden Liquidationen ($. 56) wird das Haupt- 
amt angewiefen, vie als Borfhuß gebuchten Gebührenantheile in 
der Extraordinarien-Rechnung in Ausgabe zu ftellen. 

Die Einnahme an Gebühren ift von den Hauptämtern 
vierteljährig mit beſonderen Lieferzetteln, weldyen eine, nach dem 

6 Formular G. aufzuſtellende Einnahme-Deklaration beizufügen iſt, 
= volftändig an die betreffende Regierungs-Hauptkaffe abzuliefern. 
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Bis zum 8. des auf das Quartal folgenden Monats haben 
die Hauptämter dem PERL SEEN DERIE einen nad dem 
beiliegenven Formular Lit. H. aufzuftelenven VBerwaltungs- Ab» H 
ſchluß und bi8 zum 8. Januar über die Einnahme an Gebühren —_ 
im Borjahre einen Final-Verwaltungs-Extrakt unter Benutzung 
des beiliegenden Formulars Lit. J. einzureichen. 


7 
8. 59. — 


Am Jahresſchluſſe hat der Hauptamts-Dirigent die Ein— 
nahme in den beiden Hebe⸗Regiſtern feſtzuſtellen und ein Atteſt 
— aus welchem ſich die Gebühren-Einnahme des Jahres 
ergiebt. 

Zugleich hat er, unter Zurhandnahme des Stundungs-Ma— 
a und des Stundungs-Regiſters der Gerichtsfchreiberei, zu 
prüfen: 

a) ob die in dem legteren eingetragenen Konten mit denen 
res Stundungs- Manuals übereinftimmen, 

b) ob fi die Steuer: Hebeftelle im abgelaufenen Jahre 
die Einziehung der gejtundeten Gebühren hat angelegen 
fein lafen, 

c) ob vie aus dem Stundungs- Manual ald eingegangen 
erfichtlichen &ebührenpoften gehörig im die Hebe- Ke- 
gifter aufgenommen find und ob vie Nieverichlagung 
ver dazu geeigneten Gebührenbeträge nachgeſucht wor— 


den tft. 

Ueber viefe Prüfung hat der Hauptamts-Dirigent eine Ver- 
handlung aufzunehmen und bi zum 15. Januar nebft dem At- 
tefte über die Fahres-Einnahme dem Provinzial-Steuer- Direktor 
einzureichen: -- | 

Auh im Laufe des Jahres haben fih ver Hauptamts- 
Dirigent und die Kaffenkuratoren von der Thätigkeit der Steuer- 
Hebeftellen in Beziehung auf die geftundeten Gebühren Ueber- 
eugung zu verfchaffen und etwaige Unvegelmäßigkeiten oder Ver- 
— abzuſtellen. | 

Berlin, ven 22. Auguft 1859. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. Der Finanz-Minifter. 
Simons. Frhr. v. Patow. 


10* 
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66. . 

Verfügung vom 28. Dezember 1859, — betreffend 
die Anfertigung einer dritten Proberelation zur 
dritten juriftifchen Prüfung. 

Verfügung vom 12. Mai 1837 (Jahrb. Bd. 49. ©. 480). 


Auf Ihren Beridht vom 10. d. Mits., betreffend vie An- 
fertigung einer dritten Proberelation zur dritten Prüfung, wird 
Ihnen hierdurch eröffnet, daß die durch die Verfügung vom 
12. Mai 1837 (Jahrb. 49. ©. 480) ven Präfivdenten ver Appella- 
tionsgerichte in den nicht rheinischen Provinzen ertheilte Befugniß, 
einem Kandidaten des dritten Examens nad) zwei mißlungenen 
Proberelationen aus befonderen Gründen ein drittes Referat zu 

eben, von dem „Yuftiz-Minifter auf ven Antrag der Immediat— 

uſtiz ⸗ Examinations⸗Kommiſſion feit dem Jahre 1852 aufge- 
hoben und dahin abgeändert worben ift, daß, wenn dem Kan— 
didaten die zweite Relation miflingt, die Zutheilung eines dritten 
Referats ohne Weiteres nidyt Statt findet, ſondern unter Ueber- 
ſendung der Cenfuren der mißlungenen Arbeiten ver Immediat- 
Yuftiz-Craminations-Kommiffion Anzeige gemacht, und dem Er- 
meſſen verfelben überlaffen wird, ob Gründe vorhanden find, 
ausnahmsmeije die Zulafjung zu einem neuen Berfuche bei dem 
Fuftiz-Minifter zu befürmorten. 

Damit bei der Beurtheilung der Frage, ob ausnahmsweiſe 
die Zulaflung zu einer dritten Probearbeit zu geftatten fei, nad) 
gleihen Grundſätzen verfahren werde, hält der Yuftiz- Minifter 
e8 für angemejjen, dies Verfahren auch auf ven —* des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln auszudehnen. 

Ihnen, dem Herrn Erſten Präſidenten bleibt deshalb die 
Zutheilung der erſten und zweiten Proberelation an die Kan— 
didaten des dritten Examens nach den bisherigen Vorſchriften 
überlaſſen. Wenn aber beide mißlingen, ſo iſt von Ihnen, dem 
Herrn Erſten Präſidenten und Ihnen, dem Herrn General- 
—— über dieſes Ergebniß, unter Einreichung der Bor- 
cenſuren der beiden mißlungenen Arbeiten, ohne die Proberela— 
tionen, an die Immediat- Juftiz- Eraminations- Kommiffion zur 
weiteren Beranlafjung Bericht zu erftatten. 

Berlin, ven 28. Dezember 1859. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An Simone. 
den Herrn Erften Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Königl. 

Herrn G©eneral-Profurator zu Cöln. 


I. 4673. Rhein. Offizianten-Saden 7. Vol. 4. 
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67. 2 
Beſchluß des Königlihen Staats-Minifteriums vom 
31. Dezember 1859, — betreffend die Behandlung 
der militaivpflichtigen Givilbeamten, welche in Folge 
der gegenwärtigen Formationsverhältniffe der Armee 
aus dem Referve oder Landwehr-Verhältniſſe zu den 
Fahnen einberufen find oder noch einberufen 
werden. 


Staats-Minifterial- Befhluß vom 18. Juni 1859 (S. 105 
dieſes Bandes). 


Nach vem Antrage des Finanz-Miniſters vom 5. d. Mts. 
erklärt das Staats- Dlinifterium ſich damit einverftanden, daß 
ver Staats: Dlinifterial-Beijhlug vom 18. Yuni d. J. auch auf 
diejenigen Civil» Beamten zu beziehen iſt, welde in Folge ver 
gegenwärtigen, einen Zuftand fortbauernder Kriegsbereitfchaft 
darftellenten yormations =» Berhältniffe der Armee aus dem Re: 
jerwe- oder Yandwehr-Berhältniffe zu ven Fahnen einberufen find 
oder noch einberufen werten, 

Bon diefem Beſchluß erhält jeder Minifter eine beglaubigte 
Abſchrift, um danach für fein Reſſort das Erforderliche zu ver: 
anlafjen. 

j Berlin, ven 31. Dezember 1859. 


Das Staats - Minifterium. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Scleinig. v. Patow. Gr, v, Pückler. 
v. ae ae Gr. v. Schwerin. 
v. Roon. 


Vorſtehender Beſchluß des Königlichen Staats-Minifteriums 
wird fünmtlichen Gerichtsbehörden, fomie den Beamten der 
Staatsanwaltichaft zur Kenntnignahme und Beachtung mitgetheilt. 

Berlin, ven 8. Februar. 1860. 

Der Juſtiz-Miniſter. 


An | Simone. 
ſämmtliche Gerichtsbehörven und an 
die Beamten der Staatsanwalticaft. 


I. 450. 0. 136. Vol. 4. 


XLVII. 
1860. 
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68. 


Allgemeine Berfügung vom 24, Januar 1860, — 
betreffend die Portofreiheit in Yuftizfachen. 


Der Herr Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten hat im Einverftänpniffe mit dem Yuftiz- Minifter das 
nachſtehend abgedrudte Regulatio über die Portofreiheit in Fuftiz- 
ſachen für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln mit 
der Beftimmung erlaffen, daß daſſelbe bei den betreffenden Poſt— 
anftalten vom 1. Februar d. J. ab zur Anwendung gebradt 
werden joll. 

Die Gerichte und Beamten der Staatsanwaltfhaft in dem 
gedachten Bezirk werden angewieſen, die in dieſem Regulativ 
enthaltenen Vorfchriften forgfältig zu beachten, namentlich aber 
darauf zu halten, daß 

1) nur ſolche Sendungen unter dem Vermerk der Porto- 
freiheit befördert werden, denen vie Portofreiheit zuges 
ftanden ift; daß ferner 

2) bei portofreien Sendungen die Vorſchrift des 8. 10 

über die äußere Beihaffenbeit einer portofreien Sen- 
bung genau beachtet wird, und daß endlich 

bei eingehenden Sendungen, welche mit dem Bermerf 
ver Portofreiheit verfehen find, geprüft wird, ob ber 
Sendung auch die Portofreiheit zufteht, und wenn fol 
ches nicht der Fall ift, daß der Orts-Poftanftalt als- 
dann, unter Beifügung des Kouverts oder einer mit 
allen Poftzeihen verjehenen beglaubigten Abjchrift. des- 
jelben, vesgleichen unter Bezeichnung des Abjenders 
und furzer Angabe und Beſcheinigung des Inhalts, 
fowie bet Sendungen von Behörden mit Angabe ver 
Exrpeditions-Nummer, von der mißbräuchlichen Anwen: 
dung des Portofreiheits-Vermerks Nachricht gegeben 
wird, - 
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Üebertretungen der in dem Regulativ zufammengeftellten 
Borichriften find auh ohne Antrag der Poftverwaltung im Auf- 
ſichtswege mit der erforderlichen Strenge zu rügen. Crfolgt vie 
Nüge auf den Antrag einer Poftbehörve, jo ift verfelben von 
der erlaflenen Verfügung Nachricht zu geben. 

Berlin, ven 24. Januar 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
die Gerichte und Beamten der Staatsanwaltihaft 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


I. 265. Rhein. Gener. 10. Vol. 3. 


Anlage. 


Regulativ 


über die Portofreiheit in Juſtizſachen für den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes in Cöln. 


Ss. 1. 

Die Portofreibeit einer Sendung in Yuftizfahen wird nad 
verfchiedenen Grundſätzen beurtheilt, je nachdem die Sendung 
in Yuftizdienft- Einrihtungs- und Auffihtsjahen (Verwal: 
tungsjaden) over in einzelnen Rechtsangelegenheiten (Bartei- 
ſachen) ergangen ift. " 


8. 2. 
I. Bortofreiheit in Juftiz- Berwaltungs- Saden. 


In Juſtiz-Verwaltungsſachen find alle Sendungen 
wifchen ven Gerichten, und zwar ven Friedensgerichten, den Prä— 
Üipenten oder Sefretariaten bei den übrigen Gerichten, ven 
Unterfuhungsrichtern, ven Beanmten der Staatsanwaltichaft, den 
Beamten der Polizei-Anmwaltichaft, den Bürgermeiftern, inſoweit 
diefe in der vorerwähnten amtlichen Eigenſchaft als Organe der 
Staatsgewalt einzutreten haben, unter ſich und mit anderen 
Königlichen Behörden und vie dienftlihe Korreſpondenz der Ge— 
richtsvollzieher, der Forſt- und Feldhüter mit ven vorgenannten 
Juſtizbehörden, portofrei, jofern diefelben nit im Intereſſe einer 
Privatperfon abgelaffen werben; wogegen Sendungen zwifchen 
den genannten Yuftizbehörden einerſeits, und Privatperfonen, 
Privatgefelfchaften und nicht Königlichen Behörden andererfeits 
ver Portozahlung unterliegen, fofern die Sendung nicht unzwei- 
felhaft im ausſchließlichen Intereffe des Staats abgelafien wor- 
den ift, ein nterefie einer Privatperfon u. ſ. w. mithin dabei 
‚nicht konkurrirt. 
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Es follen jedoch ohne Rüdfiht auf ein fonfurrirendes In—⸗ 
tereffe einer Privatperfon die zur Yuftiz-Offizianten-Wittwenfaffe 
fließenden Beträge bei ihrer Verſendung zwifchen ven Juſtiz— 
behörden und ver Yuftiz- Offizianten- Wittwenfafje in Berlin 
portofrei beförvert werben. _ 

Zu den Sendungen, bei denen ein Privatintereffe fonkurrirt, 
und welde deshalb die Portofreiheit nicht genießen, gehören 
insbeſondere: 

1) Geſuche ver Beamten in perſönlichen Angelegenheiten, z. B. 
um Urlaub, Zulage, Beförderung u. f. w., und die bare 
auf erlafjenen Beſcheide, ſowie alle Sendungen zwifchen 
Behörden und Privatperfonen wegen Anfhaffung von Bü— 
reau-Ütenfilien, Büchern, Drudmaterialien zu Sormularen 
u. ſ. w. für den Königlichen Dienft. 

2) Sendungen, welche durd das Verſchulden eines Beamten 
herbeigeführt werden, wohin insbejondere Strafverfügungen 
und ale Monitorien gerechnet werben, welde dadurch nö— 
thig geworben find, daß der Beamte eine ſchon ergangene 
Erinnerung unbeachtet gelafien hat. 

3) Gelvjendungen aus Stöniglihen Kaſſen an Beamte und 
Privatperfonen, oder von diefen an Königliche Kafien, for 
weit dabei der Grundfag in ee fommen kann, 
daß die zu erhebenden oder zu zahlenden Beträge bei der— 
jenigen Saffe in Empfang genommen oder gezahlt werben 
müflen, auf welde die Zahlungsanmeifung lautet (erfte 
Receptur). Insbeſondere pürfen Diäten, Befoldungsgelver 
und Gebühren an Beamte oder Kommiſſarien nicht porto— 
frei abgejandt werben, vielmehr hat für vergleichen Sen— 
dungen der Empfänger das Porto zu zahlen, e8 fei denn, 
daß die Verſendung durd vienftlihe Anordnungen noth— 
wendig geworben iſt, weldye den Empfänger verhindern, 
die Beträge bei der betreffenden Kaſſe zu erheben. 
Derfendungen der Eheverfündigungen und der im Inter— 
eſſe der betheiligten Privatperfonen erfolgenden Sendungen 
— Civilſtandsangelegenheiten zwiſchen den Civilſtands— 

eamten. 


4 


— 


8. 3. 
U. Portofreiheit in Juſtiz-Partei-Sachen. 
A. In Strafſachen. 
In Strafſachen, inſofern ſie von Amtswegen verfolgt wer⸗ 


den, find ſämmtliche von den im 8. 2 bezeichneten Juſtizbehör-⸗ 


den abgehenven Erlaffe und Altenfendungen portofrei. Dies 
gilt auch von den an ‘Privatperfonen gerichteten Erlaffen, fofern 
diefe nicht in befonverem Intereſſe des Adreſſaten ergehen, 


nn 
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or — das Porto dieſem und nicht der Staatskaſſe zur 
aſt fällt. 

Die Korreſpendenz der Gerichtsvollzieher iſt in Strafſachen 
nur dann portofrei, wenn ſie an Königliche Gerichtsbehörden 
oder Beamte der Staats: und Polizei-Anwaltſchaft, die der Forſt— 
und Felohüter nur dann, wenn fie an die vorgefetten Behörden 
gerichtet iſt. 

Privatperfonen müſſen auch in Straffadhen ihre Eingaben 
an die Yuftizbehörven frankiren. Doch ift pas ‘Porto für der— 
gleihen Sendungen, wenn fie unfranfirt eingeben, wieder zu 
löjhen, resp. zu erftatten, ſobald von der auf ter Adreſſe be- 
nannten Yuftizbehörde befcheinigt wirt, daß die Sendung im 
ausſchließlichen Intereſſe des Staats erfolgt ift. 

Die Portofreiheit in Strafſachen bezieht ſich übrigens nur 
auf Korrefpontenz- und Altenfendungen, doch foll auch die Ber- 
fendung von Ueberführungsftüden (corpora delicti), jelbft wenn 
fie in baarem Gelde oder in Padeten zum Gewicht von mehr 
als resp. 10 und 20 Pfd. ($. 8) beftehen, portofrei erfolgen. 


8 4. 
B. in Angelegenheiten des Disziplinar-Raths der Advokat-Anwalte. 


Die amtlihe Korrefponvdenz und Altenjenpungen des Dis- 
ziplinar-Rath8 der Advokat-Anwalte wird portofrei befördert. 


8. 5. 
C. in Civil-Prozeßſachen. 

In Civil-Prozeßſachen find alle Sendungen portopflichtig, 
doch ſoll Ta rede in Armen-Prozeßſachen und in Armen: 
Vormundſchaftsſachen Portofreiheit nah Maaßgabe ver folgen- 
den Vorſchriften ($$. 6 und 7) eintreten. 


8. 6. 
D. in Armen-Prozeßſachen. 
Die Portofreiheit in Armen: Brozekjachen erftredt fi: 

I. auf die Korreiponvenz und Aftenfendungen, welde in An- 
gelegenheiten einer Armenpartei von den Gerichten, und 
zwar von den Friedensgerichten, ven Präfidenten oder ten 
Sefretariaten (Gerichtsjchreibereien), bei den übrigen Ge— 
richten den Unterfuchungsrichtern, oder von .ven Beamten 

an der Staatdanwaltichaft abgefandt werben, 
un 

I. auf die Korrefpondenz- und Aftenfentungen, welche in Armen- 
Prozeßſachen 

a. zwiſchen den Armenparteien und den denſelben im Armen— 
recht beſtellten Advokat-Anwalten und Gerichtevoll- 
ziehern; 
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b. zwiſchen viefen Advofat- Anwalten und Gerichtsvollzies 

" bern untereinander ; 

e. zwiſchen den den Armenparteien im Armenrechte beftell- 
ten Advolat-Anwalten in verfchiedenen Inftanzen, und 
d. zwilchen den a. bis c. genannten Perfonen und den Ge- 
richten (I.) oder den Beamten ver Staatsanwaltichaft 
verſchickt werben. 

Rückſichtlich der hiernach portofrei zu befördernden Akten— 
ſendungen gilt durchweg als Bedingung, daß dieſelben einzeln 
das poſtzwangspflichtige Packetgewicht von 20 Pfund 
Breußiid nicht überfteigen bürfen. 

Die Bortofreiheit in gerichtlihen Armenfachen tritt ein, 
wenn eine Partei wirklich gerichtlih zum Armenrechte verftattet 
worden tft, und bejchränft fidy auf die bezeichneten Sendungen, 
welche in Angelegenheiten ver zum Armenrechte verftatteten Partei 
nöthig werben. Die Korrefpondenz- und Altenfendungen ver 
Behörden in Betreff der Zulaffung zum Armenrecht gehören zu 
den Zuftiz-Dienftfachen. 

Die Portofreiheit in gerichtlihen Armenfadhen kann nur 
dann berüdfichtigt werben, wenn die Senbung auf ver Adreßſeite 
mit dem handſchriftlichen Vermerk: 

„Gerichtliche Armenſache“ 
verſehen iſt. 

Den Sendungen, welche von den Gerichten oder den Be— 
amten der Staatsanwaltſchaft (Nr. J.) abgeſandt werden, tritt 
der Verſchluß mit dem Amtsfiegel hinzu. Ä 

Bei allen Sendungen, welde nicht von den Gerichten oder 
den Beamten der Staatdunwaltihaft ausgehen, müſſen die Briefe 
offen over unter Kreuz- oder Streifband verjchloffen aufgegeben 
werden und die Altenfendungen in ver Art eingerichtet fein, daß 
fi der Gegenftand der Sendung als ein in ber ——— 
Armenſache verhandeltes Aktenſtück erkennen läßt. Unter dem 
Vermerke der Portofreiheit müſſen der Name und der Wohnort 
des Abſenders angegeben ſein. 

Es ſoll jedoch auch bei dieſen Sendungen der Verſchluß der 
Briefe und Packete unter ver Bedingung geftattet fein, daß ber 
Trievensrichter over der Beamte der Stuatsanwaltihaft nad 
vorgängiger Prüfung der Bortofreiheit die von der Armenpartei, 
deren Advofat-Anmwalt oder Gerihtsvollzieher abzufendenden Briefe 
oder Aften auf ver Aorefje mit dem banbfihrififichen Vermerk 

„Gerichtliche Armenſache“ 
verſehen und mit dem Amtsfiegel verſchloſſen hat. 


8. 7. 
E. in Armen-Bormundichaftsfachen. 
In Armen -Vormundfhaftsfahen find die Korrefpondenz- 


x 
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und Aktenfendungen zwiichen ven Gerichten ober Beamten ver 
Staatsanwaltichaft unter ſich oder zwifchen diejen Behörden einer- 
feit8, und anderen Behörven und Privatperfonen, insbeſondere 
den Vormündern andererjeit8 portofrei, fofern diefe Sendungen 
im alleinigen Interefie des Bevormundeten ergehen und unter 


dem Rubrum: 
„Gerichtliche Armenſache“ 
abgelaſſen werden. 

Vormünder und andere Privatperſonen haben vie Abſen— 
dung biefer Korrefpondenz und Aften unter portofreiem Rubrum 
durch Bermittelung der Gerichte oder der Beamten ter Staats: 
anwaltfchaft zu bewirken. 

Diefe VBermittelung ift zurücdzumeifen, wenn ver Inhalt 
der Sendung ergiebt, daß diefelbe nicht im alleinigen Interefie 
des Bevormundeten abgelaffen wird. 

Sind derartige Sendungen nicht mit dem Siegel eines Ge— 
riht8 oder der Staatsanmwaltichaft verihloffen, jo haben vie 
Poftanftalten viefelben mit Porto zu befegen. Das Porto ift 
aber wieder zu löjchen, wenn von tem auf der Adreſſe genann- 
ten Gericht oder Staatsanwalt das Unvermögen des bei ber 
Sendung ausſchließlich betheiligten Bevormundeten beſcheinigt 
wird. 

8. 8. 


III. Allgemeine, die Portofreiheit beſchränkende Maaßregeln. 

Es iſt möglichſt dafür zu ſorgen, daß die nad) den vorher— 
egangenen Beſtimmungen portofreien Aktenſendungen in ſolchen 
—2*8* zur Poſt gegeben werden, welche das Gewicht von 20 Pr. 
nicht überfteigen. Portofreie Badetfenpungen, welche nicht Schrif- 
ten, Alten, dienftliche Liſten, Tabellen over Rechnungen, ſondern 
andere Oegenftände, 3. B. Proben, Mufter, Modelle, Siegel, 
Maafe, Waagen und Gewichte, überhaupt Utenfilien enthalten, 
pürfen das Gewicht von 10 Pfo. für jene abgehenvde Poſt nicht 
überfteigen. 

Ueberdies follen die Poften überhaupt nit dazu benugt 
werben: 

1) um die Berfenvung von Akten auszuführen, welche da— 
durch nothwendig wird, daß Negiftraturen verlegt, ganz 
oder theilweife geräumt, oder unbraudbar gewordene 
Alten verkauft werben jollen; 

2) um Behörden oder Beamten Screibmaterialien zum 
Dienftgebraud zuzufenven. 

Zedenfalls find vergleihen Sendungen (1 und 2) porto- 
pflichtig. 


8. 9. 
Auch für portofreie Sendungen muß entrichtet werben: 
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1) das Beftellgeld nah Maaßgabe ver allgemeinen Ber- 
fügung vom 19. Mai 1855 (Poft- Amtsblatt S. 105 
und 106 und „Yuftiz» Minifterial- Blatt ©. 151), die 
Beftellung mag am Orte ver Beftanftalt durch die 
gewöhnlichen Briefträger oder außerhalb viejes Ortes 

durch die Yandbriefträger auszuführen fein; 

2) das Packkammer- oder — 

3) die Prokura-Gebühr für Vorſchußſendungen, welche je— 
doch bei Borfhußfendungen in reinen Berwaltungs- 
Angelegenheiten außer Anjat bleiben; 

4) die Einzahlungs-Gebühr für baare Einzahlungen. 

Eine Befreiung von der Entridtung des ausländifchen 
Portos bei Sendungen nadı dem Auslande tritt bei Packet-, 
Geld- und fonftigen Werthſendungen überhaupt nicht, bei Kor— 
refpondenz=» Sendungen aus Preußen nach anderen Städten des 
Deutſch-Oeſterreichiſchen Poftvereins nur ein: 

1) für Korrefpondenz: Sendungen bis zum Gewicht von 
1 Pfd., weldye in reinen Verwaltungs-Angelegenheiten 
ergeben, und mit tem für diefe beitimunten Rubrum 
verſehen find; 

2) für Korreſpondenz-Sendungen in Parteifachen, fofern 
diefen nah den vorangegangenen Beftimmungen die 

- Portofreiheit zufteht, wenn 
a) ——— Sendungen das Gewicht von 4 Loth 
nicht überſteigen, oder wenn 
b) bei einem Gewicht der Korreſpondenz⸗Sendung 
von 4 bis 16 Loth die Beförderung mit der Brief— 
poſt durch einen Beiſatz auf der Adreſſe ausdrück— 
lich verlangt worden iſt. 


8. 10. 
IV. Aeußere Beſchaffenheit der portofreien Sendungen. 


Soll eine nach den vorangegangenen Beſtimmungen porto— 
freie Sendung von den Poſtbeamten als ſolche anerkannt werden, 
ſo muß ſie 

1) mit einem öffentlichen Siegel verſchloſſen oder unter 
Streif- oder Kreuzband aufgegeben; 
2) auf der Adreßſeite mit dem handſchriftlichen Porto— 
freiheits-Vermerk verſehen | 
und 
3) diefer Vermerk vorſchriftsmäßig beglaubigt fein. 

Der Portofreiheitd- Vermerk befteht für Diejenigen Saden, 
weldye als Berwaltungsjadhen nah 8. 2 Portofreiheit genießen, 
in den Worten: 

* „Königliche Dienſtſache,“ 
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wogegen die nad) 8.3 portofreien Sendungen in Strafſachen 
mit dem Bermerfe: 
„Portofreie Juſtizſache,“ 
und die nach den 88. 6 und 8 portofreien Sendungen in Armen— 
Prozeßſachen und Armen-Vormundſchaftsſachen mit dem Vermerk: 
„Gerichtliche Armenſache“ e 
zu verfehen find. 

Die Beglaubigung des Portofreiheits-Vermerks erfolgt da» 
dur, daß dem Vermerk die Namens-Unterſchrift eines Beamten 
hinzugefügt wird. Es kann foldes vermittelft eines Stempels 
geichehen, ver ven Namen des beglaubigenvden Beamten enthält und 
ven diefem zur Vermeidung eines Mißbrauchs forgfältig auf- 
subewahren ift. 

Zur Beglaubigung des Vortofreiheits-Vermerks find außer 
ven PVorftänden der in $. 2 bezeichneten Juſtizbehörden, fowie 
außer denjenigen Beamten, weldye eine dieſer Behörden reprä- 
fentiren, nur diejenigen Beamten und deren Stellvertreter be— 
fugt, welche von ihren Vorgeſetzten vamit ein= für allemal beauf: 
tragt und der Drtd-Poftanftalt namhaft gemacht worden find. 

Die Gerichtsvollzieher, Forſt- und Feldhüter, welche fein 
öffentliches Siegel führen, fünnen zwar ihre portofreie Korrejpon- 
benz an die in ven 88. 2 und 3 genannten Behörven mit einem 
Privatfiegel verfchließen, müffen aber den Portofreiheits-VBermert 
eigenhändig unterjchreiben und ihrer Unterfchrift die Angabe 
ihrer amtlihen Eigenſchaft hinzufügen. 


8. 11. 


Entipridt die äußere Befchaffenheit der Sendung der Vor- 
ſchrift des $. 10 in der einen oder anderen Beziehung nicht, fo 
muß die Sentung von den Poftanftalten als portopflichtig be- 
handelt und austarirt werden, auch wenn diefelbe an eine Kö— 
niglihe Behörde gerichtet jein folltee Dabei ift ver Grund 
ver Austarirung ‚auf der Adreſſe kurz zu vermerken, 3. B. öffent- 
liches Siegel fehlt, Beglaubigung fehlt 

Wird in dergleihen Fällen die Portofreiheit der Sendung 

a) durch Borzeigung des Inhalts, 

b) bei Sendungen an Königliche Behörden durch Nam— 
baftmahung des Abfenvers, jowie durch kurze Angabe 
des Inhalts ter Sendung und deren Beſcheinigung 
auf dem Kouverte, 

dargethan, jo wird das vom Adreſſaten erhobene Porto dem— 
ſelben erftattet. ; 

In jedem alle fann die Erjtattung des Portos nur gegen 
Nüdgabe des Kouverts oder einer mit allen Poftzeichen verfehe- 
nen beglaubigten Abſchrift veffelben erfolgen, 
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8. 12. 


V. Ueberwachung der Sendungen gegen mißbräudliche Anwendung 
bes Bortofreiheits-Vermerfs: 
a) Seitens der Juftiz-Bebörben und Beamten, 

Es gehört zu den bienftlichen Obliegenheiten aller Behörten 
und Beamten, jede Berfürzung der Porto-Einnahme durch miß— 
bräuchlihe Anwendung des Portofreiheits-Vermerks von der 
Staatskaſſe abzuwenden und insbejondere ftreng darüber zu 
wachen, daß 

1) nur folhe Sendungen unter den Vermerk der Porto- 
freiheit abgelaffen werden, denen die Portofreiheit zu— 
geſtanden ift, daß ferner 
2) bei portofreien Sendungen die Vorſchrift des 8. 10 
über die äußere Beichaffenheit einer portofreien Sen- 
bung genau beachtet wird, und daß endlich 
3) bei eingehenden Sendungen mit dem Vermerk der Porto- 
freiheit forgfältig geprüft wird, ob ver Sendung die 
Portofreiheit auch zufteht, und wenn ſolches nicht ver 
Fall ift, der Orts-Poſtanſtalt unter Beifügung des 
KouvertS oder einer mit allem Poftzeihen verfehenen 
beglaubigten Abſchrift veffelben mit Bezeihnung des 
Abſenders und furzer Angabe und Beſcheinigung des 
Inhalts, fowie bei Sendungen von Behörden mit An- 
abe der Erpeditiong-Nummer von der mißbräuchlichen 
nwendung des Portofreiheits-Vermerks Nachricht ges 
neben wird, Ä 
$. 13. 
b) Seitens der Poft-Bebörden und Beamten. 

Die Poftbehörden und Poftbeamten find nicht nur befugt, 
ſondern auch verpflichtet, die mit dem Vermerk der Portofreiheit 
verfehenen Sendungen in Abfiht auf die Anmendbbarfeit viejes 
Bermerfs zu fonteoliren, und wenn begründete Zweifel gegen 
die Anwendbarkeit ver Bortofreiheit obmwalten, die Sendung bis 
zur näheren Ausweifung über den portofreien Inhalt mit Porto 
zu belegen. 

Bei Ausführung der Kontrole fol jevody zur Vermeidung 
jever unzeitigen Beläftigung ver Behörden mit Borfiht und 
möglichſter Schonung zu Werke gegangen werben, und es fol 
ver vorläufige Porto-Anfaß in vergleichen Fällen nur dann ein- 
treten, wenn wirklid begründete Zweifel gegen die Anwendbar— 
feit der PVortofreiheit obwalten. 

Liegen dergleichen Zweifel vor, jo wird auf die Adreſſe der 
Vermerk gefett: 

„bis zur näheren Ausweifung über die Portofreiheit‘ 
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und wenn der Morefjat die Erftattung des von ihm erhobenen 
Portos verlangt, auf gleiche Weife wie im dem $. 11 beſtimmten 
Falle (wenn die äußere Beichaffenheit ver Sendung ven gege- 
benen Vorschriften nicht entipricht) verfahren. 

Ergiebt ſich bei VBorzeigung des Inhalt8 der Sendung oder 
bei Sendungen an Behörven aus ver Beſcheinigung des Inhalts 
auf der Adreſſe, daß eine portopflichtige Sendung mit dem Ver— 
merf der Portofreibeit verfehen worden ift, fo hat die diſtri— 
buirende Boftanftalt der Boftanftalt des Aufgabe-Orted von dem 
Falle unter Mittheilung der Beweisftüde Nachricht zu geben. 
Diefe zieht von dem Abſender (au von ver abfenvenven Ge— 
rihtsbehörde) das Porto für die Sendung und das einfache 
Briefporto für die Rüdjendung ein, und veranlaft das Erfor- 
derlihe in Abſicht auf die Einleitung ver Unterfuhung wegen 
Portofontravention gegen ven Abſender. 

Die Einleitung der Unterfuchung bleibt jedoch bei Sen- 
dungen von Behörden auf viejenigen Fälle befhränft, in welchen 
fid) ergiebt, daß ver betreffende Beamte bei ver mißbräuchlichen 
Anwendung des Bortofreiheits-Bermerkfs durd) ein eigenes perſön— 
liches Intereſſe geleitet worven ift, insbelondere jeine amtliche 
Stellung dazu genußbraudt hat, Privatiendungen unter dem 
Bermerfe ver Portofreiheit abzufchiden, oder portofreien dienft- 
lihen Sendungen Privatmittheilungen beizupaden. 

Aber aud in allen übrigen Fällen der unrichtigen Anwen- 
dung jenes Vermerks muß bei ver abſendenden Behörde die Rüge 
im Disziplinarwege gegen den betreffenden Beamten beantragt 
werben. 

Zu diefem Zwede find die Aften der vorgejegten Ober- 
Poftdireftion zu überfenden, melche die Rüge gegen ven betref- 
fenden Beamten bei deſſen vorgeletster Dienftbehörve zu bean- 
tragen und ſich davon Kenntniß zu verjchaffen hat, daß vergleichen 
mißbräuchliche Anwendungen bes Portofreiheits-Vermerks nicht 
ungerügt bleiben. Sollten ſich bei einer und derſelben Behörde 
die Fälle einer mißbräuchlichen Anwendung des Portofreiheits— 
Vermerks wiederholen, jo ift die Abftellung ſolcher Mißbräuche 
bei ver höheren Behörde zu beantragen oder nach Bewandniß 
der Umſtände an das General-Boftanıt zur weiteren Beranlaflung 
zu berichten. 

8. 14, . 

Wird bei Sendungen, welche entweder wegen Müngel in 
der äußeren Bejchaffenheit (8. 11) oder wegen begründeter Zmei- 
fel über die Anwendbarkeit der Portofreiheit (8. 13) austarirt 
worden find, die vorläufige Zahlung des Portos verweigert, jo 
find vergleichen Sendungen von ven Boftanftalten als unbeftellbar 
zu behandeln und an ven Abgangsort zurüdzufchiden. Iſt je- 
doch eine Sendung von einer Königlichen Behörde abgelafjen 
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worben, und wird Seitens bes Abrefjaten deren portofreie Ver- 
abfolgung verlangt, fo ift dieſer fein Anftand zu geben, in jol« 
hen Fällen aber eine genaue Abjchrift ver Adreſſe mit Angabe 
ver abjendenden Behörde, welche aus dem Siegel zu erſehen over 
von dem Empfänger zu erfragen ift, zur weiteren Beranlafjung 
unter Angabe ver obwaltenven Zweifel über die Anwendbarkeit 
ver PVortofreiheit der vorgeſetzten ———— einzureichen. 
1 


Meinungsverfchievenheiten über die Portofreiheit einer Sen- 
dung zwilchen einer Poftanftalt und einer anderen Behörde muß 
die eftanftalt zur Entjcheidung der vorgeſetzten Ober-Poftviref- 
tion vortragen, und darf fid) über vergleihen Meinungsver- 
ſchiedenheiten in eine Korreipondenz mit anderen Behörden nicht 
einlaffen. Die Ober-Poſtdirektionen haben in den ihnen zweifel- 
haften Fällen die Entſcheidung des General-Poftamts einzuholen. 

Die Vorſchriften über die Portofreiheit in Juſtizſachen, 
88. 105 bis 138 der Leberficht der Portofreiheit- Verhältniffe, 
und die dazu ergangenen abändernven und ergänzenven Beſtim— 
mungen werden aufgehoben. 

Berlin, ven 3. Jannar 1860. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 
von der Heydt. 


69. 


Verfügung des General- Profurators zu Cöln vom 
28. Zanuar 1860, — betreffend die Empfangs- 
bef&heinigung über die Aushändigung der für preu- 
ßiſche Unterthbanen oder für franzöfifhe Staatsange- 
börige, welche fih in Preußen aufhalten, beftimmten 
Urkunden franzöfifcher Gerichtshöfe. 


Die von den Königlichen Herren Ober-Profuratoren an 
des Herrn Minifters der auswärtigen Angelegenheiten Excellenz 
Behufs weiterer Uebermittelung an die Kaiſerlich franzöſiſche 
Geſandtſchaft eingefenveten Empfangsiceine über die richtige 
Zuftellung der für diefleitige Unterthanen oder in Preußen ſich 
aufhaltende franzöfiihe Staatsangehörige beftimmten Urkunden 
franzöfiicher Gerichtshöfe find nicht felten Gegenftand von Re— 
flamationen ver franzöfifchen Geſandtſchaft, weil oft mehrere Per- 
fonen auf einem und vemjelben Blatt und bisweilen für mehrere, 
oft auch von verfchiedenen Gerichten, an eine und diefelbe Perſon 
gerichteten Urkunden die Empfangsbefcheinigung ausjtellen, und 
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es alddann für die genannte Geſandtſchaft äußerft ſchwierig, zu— 
weilen unmöglich ift, aus viefen Empfangsfcheinen zu erjehen, ob 
jeder der Unterzeichneten auch die für ihn bejtimmte Anzahl von 
Urfunden richtig empfangen habe, oder ven betreffenden Gerichten 
ben richtigen Empfangsichein zugehen zu laſſen. 

Zur Befeitigung dieſes Hebeiftanpes werben Sie, in Ge— 
mäßbeit einer Verfügung des Herrn Juſtiz-Miniſters Excellenz 
vom 25. d. Mis hierdurch angemiefen: 

iiber jede Ihnen zur weiteren Aushändigung von dem 
- Herrn Minifter der auswärtigen Angelegenheiten zuge- 
hende Urkunde franzöfifher Gerichtshöfe einen befonderen 
Empfangsihein einzufenden, und zugleich im biefen eine 
nähere Bezeihnung ver Urkunde aufzunehmen, über deren 
Aushändigung er ausgeftellt worden ift. 
Cöln, ven 28. Januar 1860. - 
Der General-Profurator. 
An Nicolovius, 
fämmtlihe Königl. Herren 
Dber-Profuratoren. 
ad I. 451. Rhein. Gener. 116. Vol. 2. 


70. 


Beſchluß des Königlichen Staats-Minifteriums vom 
25. Februar 1860, — betreffend die Behandlung der 
bei einer Mobilmahung der Armee als Offiziere 
oder als Militair-Aominiftrations-Beamte eingezo- 

genen penfionirten oder auf Wartegeld flehenven 
Givilbeamten. 


Staats: Minifterial-Befhluß vom 19. Juli 1850 (Nhein. 
Samml. Bd. 10. ©. 228). 


Auf den Antrag der Minifter der Finanzen und des Krieges 
vom 6. Dezember v. 3. beſchließt das Staats: Minifterium, unter 
Vorbehalt der Einhelung ver Allerhöcften Genehmigung: 

die 88. 18 des Staats: Miniftertal-Beichlufies vom 22. Ja⸗ 
nuar 1831 und 8 der Beilage des Staats» Minifterial- 
Beichluffes vom 19. Juli 1850, fowie den Stuats-Mi- 
nifterial-Befchluß vom 23. Januar 1850 dahin abzuändern: 
daß den bei einer Mobilmahung ver Armee ala Of— 
fiziere oder als. Militaie-Apminiftrations-Beamte ein- 
gedogenen penfionirten oder auf ———— ſlehenden 
Civilbeamten in den Fällen, wo ihre Militairgehalt 
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geringer, als das vor ihrer Penfionirung oder Stel- 
lung auf Wartegelv. bezogene letzte Frievensgehalt ift, 
ein Zuſchuß zu dem erfteren bis zur Höhe des legteren 
aus ihrer Penfion over ihrem Wartegelve, ſoweit dieſe 
Kompetenzen reihen, gewährt, und hiernach auch ſchon 
in Betreff ver bei der vorjährigen Mobilmahung zum 
Kriegsdienſte eingezogenen derartigen Beamten verfahren 
werten darf. 

Bon diefem Beſchluſſe erhält, ſobald verfelbe vie Allerhöchfte 
Genehnigung erlangt haben wird, ein jeder Minifter eine be- 
glaubigte Abjhrift, um danad für feinen Bereich das Erforver- 
liche gu veranlafjen. | 

erlin, ven 25. Februar 1860. 


Das Staats-Minifterium. 
Fürſt zu Hohenzollern- Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Scleinig. v. Patow. Gr. v. Püdler. 
v. Bethmann-Hollmeg. Gr. v. Schwerin. 
v. Roon. 


Vorſtehender Beſchluß des Königliben Staats-Minifteriums 
wird ſämmtlichen Gerichtsbehörden, fowie den Beamten ver 
el zur Kenntnißnahme und Beachtung mit- 
etheilt. 

. Berlin, ven 26. März 1860. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Simen®. 
fämmtliche Gerichtsbehörden und an die 
Beamten der Staatsanwaltfchaft. 


I. 1115. O. 136.. Vol. 4. 


71. 
Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1860, — be- . 
treffend die Ergänzung refp. Abänderung der $$. 6. 
9. 72. und 73. des revidirten Reglements für die 
Provinzial - Feuer- Sozietät der NRheinprovinz vom 
1. September 1852 (Rh. Samml. Br. 10. ©. 480). 


Auf ven Beriht vom 3. März d. I. will Ih in Berüd- 
fihtigung der Anträge des XI. Provinziallandtages ver Rhein— 
provinz folgende Ergänzungen und refp. Abänderungen des 
Revidirten Reglements für die Provinzial-Feuerfozietät der Rhein— 
provinz vom 1. September 1852 (Ah. Samml. Br. 10. ©. 480) 
genehmigen. 
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Zu $. 6. 
Den Borichriften dieſes Baragraphen unterliegen aud alle 
innerhalb jehszig Fuß Entfernung von einer mit Yolomotiven 
befahrenen Eijenbahn belegenen Gebäupe. 


u $. 9. 

Die Beſtimmungen viefes Paragraphen des Reglements 
werben aufgehoben und treten an deren Stelle die folgenden: 

Ein und dafjelbe Gebäude, fomwie — Gebäude, welche 
innerhalb eines Gehöftes liegen, darf reſp. dürfen im Falle 
das oder die Gebäude bei der ProvinzialsFeuerfo- 
zietät verfidhert worden, nur bei diefer verfidhert fein. 
Diefe Beftimmung bezieht ſich jedoch nicht auf diejenigen im ein- 
zelnen Yanvdestheilen beftehenden, oder noch zu errichtenden Flei= 
neren Privatvereine, in melden fich die Nachbarn untereinander 
bei einem Brandſchaden durch Naturalpräftation gegen Bezah— 
Inng unterftügen. Ausnahmsweiſe jol eine Verfiherung bejon- 
ders werthvoller und feuergefährliher Gebäude in zwei oder 
mehreren Sozietäten nah dem Ermefjen ver Direktion 
zuläffig fein. Der Gefammtbetrag ſämmtlicher Verſicherungs— 
ſummen eines felben Gebäudes varf aber die nad) 8. 13 zu— 
läffige Höhe nicht überfteigen. Findet ſich zu irgend einer Zeit, 
daß ohne Zuftimmung der Direktion, ven vorftehenven 
Beftimmungen entgegen, ein bei der Provinzialfozietät verfichertes 
Gebäude nody anderswo, aljo doppelt verfichert, oder ein Ge— 
bäude, weldhes mit einemanpderen bei der Provinzial— 
Veuerfozietät verjiderten Gebäude innerhalb deſſel— 
ben Sehöftes liegt, anderswo verfihert it, fo werden 
die bei ver Provinzial-Feuerſozietät verfiherten Ge— 
bäude nicht allein in dem Satafter der Sozietät fofert gelöjcht, 
fonvern e8 iſt auch ver Eigenthümer im Falle eines Brandun— 
glüds der ihm ſonſt aus derſelben zukommenden Brantvergütung 
verluftig, ohne daß gleihmwohl feine Verbindlichkeit zu allen Feuer— 
fafjenbeiträgen bie zum Ablaufe des Yahres, in welchem vie 
Ausſchließung erfolgt, eine Abänderung erleidet, und die Sozietät 
ift überdies verpflichtet, ven Fall zur näheren Beftimmung dar— 
über, ob Grund zur gerichtlichen Unterfuhung vorhanden ift, 
ber. fomıpetenten Yuftizbehörde von Amtswegen mitzutheilen. 


Zu 8. 72. 
Die Bürgermeifter erhalten eine Vergütung von ſechs Pro- 
zent von ver Einnahme, 


Zu 8. 73. * 
Der Inſpektor erhält dieſelben Reiſekoſten und Diätenſätze, 
welche dem Direltor zuſtehen. Eben dieſe Süße dürfen auch 
ben von der Direftion beſonders angenommenen Technikern ge— 
währt werben. 
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Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zu. 
publiziren. 
Berlin, ven 12, März 1860. 
Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Gr. v. Schwerin. 


An 
den Minifter des Innern. 
I. 1473. Rhein. Gener. 85. 


72, 


Verfügung vom 3. April 1860, — betreffend die 
Portofreiheit in armen Vormundſchaftsſachen. 
Regulativ vom 3. Januar 1860 (S. 161 diefes Bandes). 


Der Yuftiz- Minifter kann fi nicht veranlaft fehen, aus 
ben in Ihrem Berichte vom 12, d. Mts. näher ausgeführten 
Gründen eine Aenderung des Regulativs über die Portofreiheit 
in Juſtizſachen vom 3. Januar d. 9. zu erwirfen, und nament« 
lid in Vormundſchaftsſachen die Stundung des Porto’8 für ge- 
wife Fälle zu befürworten. — Die Umftänplichleit einer des» 
falfigen Einrichtung würde mit dem zu erzielenden Reſultate in 
feinem Berhältniß Stehen. Die hervorgehobenen Schwierigfeiten 
werben aber audy ihre genügende Erledigung finden, wenn von 
der richtigen Anficht ausgegangen wird, daß namentlich in Vor— 
mundſchaftsſachen theils die nothwendige Korrefpenvenz, jofern 
fie im Intereſſe des Dienftes von Amtöwegen geführt wird, 
ſchon als Yuftizverwaltungsjade nad) 8. 2 des Regulativs Porto» 
freiheit genießt, und anderen Theils ſchon die unterbliebene Re— 
— eines Stundungsverfahrens zu erkennen giebt, daß in 

eziehung auf Portofreiheit die Vormundſchaft jo lange als arm 
erachtet werben kann, als nicht unzweifelhaft anzunehmen ift, 
daß fie zu ven zahlbaren gehört. 

Aus dem erwähnten Gefidhtspunfte ift e8 3. B. unberenf- 
lid, daß die im Intereſſe des Vormundſchaftsweſens überhaupt 
angeorbnete Verpflichtung der Geiftlihen und Civilftandsbeamten 
zur Anzeige von betreffenden Sterbefällen und die dadurch ver- 
anlafte Korrefponvdenz als Yuftizverwaltungsjahe anzufehen ift. 
Nach demſelben Gejihtspunkte können Korrefponvdenzen in ein- 
zeinen Bormundfchaftsfahen vorkommen, die von Amtswegen im 
Interefje des Dienftes erfolgen müſſen, ohne daß der Adreſſat 
ever ein Abjenver mit dem Porto belaftet werden fann. Ob 
ein folder Fall vorhanden ift, muß ver pflihtmäßigen Beur— 
tbeilung des forrejpondirenden Beamten überlafjen bleiben. Es 
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kann auch nicht mit dem Berichte als richtig anerfannt werben, daß 
für folhe Fälle die bisher übliche und als zwedmäßig bewährte 
Bermittelung der Korrefpontenz durd die Bürgermeijter nad) 
dem $. 7 des Regulativs unzuläffig erfcheine. Eine foldhe Ver— 
mittelung würde nach wie vor nur dann nicht ftattfinden dürfen, 
wenn fie zur Umgehung der Portopflichtigfeit diente. 
Perlin, den 3. April 1860. 
Der Juſtiz-Miniſter. 


An Simons. 
den Königl. Herrn General: 
Profurator zu Cöln. 
I. 1069. Rhein. Gener. 10. Vol. 4, 


73. 


Verfügung vom 13, April 1860, — betreffend die 
Ummandlung der von den Berwaltungsbehörden feft- 
gefegten Geldbußen in Gefängnißftrafen. 
Allerhöchſter Erlaß vom 11. April 1839 (Rhein. Samml. 

Bd. 7. ©. 42). 


Auf den von Ihnen unterm 25. März dv. $. erftatteten 
Fahresberiht wird Ihnen Folgendes eröffnet: ; 

Die Ausführung des Ober» Profuratord zu N. über die 
fernere Anmwenpbarkeit der Allerhöchſten Ordre vom 11. April 
1839, betreffend die Umwandlung der von den Verwaltungs— 
behörven feftgejetsten Gelpbußen ın Gefängnifftrafe kann ver 
Zuftize Minifter nicht mit Ihnen als rechtlich begründet aner- 
fennen. Die gedachte Ordre bat nämlich Die — zu den 
fraglichen Umwandlungen, wenn auch mit Rückſicht auf die den 
Gerichten ſonſt zuſtehende Strafgerichtsbarkeit, doch ganz ſelbſt— 
ſtändig regulirt, ſo daß eine Aenderung dieſer Strafgerichtsbar— 
keit nicht von ſelbſt eine Aenderung jener Befugniß zur Folge 
gehabt hat. Die hiernach geſetzlich begründete Praxis, nach 
welcher derartige Strafumwandlungen ohne Rückſicht auf die Höhe 
der feſtgeſetzten Geldbuße im Bezirke des Appellationsgerichts— 
hofes zu Cöln von ven Strafrathskammern der Landgerichte 
ausgeſprochen werden, im Wege der Geſetzgebung zu beſeitigen, 
iſt keine hinreichende Veranlaſſung vorhanden. Was dagegen 
die Frage betrifft, ob bei dieſen Umwandlungen je nach der 
Höhe ver feſtgeſetzien Geldbuße und ſelbſt mit Rückficht darauf, 
ob das feftgejegte Strafmaak lediglid in der den Verwaltungs: 
behörven allein zuftehenvden Befugniß zur Milvderung der Strafe 
feinen rund bat, die 88. 14. 17 oder die 88. 334. 335 des 
Strafgefegbuhs zum Maaßftabe zu nehmen find, fo muß folche 
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der richterlihen Entſcheidung für den einzelnen Fall überlaffen 
bleiben. Es wird aber fein Bedenken haben, daß bei der Um— 
wandlung folder Strafen, welche von den Polizeigerichten hätten 
erfannt werben fönnen, die Ummandlung in eine polizeiliche 
Gefängnißftrafe nah Vorfchrift des 8. 335 des Strafgeſeßbuchs 
erfolgt. 

Berlin, den 13, April 1860. 
Der Juſtiz-Miniſter. 
Un Simons. 
ven Königl. Herrn General» 
Profurator zu Cöln. 


I. 1811. Steuerfadhen 26. Vol. 6, 


74, 

Allgemeine Berfügung vom 15. April 1860, — 
betreffend die Betheiligung der Yuftizbeamten als 
Mitglieder der DVerwaltungsvorftände bei Aktien: 
und ähnlichen Gefellfchaften.. 


Nachſtehende an ſämmtliche Dbergerichte und Ober-Staats- 
anwalte erlaffene Verfügung vom 12, d. Mts. wird den ©e- 
richtsbehörden und Yuftizbeamten hierdurch zur Keuntniß und 
Nachachtung mitgetheilt. 

Berlin, den 15, April 1860. 

i Der Yuftiz-Minifter. 
Simons, 
| 8. 
Berfügung vom 12. April 1860, 


Die Betheiligung der Beamten als Mitgliever der Ber- 
waltungsvorftände (Berwaltungsräthe, Ausſchüſſe zc.) bei Aktien» 
oder ähnlichen Geſellſchaften, welche ganz oder theilweife auf 
einen Dandeld- oder Gewerbebetrieb gerichtet find, hat mehrfad) 
zu Uebelſtänden geführt, meldye e8 in einzelnen Fällen den Gen- 
tral⸗Behörden ir Nothwendigkeit gemacht haben, die betreffenden 
Beamten zur Niederlegung folder Nebenbejhäftigungen zu ver— 
anlafien. Um vergleichen Unzuträglichkeiten vorzubeugen, iſt es 
erforderlich, ver Uebernahme von Nebenbefchäftigungen ver ge- 
nannten Art Seitens der Beamten eine forgfältige Srifung der 
Trage vorangehen zu laffen, ob ven letzteren die Nebenbeſchäfti— 
gung_im dienftlihen Intereffe geftattet werben kann. 

Hinſichtlich ver richterlihen Beamten beftimmt bereit$ der 
— Zit.3 Thl. II. der Allgemeinen Gerichts-⸗Ordnung in 

erbindung mit dem $.8 Tit. 8 vafelbft, daß viejelben ohne 
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Erlaubniß des Chefs ver Yuftiz feine Nebenbedienungen anneh- 
men, viel weniger ſich mit = Based ter Privat» oder außer 
gerichtlichen Angelegenheiten ver Parteien zc. oder font mit der— 
gleichen zerftreuenden Nebengeſchäften abgeben follen, und es 
unterliegt feinem Zweifel, daß zu den bier erwähnten Neben- 
gefhäften auch die Funktion als Mitglied eines Verwaltungs: 
vorſtandes bei den oben gedachten Gejellihaften zu zählen ıft. 
- Im Anfchluß an jene gefetslihe Vorſchrift und mit Bezug auf 

die Allerhöchfte Order vom 20. November 18340 (Yuhrbüdser 
Br. 56 ©. 518) findet fi der Yuftiz- Minifter zu der Beftim- 
mung veranlaßt, daß die Yuftizbeamten aller Kategorieen, mit 
Ausnahme derjenigen, welhe, ohne eine Befoldung aus ver 
Staatskaſſe S — durch ihren Beruf darauf hingewieſen 
ſind, ihren Erwerb durch Dienſtleiſtungen für das Publikum zu 
ſuchen, ſich fernerhin nicht mehr als Mitglieder der Verwaltungs— 
vorſtände bei induſtriellen Aktien- oder ähnlichen Geſellſchafien 
betheiligen dürfen, ohne zuvor die Genehmigung tes Yuftiz- 
Minifters dazu nahgefuht und erhalten zu haben. 

Berlin, den 12. April 1860. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Simons, 
fämmtlihe Gerichtsbehörben 
und Yuftizbeamte. 
I. 981. O. 161. Vol. 2. 


75. 


Gefeg vom 21. April 1860, — betreffend die De- 
Haration des $. 54. des Gefeges über die Preſſe 
vom 12, Mai 1851. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 


Wir IR, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 

verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer bes Pandtages ber 
Monarchie, zur Deklaration des 8. 54 des Gefetes über die Preffe 
vom 12. Mat 1851 (Rh. Samml. Bd. 10. ©. 320), was folgt: 

Die Vorſchriften der 88. 71 bis 74 der Allgemeinen Ge— 
werbe-Orbnung vom 17. Januar 1845 finden auf die im $. 1 
des Geſetzes über die Preffe vom 12. Mai 1851 genannten 
Gewerbetreibenden feine Anwendung. Gegen dieſe Gewerbe- 
treibenden ift nur von dem zuftändigen Richter und nur in Ge— 
mäßheit des $. 54 des lettgenannten Geſetzes auf ven Berkuft 
der Befugniß zum Gewerbebetrieb zu erkennen. 


* 


Geſetze, Verordnungen, Reſeripte 1860. 179 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 21. April 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Scleinig. v. Patom. Gr. v. Püdler. 

v. a a Gr. v. Schwerin. 

v. Koon. 

I. 1755. P. 50. Vol. 5. 


76. 


Verfügung vom 4. Mai 1860, — betreffend die 

Verjährung der Unterfuchungen gegen flüchtige Ver— 

brecher nach Art. 637 der Rheinifchen Strafprozeß- 
| Drdnung *). 


Rheinische Strafprozeß-Orbnung Art. 637. 
Berfügung vom 19. Mai 1826 (Rh. Samml. Bd. 3. ©. 28). 


Auf Ihren Beriht vom 28. März d. 9. erklärt fich ver 
Yuftiz- Dinifter damit einverftanven, daß die wegen politifcher 
Berbrechen verfügte ftrafrechtlihe Verfolgung des N. und ver 
mit ihm in gleicher Lage befinplichen Mitbefäufvigten als ver» 
jührt zu betrachten if. Denn wenn auch der in der vorliegen- 
den Unterfuhungsfahe noch maaßgebende Art. 637 der Rhei— 
nischen Strafprozeßorbnung am Schluffe für eine Unterbredung 
der —— auch ſolche Inſtruktions-Handlungen erklärt, 
welche in der betreffenden Sache nicht gegen den ſpeziellen Mit— 
befhulvigten gerichtet waren, und im vorliegenden Falle inner- 
halb ver letten zehn Jahre noch über einzelne Komplicen abge- 
urtheilt ift, fo jpricht doch der allegirte Art. 637 nur von foldyen 
Inftruftions» Handlungen, auf welche feine Entſcheidung erfolgt 
ift. Diefe letzte Bedingung entſpricht der geſetzlichen Vorſchrift, 
daß gegen flüchtige Mitſchuldige in contumaciam verfahren wer- 
den fol. Durd das Kefkript vom 19. Mai 1826 (Rh. Samml. 
Bd. 3. ©. 28) ift aber angeordnet, daß ein folhes Kontumaziale 
Verfahren gegen Flüchtige in der Regel nicht eintreten fol und 
in Folge diefer Anordnung muß das fernere Verfahren gegen 
die verhafteten Beſchuldigten als ein von der Unterſuchung gegen 
die flüchtigen Mitbetheiligten formell getrenntes angeſehen wer- 


*) Bei ähnlicher Veranlaſſung iſt eine gleiche Berfilgung an ben 
Dber-Profurator in Düffeldorf erlaffen. | 
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den, fo daß Inftruftions- Handlungen, welche lediglich die Er- 
fteren betreffen, nicht die Wirkung einer Unterbredung ver für 
die Letzteren laufenden Berjährung äußern. 

Aus diefen Grünten werten Sie angewieſen, die Unter- 
ſuchung gegen ven N. und Gen. auf Grund der Verjährung als 
erledigt zu betradten und hiervon die betreffende Polizeibehörve 
in Kenntniß zu jegen. 

Berlin, den 4. Mai 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons, 
den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Eiberfelv. 


I. 1880. Rhein. Crimin. 1. 


77. 


Allgemeine Verfügung vom 7. Mai 1860, — be— 

treffend die Stempelverwendung in Exrpropriationg- 

Prozefien bei den Gerichten im Bezirke des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Eöln, 


Alerhöchfte Drver vom 4. Mat 1833 (Geſ.Samml. ©. 49). 
Geſetz vom 3. November 1838 $. 15 (Sef.-Samml. ©. 508). 
Sefeg vom 25. Mai 1857 (Rh. Samml. Bo. 11. ©. 345). 


Der 8. 15 des Gefetes über die Eijenbahnunternehmungen - 
vom 3. November 1838 umd die hierbei maaßgebende Allerhöchſte 
Kabinets-Order vom 4. Mai 1833, betreffend vie Stempelfrei- 
beit bei Befitveränverungen, weldye zum Zweck des allgemeinen 
Beiten angeordnet werben, jowie Die an das Kammergericht er— 
laſſene Verfügung vom 13, Juli 1845 (Rhein. Sanıml. Bd. 9. 
©. 44), nad welder diefe Stempel- und Sportelfreiheit auf 
Prozeffe über vie für ven abzutretenden Grund und Boden 
zu bewilligende Geldentſchädigung fidy nicht erftreden fol, haben 
bei ven Gerichten im Berirt des Appellationsgerichtähofes zu 
Cöln eine verfchievene Anwendung erfahren. - 

Zur Herftellung einer Gleihmäßigfeit der Stempelverwen- 
dung wird im Einverſtändniß mit dem Herrn Finanz» Minifter 
darauf aufmerffam gemacht, daß zuvörderft das Privilegium ver 
Stempel- und Sportelfreiheit ſowohl dem Erprepriationsberedy- 
tigten, al® dem zu Erpropriirenden bewilligt ift, daß aber dies 
Privilegium auf diejenigen Verhandlungen beſchränkt bleiben 
muß, welche die Befigveränvderung betreffen und nothwendig find, 
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um biefe Befiveränverung, d. b. den Eigenthumserwerb für ven 
Erpropriationsberehtigten, zum völligen Abſchluß zu bringen. 

Im Rechtsgebiete des Allgemeinen Landrechts wird Dies 
Refultat durch das von den Verwaltungsbehörden zu leitende 
Abtretungs- und Abihätungsverfahren, ſowie durch die Empfang» 
nahme over gerichtliche Depofition ver-Entihädigungsgelver, und 
dur die in der Hypothekenverfaſſung begründete —— 
vollſtändig erreicht. Die auch dort zuläſſige gerichtliche Klage 
auf Erhöhung ver zugebilligten Entſchädigung iſt auf die Beſitz⸗— 
veränderung ohne —— und es iſt deshalb mit Recht in der 
Verfügung vom 13. Juli 1845 ausgeſprochen, daß jenes Pri— 
— ſich auf Prozeſſe über dieſe Entſchädigung nicht er- 
re 


Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln bildet da— 
gegen nad) dem Syſtem des Erpropriationsgeſetzes vom 8. März 
1810 vie gerichtliche Feftftelung ver Entſchädigung einen inte- 
grirenden Theil ber zur Befitzveränvderung nothwendigen Ber: 
bandlungen, indem die nad) Art. 13 dieſes Geſetzes auf einfei- 
tigen Antrag erfolgende und jedenfalld ftempelfreie Einweifung 
des Erpropriationsberedhtigten in den Beſitz nur unter gewiſſen 
Beringungen geihieht, zu denen namentlid die vertragsmäßig 
oder im Wege des Prozeſſes erft zu bewirfende Feftftellung der 
Entfhärigung gehört. Im dem lediglich nad den Borfchriften 
des Geſetzes vom 8. März 1810 betriebenen Expropriations» 
verfahren würde daher auch diefen Verhandlungen und Urtheilen 
Stempelfreibeit zuftehen. 

Dagegen bat die Novelle zu biefem Erpropriationggefeße, 
nämlich das Gefeb vom 25. Mai 1857 (Rh. Samml. Bo. 11. 
©. 345) ein Berfahren eingeführt, nad welchem die vorläufige 
Feftftellung der Entfhädigung, ähnlich wie im Rechtsgebiete des 
Allgemeinen Landrechts, von den Verwaltungsbehörden bemirkt 
wird, und die Befitveränderung mit dem im 8. 2 der Novelle 
vorgefchriebenen Erpropriations- Erfenntniffe und deſſen Boll- 
ftredung, fowie mit ver Zahlung oder Depofition des vorläufig 
feftgeftellten Entfchädigungsbetrages ihren Abſchluß findet. Fer— 
nere Verhandlungen, namentlih das nah 8. 7 verbehaltene ge- 
richtlihe Berfahren über vie Entihäpigung haben daher auf 
Stempelfreiheit feinen Anſpruch. 

Berlin, ten 7. Mai 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An imong. 
bie Juſtizbehörden im Bezirf des Königl. 
Appellationdgerichtähofes zu Cöln. 


I. 961. Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 
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78. 

Sefeg vom 14. Mat 1860, — betreffend das ſtäd— 
tifche Einzugs-, Bürgerrechts- und Einkaufsgeld. 
Gef.-Samml. ©. 237. 

I. 2325. S. 12. yol. 5. 


79. 

Allgemeine Verfügung vom 20. Mai 1860, — be- 
treffend die Betheiligung der Mitglieder beider Häufer 
des Landtags an den Funktionen der 

Sefhmworenen. 
ar Pe 3. Januar 1849 88. 66—68 (Gef.-Samml. 


Geſetz — 3. Mai 1852 Artikel 58 und 60 (Sef.-Samml. 
. 221). 
Rheinische Strafprozeß-Ordnung Artikel 387. 395. 


Um zu vermeiden, daß Mitglieder des Landtags während 
der Dauer bdefjelben als Gefhworene einberufen werden, find 
von dem Herrn Minifter des Innern hinfihtlidh ver nach 88. 66 
und 67 der Berorpnung vom 3. Januar 1849 und Artikel 58 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852, beziehungsweife Artikel 387 
und 395 der Rheinifhen Strafprozeh- Drbnung, aufzuftellenden 
Dienft- und Ergänzungsliften die erforverlichen —— 
an die betreffenden Verwaltungsbehörden erlaſſen worden. a 
jedoch die Eigenſchaft einer Perſon als Mitglied des Landtags 
erſt nach Ueberſendung der Liſten an das Gericht, beziehungs- 
weile an den Aififen- Präfiventen, entftanven over befannt ge— 
worden, oder aud die Eintragung in diefelben aus Verſehen er- 
folgt fein fann,. fo ift von den Borfigenden ver Schwurgeridhte 
darauf zu adıten, daß in die von ihnen nah $. 68 der Verord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849 und Artikel 60 des Geſetzes vom 
3. Mat 1852, beziehungsweife nach Artikel 387 der Rheinifchen 
Strafprozeß-Ordnung, feftzuftellende Dienftlifte vie Mitglieder 
tes Yandtags nicht aufgenommen werben. 


Berlin, ven 20. Mai 1860. 
- Der Yuftiz- Minifter. 


An ſämmtliche Gerichte, Simons. 
I. 1780. Crimin. 4, Vol. 14, 
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Geſetz vom 21. Mai 1860, — betreffend die Ab- 
änderung mehrerer auf das Poftwefen fich beziehenden 
Vorſchriften. | 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 


Wir Dun, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monardie, was folgt: \. 


8. 1. 

Der nad $. 5 Nr. 3. des Geſetzes über das Poſtweſen 
vom 5. Juni 1852 (Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 437) für un- 
gemünztes Gold und Silber, Juwelen und Pretiofen, fowie ver 
nad) Nr. 4 ebendafelbft für Padete bis zu zwanzig Pfund be- 
ftehende Poftzwang wirb aufgehoben. 


8. 2. 

Unverſchloſſene Briefe, melde in verfiegelten, zugenäheten, 
oder fonft verfchloffenen Packeten verfandt werben, find den ver- 
fchlofjenen Briefen gleich zu achten und dürfen, mit Ausnahme 
der in den 88. 7 und 8 des Gefetes vom 5. Juni 1852 bes 
ftimmten Fälle, nicht auf andere Weife als durd die Poft ver- 
fandt werden. Im Uebertretungsjalle treffen den Verſender bie 
in den 88. 35 und 36, den Befürberer aber, fofern er ben ver- 
botwibrigen Inhalt des Padets zu erfennen vermochte, die in ben 
88. 32 und 34 des genannten Geſetzes beftimmten Strafen; 
doch fell es geftattet * verſiegelten, zugenäheten, oder ſonſt 
verſchloſſenen Packeten ſolche ———— Briefe, Falkturen, 
Preiskurante, Rechnungen und ähnliche Schriftſtücke beizufügen, 
welche den Inhalt des Packets betreffen. 


8.3, 

Der Boftzwang für Zeitungen und Anzeigeblätter ($. 5 

Nr. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1852) wird auf Zeitungen po= 
litiſchen Inhalts beſchränkt. 


. 4. 

Es ſteht fortan einem Jeden die Befugniß zu, Gegenſtände, 
welche dem Poſtzwange nicht unterworfen ſind, gegen Bezahlung 
mit unterwegs ——— Transportmitteln oder zwiſchen be⸗ 
ſtimmten Orten mit regelmäßig feſtgeſetzten Abgangs- oder An- 
kunftszeiten zu beförbern, 


8.5. 
Für die Verbindlichkeit der Eifenbahngefellfchaften zum un« 
entgeltlihen Transport von Poſtſendungen ($. 36 Nr. 2 des 
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Geſetzes vom 3. November 1838, Gefet - Samml. ©. 513) 
bleiben Hinfiht® der feit dem Erlaß des Gefetes vom 5. Juni 
1852 bereit8 konzeſſionirteu und der noch zu konzeffioniren- 
ven Eifenbahngefellfchaften die Beftimmungen des Geſetzes vom 
5. Juni 1852 über den Umfang des Poftzwanges maaßgebend. 

Für die desfallfige Verbindlichkeit ver bereits vor dem Erlaß 
des Geſetzes vom 5. Juni 1852 Eonzeffionirten Eifenbahngefell- 
ſchaften bewendet e8 bei der Beftimmung des 8. 9 des ebenge- 
nannten, Geſetzes. 


— 


8. 6. 

Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. September 1860 
in Kraft. Der Minifter für Hantel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten ift mit der Ausführung defjelben beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860, 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simone v. Scleinig. v. Patow. Gr. v. Pückler. 

v. a a as Gr. v. Schwerin. 

v. Roon. 


I. 2225. P. 20. Vol. 6. 


81. 


Geſetz vom 21. Mai 1860, — betreffend die ander— 
weitige Einrichtung des Amts- und Zeitungs- 
Kautionsweſens. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir — von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 

verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Yandtages ber 
Monarchie, was folgt: 


a 

Die in Gemäßheit der Verortnung vom 11. Februar 1832 
wegen Regulirung des Kautionsweſens für Stautsfaffen- und 
Magazin- Beamte (Rhein. Samml. Bd. 3. ©. 482) und ber 
88. 11 ff. des Geſetzes über die Preffe vom 12. Mat 1851 
(Rhein. Samml. Bd. 10..©. 311) dem Staate zu beftellenven 
Kautionen find in inländifhen Staatspapieren nad) dem Nenn- 
werthe zu erlegen. Den Kautionsbeftellern fteht zwifchen ben 
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verfchiedenen Gattungen von Staatspapieren bie Wahl frei. 
Der Zeitpunkt, von welchem ab diefe Anordnung in Kraft zu 
treten hat, wird durch Königliche Verordnung beftimmt werten. 


cr 

Die zur Kaution — Staatspapiere ſind bei denjenigen 
Kaſſen, welche zur Aufbewahrung derſelben ven ten Verwal— 
tungschefs im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſter werden 
beſtimmt werben, unterpfändlich niederzulegen. Den Kautions— 
beſtellern werden die Zinsſcheine belaſſen. Bei Ausreichung neuer 
Zinsſcheine werden dieſe von den betreffenden Kaſſen eingezogen 
und den Kautionsbeſtellern ausgehändigt. 


843. 

Iſt zur Verſilberung einer Kaution zu ſchreiten, jo fann 
der Sautionsbefteller im Aufſichtswege angehalten werben, bie 
noch nicht fälligen Zinsfcheine herauszugeben. Den Behörden 
fteht vie Wahl rei an welcher inländitchen Börfe die Veräuße— 
rung zu bewirken if. Die Beftimmung im 8.18 des Geſetzes 
vom 4. Yuli 1822 (Gef.-Samml. ©. 178) bleibt infoweit außer 
Anwendung. 


8. 4. 
Die Kautionen ($. 1) müflen wenigftens funfzig Thaler. ber 
tragen, und bei höherem Betrage durch funfzig theilbar fein. 


8, 5. 
Hinfichtlic der bis zur Br des gegenwärtigen Öe- 
fetzes beftellten KRautionen verbleibt es bei den beftehenven Vor— 
fchriften, mit der Maafigabe, daß aus dem bei der Hauptver- 
waltung der Staatsfhulden angefanmelten Kautionsvepofitum 
die Rüdzahlung bewirkt wird. 


86. | 
Wird die Erhöhung folder Kautionen ($. 5) nad) Aus- 
führung des gegenwärtigen Geſetzes erforderlich, fo tritt vie Rück— 
zablung aus dem Kautionsvepofitum ebenfalls ein, und es muß 
die neue Kaution, in ihrem. ganzen Betrage, nach den, Bor: 
fchriften des gegenwärtigen Gefetes beftellt werten. 


8.7. 

Der bei Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes zur Ber- 
infung der in baarem Gelde bejtellten Kautionen im Staats— 
— — ausgeworfene und ſo lange als nöthig auch in 
die künftigen Etats zu übernehmende Betrag iſt, ſoweit er in 
Folge der Kautionsrückzahlungen (88. 5 und 6) erſpart wird, 
aljährlih an vie Hauptverwaltung ver Staatsfchulden behufs 
ver Berftärkung des Kantionsvepofitums abzuführen, bis das letz⸗ 
tere die zur Dedung der gedachten Kautionen erforberlihe Summe 
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erreicht haben wird. Nach Eintritt dieſes Zeitpunftes find alle 
in baarem Gelde erlegten Kautionen zuriidzuzahlen und durch 
andere nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu be- 
ftelenve Kautionen zu erjegen. Der Finanz» Minijter hat den 
Zeitpunkt und das Nähere zur Ausführung diefer Anordnung 
zu beftimmen. ' 


8. 8. 
Die Verorbnung vom 11. Februar 1832 (Rhein. Samml. 
Bd. 3. ©. 482), die 88. 11 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1851 
(Rhein. Samml. Bo. 10. ©. 311) und die fonft über das Amte- 
und Zeitungs-Rautionswefen ergangenen Beftimmungen bleiben, 
ne fe in Borftehendem nicht aufgehoben oder abgeändert find, 
in Kraft. 


— .9. 
Die Ausführung dieſes ER wird dem Finanzminifter 
übertragen. : 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ven 21. Mai 1860, 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


* 


Simons. dv. Scleinig. v. Patow. Gr. v. Püdler. 
v. kin are Gr. v. Schwerin. 
v. Koon 


I. 2226. C. 18. Vol. 6. 


82. 


Verordnung vom 21. Mai 1860, — betreffend die 
Beftimmung des Zeitpunfts, von welchem ab das 
Geſetz wegen anderweitiger Cinrichtung des Amts- 
und Zeitungs -Kautionswefens in Kraft zu 
treten hat. | 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 


Wir — von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 
verordnen, in. Gemäßheit des 8. 1 des Geſetzes vom heutigen 
Tage wegen amberweitiger Einrichtung des Amts- und Zei— 
tungs-Rautionswejend, auf den Antrag des Staatdminifteriums, 
was folgt: 
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we 
Das Gefeß vom heutigen Tage wegen anberweitiger Ein« 


richtung des Amts» und Zeitungs» Kautionswefend tritt vom - 


1. Juli des laufenden Jahres an in Kraft. 


8. 2. 
Der Finanzminifter wird mit der Ausführung diefer Ver- 
orbnung beauftragt. 
Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Hehdt. 
Simons v. Scleinig. v. Patow. Gr. v. Piüdler. 

v. er Gr. v. Schwerin. 

v. Roon. 


I. 2227. 0. 18. Vol. 6. 


83. 


Gefeg vom 1. Zunt 1860, — betreffend die Auf- 
hebung verſchiedener Beftimmungen über den Verkehr 
mit Staats- und anderen Papieren, fowie über die 
Eröffnung von Aktienzeihnungen für Eifenbahn- 
Unternehmungen. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige. 


Wir an von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monardie, was folgt: 

Die Berordnung vom 19. Januar 1836, betreffend ben 
Verkehr mit Spanifchen und fonftigen auf jeden Inhaber 
lautenden Staats» oder Kommunal⸗Schuldpapieren (Gef.- 
Samml. S. 9—11), 

die Verordnung vom 13. Mai 1840, betreffend ven Verkehr 
mit ausländifhen Papieren (Gef.-Samml. ©. 123), und 

die Verordnung vom 24. Mai 1844, betreffend die Eröff- 
nung von Aftienzeihnungen für Eifenbahn - Unterneh» 
mungen und ben Berfehr mit ven dafür ausgegebenen 
Papieren (Rh. Samml. Bd. 8. ©, 269), 

werben aufgehoben, 
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Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbäntigen Unterfchrift 
und beigebrudtem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, ven 1. Juni 1860. 

(L. S) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Pückler. 

v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. 

v. Roon. 


I. 2229 8. 13. Vol. 7. 


84. 


Geſetz vom 8. Juni 1860, — betreffend die Be— 
fugniß der Auditeure zur Aufnahme von Akten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Förmlichkeiten der mi— 
litairiſchen Teſtamente und die bürgerliche Gerichts— 
barkeit über Preußiſche Garniſonen im Auslande. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir — von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent 
verordnen, mit Juſtimmung beider Häuſer des Landtages, für 
den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: | 


Abſchnitt 1. 


Bon der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Auditeure 
und Militair-Behörpden. 


8.1. 

Aupditeure ſolcher Truppentheile, melde fib im Auslande 
befinden, oder nad der Mobilmahung ihre Stantquartiere ver— 
laſſen haben, find befugt: 

1) Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einjchließ- 
lid letztwilliger Verordnungen der zu den gedachten 
Truppentheilen gehörigen Perfonen, welche nadı $. 1 
und $. 18 Wr. 1. 2. 3. Th. II. des Militair- Straf- 
— vom 3. April 1845 in Kriegszeiten den 

ilttairgerichtsftand haben, aufzunehmen und zu be— 
glaubigen; 

2) Requifitionen um Bornahme gerihtliher Handlungen, 
ſowie um Aufnahme geridhtlicher Verhandlungen zu 
erledigen. — 
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Letztwillige Verordnungen fünnen in dem vorausgefegten 
alle auch von einem fommandirten Sriegsgeriht, aus einem 
Dffizier und einem Auditeur beftehend, aufgenommen werten. 

we? 

Die auf Grund des vorftehenten Paragraphen aufgenont- 
menen Berhandlungen find fo anzufehen, ald ob fie innerhalb 
tes Rechtsgebiets des Allgemeinen Landrechts von einem Civil» 
gericht aufgenommen wären. Erfordern die für diefe Eivilgerichte 
— Vorſchriften die Zuziehung eines Protolollführers, fo 
ann deſſen Stelle ein zweiter Auditeur oder ein für den ſpe— 
ziellen Fall over ein- für allemal vereideter Offizier oder Unter- 
offizier vertreten. | 


8. 3. 

Die aufgenommenen Berkandlungen (8. 1) der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, fofern fie nit blos die Erledigung von Re 
quifitionen betreffen, find ven ven Auditeuren, nachdem die etwa 
erforderlichen Ausfertigungen ertheilt worden, den Gerichten erfter 
Inftanz, in deren Bezirk der betreffente Truppentheil fein Stand» 
guartier hat, zur Aufbewahrung und weiteren gejeglichen Ver— 
anlaffung zu überjenven. 

Iſt das Stantquartier im Bezirk des Appellationsgerichts- 
— zu Cöln, ſo geſchieht die Ueberſendung an das Kreisgericht 
zu Weſel. 


Abſchnitt I. 


Bon den privilegirten militairiſchen Teſtamenten. 


8. 4. 

In Kriegszeiten oder waͤhrend eines Belagerungszuſtandes 
(Geſetz vom 4. Juni 1851, Ah. Samml. Bd. 10. S. 358) fünnen 
die im $.1 Nr. 1 bezeichneten Perfonen unter ven in dem $. 5 
angegebenen Vorausſetzungen lettwillige Verordnungen aud in 
den im $. 6 angegebenen Formen gültig errichten (privilegirte mili— 
tairiſche Teſtamente). Die Vorrechte rer Militairperfonen in Be- 
ziehung auf dieſe lettwilligen Verordnungen beftehen allein darin, 
daß fie nah Maaßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen ten filr 
ordentliche Teftamente vorgeſchriebenen Förmlichkeiten nicht unter- 
worfen find. i 


$- RR 
Die Befugnif, in Kriegszeiten oder während eines Bela— 
—— privilegirte militairiſche Teſtamente zu errichten, 
eginnt für die im 8. 1 Nr. 1 bezeichneten Perſonen von der 
Zeit, wo fie entweder ihre Stantquartiere ober im Fall ihnen 
folche nicht. angewiejen geweſen find, ihre bisherigen Wohnorte 
im Dienfte verlaflen oder in denſelben angegriffen over belagert 
werben. 
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Kriegsgefangene und Geißeln haben dieſe Befugnif, jo lange 
fie fi) in der Gewalt des Feindes befinden. 


6. 
Privilegirte militairiſche — ſind in gültiger Form 
erridhtet: - 

1) wenn fie von dem Zeftator eigenhändig gefchrieben und 
unterjchrieben find; 

2) wenn fie von tem Zeftator eigenhändig unterfchrieben 
und von zwei Zeugen oder einem Auditeur oder Of— 
fizier mitunterzeichnet find; 

3) wenn von einem Auditeur oder Offizier, unter Zu— 
ziehung zweier Zeugen oder eines zweiten Aupiteurs 
oder Offiziers, über die mündliche Erklärung des Te- 
ſtators eine fchriftlihe Berhandlung aufgenommen und 
diefe dem Zeftator vorgelefen, fomie von dem Auditeur 
oder Offizier und ten Zeugen unterfchrieben ift. 

Bei verwundeten oder franfen Militairperjonen fünnen die 
unter Nr. 2 und 3 erwähnten Auditeure und Offiziere durch 
Militairärzte oder höhere Lazarethbeamte oder Militairgeiftliche 
vertreten werben. 


8.7. 

Die im $. 6. erwähnten Zeugen find Beweiszeugen; fie 
brauchen nicht die Eigenfchaft von Inftrumentszeugen zu haben 
und es fann die Ausfage eines derjelben für vollftändig bewei- 
ſend angenommen werben. 


> 

Die nah Vorſchrift des % 6. Nr. 3 aufgenommene Ber- 
handlung bat in Betreff ihres Inhalts und der in ihr ange- 
— Zeit der Aufnahme die Beweiskraft einer öffentlichen 

rkunde. 

Iſt in dem eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen, 
oder in dent eigenhändig unterſchriebenen Teſtament (8. 6. Nr. 1. 2) 
bie Zeit der Errichtung angegeben, fo ftreitet die Bermuthung, 
* — Beweiſe des Gegentheils, für die Nichtigkeit dieſer 

ngabe. 

Eine gleiche Vermuthung ftreitet dafür, daß das Teflament 
während bes die privilegirte Form zulaffenden Ausnahmezuftan- 
des errichtet ift, wenn daſſelbe während dieſer Zeit over inner- 
halb vierzehn Tage nad deren Aufhören einer vorgejegten 
Militairbehörbe zur Aufbewahrung übergeben ift, oder wenn 
daffelbe in dem Feldnachlaß des Teſtators aufgefunden wird. 


8.9, 

Privilegirte militairifche — verlieren ihre Gültig⸗ 
feit mit dem Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an wel— 
dem ber Zruppentheil, zu dem der Teſtator gehört, demobil 
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emacht ift, ober ver Zeftator aufgehört hat, zu dem mobilen 
ruppentheil zn gehören, over als Kriegsgefangener over Geißel 
aus ver Gewalt des Feindes entlaffen ıft. 

Der Lauf diefer Frift wird jedoch fuspendirt durch anhal- 
tende Unfähigkeit ves Teftators zur Errichtung einer andermeiten 
lettwilligen Verordnung. 

Wenn ver Teftator innerhalb des Jahres vermißt und in 
einem Berfahren auf Tovdeserflärung, oder, in dem Bezirke des 
Appellationsgeridhtshofes zu Cöln, auf Abwefenheitserflärung 
feftgeftellt wird, daß er feit jener Zeit verſchollen ift, jo tritt die 
Ungültigfeit des Teftamentes nit ein. 


8. 10. 
Das privilegirte militairische Teſtament verliert duch De: 
fertion des Teſtators feine Gültigfeit, und dieſe wird durch den 
erhaltenen Pardon nicht wiederhergeftellt. 


. 11. 

Privilegirte iliteiriſte Teſtamente ſind dem ordentlichen 
perſönlichen Gerichte des Teſtators zur Aufbewahrung und wei— 
teren geſetzlichen Veranlaſſung zu überſenden. Gehört dies Ge— 
richt zum Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, ſo ge— 
ſchieht die Ueberſendung an den General-Prokurator bei demſelben, 
der durch den betreffenden Landgerichtspräſidenten die Hinter— 
legung bei einem Notar, nach Maaßgabe der für olographiſche 
Teſtamente im Artikel 1007 des Cövilgeſetzbuches beſtehenden 
Vorſchriften, veranlaßt. 

12 


8. 12. 

Die Beftimmungen der vorftehenden 88. 4—11 finden auf 
alle zur Befagung eines in Dienft geftellten Schiffes over Fahr- 
zeuges gehörenden Perionen ver Königlihen Marine und auf 
alle anderen auf einem folhen Schiffe oder Fahrzeuge befind— 
lichen Perfonen mit dem Augenblide Anwendung, wo das Schiff 
oder Fahrzeug mirklich in Dienft geftellt ift und den Hafen ver- 
laſſen hat. 

Die im $. 9 beftimmte Frift von einem Jahre wird von 
dem Tage an gerechnet, an welchem das Schiff over Fahrzeug 
außer Dienft geftellt ift, oder der Teftator aufgehört hat, zu 
demfelben zu gehören. 


Abſchnitt II. 
Bon der bürgerlihen Gerichtsbarkeit über Preußiſche 
» Garniſonen im Auslande. 


8. 13. j 
Die dur die Allerhöchſte Order vom 19. Juli 1834 (Rh. 
Samml. Br. 4. S, 102) und Artifel VIII. Abſatz 1 des Geſetzes 
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vom 26. April 1851 (Geſ.Samml. ©. 184) wegen der Gerichts⸗ 
barkeit über die Preußiſchen Garniſonen der Bundeöfeftungen 
Mainz und Luremburg getroffenen Beitimmungen fönnen durd) 
Königlihe Berorinung aud auf andere Truppentheile, welche ſich 
dauernd im Auslande aufhalten, für anwenbbar erklärt werben, 
wobei tasjenige inländiſche Gericht erſter Inſtanz zu beftimmen 
ift, weldem vie Gerichtsbarkeit in dem Umfange des gedachten 
Geſetzes zuftehen joll. 

Un die Stelle ver Beitimmung in Nr. 3 der Allerhöchiten 
Drter vom 19. Juli 1834, daß bei Teftamentsaufnahmen im 
Nothfalle vie SS. 194 und 200 Tit. 12 Th. I. des Allgemeinen 
Landrechts zur Anwendung kommen jollen, treten vie Vorſchriften 
bes gegenwärtigen Geſetzes über privilegirte militairifhe Teſta— 
mente. 


Schlußbeitimmungen. 


8. 14. 

Alle dieſem Geſetze entgegenftehenden Vorfchriften, mament- 
ih die Vorjchriften des gemeinen Rechtes über militairifche 
Teitamente; vie SS. 177 bis 197 Th. L- Zit. 12 des Allge- 
meinen Laudrechts und die SS. 36 bis 38. Al des Anhanges 
zum Allgemeinen Landrecht; die Allerhöchfte Orver vom 24. April 
1812 und die Bekanntmachung vom 27. Auguft 1812 (Gejeg- 
Summl. von 1812 ©. 129. 174); der $. 418 des Anhanges zur 
Allgemeinen Gerichts-Ordnung; jowie die Vorſchriften des Rhei— 
niſchen Civilgeſetzbuches in ven Artifeln 981 bis 984 und 988 
bis 997, letztere jevoh nur, ſoweit fie die auf einem Kriegs— 
ſchiffe errichteten Teftamente betreffen, werden aufgehoben. Ebenfo 
wird die Allerhöchſte Drver vom 2. September 1815 (Öefeg- 
Samml. ©. 197) aufgehoben. 

280 in einem Geſetze, wie 3. B. in den $$. 198. 205 Tit. 12 
Th. I. ves Allgemeinen Landrechts, auf die aufgehobenen Be- 
ftimmungen Bezug genommen ift, treten die Borjchriften dieſes 
Geſetzes an deren Stelle. 

Urfundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterjchrift 
und beigeprudtem Königlihen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Yunt 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simond. v. Schleinig. v. Patow. Gr. v. Püdler. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon.; 


I. 2326. M. 52. Vol. 14, 


Geſetze, Verordnungen, Referipte 1860, 193 


85. 


Gefeg für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln vom 8. Juni 1860, — betreffend die Auf- 
bebung ver auf die Arbeitsbücher und auf die 
Quittungsbücher bezüglichen Beflimmungen ıc. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
verorbnen für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, 
mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Die auf die Arbeitsbücher ver Gefellen, Gehülfen und Fa— 
brifarbeiter, fowie auf die Quittungsbücher der Werkmeifter be— 
züglihen Beitimmungen, melde für die inte Rheinſeite das 
Geſetz vom 22. Germinal Jahres XI. (12. April 1803), bes 
treffend Manufalturen, Fabriken und Werkftätten, Artifel 12 
und 13, der Kegierungsbeihluß vom 9. Frimaire Jahres XI. 
(1. Dezember 1803), betreffend die Arbeitsbücher, und das Geſetz 
vom 18. März 1806, betreffend die Einrichtung eines Rathes 
von Gewerbverftändigen zu Lyon, Titel IIL., für die rechte Rhein— 
feite das Defret vom 3. November 1809, betreffend die wechſel⸗ 
feitigen Verpflichtungen der Arbeiter und Arbeitgeber, Titel IL, 
und das Dekret vom 17. Dezember 1811, betreffend die Errich⸗ 
tung von Räthen ver Gewerbverftändigen, Titel III. Seftion V. 
Artikel 55 bis 66, enthalten, find aufgehoben. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, ven 8. Juni 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Brinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Scleinig. v. Patow. Gr. v. Püdler. 
v. ie age: Gr. v. Schwerin. 
v. oon. 


I. 2614. Rhein. Gener. 143, Vol. 2. 


ZI. 13 
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86. 
Geſetz vom 27. Juni 1860, — betreffend die Ab- 
änderung einer Beftimmung in $. 20 des Geſetzes 
vom 2. März 1850 über die Errichtung von Renten- 
banken (Rhein, Samml. Bd. 10, ©. 166), 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der 
Monarchie, was folgt: 
8. 1. 

Der im zweiten Satze des 8. 20 in dem Geſetze über die 
Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1860 (Rh. Samml. 
Bd. 10. S. 166) feſtgeſtellte Betrag von fünf Silbergroſchen, bis 
u welchem bei —— rentenpflichtiger Grundſtücke die 
— Ablöſung der vertheilten Rentenbeträge durch Kapitäls— 
zahlung nach den Vorſchriften des 8. 23 1. c. verlangt werben 
fann, wird auf Einen Thaler erhöht. 


8.8, 

Diefe Beftimmung findet aud) auf die den Provinzial- 
Rentenbanten nad) $. 58 1. c. zur Mitverwaltung überwiefenen 
Tilgungskaſſenrenten und auf die nah $. 64 1. c. regulirten 
Domainenrenten Anwendung. 

8. 3. 

Dem gegenwärtigen Geſetze unterliegen alle Zerftüdelungen 
von rentenpflichtigen Grundftüden, welche nad deſſen Verkuͤn⸗ 
bung eintreten. 

Urkundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Baden-Baden, ven 27. Juni 1860. 

(L. S.) Wilhelm, Brinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Schleinig. Gr. v. Püdler. v. Bethmann-Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


I. 2812. Gutsherrliche Verhältniffe 36. Vol. 2. 
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87. 


Allgemeine Verfügung vom 30. Juni 1860, — 
betreffend die Anfertigung der fchriftlichen Probe- 
arbeit bei der zweiten juriftifchen Prüfung. 
Regulativ v. 10. Dezbr. 1849 (Rh. Samml. Bo. 10. ©. 72). 


Es find in einzelnen Fällen Zweifel darüber entitanden, 
wie zu verfahren fei, wenn einem Kandidaten ber zmeiten ju— 
riftifhen Prüfung die nah dem Regulativ vom 10. Dezember 
a B. anzufertigende jchriftlihe Probearbeit nicht gelun- 

en ift. 

. Zur Befeitigung diefer Zweifel und zur Herftellung eines 
gleihmäßigen Verfahrens beftimmt ver Juſtiz-Miniſter hierdurch, 
daß in einem foldhen Falle dem betreffenden Auskultator zwar 
ein zweites Probe-Referat ohne Weiteres zugetheilt werden darf, 
daß jedoch, wenn auch diefer zweite Verſuch mißlingen follte, 
dem Kandidaten eine dritte Probearbeit nicht zuzutheilen, viel 
mehr zur weiteren Beftimmung an den Yuftiz- Minifter zu be— 
richten: ift. 

Berlin, ven 30, Juni 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
die Präfidien fämmtlicher Königl. 
Appellationsgerichte. 
I. 2018. Rhein. Dffisianten-Saden 7. Vol. 4. 


88. 


Allgemeine Berfügung vom 3. Auguft 1860, — 
betreffend das Verfahren Hinfichtlih der Amtsfau- 
tionen, welche Yuftizbeamte zu beftellen haben. 


Gefeß und Verordnung vom 21. Mai 1860 (S. 184 viefes 
Bandes). 


I. Auf Grund des $.2 des Geſetzes wegen anderweitiger 
Einrihtung des Amts- und Zeitungs -» Kautionswefens vom 
21. Mai 1860 wird hierdurh im Einverftändniffe mit dem 
Herrn Finanz-Minifter beftimmt: 

1) daß in allen Lanvestheilen, mit Ausſchluß des Bezirks 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, die Amtsfautionen, 
weldye Zuftizbeamte zu beftellen haben, bei den Depofito- 


13* 
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rien der betreffenden Gerichte erfter Inftanz, auf beren 
Etat fie ftehen, nieverzulegen find; 

2) daß in dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
die Kautionen der Oerichtövollzieher bei der Regierungs— 
Hauptkaffe desjenigen Bezirks, in weldiem der Ort ber 
Anftelung der Kautionsbefteller belegen ift, niedergelegt 
werben jollen. 


II. Dabei wird den Gerichtsbehörden zur Ausführung des 
Sejetes vom 21. Mai 1860 Folgendes eröffnet. 


1) Die inländifchen Staatspapiere, welde zur Kautionsbe— 
ftellung verwendet werben ee find zur Zeit die 4'/- 
resp. dprozentigen Schuldverjhreibungen der Staatdan- 
leihen der Jahre 1848, 1850, 1852, 1854, 1855, 1856, 
1857 und 1859, die Aprozentigen Schulvverfchreibungen 
der Staatsanleihe vom Jahre 1853, die Obligationen der 
Staat3- Prämien- Anleihe vom Jahre 1855, die Aprozen- 
tigen Stammaltien der Niederſchleſiſch-Märkiſchen- und 
der Münfter » Hammer - Eifenbahn, die 3", progentigen 
Staats: Schuldicheine, die 3'/, prozentigen Kurmaͤrkiſchen 
und Neumärkifhen Schulpverfhreibungen und die von dem 
Regierungs» Präfivium in Merfeburg im Auftrage ver 
Hauptverwaltung der Staatsfhulven ausgefertigten Steuer» 
Kredit-Kaffenfheine vom Jahre 1836. 

2) Die zu deponirenvden Kautiond- Effekten find bei ver An- 
nahme zum Depofitorium außer Kours zu fegen. 

3) Werden als Kaution hinterlegte Effekten zur Tilgung aus- 
gelooft, fo find die Kautionsbefteller darauf aufmerkfam 
zu machen, und aufzuforvern, diefelben zur Vermeidung 
eines Zinfenverluftes rechtzeitig durd) andere Staatspapiere 
von gleihem Nominalbetrage zu erjegen. Die Kealifirung 
der gefündigten Effekten und ver Anfauf der. in Stelle 
berfelben zu hinterlegenden Staatspapiere find, wenn die 
Umftände im Intereſſe des KRautionsbefteller8 dies wün— 
ſchenswerth machen, auf den Antrag veflelben von ver 
Gerichtsbehörde, in deren Depofitorium die Kaution nie= 
— ift, resp. von der Regierungs⸗Hauptlaſſe zu be— 
wirken. 

Wird ein Antrag der Art nicht geſtellt, und werden 
die ausgelooſten —32*— gleichwohl binnen Jahresfriſt 
nach den Fälligkeits-Terminen nicht ausgetauſcht, ſo ſind 
dieſelben von der Gerichtsbehörde, resp. von der Regie— 
rungs-Hauptkaſſe zu realiſiren. Der Kautionspflichtige 
iſt hiervon zu benachrichtigen und ber eingezogene Geld» 
betrag fo lange als Kaution zu aſſerviren, bis ver Kau— 
tionspflichtige eine andere Kaution in Effekten beftellt. 
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4) Nah Hinterlegung ver Kaution im gerichtlichen Depofito- 
rium ift dem Kautionsbefteller von dem betreffenden Ge— 
richt auf Grund der zu den Alten zu nehmenden Depojital« 
Quittung ein Empfaugſchein nad) dem unter a. nadyftehend 
abgevrudten Schema unter Unterfhrift und Siegel des 
Gerichts zu ertheilen, in weldem ver Name des Kautions- 
befteller8, der Grund der Kautionsbeſtellung und die als 
Kaution deponirten Effekten nad Oattung, Pitera, Num— 
mer und Betrag genau anzugeben find. 

Etwa eintretende Veränderungen in dem Beftande einer 
Kaution find auf vem Empfangſcheine zu vermerfen. Even- 
tualiter ift der ertheilte Eupfangſchein zurüdzuziehen und 
durch einen neuen zu erfeßen. - 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln wer» 
rt 2 Empfangfcheine von den Negierungs- Hauptkaffen 
ertheilt. 

5) In den Vorſchriften, denen zufolge in gewiſſen Fällen die 
allmälige Anjammlung von Slautionsbeträgen geſtattet ift, 
bat das Gefeb vom 21. Mai d. I. nichts geändert. Die 
Anſammlung der zur Beihaffung ver Kautions - Effekten 
erforderlihen Geldmittel erfolgt in Fällen diefer Art durch 
die dem. betreffenden Beamten vorgeſetzte Behörde. Die 
lettere hat aud den Ankauf der Kautions - Effekten aus 
den angefammelten Geldmitteln nad den Anträgen bes 
Kautionspflichtigen zu bewirken, die angefauften Effekten 
nebft den etwa dazu gehörigen Talons aber in dem Depo- 
fitorium nieberzulegen. 

6) Die Kautionen, welche nah dem Gehalt des Kautiong- 
pflichtigen fi bemeffen, müſſen nad $. 4 des Gefetes 
vom 21. Mai d. J. mindeftens 50 Thaler betragen und 
durh die Zahl 50 theilbar fein. Derjenige Theil ver 
nah dem Dienfteinfommen eines Fautionspflichtigen Be— 
amten zu berechnenden Kaution, welcher durch 50 nicht 
theilbar ift, wird nicht berüdfichtigt, wenn er den Betrag 
von 25 Thalern nicht erreicht, wogegen Beträge von 
25 TIhalern oder darüber für volle 50 Thaler als Kaution 
zu berechnen find. Wenn alfo beifpielsmweife ein Beamter 
eine Kaution in Höhe der Hälfte feines Gehalts zu be- 
ftellen bat, und vie leßtere 160 Thaler beträgt, fo ift die 
Kaution auf 150 Thaler feftzufegen, fofern aber die Hälfte 
des Gehalts auf 175 Thaler fich beläuft, eine Kaution 
von 200 Thalern zu beftellen. 

Im rg behält es bei den über das Rautions- 
weſen in der Yuftiz-Verwaltung feit der Allerhöchften Ver- 
ordnung vom 11. Februar 1832 (Rhein. Samml. Br. 3. 
S. 482) ergangenen Beftimmungen, in Gemäßheit des 
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5; 8 des Geſetzes vom 21. Mai d. J., das Bewenden. 

ur in Betreff der von den gerichtlichen Unterbeamten zu 

beftellenden Kautionen wird, mit Ausfhluß des Bezirks 

des Appellationsgerichtöhofes zu Cöln, anderweit beftimmt: 
daß fünftig die fautionspflichtigen Unterbeamten, ohne 
Unterfhiev, ob fie bei einem Stadtgericht oder Kreis— 
gericht, bei einer Gerichtsdeputation oder bei einer 
Gerichtskommiſſion fungiren, bei ihrer Anftellung eine 
Kaution von 100 Thalern, d. i. Einhundert Thalern, 
in inländifhen Staatspapieren zu erlegen haben. 


7) Alle Kautionen, welche nicht bis zum 1. Juni d. J. durch 


8 


— 


baare Einzahlung an die Staatskaſſe wirklich beſtellt find, 
müflen nad den Borfchriften des Gefeges vom 21. Mat 
d. J. feftgefegt und in inländifchen Staatspapieren erlegt 
werben, weil die Beitellung einer Kaution erft dann als 
erfolgt anzufehen ift, wenn deren Einlieferung an bie 
Staatskaſſe ftattgefunden hat. 

Ebenſo findet das Gefe vom 21. Maid. J. aud auf 
diejenigen Kautionen, welde durch allmälige Anfamınlung 
gebilvet werden und bis zum 1. Yuli d. I. nod nicht 
volftändig an die Staatsfaffe eingezahlt find, dahin An— 
wendung, daß der bis zu dieſem Termin baar erlegte 
Kautiondbetrag zurüdzugewähren und dagegen eine neue 
Kaution nah den Beftimmungen jenes Geleten u erlegen 
ift, indem nad Inhalt des leßteren die Beftelung einer 
Kaution theils in baarem Oelde, theild in Staatöpapieren 
ebenfowenig als die Ergänzung einer bis zum 1. Juli 
d. J. nicht vollftändig eingezahlten Kaution durch baare 
Erlegung des Reftbetrages derfelben zuläffig ift. 


Iſt nad) 8. 6 des Geſetzes vom 21. Mat d. J. bie in 
baarem Gelde erlegte Kaution zurüdzuzahlen und eine 
neue Kaution in Effekten zu beftellen, fo muß der Zurüd- 
zahlung ver erfteren die anderweitige Kautionsbejtellung 
vorangehen. Die vorgefette Dienftbehörde hat in vers 
gleihen Fällen zu befcheinigen, daß die anderweitige Kau— 
tiondbeftellung bewirkt worden, und wer zur Empfangnahme 
der baaren Kaution — iſt. Die Rückzahlung er- 
folgt ſodann gegen Rückgabe des quittirten Kautions— 
Empfangſcheins. Machen die Umſtände im Intereſſe des 
Kautionspflichtigen es wünſchenswerth, ſo kann auf deſſen 
Antrag die anderweitige Kaution ganz oder theilweiſe von 
der Gerichtsbehörde, in deren Depoſitorium die Kaution 
niedergelegt iſt, resp. von der Regierungs-Hauptkaſſe nach 
Ueberweiſung der nöthigen Geldmittel, event. gegen Aus— 
händigung des Kautions⸗Empfangſcheins und gegen Ceſſion 
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ber baaren Kaution ober bes erforderlichen Theils ber- 
jelben beſchafft werben. 

9) Hinfichtlic der Bedingungen, unter welchen bie Kautions: 
befteller auf Rüdgabe der Kaution Anfprudy haben, be- 
wendet e8 bei den beftehenden Beftimmungen. 


Berlin, ven 3. Auguft 1860. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An ſämmtliche Gerichtsbehörben. Simons. 
I. 2367. C, 18. Vol. 6. 


.».e0 0. + 
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fitorium des arg Gerichts unterpfändlich niedergelegt. 
Im Fall der Ausloofung diefer Papiere, worauf der Kautions- 
befteller zu achten hat, find diefelben durch andere noch nicht ge 
a Staatspapiere von gleihem Nominalbetrage zu erfegen. 

ie Zurüdgabe der hinterlegten Bapiere erfolgt gegen Rüd- 
lieferung des gegenwärtigen, mit der Quittung des Kautions— 
beftellerS oder Feines legitimirten Befig-Nacfolgers verfehenen 
Empfangſcheins, auf Befcheinigung ver zuftändigen Behörde, 
daß die Kautionspflichtigleit des Kautionsbeftellers aufgehört 
habe und von ihm nichts zu vertreten fei, oder nad) Abzug der- 
jenigen Summe, welche von dem Kautionsbefteller zu vertreten ift. 

ee ERTER  ı EEERTITETE NT 


(L. S.) 
(Unterfchrift des Gerichts.) 
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Allgemeine Verfügung vom 1. September 1860, — 
betreffend die Inſinuation von Verfügungen dieffei- 
tiger Gerichtshöfe in der Schmeiz. 
Allgemeine Verfügung vom 16. September 1844 (Rhein. 

Samml. Bd. 8. ©. 346). 


Nach einer Mittheilung des Herrn Minifter8 der auswär- 
tigen Angelegenheiten ift e8 im neuerer Zeit mehrfach vorge— 
fommen, daß fowohl der Schweizer Bunbesrath, ald auch die 
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Kantonalbehörden Schwierigkeiten erheben, die Infinuation von 
Verfügungen viefjeitiger Gerichtshöfe zu bewirken, welche ver 
Beglaubigung des Königlihen Minifteriums ver auswärtigen 
Angelegenheiten entbehren, oder nicht wenigſtens das Siegel des 
betreffenden Gerichts tragen. 

In Folge deſſen werden ſämmtliche Gerichtöbehörden, fowie 
. die Beamten der Staatsanwaltihaft hierdurch angemwiejen, alle 

für Perfonen in der Schweiz beftimmte Verfügungen fünftig 

entweder durch Vermittelung ver betreffenden Ober» Gerichte, 
resp. des Öeneral-Profurators zu Cöln, und mit deren Beglau— 
bigung zum Zweck ver Yegalifation verfehen, an das Königliche 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten einzureichen, over, 
Falls e8 zur Vermittelung durch die Ober- Gerichte, resp. ben 
General-Profurator zu Cöln im einzelnen Falle an Zeit fehlen 
follte, bei unmittelbarer Einfendung an das Königliche Minifles 
rium ber ausmärtigen Angelegenheiten wenigftens mit einem 
Abdruck des Siegeld oder Stempels der ausfertigenden Gerichts— 
behörde zu verfehen. 

Berlin, ven 1. September 1860. 


Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
fämmtlihe Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltjchaft. 


I. 3067. Requiſitionen 48. Vol. 3. 
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Verfügung vom 4. September 1860, — betreffend 
die Meldung Fommiffarifcher Friedensrichter beim 
Landgerichts-Präfiventen und Ober-Profurator. 


Der Yuftiz-Minifter genehmigt hierdurch die von Ihnen 
getroffene Anordnung, wodurch die mit ber Verwaltung ver 
Friedensrichterſtellen zu N. N. beauftragt geweſenen Kommiffare 
in den „Jahren 1857 und 1858 angewiefen worden find, ſich 
vor dem Antritt des Kommifforiums den Landgerichts⸗Präſidenten 
und den Ober-Profuratoren der betreffenden Randgerichtsbezirke 
vorzuftelen. Für fünftige ähnliche File fommifjarifher Auf- 
träge an Beamte, welche dem Landgerichtsbezirfe, in dem fie ein 
Kommifjerium erhalten, nicht angehören, bleibt e8 Ihnen über- 
lafien, nad pflihtmäßigem Ermeſſen zu verfügen ob ver Kom- 
miſſar vor Antritt feines Kommifforiums fich bei dem Land: 
gericht8-Präfidenten und dem Ober-Prokurator des betreffenden 
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Bezirks perfönlich zu melden, over ob er ſich vireft an den Ort 
feiner Beftimmung zu begeben habe. 

Berlin, den 4. September 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
den Herrn Erſten Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerihtshofes und den Königl. 
Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 3275. Rhein. Offizianten-Saden 14. 


91. 


Verfügung vom 6. September 1860, — betreffend 

die feierlihe Sitzung der vereinigten Senate bes 

Königlichen Appellationsgerichtshofes zu Cöln nad 
den Ferien. 


Der —— hat, wie Ihnen auf den Bericht vom 
29. Auguſt d. J. eröffnet wird, nichts dagegen einzuwenden, daß 
nach Beendigung der Ferien eine feierliche Sitzung ber ver— 
einigten Senate des Königlichen Appellationsgerichtshofes und 
eine dabei von dem General-Prokurator zu haltende Rede in 

Zufunft wieder unterbleibe. 
Berlin, den 6. September 1860. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Simons. 
den Herrn Erften Präfidenten des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


1. 3092. bein. Gener. 103, 


92. 
Verfügung vom 9. September 1860, — betreffend 
bie Stempelrevifion beim Landgericht zu Coblenz. 


Verf. v. 16. Septbr. — (Rhein. Samml. Bd. 7. S. 368). 

Verfügungen v. 11. April 1841 und 6. Auguſt 1842 (Rhein. 
Samml. Bd. 8. ©. 91. 94). 

Verf. v. 11. März 1843 (Rhein. Samml. Br. 8. ©. art 

Verf. v. 18. Auguft 1855 (Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 143 

Verf. v. 7. Mat 1860 (©. 180 dieſes Bandes). - 


Bei Meberfendung einer Abfchrift ver dem Yuftiz- Minifter 
mitgetheilten Berichte des Königlichen Provinzial-Steuer-Direltors 
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u Eöln vom 28. April d. J. und der darin erwähnten Stempel- 
Defettens Tabellen im Original, 
die Stempel-Revifion bei dem Landgericht zu Coblenz 
betreffend, 
wird Ihnen im Einverftändnig mit dem Herrn Finanz Minifter 
Tolgendes eröffnet: 

I. Zur Defetten-Tabelle für den Zeitraum vom 1. Januar 
1857 bis dahin 1858 (Bericht des Königlichen Provinzial-Steuer- 
Direftors vom 28. April d. %.). 

1) Monitum 3. Die Klage des Peter Boos wider Jakob 
B008 war prinzipaliter auf Zahlung von 487 Rthlr., ſubſidiariſch 
aber auf Rückgabe eines für 1500 Rthlr. verkauften Grundſtücks 
gerichtet. Zu dem beide Anträge abweijenden Urtheile mußte 
ein nad dem lettgevadhten höheren Betrage zu berechnender 
Stempel verwendet werden. Es find nur 8 Rthlr. 5 Sgr. ver» 
wendet, alfa mit Recht 4 Rthlr. 10 Sgr. defeltirt. 

2) Monitum 6. 18. 25. Wie bereit8 in den bieffeitigen 
Verfügungen vom 11. April 1841 und 6. Auguft 1842 (Rhein. 
Samml. Bd. 8. ©. 91. 94) und 26. April 1853 ausgeführt ift, 
muß in Rehnungsprogeflen, wenn aud zu dem bie Berpflidy- 
tung zur Rechnungslegung ausſprechenden Urtheile der unbe- 
ftimmte Werthftempel verwendet ift, zu den fpäteren Urtheilen 
über einzelne Streitpunfte der Prozentftempel nah Maafgabe 
des hierbei ftreitigen Gegenftandes verwendet werden. Die Mo- 
nita find demnach begründet. 

3) Monitum 7. 8. 10. 17. 19. 20 und 26. Bei Urtheilen 
über ftreitige Konferenden in Theilungsprozefien ift nicht ledig« 
lid) der eventuelle Antheil der die Kollation beantragenven Partei 
an dem zu konferirenden Gegenſtande, auch nicht der Werth dieſes 
Gegenftandes nad) Abzug des dem ‚Konferirenden daran nad 
feiner Erbquote zuftehenden Antheils, fondern der ganze Gegen- 
ftand, jevoh mit der Maafigabe der Berehnung des Stempels 
zum runde zu legen, daß es fi dabei nicht von der Zahlung 
oder Herausgabe des in lite befangenen Objekts, ſondern ledig- 
lid) von deſſen Konferirung zur Theilungsmaffe, und nicht dar- 
über handelt, wem das Eigenthum daran zufteht, mithin ber 
Unfhätbarkeitsftempel von 5—20 Rthlr. genügt. Hiernach find 
die Monita zu erledigen. 

4) Die Klage war auf formelle Anerlennung ver behaupteten 
Auflöfung eines Kaufvertrages, event. aber auf Rückgabe ves 
wieder in ben Befig des Berklagten gelangten Kaufobjelt3 ge- 
richtet. Letzteres wurde gegen ven Widerſpruch des Berklagten 
erkannt. Hiernach ift nicht ein Gegenftand von unbeftimmten 
MWerthe, fonvdern der nad dem Kaufpreife zu berechnende Werth 
des Kaufobjefts als Gegenftand des Prozeffes anzufehen, und 
das Monitum für begründet zu erachten. 
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5) Die Klage auf®ewährung eines Darlehns von 1350 Rthlr. 
zu 5 Prozent für einen gewiffen Zeitraum hat nicht, wie bie 
Schuloflage, ven vollen Werth der Forderung, fondern nur das 
Interefje an ihrem zeitweifen Gebraudh zum Gegenftande. Der 
verwendete Unſchätzbarkeitsſtempel ift daher für entjprechend zu 
erachten und das Monitum unbegründet. 

6) Das Urtheil auf proviforifhe Einweifung in den Befit 
einer durch vorbergegangenes Urtheil für abwejend Erflärten ift 
in einem alle, wie ber vorliegende, wo ein und derſelbe Extra— 
hent beide Urtheile beantragt bat, als ein nadhträgliches Erfennt- 
niß in demſelben Prozefverfahren um fo mehr anzufehen, als 
nach feſtſtehender Jurisprudenz beide Entſcheidungen gleichzeitig 
beantragt und in einem Urtheil getroffen werben fünnen. Das 
Monitum ift daher nicht für begründet Au erachten. Sollten 
die Urtheile auf den Antrag verſchiedener Extrahenten beſonders 
erlaffen werben, fo würden beide Urtheile als in befonveren Bro» 
zeſſen ergangene Haupterfenntniffe zu behandeln fein. 

7) Monitum 29. 30. 31 und 32. Das Kollofationsver- 
fahren wird mit dem definitiven Kollofationsftatus abgeſchloſſen 
und nur die bis dahin verfallenen Zinfen find den zu verthei= 
lenden Geldern zuzurechnen. Wird den Gläubigern zur Tilgung 
ihrer Forderung ein erft fpäter fälliges zinstragendes Kapital 
übermwiejen, jo find vie fpäter verfallenden Zinſen dieſes Kapi- 
tals nicht Gegenftand der Bertheilung, fondern Xccefiorien ver 
überwieſenen er deren Fortlauf nit einmal von der 
Entjcheivung des Richters im Sollofationsverfahren abhängt. 
Diefe Zinfen find daher bei ver Berehnung des Stempels nicht 
zu berüdjichtigen und ſonach die Monita nicht begründet. 

U. Zum Beriht des Königlihen Provinzial-Steuer-Direl- 
tor8 vom 28. April d. 3. betreffend die Stempel» Revifion bei 
dem Landgericht zn Coblenz vom 1. Juli 1853 bis 31. De 
jember 1856. — 

Nr. 4. Im der Verfügung vom 11. März 1843 (Rhein. 
Samml. Bd. 8. ©. 151) ift bereits ver Grundſatz ausgeſprochen, 
daß zu Urtheilen, welche theilweife vefinitive, theilweife inter- 
lofutorifche find, der Stempel fofort zu verwenden und nicht 
etwa bis zur definitiven Erledigung des interlofutorifhen Theils 
vorzubehalten fei. Iſt der definitiv erledigte Theil des Prozeſſes 
einer Schägung nach Gelde nicht fähig und deshalb ein Stempel 
von 5— 20 Rthlr. zu verwenden, fo kann zwar der Umftand, 
daß die verfchievenen unſchätzbaren Streitgegenftände möglicher« 
weife durch ein und bafjelbe Urtheil hätten entfchieven werben 
fönnen, auf die Beftimmung der Höhe des Stempels innerhalb 
der Grenze von 5 und 20 Rthlr. von Einfluß fein, nicht aber 
dahin führen, für jenes Urtheil nur einen aliquoten Theil jenes 
Stempels, z. B. wie gefchehen, die Hälfte von 5 Rthlr. zu ver 
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wenden, indem dadurch ber für unſchätzbare Gegenftände im Mi- 
nimum durch das Geſetz auf 5 Rthlr. beftimmte Sa in un- 
zuläffiger Weife But würde. Das Monitum ericheint 
hiernach begründet. 

Nr. 11. Monitum 68 und 76. Wegen eines nad Rhei— 
nifhem Rechte niht vom Richter, fondern von den Parteien 
angelegten Arrefte® muß in beftimmten Formen und Friften 
der Richter angegangen werben, um über die Gültigfeit oder 
Ungültigfeit des Arreftes zu erkennen, wibrigenfall® der Arreft 
von felbft feine Gültigfeit verliert. Hält der Richter dafür, daß 
bie Entfcheidung über vie Gültigkeit des Arreftes von dem Aus- 

ange eines andermweitigen Prozeljes abhängig zu machen fer, fo 
ann er den Arreftprozeß nur vertagen, und bie vorläufige 
Aufrehthaltimg des angelegten Arreiteß, bi8 über bie Haupt- 
forderung anderweit entfchieden fei, ift nur als ein, die noth« 
wendige Entſcheidung über die Gültigkeit des Arreftes vorberei- 
tendes Erfenntniß anzufehen; die Berfügung vom 16. September 
1841 sub Nr. 9 (Rhein. Samml. Bd. 7. ©. 358) ſpricht nicht 
von ſolchen —— ſondern nur von definitiven Entſchei— 
dungen über die Guͤltigkeit oder Ungültigkeit eines angelegten 
Arreſtes. Die Monita ſind hiernach nicht begründet. 

Die Poſitionen 51. 72 und 75 der Defekten-Tabelle be- 
treffen ſämmtlich gerichtliche Verhandlungen in einem Expros 
priationsverfahren zwifhen der Bonn-Eölner Eifenbahn und N. 
Sämmtlihe Verhandlungen gehen vem Geſetz vom 25. Juni 
1857, betreffend die Abänderung des Erpropriationdgefettes vom 
8. März 1810 (Rhein. Sımml. Bd. 11. ©. 345), voraus, find 
alfo nad) letsterem zu beurtheilen. Wie die Anlagen zu dem Be- 
richt des Provinzial» Steuer-Direftord ergeben, wurde ſchon in 
dem erften Stabium des Verfahrens für vie Eifenbahngefellichaft 
die proviſoriſche Bollftredbarfeit ver Einweifung in den Befiß vor 
vefinitiver Feſtſtellung ver Entihäbigung beantragt. N. inter: 
venirte und beantragte, die Einweiſung in den Befit nicht vor 
befinitiver Feftftellung ver Entſchädigung auszusprechen. 

Durdy Urtheil vom 11. Yuli 1855 wurde die Einweifung 
ber Gefellihaft in den Beſitz proviforifh vollſtreckbar erflärt, 
jedoch unter der Verpflichtung, die proviforifch feftgefetste Ent- 
Ihädigung von 23,835 Rthlr. zu zahlen, oder vielmehr jo lange 
bie Hüpothefenfreiheit nicht nachgewieſen fet, zu hinterlegen. — 
Das Landgericht hatte dies Urtheil als ftempelfrei behandelt, 
hat e8 aber auf das Monitum des Stempelfistals infofern für 
ftempelpflitig erachtet, al8 darin wegen der Belaftung mit Hy— 
pothefen die Hinterlegung ftatt der Zahlung verorbnet worden. 

Es ift deshalb ein unbeftimmter Werthftempel von 10 Rthlr. 
feftgefegt, womit fi) der Provinzial-Steuer-Direltor einverftan- 
den erflärt bat. Die proviforifch feſtgeſetzte Entſchädigungs— 
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fumme wurde beponirt, und N., um in deren Befig zu kommen, 
tilgte die Hypotheken und flagte nun, unter Vorbehalt der de- 
finitiven Feſtſtellung der Entihädigung, auf Uebertragung ber 
über die Hinterlegung ausgeftellten Bank- Obligation oder Zah— 
lung ver vorläufig feitgeftellten Entſchädigungsſumme. Die ver- 
Hagte Geſellſchaft beftritt die Kompetenz des Landgerichts umd 
beantragte eventuell das Urtheil nur gegen eine Kaution von 
15,000 Rthlr. für vollftvekbar zu erklären. Das Landgericht 
erfannte durch Urtheil vom 5. November 1856 auf Herausgabe 
der Banf- Obligation refp. Auszahlung des Depofiti, und ver 
wenbete I dem Urtheile nur einen Stempel von 15 Sgr., weil 
es als Mebenerkeuntniß zu dem erfteren anzufehen fei, und es 
fih nur von vorläufig feitgeftellter Entfhänigung handele. Der 
Provinzial» Steuer- Direktor verlangt den Prozentſtempel nad) 
Maafgabe der deponirten Summe mit 110 Rthlr. 10 Sr. 
(Monitum 72). 

Endlich klagt N. auf Löſchung einer von der Geſellſchaft auf 
Grund der vorerwähnten Urtheile auf feine Grunpdftüde genom— 
menen Öypothefen-Injkription zum Betrage von 15,000 Rihlr. — 
Zu dem der Klage entſprechenden Urtheil vom 28. Juli 1856 
wird ein unbeftimmter Werthftempel von 5 Rthlr. verwendet. 
Der Provinzial: Steuer» Direktor verlangt einen Prozentftempel 
von 80 — (Monitum 75). 

In einer, durch das Juſtiz-Miniſterialblatt Nr. 24 publizirten 
Berfügung vom 7. Mai.d. 9. find die in Betreff der Stempel- 
freiheit beim Rheinischen Erpropriationsverfahren zu befolgenven 
Grundfäge näher feftgeftellt. Danach ift angenommen, daß bei vem 
vor der Novelle vom 27. Mai 1857 (Rh. Samml. Br. 11. ©, 345) 
auf Grund des Gefeges vom 8. März 1810 ftattgefundenen gericht» 
lichen Verfahren die, auch die definitive Feſtſetzung der Entſchä— 
digung betreffenden gerihtlihen Verhandlungen ftempelfrei find. 
Es würde daher zu dem Urtheil vom 11. Juli 1855 fein Stem- 
pel- zu verwenden gemefen fein. Das Urtheil vom 5. Mai 1856 
(Monitum 72) betrifft dagegen einen mit der Befitweränderung 
und Feſtſtellung der Entihädigung in feinem nothwendigen Zu— 
fammenhange ftehenden Prozeß, der feinen bejonderen Grund in 
der Weigerung der Eifenbahngefellihaft hatte, die Bant-Obliga- 
tion über die deponirten Gelder auszuhändigen, nachdem die Bes 
dingung, unter welcher die Depofition ftatt der Zahlung geftattet 
war, ihre Erledigung gefunden hatte. Diele jelbitftändige Klage 
war auf Aushändigung der Bank-Obligation über eine beftimmte 
Summe oder deren Shan gerichtet. Es mußte daher ein 
MWerthftempel nadı Maafgabe dieſer Summe verwenbet werben, 
Das Monitum ift hiernady begründet. Dagegen betrifft das 
Urtheil vom 28. Juli 1856 nit, wie das bezogene Reſkript 
vom 18. Auguft 1855 Nr. 5 (Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 143), 
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bie Löſchung einer für eine beftimmte Schuld genommenen Hhy- 
pothek, fondern nur die Löſchung einer vorläufig. arbitrair auf 
15,000 Rthlr. normirten Kaution zur Sicherheit einer möglichen 
Rückforderung. Das Intereſſe an diefer Löſchung ift von un— 
beftimmbarem Werthe und danadı mit Recht ver Stempel feft- 
geſetzt. Das Monitum 75 ift daher nicht begründet. 


ad B. Aus der Defekten-Tabelle über vie bei der II. Civil. 
fammer des Landgerichts zu Coblenz abgehaltene Revifion pro 
1. Yuli 1853 bi8 Ende 1856. 


Nr. 15 des Berichts des Provinzial» Steuer» Diretors, 
Monitum 109. 116. Wenn der Gläubiger eines Miterben, in» 
dem er auf Grund des Art. 1166 des bürgerlihen Geſetzbuchs 
die Rechte feines Schuldners ausübt, auf Theilung der Erbfchaft 
Hagt, fo gehört der Nachweis feiner Eigenfhaft als Gläubiger 
zur legitimatio ad causam; aber die Entſcheidung über die von 
dem Schuldner beftrittene Eriftenz und Höhe ver been ge⸗ 
hört nicht in den gegen die Miterben beantragten Theilungs— 
prozeß. Wird die Legitimation und die Pflicht zur Theilung 
nicht beſtritten, ſo kann nur derjenige Stempel zu dem die Thei— 
lung verordnenden Urtheile verwendet werden, der für den Fall 
zu beſtimmen war, daß der Schuldner ſelbſt die Theilung bean— 
tragte. Die Monita ſind hiernach nicht begründet. 


Nr. 20. Monitum 122. Hier handelt es ſich von der 
Löſchung einer für die Forderung des Verklagten ad 1000 Rthlr. 
beſtehenden Hypotheken⸗Inſkription. Wie die Verfügung vom 
18. Auguft 1855 Nr. 5 (Rhein. Samml. Br. 11. ©. 143) be- 
reit3 in einem ähnlichen Falle entichieven hat, muß ein Prozeß- 
ftempel nad Maaßgabe der Summe, für welche die zu löfchende 
Infkription genommen wird, verwendet werden. Das Monitum 
ericheint hiernach begründet. 

Nr. 22. Monitum 125. Die in dem Berfahren über 
Gütertrennung zwiſchen geſchiedenen Eheleuten getroffene Inci- 
dententſcheidung über die der Frau proviſoriſch aus der Maſſe 
zu gewährenden Alimente ift als ein vorbereitendes oder Neben- 
Erfenntniß anzuſehen, zu weldem ein bejonverer Stempel nicht 
verwendet wird. Das Monitum ift baher nicht begründet. 

Nr. 23. Monitum 108. Ein Urtheil, durch welches zwi- 
chen den Gläubigern des Erblafjers und ven Benefizial- Erben 
die von diefen zum Zweck ver Bertheilung unter jene Gläubiger 
zu repräfentirende Maſſe feftgefetst wird, ift als ein befinitives 
anzufehen, zu welchem ver Werthſtempel nach Maaßgabe ver 
feftgefetsten Summe zu beftimmen, und beffen Berwendung nicht 
dem eventuellen Dilteibutionsverfahren porzubehalten ift. Es 
verfteht fih von felbft, daß bei dieſem Diftributionsverfahren 
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ber Wertbftempel nicht nochmals zu verwenden fein würde. Mit 
biefer Maafgabe wird das Monitum 108 für begründet erflärt. 
Berlin, ven 9. September 1860. 
Der Juſtiz⸗Miuiſter. 
An Simons. 
den Königl. Herrn Randgerichts-Präfiventen 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Coblenz. 


I. 3103. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


93. 


Geſetz vom 21. September 1860, — betreffend bie 

Abänderung des $. 83 der Steuerordnung vom 8. Fe— 

bruar 1819 und der Deklaration vom 6. Oktober 1821. 
| Sef.-Samml. ©. 433. 


I. 3621. Steuerfahen 13. Vol. 8. 


94, 


Verordnung vom 1. Oktober 1860, — betreffend 
die Gerichtsbarkeit über die Preugifche Garnifon der 
Bundesfeftung Raftatt, 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs. 


Wir 2 1m von ‚Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent, 
verordnen, pi Grund des $. 13 des Geſetzes vom 8. Juni 1860 
(S. 188 dieſes Bandes) was folgt: 


8. 1. 

Die durch die Order vom 19. Juli 1834 (Rhein. Samnil. 
Bo. 4. ©. 102) und den Artikel VIII. Abfag 1 des Geſetzes 
vom 26. April 1851 (Geſ.Samml. ©. 184) wegen der Gerichts: 
barkeit über bie Preußifhen Garniſonen der Bundesfeftungen 
Mainz und Luremburg getroffenen Beftimmungen werben hier: 
durch auch auf die in der Bundesfeftung Raftatt ftehende Preu— 
ßiſche Garniſon für anwendbar erklärt. 


8. 2. 
Die Gerichtsbarkeit über die zu diefer Garniſon gehörigen 
Militairperfonen und Beamten, ſowie über deren Angehörige 
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in dem Umfange, des gedachten Geſetzes foll dem Sreisgerichte 
zu Weſel zuftehen. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhänpigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlihen Inſiegel. 
— Gegeben Baden-Baden, den 1. Oftober 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Brenfen, Regent. 
Simons. In Vertretung bes Kriegsminifters: 


ering. 
I. 3455. M. 100. Vol. 3. 


95. 


Allgemeine Verfügung vom 8. Oftober 1860, — 
betreffend die Mittheilungen in Unterfuchungsfachen 
gegen militairpflichtige Perfonen. 


Nah den beftehenden Borfchriften find die Beamten ver 
Staatsanwaltfhaft verpflichtet, von ver Einleitung einer jeden 
Unterfuhung wegen Verbrechen und Bergehen und vemnädft von 
vem Tenor des rechtäfräftigen Erkenntniſſes dem betreffenden 
Landrathe und in denjenigen Städten, welche einem lanbräth- 
lihen Kreiſe nicht angehören, der Behörde, durch melde die 
Aushebung der Militairpflichtigen bewirkt wird, Nachricht zu 
geben, falls der Beſchuldigte das militairpflichtige Alter erreicht 
bat, aber zum Militairdienfte noch nicht herangezogen ift. 

Nah einer Deittheilung des Herrn Kriegs: Minifters haben 
dieſe Beftimmungen nicht genügt, um die gg 8 militair- 
pflichtiger Perfonen, welche vor dem Eintritt in den Dienftftand 
Verbrechen oder Bergehen verübt hatten, und deshalb auf Grund 
des 8.9 Th. II. des Militair- Strafgefegbuches demnächſt wie- 
der aus dem Dienfte entlafjfen werden mußten, zu vermeiden. 

In Solge deſſen wird hierdurch angeorbnet, daß die vor» 
geichriebene Nachricht von der Einleitung einer Unterfuhung 
wegen Verbrechen oder Vergehen aud in allen denjenigen Fällen 
erfolge, in denen der Beſchuldigte zwar noch nicht das militair> 
pflihtige Alter felbft erreicht bat, in denen aber vorauszujehen 
ift, bat er es im Laufe der Unterfuchung erreichen werde. 

Auch ift fortan, falls „egen Perfonen der genannten Art 
bie Einleitung einer Borunterfuhung befchloffen wird, Seitens 
der Staatsanwaltſchaft nicht erſt von dem Eintritt der eigent- 
lihen Unterfuhung, ſondern ftatt deffen fchon von dem auf die 
Borunterfuhung gerichteten Antrage und ver fpäter etwa erfolgen- 
den Einftellung des weiteren Verfahrens Mittheilung zu maden. 
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Schließlich aber werben die Polizeianwalte darauf aufmerf- 
fam gemadt, daß ihnen hinſichts derjenigen Vergehen, weldye 
nach dem Gefege vom 14. April 1856 (Rhein. Samml. Bd. 11. 
©. 177) zur Kompetenz des Einzelrichters gehören, eine gleiche 
Berpflihtung zu den Mittheilungen an die Berwaltungsbehörven 
obliegt, wie ven übrigen Beamten der Staatsanwaltſchaft, deren 
Funktionen fie nah Art. I. des Gejetes vom 14. April 1856 
und 8. 28 ver Verordnung vom 3. Januar 1849 (Geſ.“Samml. 
©. 14) in den bezeichneten Sachen zu verrichten haben. 

Berlin, den 8. Dfteber 1860. Ä 

Der Zuftiz-Minifter. 


An Simons, 
ſämmtliche Beamten der Staatsanwaltſchaft. 


I. 3394. S. 24, Vol. 9, 


96. 


Verfügung vom 8. Oktober 1860, — betreffend die 
Verjährung der Stempel. 


Gele von 31. März 1838 (Gef.-Samml. ©. 249). 
Geſetz vom 6. Yuli 1845 (Rhein. Sanıml. Br. 9. ©. 41). 


Nah den Geſetzen wegen Einführung kürzerer Berjährungs- 
friften vom 31. März 1838 $.2 Nr. 8 in den Yandestheilen, in 
welhen das Allgemeine Landrecht Kraft hat, und vom 6. Juli 
1845 für die Yandestheile, in welchen gemeines Recht gilt, ſollen 
Forderungen auf Nachzahlung der von den Gerichten zc. gar 
nicht oder zu wenig eingeforverter Stempel mit gewiffen Ausnah— 
men, in vier Jahren verjähren. Diefe Verjährung fol mit dem 
Ende des Jahres zu laufen beginnen, in melden ver Prozeß 
durch ein rechtsfräftiges Erfenntnig beendet oder überhaupt die 
Forderung entftanden ift. — Zwar gelten vie bezogenen Gejege 
nicht im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, aber e8 
iſt bald nach Erlaf des Gefeges vom 31. März 1838 von den 
Minifterien ver Juſtiz und der Finanzen anerfannt, daß in diefer 
Beziehung die Bewohner ver Rheinprovinz wie Diejenigen ver 
anderen Provinzen behandelt werden müſſen. In einer Berfü- 
gung des Herrn Finanz Minifters an den Königlichen Provin- 
jtal-Steuer-Direltor zu Cöln vom 5. Juni 1842 wurde daher 
dorgefchrieben, daß Stempelrüdjtände, welche nad) dem Geſetz 
vom 31. März 1838 als verjährt anzufehen feien, nicht gerügt 
werben follten. 

Bei der im Jahre 1857 vorgenommenen Reviſion der ſtem— 
pelpflichtigen Aften eines Yandgerichts, die fih bis auf das Jahr 


XI. 14 
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1853 zurüderftredte, wurden im mehreren Fällen Monita ge: 
zogen, die das Landgericht nicht al8 richtig anerkannte, und die 
erſt nach längeren Verhandlungen zwiſchen dem leßteren und ver 
Steuerbehörde zur Entſcheidung des —— gelangten. 
Während dieſer Verhandlungen war die Verjährungsfriſt abge— 
laufen, und da jene Verhandlungen zwiſchen den Behörden nicht 
als eine Unterbrechung der Verjährung den Schuldnern gegen— 
über anzuſehen waren, fo mußten die fraglichen Stempeldefekte 
— — werden. 

Um Aehnliches für die Zukunft zu vermeiden, iſt von dem 
Herrn Finanz-Minifter in einer Verfügung an den Königlicyen 
Provinzial-Stener-Direftor zu Cöln vorgefchrieben werben, daß 
in Fällen, in melden ver Eintritt einer ſolchen Verjährung nad) 
Inhalt der aufgeftellten Defekten- Tabellen zu beforgen ift, die 
revidirten Behörden hierauf mit dem Erſuchen aufmerkffam zu 
machen feien, die Erledigung der bezüglihen Kevifions- Erinne- 
rungen bejonders zu beichleunigen. 

Die betreffenden Yuftiz-Behörden haben ſich auch ihrerfeits 
in folden Fällen die jchleunige Erledigung derartiger Monita 
angelegen fein zu laflen, und insbeſondere auf das vesfallfige 
Erſuchen ver Stempelbehörde die gehörige Rüdficht zu nehmen. 
Sie werden daher angemiefen, hiernach nicht nur fich ſelbſt zu 
achten, fonvdern auch an die Pandgerichtd-Präfinenten und Ober: 
Prokuratoren das Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 8. Oftober 1860. 

Der Zuftiz-Minifter. 


N An Simone. 
den Herrn Erften Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Künigl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 3425. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


97. 


Verfügung vom 22. Dftober 1860, — betreffend 
die Anfertigung einer wiederholten fhriftlichen Probe- 
arbeit bei der zweiten juriftiichen Prüfung. 
Allgemeine Verfügung vom 30. Juni 1860 (S. 195 dieſes 

Bandes). 


Die allgemeine Verfügung vom 30. Yuni 1860 (S. 195 
diefes Bandes), nach welcher den Kandidaten ber zweiten jurifti- 
ſchen Prüfung, welchen zweimal ein Probereferat zugetheilt wurde, 
ohne daß es ihnen gelungen wäre, eine fir probemäßig erachtete 
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Arbeit zu liefern, eine dritte ſchriftliche Probearbeit nicht ohne 
Genehmigung des Juſtiz⸗-Miniſters zugetheilt werden fol, ift auch 
im Bezirk des Appellationsgerihtshofes zu Köln in Anwendung 
u bringen. In einem jolden alle ift von dem Landgerichts— 
Deäfibenten und dem Dber- Profurator jedesmal an Sie, den 
Herrn Erſten Präfiventen und den Herrn General-Profurator, 
zu berichten und diefer Bericht von Ihnen mit Ihrer gutacht- 
lihen Aeußerung, vem Yuftiz-Minifter einzureichen. Sie haben 
biernad die Landgerichts: Präfiventen und Dber- Profuratoren 
mit Anweifung zu verjehen. 
Berlin, den 22. Oktober 1860. 
Der Zuftiz-Minifter. 

Un Simons. 
den Herrn Erſten Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und ven Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 
I. 3713. Rhein. Offizianten-Saden 7. Vol. 4. 


98. 


Allgemeine Verfügung vom 31. Dftober 1860, — 

betreffend die auf die Preußifchen Befagungen der 

Bundesfeftungen Mainz, Luremburg und Raftatt be- 
züglihen Requifitionen in Civil-Juſtizſachen. 


Die Kequifitionen der Gerichtsbehörven in Civil-Juſtizſachen 
um Aufnahme von Verhandlungen, betreffend die Vernehmung 
von Meilitairperfonen der Preufifhen Garnifonen zu Mainz, 
Luremburg und Raftatt, um Auszahlung von eltern an viefel 
ben, Borlegung von Bormundfchafts, Akten Behufs der Decharge- 
Ertheilung zc. werden häufig, ftatt an bie zuftändigen Königlich 
— Kreisgerichts-Kommiſſionen zu Mainz, Luxemburg 
und Raſtatt, an andere, zuweilen an ausländiſche Behörden oder 
an Militairbehörden abreffirt s 

Da hierdurd Verzögerungen und Weiterungen entjtehen, fo 
werben die Yuftizbehörden darauf aufmerkffam gemacht, daß bie 
Requifitionen in dergleichen Angelegenheiten an die in den Bun- 
vesfeftungen Mainz, Luremburg und Raftatt beftehenden König— 
(id) Preußiichen, zum Kreisgericht Wefel gehörigen Kreisgerichtd- 
Kommiffionen zu richten find. 

Berlin, den 31. Oktober 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
Simons. 


Un 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 
I. 3617. M. 100. Vol. 3, 
14* 
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99, 
Allerhöchfter Erlaß vom 12. November 1860, — 
betreffend die Anciennetäts-Verhältniffe und die Ge- 
baltsftufen der richterlihen Beamten. 


Auf Ihren Beriht vom 31. Oktober d. 3. beftimme Ic 
in Ergänzung des Erlafjes vom 19. März 1850, betreffend vie 
UAnciennetätsverhältniffe, die Gehaltöftufen und ven Rang ber 
richterlihen Beamten, fowie der Beamten der Staatsanwaltſchaft 
(Sef.-Samml. ©. 274), was folgt: 

1) Die Verleihung der zuläffigen Gehaltszulagen an die richter- 
lien Beamten in den etatsmäßig — Gehalts: 
flajfen ihrer Kategorie erfolgt nad) Maaßgabe ver An- 
ciennetät. Dies hindert jedoch nicht, einzelne Richter von 
einem Gerichte an das andere, in den Grenzen, wie dies 

efetslih zuläffig ift, mit einem ihrem Dienftalter ent- 
prechenden Gehalte zu verfegen. Auch muß es bei den 
bisherigen VBerwaltungsgrundfägen binfichtlich der ven Ein- 
zelrihtern zu bewilligenden Zulagen fo lange fein Be— 
wenden behalten, als nicht hierzu ein bejonderer Fonds 
ausgeſetzt werden kann. 

2) Wenn gegen einen Richter die Einleitung einer gericht- 
lichen oder Disziplinar-Unterſuchung beſchloſſen worden, 
ſo iſt bis nach Beendigung des Verfahrens das Einrücken 
deſſelben in höhere Gehaltsſtufen auszuſetzen. Eine Nach— 
zahlung der ſolchergeſtalt zurückbehalienen Gehaltszulagen 
findet nicht ſtatt, wenn das Endurtheil auf Dienſtentlaſſung 
oder auf Verſetzung mit Verminderung des Dienſtein— 
kommens lautet, wogegen in allen übrigen Fällen eine 
Nachzahlung unter J————— der Verleihung auf 
denjenigen Zeitpunkt zu bewilligen iſt, von welchem ab die 
Gehaltsverbeſſerung bei nicht ſtattgehabtem Unterfuhungs- 
verfahren zur Anweiſung gelangt fein würde. 

3) Iſt gegen einen Richter im erg! rien auf Ber- 
ſeerna mit Verminderung des Dienſteinkommens erkannt, 
o iſt die ausgeſprochene Verminderung immer nur auf 
dasjenige Dienſteinkommen zu beziehen, in deſſen Genuſſe 
der Re ſich bei Einleitung der Unterfuhung befun- 
den bat. 

Berlin, ven 12. November 1860. 

Im Namen Seiner Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Simons, 
An den Yuftiz. Minifter, 
I. 4348. Juſtizfonds 41. Vol. 6. 
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100. 


Allgemeine Verfügung vom 26. November 1860, — 

betreffend die Ausführung des Bertrages mit den 

Vereinigten Staaten von Nordamerika wegen Aus— 
lieferung flüchtiger Verbrecher. 


Vertrag vom 16. Yuni und 16. November 1852 (Rhein. 
Samml. Bd. 11. ©. 522). 


Nach Artikel I. des zwiſchen Preußen und anderen Staaten 
des Deutſchen Bundes einerfeits, und den Vereinigten Staaten 
von Nord» Amerifa andererfeits, wegen der in gewijlen Fällen 
zu gewährenden Auslieferung der vor ber Juſtiz flüchtigen Ber: 
bredher abgeſchloſſenen Vertrages vom 16. Yuni und 16. No— 
vember 1852 iſt den Richtern und anteren Behörden die Be— 
fugniß ertheilt, das beſchuldigte Individuum, deffen Auslieferung 
beantragt wird, vor die Richter oder anderen Behörden zu ftellen, 
damit der Beweis für die Strafbarkeit gehört und in Erwägung 
gezogen werde, und wenn bei dieſer Bernehmung ber Beweis 
für ausreichend zur Aufrechthaltung der Beihulvigung erkannt 

wird, foll es die Pflicht des prüfenden Richters oder der Be— 

hörde fein, felbigen für die betreffende erefutive Behörde feſtzu— 
ftellen, damit ein Befehl zur Auslieferung eines ſolchen Flücht— 
lings erlaffen werben fünne. 

In Betreff der Beweisfraft der den Norb- Amerikanischen 
Behörden in Auslieferungsfällen bei dergleichen zur Prüfung ver 
Strafbarfeit des Flüchtlings ftattfindenden VBernehmungen vor: 
gelegten Verhandlungen und Dofumente hatten fid bei jenen 

ehörden Zweifel ergeben, welche VBeranlaflung zu Weiterungen 
ge ja der Ausführung der Auslieferung entgegengetre- 
ten find. 

Zur Befeitigung diefer Schwierigkeiten ift nunmehr von 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Nord-Amerifa durd 
Geſetz vom 22. Juni d. J. beftimmt worden: 

daß die zur Begründung eines vertragsmäßigen Ausliefe— 
rungs-Antrages beizubringenden Dofumente und Verhand⸗ 
lungen fünftig als formell gültige Bemeisftüde in Nord— 
Amerika anerkannt werben follen, ſobald ihnen 
1) von den kompetenten Behörden des die Auslieferung 
nachſuchenden Staates die Beglaubigung beigefügt 
ift, daß fie nach den gefetlichen Erforderniſſen des 
legteren Staates gültige Beweisftäde find, und 
wenn außerdem 
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2) diefe Beglaubigung von dem, in dem betreffenden 
Staate 'refivirenden biplomatijhen oder fonfula- 
riſchen Hauptvertreter der Vereinigten Staaten le— 
galifirt ift. 

Den Gerichtsbehörden wird dies mit der Anweiſung be- 
fannt gemacht, in den Fällen, in welchen die Auslieferung eines 
nah den Vereinigten Staaten von Nord» Amerifa entflehenen 
Berbrederd auf Grund des Eingangs gedachten Vertrages vom 
16. Juni und 16. November 1852 beantragt wird, die zur Be- 
gründung des Antrages erforderlihen Dokumente und Berhand- 
lungen neben ver vorjchriftsmäßigen Yegalifation mit der zu 1 ge— 
dachten Beglaubigung zu verjehen, dahin: 

daß die Schhriftftüde binfichtlih der Form nad den in 
Preußen beftehenven geſetzlichen Beftimmungen gültige 
Bemeisftüde find. 

Diefe Beglaubigung ift von den Juſtiz-Behörden erfter In— 
ftanz den Urkunden und Verhandlungen, ſowie den beglaubigten 
Abſchriften beizufügen und von den vorgefesten Behörden in den 
Yegalifations-Vermerfen zu betätigen. 

Demnädft find die in dieſer Weife beglaubigten Schriften 
mit den, die Auslieferung beantragenven Berichten dem Yuftiz- 
Minifter, in befonvers eiligen Füllen aber unmittelbar dem 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zur weiteren Ver— 
anlafjung einzureichen. 

Berlin, den 26. November 1860. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Simons. 
fämmtliche Gerichtsbehörven. 


I. 3658. Conventionen 26. 


101. 


Allgemeine Berfügung vom 27. November 1860, 
— betreffend die Mittheilungen in Unterfuchungs- 
fachen gegen Angeftellte der Eifenbahnverwaltungen. 


Allgemeine Verfügungen vom 12. Juli und 18. Auguft 1852 
(Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 454 und 478). 


In Erweiterung der allgemeinen Verfügungen vom 12. Juli 
und 18. Auguft 1852, betreffend die Mittheilungen in Unter- 
ſuchungsſachen gegen Eifenbahn- Polizeibeamte werden in Folge 
eines Antrags des Herrn Minifters hir Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten die Beamten der Staatsanwaltichaft hier- 
durch angewiefen, von der Einleitung einer Unterfuhung wegen 
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Berbrehend oder Bergehens gegen Angeftellte ver Eifenbahn- 
verwaltungen aller Kategorien, ſowie von deren Verhaftung, dem 
betreffenden Königlichen Eifenbahn-Kommiffariat beziehungsweife 
ver Königlichen Eifenbahn- Direktion unverzüglih Nachricht zu 
geben und ihnen demnächſt auch ven Tenor der ergangenen Ent» 
ſcheidungen mitzutheilen. 
Berlin, ven 27. November 1860. 
Der Yuftiz-Minifter.. 

An Simons. 

fümmtlihe Beamte ver Staatsanmwaltfchaft. 


I. 4078. S. 24, Vol. 9. 


102. 


Allgemeine Verfügung vom 28. November 1860, — 
betreffend die Vollſtreckung der Straferfenntniffe hin- 
fihtlich der Konfisfate in Unterfuchungen wegen 
unberechtigten Jagens. 


8. 277 des Strafgeſetzbuches. 
Allgemeine Verfügung vom 6. Juli 1854 (Rhein. Samml. 
Br. 11. ©. 41). 


Der $. 277 des Strafgeſetzbuchs beſtimmt: 

Das Gewehr, das Yagdgeräth und die Hunde, welde 
der Thäter bei dem unberecdhtigten Jagen bei fi geführt 
hat, ingleichen die im $. 275 erwähnten Schlingen, Netze, 
allen oder anderen VBorrihtungen find dem Fiskus im 
Strafurtheile zuzuſprechen, ohne Unterſchied, ob fie dem 
Angefchuldigten gehören over nicht. 

Es haben ſich Zweifel darüber erhoben, wie bei ver Voll- 
ftrefung der Straferkenntniffe, welche diefer Beſtimmung gemäß 
die Gewehre, Jagdgeräthe u. f. w. dem Fisfus zufprecdhen, zu 
verfahren fei, ce, in welchem Umfange die Gerichte 
und die Beamten der Staatsanwaltſchaft resp. die Polizeianwalte 
die Herbeifhaffung der Konfisfate zu bewirken verpflichtet find. 

Im Einverftändniß mit den Herren Miniftern für die land- 
wirtbfchaftlihen Angelegenheiten und des Innern wird den Ge— 
rihten und den Beawten der Staatsanwaltichaft in dieſer Be- 
ziebung Folgendes eröffnet: 

I. Die Gerichte haben dergleichen Erfenntniffe von Amts- 
wegen zu vollfireden, mithin aud für die Herbeifhaffung 
der Eonfiszirten Jagdgeräthſchaften, welche demnächſt in 
Gemäßheit der allgemeinen Verfügung vom 6. Yuli 1854 
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nah Bewandniß des Falles entweder dem betreffenden 

Revier-Oberförfter oder dem betreffenden Yandrath zu über- 

fenden find, zu forgen. 

II. Die von dem Inhalte des 8. 19 des Strafgeſetzbuchs ab- 
weichenve Borfchrift des 8. 277 daſelbſt, daß die Jagd— 
geräthichaften dem Fiskus zuzufpreden find, ohne Unter» 
Ihied, ob fie dem Angefhuldigten gehören oder 
nicht, ift eine erzeptionelle und hat zur Folge, daß das 
Eigenthum und ver Pefiß ver Gerätbichaften durd das 
Erfenntniß (vergl. 8. 60 Tit. 7 Thl. I. Ally. Yandredts) 
tem Fisfus übertragen wird, auch wenn ein Dritter bis— 
ber rechtmäßiger Eigenthümer des Geräthes geweſen ift. 
Soll die gedachte Vorfchrift nicht ihre Wirkfamfeit und 
ven beabfichtigten Zweck verfehlen, jo muß daher ver Dritte 
das Geräth, in deſſen Befit er gefunten wird, heraus» 
geben, ohne daß es eines beſonderen Eivil- Erfenntnifies 
gegen ihn bedarf, nnd ohne daß er fidh auf die geſetzlichen 
Vorſchriften des Civilrechts 88. 26 ff. Tit. 15 Thl. I. des 
Allg. Landrechts berufen könnte. (Vergl. 8.69 Tit. 14 
Thl. I. ebend.) Es bleibt ihm vielmehr im geeigneten 
Falle nur der Entſchädigungs-Anſpruch an den Kontra- 
vententen vorbehalten. 

Unders verhält e8 fih aber, wenn das einem Dritten 
gehörige fonfiszirte Geräth bei dieſem nicht vorgefunden, 
oder wenn von ihm der Beſitz beftritten, oder wenn bie 
Identität des vorgefuntenen mit tem beim unberechtigten 
Jagen gebrauchten Geräthe zweifelhaft if. In dieſen 
Fällen läßt fih aus dem Straferfenntniffe eine Befugniß 
Be Exekution gegen ven Dritten nidyt herleiten, weil bei 

egterem die Bollftredung des Erfenntniffes, welches gegen 
feine Perſon nicht gerichtet ift, fih auf die Wegnahme 
des Konfiskats zu befchränfen hat. 

Der Dritte, bei ver Kontravention nicht Betheiligte 
kann daher in den gedachten Fällen, wenn die fonfiszirten 
Segenftände bei ihm nicht vorgefunden werden, oder wenn 
die Identität der vorgefundenen zweifelhaft ift, auch nicht 
ohne Weiteres zur Ableiſtung des Dlanifeftations » Eires 
angehalten, vielmehr muß, wenn er fich ver Leiftung dieſes 
Eides meigert, in Gemäßheit $. 30 Tit. 22 Thl. I. ver 
Allgemeinen Gerichts-Ordnung Klage gegen ihn angeftellt, 
und über die Verbindlichkeit zur Ableiftung des Eides 
orventlih erkannt werden, Die Beltimmung tes $. 56 
Tit. 24 Thl. I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung ift auf - 
vergleichen Fälle nicht anwendbar, fie fett ein im Civil— 
prozeffe ergangenes Erfenntniß voraus, welches den Verklag- 
ten zur Herausgabe einer beftimmten Sache verurtheilt. 
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In Betreff des SKtontravenienten, gegen melden das 
Straferfenntniß ergangen ift, findet e8 dagegen, wenn bie 
Konfiskate bei ihm nicht vorgefunden werben, und er die 
Angabe, wo fie ſich befinden, verweigert, fein Bedenken, 
ihn ohne Weiteres und ohne vorangegangenen Civilprozeß 
zur Peiftung des Manifetationseides anzuhalten, indem 
dies aus der Analogie ter Beſtimmungen 8.29 Nr. 5 
und 8.31 Tit. 22 Thl. I. der Allgemeinen Gerichts-Ord— 
nung gerechtfertigt erfcheint. 

II. In vie Unterfuhung wegen unberedhtigten Yagens kann 
ein Dritter, welcher muthmaßlich das dabei gebrauchte 
Jagdgeräth befitt, blos des Befites halber, fofern er nicht 
ver Theilnahme an der Kontraventioen verbädhtig und dem— 
zufolge Anklage gegen ihn zu erheben ift, nicht hineinge— 
zogen werden. 

Wohl aber liegt es in den Befugniſſen und Pflichten 
ver Staatdanwaltichaft resp. Polizei-Anwaltſchaft, während 
ver Unterfuhung die geeigneten Ermittelungen darüber zu 
veranlaffen, wo ſich das nicht fofort bei der That in Bes 
fchlag genommene Jagdgeräth befindet, damit es vorläufig 
mit Beſchlag belegt werten könne. Behufs dieſer Ermit- 
telung ift auch die Vernehmung dritter Perfonen, die nicht 
angeſchuldigt find, unbedenklich ftatthaft. 

Zur Mitwirkung für die Vollftvedung des Erfennt- 
niffes ift die Staatsanwaltichaft aber nicht berufen. 

Berlin, den 28. November 1860. 
Der Zuftiz-Minifter. 
An Simons, 
fammtliche Gerichte und Beamte 
der Staatdanmwaltichaft. 


I. 4094. F. 49. Vol. 4. 


103. 


Allgemeine Verfügung vom 3. Dezember 1860, — 

betreffend die Befugnig zur Erhebung des Konflikts 

nah Maafgabe des Gefeges vom 13, Februar 1854 
(Gefeg-Samml, ©. 86). 


Da von der Befugniß zur Erhebung des Konflifts, melde 
durch das Geſetz vom 13. Februar 1854 der vorgejegten Pro- 
vinzial- oder Central-Behörde des gerichtlich verfolgten Beanıten 
beigelegt worden, nicht inımer ein dem Sinne des Geſetzes ent- 
Iprechender Gebraud® gemacht worden ift, jo hat das Königliche 
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Staats: Minifterium befchloffen, die betheiligten Behörden auf 
folgende Gefihtspunfte aufmerffam machen zu laffen: 

1) Nach ver Rechtſprechung des Gerichtshofes zur Entfchei- 

dung der Sompetenz= Konflikte findet die Erhebung des 
Konflikts nur dann ftatt, wenn die vorgefette Provinziale 
oder Gentral» Behörde des Beamten der Anfibt ift, daß 
verjelbe innerhalb der Grenzen feiner Amtsbefugnifje ge- 
handelt, oder eine ihm obliegenne Amtshandlung nicht 
unterlaflen babe. Wenn daher die Behörde anerfennt, 
daß der Beamte die Orenzen feiner Amtsbefugniffe über- 
Ihritten, oder daß er eine ihm obliegende Amtshandlung 
unterlafjen habe, und wenn fie gleihwohl glaubt, daß ver 
Hal zu einer gerihtlihen Verfolgung nicht geeignet fei, 
jo ijt doch von der Erhebung des Konflikts abzufehen, 
und die Entfcheidung darüber, ob unter ven bejonderen 
Umftänven des Falles vem Beamten ein foldhes Berfchule« 
den, welches eine ftrafrechtliche oder civilrechtlihe Verant— 
wortlichkeit begründe, nicht zur Laſt falle, ven Gerichten 
zu überlafien. 
Aber auch in denjenigen Fällen, in welchen nah Anficht 
der Behörde ver Beamte feine Amtsbefugniffe nicht über- 
ihritten oder eine ihm obliegende Amtshandlung nicht 
unterlafjen hat, ift zu erwägen, daß das Geſetz die Er- 
bebung des Konflikts nur als Befugniß geftattet. Bon 
diefer Befugniß ift nur dann Gebraud zu machen, wenn 
es ganz ungmeifelhaft erfcheint, vaß eine Amtsüberſchrei— 
tung nicht jtattgefunden habe. 

3) Da endlih die Ermittelung ver erheblichen Thatſachen 
unter allen Umftänden nothwendig ift, und zwar ſowohl 
für die Prüfung der Behörde, ob der Konflikt zu erhe— 
ben, als für vie Beurtheilung des Gerichtshofes zur Ent- 
ſcheidung ber Kompetenz-Konflikte, ob verjelbe begründet 
fei, fo ıft der Erhebung des Konflikts bis zur ftattgefun- 
denen Ausmittelung jener Thatſachen Anftand zu geben 
und nöthigenfall® erft in ver zweiten Inftanz der Kon— 
flitt zu erheben. 

Sänmtlihen Gerichten und Beamten der Staatsanwalt- 
—— dies zur Kenntnißnahme resp. zur Beachtung mit— 
getheilt. 

Beerlin, ven 3. Dezember 1860. 


2 


— 


Der Juſtiz-Miniſter. 
An Simons. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltſchaft. 


II. 4199. 0. 37. Vol. 2. 
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Allgemeine Verfügung vom 11. Dezember 1860, — 
betreffend das Verfahren bei der Unterfuhung und 
Seftftellung des Gemüthszuftandes Ruſſiſcher 
Unterthanen. 


Bon der Raiferlib Ruſſiſchen Negierung ift dur einen 
Ufas vom 13. (28.) März d. 3. die Anordnung getroffen: 
daß die Unterfuhung und Feftftelung des Gemüthszu— 
ftandes Nuffifcher Unterthanen, die im Auslande von einer 
Geiſteskrankheit befallen worden find, nach den Geſetzen 
des Landes, in welchem fie fich befinden, aber jederzeit 
unter Mitwirkung eines Abgeordneten oder Bevollmäch— 
tigten der Ruſſiſchen Geſandtſchaften oder Ruſſiſchen Kon- 
fulate, die in dem betreffenden Lande angeftellt find, er» 
folgen folle, und daß nur die in folder Weife aufgenom- 
menen Afte in Rußland rechtlihe Gültigkeit haben. 
Die Gerichtsbehörden werben hiervon mit der Anweifung 
in Kenntniß gefett, im vorfommenten Falle, infoweit es ſich als 
nöthig ermeift, dem Königlihen Minifterium ver ausmärtıgen 
Ungelegenbeiten behufs der weiteren VBeranlaffung in Betreff der 
von der Ruffifhen Geſandtſchaft oder dem Ruſſiſchen Konfulate 
abzuordnenden Bevollmächtigten, von der bevorftehenden Unter- 
juhung des Gemüthszuftandes Anzeige zu erftatten, und bei ben 
Verhandlungen felbft, deren Direktion übrigens dem Preußiſchen 
Richter verbleibt, die Bevollmächtigten zuzulaffen. 
Berlin, den 11. Dezember 1860. — 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 
An Simons. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 3873. W.7. Vol. 4. 


109. 


Verfügung vom 11. Dezember 1860, — betreffend 
die Stempelrevifion beim Landgericht zu Aachen. 


Allerhödfter Erlaf vom 16. Mai 1828 (Gef.Samnıl. ©. 71). 
Berf. vom 18. Auguft 1855 (Ah. Samml. Bd. 11. ©. 143), 


Diejenigen Monita, welche von der Steuerbehörve bei ter 
für den Zeitraum vom 1. Januar 1856 bis Ende Dezember 1858 
beim dortigen Landgerichte vorgenommenen Stempelrevifion er- 
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boben find, jollen im Einverftäntniffe mit dem Herrn Finanz: 
Minifter, in nachſtehender Weile erledigt werden. 

Stempelvefelten-Tapelle, rn vie I. Eivillammer 
des Yandgerichts Aachen. 

1) ad mon. 2. Das Urtheil auf die von einer Ehefrau 
gegen ihren Ehemann nicht etwa bei einer fpeziellen Prozedur, 
jendern ganz allgemein dahin gerichtete Klage, daß fie zum Er» 
ſcheinen vor Geriht und zum Abſchluß von Verträgen ermäch— 
tigt werde, ift fein Nebenerkenntniß, fondern muß als Haupt- 
erkenntniß über einen Gegenftand von unſchätzbarem Werthe mit 
einem Stempel von 5—20 Rthlr. verjehen werben. 

2) ad mon. 29. Der Klage auf Theilung eines Nachlaſſes 
wurte prineipaliter ter Antrag auf Abweifung entgegengejett, 
weil ſchon getheilt fei. Das Landgericht verordnete die Thei— 
(ung, indem es nad ven Erwägungsgränvden die behauptete früs 
here Theilung nicht für erwiefen erachtete. Durch das Erfennt- 
niß wurde ein wefentlicher Streitgegenftand entſchieden und von 
der Steuerbehörde mit Recht ver Unfhätsbarteitsftenpel geforbert. 
Daß des Streitgegenftantes nicht in dem tenor sententiae, jon- 
dern nur in den Ermwägungsgründen gedacht worden, iſt nad) 
Tage der Sache unerheblich. 

3) ad mon. 35. 44. 52. Erfenntniffe, durch welde nad) 
Vorſchrift des Art. 816 der Bürgerlichen Prozef-Ordnung Real» 
anerbieten für gültig oder für ungültig erklärt werben, find als 
Haupterfenntnifje in Sinne des Stempelgefeges zu behandeln 
und es fann dabei nicht in Betracht fommen, ob etwa nad den 
Vorſchriften des altländiſchen Prozekrechts es feiner Entſcheidung 
durch Erkenntniß, ſondern nur einer Regulirung durch Dekrete 
bedürfen würde. Das Verfahren bezweckt die Befreiung von 
einer Schuld, deren Betrag oder deren Zahlungsweiſe —* 
iſt; der Gegenſtand über welchen geſtritten wird, iſt daher der— 
ſelbe, wie bei Klagen auf Zahlung, nur daß die Rollen der 
Parteien gewechjelt find. Es ift ſonach der Prozentſtempel zu 
verwenden, ohne daß e8 darauf anfommen kann, daß in den 
Fällen ad monita 44 und 52 zugleich die Löſchung ver für bie 
hinterlegten Forderungen eingetragenen Hypothek verordnet ift, 
indem dieſe Löſchung in dem vorliegenden Falle nur als eine 
Folge ver gültig erklärten Hinterlegung und nicht als ein felbft- 
ftändiger Streitgegenftand anzufehen if. Die Monita find 
hiernach begründet. 

4) und 5) Monitum 63. Der Klage auf Theilung wurde ver 
Einwand der Voreiligkeit entgegengefegt, weil der fragliche Nachlaß 
vertragsmäßig fünf Jahre ungetheilt bleiben folle. Das Ge 
richt erkannte unter Bejeitigung jenes Einwandes dem Klage— 
antrage gemäß. Es war daher, wie sub No. 2 ad mon, 29, 
der Unſchätzbarkeitsſtempel zu verwenden. 


Gefege, Verordnungen, Referipte 1860. 221 


B. Stempelvefeften-Tabelle, betreffend die II. Civilkammer. 


6) Monitum 5 betrifft ven Fall ver Gültigerflärung eines 
Realanerbietens und ift nad) dem sub 3 ad mon. 35. 44 und 
52 Geſagten zu erletigen. 

7) Monita 10. 14. 36. In allen 3 Fällen handelt es fi 
um Klagen auf Alimente, jedoch nit unter geſchiedenen Che- 
gatten, ben unter anderen Perjonen, namentlidy um Alimen- 
tenforderungen von Enkeln gegen ihre Orofeltern. Der Stempel- 
skal beredynete den Stempel nach Vorſchrift des Stempelgefetes 
. 4 lit. c. von dem 12°, fahen Betrage der zuerfannten jühr- 
ihen Alimente und befeftirte die hiernach zu wenig angefeßten 
Stempelbeträge. Das Landgericht hält die bezogene Vorſchrift 
des Stempelgefeged ſchon um deswillen nicht für maßgebenp, 
weil ſolche Alimentationen mit Nutungsredten und Leibrenten 
in feiner Analogie ſtänden, da lettere nur mit dem Peben des 
Berechtigten, erftere aber auch ſchon mit dem Abfterben des Ver— 
pflichteten, ja ſelbſt ſchon durd eine Veränderung in den Ver— 
mögensverhältnifjen des Einen und des Anderen erlöfchen fönnten. 
Insbejondere aber wird ausgeführt, daß nad) der Allerhöchſten 
Ordre vom 3. März 1828 die fraglichen Erfenntnifje ftenipel- 
frei jeien. Dieſe Allerhöhfte Ordre habe zwar den Wall einer 
Alimentenforverung geſchiedener Cheleute betroffen; ver für vie 
Befreiung von dem Erfenntnißftempel ausgefprodene Grund: 
daß die im Haufe empfangenen Alimente nicht befteuert 
jeien und daher audy die erkannte nach der Scheidung 
außer dem Haufe in Gelve zu präftirente Unterhaltung 
des geſchiedenen Ehegatten nicht befteuert werben dürfe, 
da fie nur die vor der Trauung in natura zu präfliren- 
den Alimente vertrete 
paſſe aber audy auf die hier fraglichen Alimente zwifchen Ber- 
wandten in auf» und abjteigender Yinie. 

Abgeſehen davon, daß die für Alimentenforterungen gefchie- 
dener Eheleute bemilligte Stempelfreiheit al8 Ausnahme von 
der Kegel nicht auf andere Fälle ausgedehnt werben fann, ent- 
hielt die Allerhöchfte Drdre vom 3. März 1828 Anordnungen 
für einen fpeziellen Fall und erft durdy die Allerhöchſte Ordre 
vom 16. Mai 1828 (Gef.-Sanıml. S. 71) wurde die Ausnahme 
für alle gefchievenen Eheleute, ohne Anführung jenes Grundes, 
vorgefchrieben. Hiernach kann feine Stempelfreiheit für die frag- 
lihen Erfenntnifjie in Anfprud genommen werben. Der Stem— 
pel -ift aber nad Vorſchrift des $. 40 des Stempelgefetes zu 
berehnen, da es fih von Präftationen auf umbeftimmte Zeit 
banvelt, vie einer Leibrente gleichzuachten find, welche nad dem 
AR. Thl. I. Tit. 11. 8. 606 zwar in der Regel für die Le— 
bengzeit eines Menichen zu zahlen ift, deren Fortzahlung aber 
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durh eine auflöfende — auch früher aufhören kann. 
(S. 631 ibid.) Die gezogenen Monita find daher begründet. 

8 Monitum 11. Das Erfenntnif verordnete die Theilung, 
ungeachtet ter Verflagte aus tem Grunde widerſprochen hatte, 
weil nichts zu theilen fei. Das Monitum ift aus den oben 
sub No. 2 ad. mon. 29 angeführten Gründen für begründet 
zu erachten. 

9) Monitum 7. Bei Klagen auf Auflöfung eines Ueber- 
tragsvertrages und Ausantwortung der übertragenen Gegen— 
ftänve ift, wie bereit8 mehrfach enttchieben wurde, der Prozent: 
ftempel nah Maafgabe des Werth der übertragenen Öegenftände 
zu verwenden. Das Monitum tft hiernad begründet. 

10) Monitun 20. Die Klage war auf Berurtheilung zur 
Zahlung einer beitimmten Summe und Gültigerflärung eines 
dafür angelegten Arreftes angeftelt. Das Gericht erklärte fich 
zur Entſcheidung über die Hauptforderung infompetent, hob aber 
den Arreft auf, weil den Erforvernifien des Art. 553 der Bür- 
gerlichen Prozeß-Ordnung nicht entiprochen fei. Mit Recht for- 
dert ver Stempelfisfal den nad) der eingeflagten Hauptferverung 
zu berechnenvden Prozentftempel. Die Einwendung des Land— 
erichts, Daß es fih nur theilweiſe infompetent erklärt umd vie 
lage nicht wegen Infompetenz abgewiejen habe, find nicht ge- 
eignet, eine Ausnahme von den mehrfah ausgefprochenen Grund- 
fägen über die Berechnung des Stempels bei Infompetenzerflä- 
rungen zu rechtfertigen. 

11) Monitum 26. Daß zu einem Erfenntniß auf Löſchung 
einer Hhpothefarinjfription der zu verwendende Stempel nad) 
der Summe zu berechnen ift, für welche Inffription befteht, ift 
bereit8 in der Verfügung vom 18. Auguft 1855 Nr. 5 (Rhein. 
Samml. Br. 11. ©. 143 näher ausgeführt. Danach ıft das 
Monitum begründet, und es bedarf Feiner näheren Ausführung, 
daß die nah den Tarif zum Stempelgejet für ftempelfrei er- 
klärte Löſchungsverfügung an den Hypothekenbuchführer nicht, 
wie das Landgericht aufftellt, mit dem die verweigerte Löſchungs— 
bewilligung des Schuldners vertretenden Erfenntnig auf Lö— 
Ihung der Infkription gleichgeftellt werden Fan. . 

12) Monitum 27. Der Richter erklärt fih inkompetent, 
weil die Sache and Friedensgericht gehörte. Mit Recht fordert 
F Stempelfiskal den Prozentſtempel, wie in dem Falle sub 

o. 10. 
13) Monitum 53. Von 57 Einwohnern von G. wurde 
egen die Gemeinde G. Hagend beantragt zu erfennen, daff der 
Berffagten das Eigenthum an den 158 resp. 140 Morgen Weide 
nicht zuftehe, daß diefes vielmehr, oder doch ein Miteigenthum 
den Klägern zuftehe, oder Ihlimmftenfalle, daß diefelben an ber 
fraglichen Grundfläche zum Schweidgange berechtigt jeien, dem— 
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gemäß die von der Verflagten vorgenommenen Verfügungen für 
nichtig zu erflären und diefelbe zum Erſatze der bezogenen Nutzun— 
gen, ſowie eines auf Status zu liquitirenden Scabenserfages 
zu verurtheilen. 

Mit Recht verlangt der Stempelfisfal, daß der Werthftempel 
nad dem Werthe ver ftreitigen Grundfläche berechnet werde, 
denn nad dem angeführten Antrage der Kläger war von ihnen 
nit, wie das Landgericht behauptet, lediglih ver Schweidgang, 
fondern das Eigenthum der Grundflähe in Anſpruch genommen. 
Es ift jedoch nachgegeben, daß die 57 Kläger nur eine Anzahl 
der Einjafien von G. find, welde mit anderen Einfafien, veren 

ahl unbekannt ift, ihr ratirliches Meiteigenthum an jener Grund: 

äche geltend machten. Daß ter Antheil ver Kläger bei dem 
die Klage abweiſenden Urtheile nicht bekannt war, kann es nicht 
rechtfertigen, ven Unfchätbarfeitsftempel zu verwenden, vielmehr 
ift e8 der Steuerbehörve zu überlaffen, den ratirkchen Antheil 
der Kläger an der ftreitigen Grundfläche näher zu ermitteln und 
nach deſſen Werthe ven Stempel zu liquidiren. 

Berlin, den 11. Dezember 1860. 

Der YuftizeMinifter. 
An Simons, 
den Königl. Herrn Landgerichts Präfiventen 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Aachen. 


I. 4214. Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 


106. 


Verfügung vom 12. Dezember 1860, — betreffend 
die Anftellung der Advokaten und deren Einmiſchung 
in die Funktionen der Anwälte, 

Berfügung v. 17. November 1855 (Rhein. Samml. Bd. 11. 

©. 159). 


Seit der Verfügung vom 17. November 1855 (Rh. Samml. 
Bd. 11. ©. 159), nach welcher Advokaten im Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln nur nach Maafgabe des Bepürfniffes 
bei den einzelnen Gerichten ernannt werben follen, bat fidy die 
Zahl der unbejoldeten Affefforen in einer Weife gehäuft, daß 
diefelben weder hinreichend bejchäftigt werden fünnen, no ihnen 
die ermuthigende Hoffnung auf eine im angemeflener Zeit zu 
erlangende etatsmäßige Anftellung gewährt werden fann. Diefem 
für die Ausbildung und würdige Haltung der angehenten Juftiz— 
beamten und fomit für das Anſehen der Gerichte bevenklichen 
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Umftande wird dadurd einige Abhülfe zu Theil werben, wenn 
den Wunſche vieler jüngeren Yuftizbeamten, fie zu Advokaten 
zu ernennen, Statt gegeben wird. Da nun aud die Diszipli- 
narräthe der Advokaten und Anwalte über die Zwedmäßigkeit 
ver Aufrehterhaltung der Verfügung vom 17. November 1855 
getheilter Meinung find, fo wird diefelbe hiermit vorläufig außer 
Wirkung gejeßt. 

Sie werden veranlaßt, die Yandgerichts- Präfivdenten und 
Dber-Profuratoren, fowie die Disziplinarräthe ver Apvofat-An- 
walte von diefer Verfügung mit dem Bemerlen in Keuntniß zu 
jegen, daß danach hinfichtlidy der Ernennung zu Advokaten das— 
jenige Berfahren wieder eintrete, welches bis zu der Verfügung 
vom 17, November 1855 beftand, und daß aud) diejenigen, weldye 
vor over nad beftandener dritter Prüfung ihre Ernennung zu 
Advokaten beantragt hätten, falls dies noch jegt ihrem Wunſche 
entipreche, diefen Antrag wiederholen müßten. Sodann find die 
genannten Behörden anzumeifen, darauf zu wachen, daß die Ein- 
miſchung der Advokaten in die Funktionen der Anwalte verhin-' 
dert und nicht geduldet werde, daß Anmalte zu den von Advo— 
faten geführten Prozefjen leriglich ihren Namen hergeben. Eine 
angemeſſene Handhabung der gegen das unerlaubte Poftuliren 
bejtehenden Gefege wird genügen, dem in biefer Hinficht her— 
vorgetretenen Uebelſtande abzuhelfen. 

Berlin, ven 12. Dezember 1860. 

Der Zuftiz- Minifter. 
An Simons. 
den Herrn Erften Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerihtshofes und ven Königl. 
Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 305. Rhein. Offizianten-Saden 33. Vol. 6. 
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Berfügung vom 14. Januar 1861, — betreffend vie 
Abfhaffung der für den Bibliothefsfond erhobenen 
Antroduftionsgebühren. 

Allgemeine Verfügung vom 2, Yanuar 1861 (Iuſtiz⸗Miniſt.⸗ 
Dlatt ©. 2). 


Die nad ven Yuftiz- Minifterial» Verfügungen vom 9. Ja- 
nuar 1824 und 6. Juli 1840 zur Bildung eines Fonds für die 
Bibliothefen des Appellationsgerichtshofes und der Landgerichte 
bisher erhobenen Gebühren für die Introduftion und Verpflich— 
tung der Yuftizbeamten, follen im Bezirk des Appellationsges 
rihtshofes zu Cöln, wie dies für die übrigen Yandestheile durch 
die im YuftizeMinifterial- Blatt vom 4. Yanuar d. J. Nr. 1 
publizirte Verfügung vom 2. Januar d. J. angeordnet ift, vom 
1. Januar d. Ri ab nicht mehr eingezogen werben. Sollten 
folhe für eine im Laufe d. J. ftattgehunbene Einführung uud 
en erhoben fein, fo find fie den Zahlenden zurüdzu- 
eritatten. 

Die nothwendigen Anfhaffungen für die Bibliothefen find 
aus den Bureaufoftenfonds zu beftreiten. 

Berlin, den 14. Januar 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An v. Bernuth. 
den Herrn Erften Präſidenten des Königl. 
Appellationsgerihtshofes und den Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 628. Juſtizfonds 61. Vol. 3, 


15 * 
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Allgemeine Verfügung vom 29. Januar 1861, — 
betreffend die Zarirung der Fahrpofifendungen im 
Bereich des Deutfchen Poftvereins, 


Regulativ vom 3. Januar 1858 (Zuftiz-Minift.-Blatt S..51). 

Regulativ v. 3. Januar 1860 (Rh. Samml. Bd. 12. ©. 161). 

Belleein-Gertag vom 18. Auguft 1860 (Gef.-Samml. von 
1861 ©. 25). 


Nach einer Mittheilung des Herrn Minifters für Handel, 
Gewerbe und üffentlihe Arbeiten ift auf der im vergangenen 
Jahre zu Frankfurt a. M. ftattgehabten vierten Deutfchen Poft- 
fonferenz das Prinzip angenommen worden, vie bisher beitan- 
dene ftredenmeife Bortofreibeit im Bereinsverfehr zu befeitigen, 
und diejenigen Bereind-Fahrpoftfendungen, welche verfelben theils 
haftig waren, entweber im ganzen Bereinsgebiet für portofrei, 
oder im ganzen Bereinsgebiet für portopflichtig zu erklären. 

Demzufolge ift im Art. 68 des unterm 18. Auguft 1860 
abgefchloffenen neuen Poſtvereins-Vertrages den gewöhnlichen 
Schriften- und Aftenfendungen in reinen Staatsdienft -Angele- 
genheiten von Staatd- und anderen dffentlihen Behörden bes 
einen Poſtgebiets mit folchen Behörden eines anderen aud) bei 
der Beförderung mit ber Fahrpoſt die Portofreiheit im ganzen 
Bereiche des Deutichen Poſtvereins zugeftanden worden, wenn 
fie in der Weife, wie es in dem Poftbezirt der Aufgabe für die 
Berechtigung zur Portofreiheit vorgefchrieben ift, al8 Staats— 
dienſtſache bezeichnet und mit dem Dienftfiegel verſchloſſen find, 
auch auf der Adreſſe vie abjendende Behörde angegeben iſt. Den 
Behörden find diejenigen alleinftehenden Beamten, melde eine 
Behörde repräfentiren, gleichgeftellt. 

Alle anderen Fahrpoftiendungen find nad) dem erwähnten 
Art. 68 im Poſtvereins-Verkehr vom Abgangs- bis zum Be— 
ftimmungsorte portopflihtig. Dahin gehören namentlid) die Geld» 
jendungen, Sendungen mit Poſtvorſchüſſen, mit baaren Einzah- 
lungen und mit Gegenftänden, die nicht in Schriften oder Akten 
beftehen, zwifchen ven Behörden, fowie alle Sendungen, die nicht 
in reinen Staatsvienft- Angelegenheiten oder nicht zwiſchen Be— 
hörden gewechjelt werben. 

Während demnach bei diefen Sendungen, welche bisher bis 
ur Preußiſchen Grenze frei waren, eine Beſchränkung der Porto- 
Peiheit vom 1. Januar 1861 ab eintritt, findet in Betreff ver 
Schriften: und Aftenfendungen in reinen Staatsdienft-Angelegen- 
heiten zwifchen Behörden eine Erweiterung ver Portofreiheit über 
das ganze Poftvereinsgebiet ftatt. 
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In Folge der vorgedachten Beftimmungen des Art. 68 des 
Boftvereind » Bertrages vom 18. Auguft 1860, welcher mit dem 
1. Sanuar d. 9. in Kraft getreten ift, tritt an die Stelle des 
zweiten Abſatzes im $. 9 der Regulative vom 3, Januar 1858 
und vom 3. Januar 1860 über vie Portofreiheit in Juſtizdienſt— 
ſachen die folgende Beftimmung: 

„sn Betreff der Sendungen nad dem Auslande find zu 
unterjcheiden: 

I. Sendungen nad folden fremden Staaten, welde zum 
Deutſchen Poftverein gehören: 

1) Korrejpondenz-Sendungen — 

Dergleichen Sendungen, welche in reinen Verwal— 
tungs-Angelegenheiten ergehen, und mit dem für 
dieſe beſtimmten Rubrum verſehen ſind, werden bis 
um Gewicht von 1 Pfund einſchließlich auch auf ven 
ee ©ebietöftreden im ganzen Poftverein 
bis 2 Beltimmungsorte portefrei befördert. 

benfo findet bei Korreſpondenz⸗-Sendungen in Par: 
teifachen, jofern diefen nad) ven vorangegangenen Bes 
ftimmungen ver gedachten Regulative überhaupt vie 
Portofreiheit zufteht, die freie Beförderung im ganzen 
Voftwereinsgebiete ftatt, falls 

a) dergleihen Sentungen das Gewicht von 4 Loth 
nicht erreichen oder überfteigen, 

b) bet einen Gewicht von 4 Yoth an bis ', Pfund 
einfhlieflih die Beförderung mit ver Briefpoft 
durch einen Beifat auf der Adreſſe ausprüdlich ver- 
langt worben ift. 

2) Fahrpoftfenpungen (Padete und Gelder, Briefe mit 
beflarirtem Werthe, mit baaren Einzahlungen und mit 
Poſtvorſchüſſen). 

Im ganzen Gebiet des Poſtvereins werden ge— 
wöhnliche Packete mit Schriften und Akten 
in reinen Staatsdienſt-Angelegenheiten von 
Staats- und anderen öffentlichen Behörden 
des einen Poſtgebiets mit ſolchen Behörden eines 
anderen, vom Abgangs- bis zum Beſtimmungsorte porto— 
frei beförbert, wenn fie in ver Weife, wie es in dem 
Poftbezirk ver Aufgabe für vie Berechtigung zur Porto- 
freiheit vorgefchrieben ift, als Staatevianftiane bezeich⸗ 
net und mit dem Dienſtſiegel verſchloſſen ſind, auch auf 
der Adreſſe die abſendende Behörde angegeben iſt. 

Alle Fahrpoſtſendungen anderer Art ſind im 
Poftvereins-Berfehr vom Abgangs- bis zum Be— 
ſtimmungsorte portopflichtig. 
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U. Sendungen nad folhen fremden Staaten, mwelhe nicht 
zum Deutſchen Boftverein gehören. 

Dergleihen Korrefpondenz- und Fahrpoftjendungen 
werden, jofern venfelben nad) ven vorangegangenen Bes 
ftimmungen im Inlande die Portofreiheit zufteht, von 
dem Preußiſchen Porto frei gelaffen, eine Befreiung 
von der Entrichtung des auslänpifchen Portos tritt 
dagegen nicht ein, es fei denn, daß befonvere Verträge 
für gewilfe Sendungen die Portofreiheit auch auf den 
auslaͤndiſchen Streden zufichern. 

Die vorftehenden Beltimmungen werben bierdurd den Ge— 
richtöbehörten und Beamten der Staatsanwaltichaft zur Nach— 
achtung mit dem Eröffnen befannt gemacht, daß es Seitens des 
Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
ine Vermeidung von Irrungen bei den Poftanftalten für wün- 
ihenswerth erachtet wird, daß bei ven jeither bis zur Örenze 
portofrei gewefenen, fünftig vom Abgangsorte an portopflichtig 
werdenden Sendungen Seitens der abjendenden Stelle ein Porto» 
freies Rubrum nicht mehr angewendet werde. 

Die eintretenden Aenderungen beziehen fi übrigens durch— 
weg nur auf Vereind-Fahrpoftjendungen. In Betreff ver Brief» 
poftfendungen bleiben die bisherigen Feſtſetzungen in Kraft. 
Daffelbe gilt von den Briefpoft- und Fahrpoſtſendungen, welche 
nad) foldhen fremden Staaten beftimmt find, die nicht zum Deut- 
ſchen Pojtverein gehören. 

Berlin, ven 29. Januar 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltfchaft. 


I. 286. P. 2, Vol. 12. 


109. 


Verfügung vom 29, Januar 1861, — betreffend 
die Stellung der Advokaten in der Prozeßpraris zu 
den Anwalten, 


Mas die Fünftige Stellung ver Advokaten in der Prozeß- 
praris und indbefondere zu den Anwalten betrifft, fo war fchon 
in dem von Ihnen beziehumgsweife Ihrem Amtsoorgänger, un- 
term 14. Dezember 1852 erftatteten Berichte näher ausgeführt, 
daß der Uebelftand einer Einmifhung der Advokaten in die An- 
waltſchaft bei mehreren Landgerichten durch die in dieſer Bezie— 


v 
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bung ftattgehabte Vereinigung der Anwalte merklid gemindert 
und burd ftrenge Handhabung ver vesfalls beftehenven Geſetze 
zu bejeitigen ſei. Es fann audy nicht als richtig anerkannt wer- 
den, daß in ber bisherigen Praxis die Bedeutung einer Tren- 
nung zwilchen Advokatur und Anwaltihaft überhaupt weggeräumt 
und der Begriff des unbefugten Poftulirens völlig re fei. 
Denn abgefehen davon, daß bei feinem Rheiniſchen Gerichte die 
Unterſchrift eines Advofaten für genügend erachtet wurde, wo 
das sg | diejenige eines Anwalts erforderte, ergaben ſchon bie 
in dem Berichte vom 12. Dezember 1854 erwähnten, bei ver- 
ſchiedenen Landgerichten getroffenen Vereinbarungen ver Anwalte, 
daß man fid jenes Unterfchienes wohl bewußt war. Jedenfalls 
ift e8 ein nicht zu duldender Mißbrauch gewefen, wenn bei ein- 
zelnen Gerichten die Praris eingeriffen war, daß der geſetzlich 
allein verantwortliche Anwalt feine Unterfchrift lediglich als eine 
Formalität, ohne Prüfung des Inhalts ver Akten abgab. Diefem 
Mißbrauche entgegenzutreten, war bie Abficht der am Schlufie 
der Verfügung vom 12. Dezember v. I. (S. 223 diefes Bantes) 
ertheilten Anmweifung, bei der e8 event. dem erfennenden Richter 
überlaffen bleiben muß, zu prüfen, ob und in mwieweit die ſpe— 
zielen Borfhriften und Strafbeftimmungen des Defretd vom 
19. Juli 1810 oder fonftige Disziplinar-Maafregeln anwendbar 
find. Es fcheint jedoch, daß hin und wieder die Verfügung vom 
12. Dezember v. 3. zu Maafregeln Beranlaffung gegeben hat, 
bie über ihren Zwed hinaus eine umbebingte Ausſchließung der 
Advokaten von der Praris ber ven Pandgerichten bewirken follen. 
Someit überhaupt eine Berpflihtung des Anwaltes zu Ueber- 
nahme von Mandaten geſetzlich befteht, ift diefelbe durch feine 
jet gleichzeitige Onalififation als Advofat nicht aufgehoben. 
Er wird auch jetzt fi nicht weigern dürfen, in einer Sache blos 
als Anwalt zu fungiren und es tft zu erwarten, daß die Praris 
den geeigneten Weg finden wird, um einerfeitS den bisherigen 
Mißbrauch der Anwaltfchaft zu einem leeren Formalismus, an- 
dererfeit8 aber auch vie gleichzeitige Dualität ver Anwalte als 
Advofaten nicht zu einer Beration der Parteien und Advokaten 
zu mißbrauden. 

Berlin, den 29. Januar 1861. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An v. Bernuth. 
ben Herrn Erften Präſidenten des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


1. 961. Rhein. Offizianten-Saden 33. Vol. 6. 
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110, 


Allgemeine Verfügung vom 30, Januar 1861, — 
betreffend die Diäten und Reifefoften der Forftfchug- 
beamten bei Wahrnehmung der Forftgerichtstage wegen 

Diebftahls an Holz und anderen Waldproduften, 


Nach 8. 30 des Gefetes vom 2. Juni 1852, betreffend den 
Diebftahl an Holz und anderen Waldproduften (Rhein. Samml. 
Br. 10. ©. 429), follen die Forftbeamten, welde vie betreffenden 
Diebftähle entvedt haben, durch ihre Dienjtbehörte veranlaßt wer- 
den, an dem zur Berhandlung und ig beftimmten 
Tage in der Gerichtsſitzung zu eriheinen. Die Wahrnehmung 
der Forftgerichtstage gehört hiernach zu den Dienftobliegenheiten 
der Forſtſchutzbeamten, und vie Yetteren haben demgemäß für 
die zu diefem Zwecke zu unternehmenven Reifen feinen Anſpruch 
auf eine VBergütigung von Neifefoften und Tagegelvern (Berfü- 
gung vom 18. März 1853 — Amtliche Ausgabe ver Gerichts» 
foftengejege von 1854 ©. 119). An diefen Beitimmungen ift 
für gewöhnliche Fälle auch ferner feftzuhalten. 

Wenn dagegen der Forftihugbeamte inzwifchen in einen 
anderen Forſtgerichtsbezirk verjegt worden ift und deshalb als 
Belaftungszeuge von dem Gericht förmlich vorgelaven werben 
muß, fo fünnen ihm die den Zeugen zuftehenden Keifefoften und 
Tagegelder nicht verfagt werden, diejelben find vielmehr auf die 
gerichtlichen Fonds anzumeifen. Es muß jedoch in folden Fällen 
jevesmal forgfältig erwogen werben, ob nad) Lage ber betreffen- 
den Sachen die Vorladung und der dadurch entjtehende FKoften- 
aufwand nicht vermieden werben fann. 

Auf den Bezirk des Appellationsgerichtöhofes zu Cöln findet 
zwar das Reſkript vom 18. März 1853 feine Anwendung, viel 
mehr ftehen dort den Forftbeamten in dem Falle, daß fie weiter 
als 1 Myriameter reifen müflen, nad Art. 3 des Dekrets vom 
9. April 1813 dieſelben Reiſekoſten, wie IR Zeugen zu 
(Reftript v. 9. September 1840, Rhein. Samml. Bb.7 ©. 204), 
und es find diefe Reiſekoſten ohne Unterfhied, ob die Forftbe- 
amten nach Borfchrift des Gejeges von 2. Yuni 1852 von ber 
Vorftbehörde angewiefen find, zu erfcheinen, oder ob die Juſtiz— 
behörde fie vorgeladen hat, aus dem Kriminal-Fond zu gewähren, 
Zur Bermeidung der bei weiteren Entfernungen entftehenven 
erheblichen Auslagen muß jevod in den angegebenen Fällen eben- 
falls eine genaue Prüfung darüber ftattfinden, ob das Erfcheis 
nen des Beamten auf dem Forftgerichtätage nach Page der Sache 
wirflich geboten erjcheint, 
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Die Gerichte und Beamten der Staatsanmwaltfchaft werben 
angewieſen, hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 30. Januar 1861. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Ä v. Bernuth. 
fämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltichaft. 


I. 4552. Sportelfaden 48. Vol. 7. 


111. 


Verfügung vom 16. Februar 1861, — betreffend 
die Berminderung der befchlußfähigen Mitgliederzahl 
beim Gemerbegericht zu Solingen. 
Berorbnung v. 7. Auguft 1846 (Rh. Samml. Bd. 9. ©. 102). 


In Erwiderung auf ven Beriht vom 25. Januar d. 9. 
wollen wir, dem Antrage des Gemwerbegericht8 zu Solingen vom 
14. April 1859 entjprehend, die zur Beſchlußfähigkeit des ge- 
dachten Gerichts erforverlihe Mitgliederzahl, kraft der durch die 
Allerhöchſte Verordnung vom 7. Auguft 1846 8. 2 ung ertheilten 
Ermächtigung bierdurd auf fünf feftfegen. Em. Hochwohl⸗ 
geboren erfuchen wir, die betheiligten Behörden hiervon in Kennt— 
niß zu feßen. 

Berlin, den 16. Februar 1861. 


Der Minifter für Handel ıc. Der Yuftiz-Minifter. 
v. d. Heydt. v. Bernuth. 


An 
den Königl. Herrn Ober-Präfidenten 
zu Coblen;. 


I. 755. Rhein. Gener.. 52. Vol. 6. 


112. 


Gefeg vom 26. Februar 1861, — wegen Ermäßi- 
gung der Rheinzölle. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Regierungen der Deutichen Rheinufer-Staaten 
übereingefommen find, von denjenigen Gegenftänden, melde ber 
duch den Supplementar-Artifel XVI. zur Rheinschifffahrts- Akte 
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vom 31. März 1831 (eſetz⸗Samml. für 1845 ©. 587) feftge- 
fetten ganzen oder der Viertels-Rheinzollgebühr untertworfen 
find, mit Ausnahme von Bau- und Nugholz nur die in dem 
anliegenden Tarif verzeichneten Gebühren erheben zu Laffen, fo 
verordnen Wir, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages 
der Monarchie, was folgt: 


8. 1. 
Die im Eingange erwähnten Rheinzoll-Ermäßigungen treten 
* ei Kheinzoll-Aemtern vom 1. März 1861 ab in Wirk: 
anıkeit. 
Für Baus und Nutzholz verbleibt e8 bei den durch die Ver: 
ordnung vom 21. Juli 1851 (Gefeg-Samml. für 1851 ©. 520) 
beftimmten Erhebungsjäten. 


8. 2. 

Der Finanzminister wird ermächtigt, für ben Fall, daß 
die Negierungen ver Deutſchen Aheinufer- Staaten ſich fünftig 
über weitere Rheinzoll-Ermäßigungen oder Befreiungen für ein- 
zelne Artikel verftändigen, vie beſchloſſenen —— bezie⸗ 
hungsweiſe Befreiungen auf Grund der getroffenen Vereinbarung 
zur Ausführung zu bringen. 


8. 3. 
Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Ge- 
jeßes beauftragt. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, ven 26. Februar 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenzollern- Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
‚vd. Schleinig. v». Patow. Gr. v. Püdler. v. Bethmann⸗Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. vd. Bernuth. 


I. 1030. bein, Gener. 89. Vol. 9. 
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Befonderer Tarif 


zur Erhebung der Rheinzölle auf der Aheinftrede von ber 
Sauter bi8 Emmerid). 











E Für die Rheinſtrecke Bei der Fahrt Erhe⸗ 
— bungsſatz. 
* abwärts an aufwärts an 
E von bis ver Zollſtelle der Zollftelle 
8 i zu zu Cent. | Mi. 
A. Bon allen Gütern, welde der ganzen und der Viertelö- 
Gebühreinterliegen. 

1.) der Lauter | Neuburg [Neuburg | Neuburg — | 07 
2. Neuburg Mannheim | Neuburg Mannheim | 3 | 54 
3.| Mannheim Mainz Mannheim | Mainz 4 | 25 
4.| Mainz ° | Caub Mainz Caub 2 | 33 
5.) Caub Eoblenz Caub Coblenz 1 | 84 
6.| Eoblenz Andernach Coblenz Andernach — ! 67 
7.| Andernah | Yinz Undernah Linz — 158 
8.| Lin Cöln Linz Eöln 1 | 81 
9.| Eöln Düffeldorf | Cöln Düffebarf | 1 | 75 
10.| Düffeldorf | Rubrort Düffeldorf Ruhrort 1|13 
11.| Rubrort Weſel Ruhrort Weſel 1 | 06 
12.) Weiel zur Nieder- | Wefel | Emmerich 161 

länd, Preuß. 

Gränze bei 

Schenten- 

ſchanz 


B. Bon den Gütern zur ganzen uud Viertels-Gebühr, welche 
den Rhein verlaffen und in die Lahn einlanfen. 


Caub 


— 


13, 


Caub ur Lahn 
14, ' ’ 


der Lahn | Eoblenz 
Berlin, ven 26. Februar 1861. 


Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Püdler. v. Bethmann-Hollmeg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 





— 1 | 62 
Eoblenz ja 21 
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113. 


Allgemeine Verfügung vom 26. Februar 1861, — 
betreffend die von Ausländern zur Eingehung einer 
Ehe in den Königlich Preußifhen Staaten beizu- 
bringenden Ehekonſenſe. 

Gefeß vom 13. März 1854 (Rhein. Samml. Br. 11. ©. 13). 


Nah dem Geſetze vom 13. März 1854 haben Ausländer, 
welche in ven Königlich Preufifhen Staaten mit einer Inlän- 
derin oder Ausländerin eine Ehe ſchließen wollen, die Verpflidy- 
tung, durd ein Mtteft der Ortsobrigfeit ihrer Heimath nachzu— 
weiſen, daß fie nach Dortigen Geſetzen, unbeſchadet ihrer Staate- 
angehörigfeit, zur Eingehung einer Ehe im Auslande befugt find, 
oder die nach dieſen Geſetzen etwa erforderliche Erlaubniß zu ver 
beabfihtigten Ehe erhalten haßen. 

Mit Bezug hierauf wird die nachſtehende Zufammenftellung 
derjenigen Behörven, melde in ven durd den Gothaer Vertrag 
wegen Uebernahme ver Auszumeifenden vom 15. Yuli 1851 (Gef.- 
Samml. ©. 711) vereinigten Deutfhen Bundesftaaten zur Er- 
theilung derartiger Ehetomfenfe befugt find, den Gerichtsbehörben 
mit dem Bemerken zur Nachachtung bekannt gemadıt, daß bie- 
jelbe auch durch die Negierungs-Amtsblätter zur Kenntniß ber 
betreffenden Berwaltungs-Behörben und der Geiftlihen gebracht 
werben wird. 

Berlin, den 26. Februar 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichtsbehörben. 


I. 849. E. 32. Vol. 2. 


a. 
3nfammenftellung 
derjenigen Behörden, welche in den durch den Vertrag wegen 
Uebernahme von Auszumeifenven d, d. Gotha, den 15. Juli 1851 
Sel.-Samml. ©. 711) vereinigten Deutihen Bunbesftaaten zur 
theilung der Ehefonjenje befugt find, welde von den Ange— 
börigen diefer Staaten, um in Preußen die Ehe fließen zu 
fönnen, nad dem ©efete vom 13. März 1854 (Rhein. Summit. 
Bd. 11. ©, 13) beigebradht werden müfjen. 


In Preußen ift die Befugnik der Inländer zur Eingehung 
einer Ehe von der Zuftimmung einer Berwaltungs:Behörde nicht 
abhängig gemadht. 


Geſetze, Verordnungen, NReferipte 1861. 237 


Dagegen find kompetent zur Austellung ver Chelonfenfe 
oder Trauſcheine 
1) im Königreih Bayern: 
die Diftrifts-Polizeibehörben, nämlich: \ 
a) in den rechtsrheiniſchen Negierungsbezirken die König— 
liche Polizei- Direktion zu Münden, ſowie die einer 
Kreid- Regierung unmittelbar untergeorbneten Stabt« 
Magifträte = Ingolftadt, München, Landshut, Paſſau, 
— mberg, Regensburg, Bayreuth, Bamberg, 
Hof, Ansbach, Dinkelsbühl, Eichſtädt, Erlangen, Fürth, 
Nürnberg, Rothenburg, Schwabach, Aſchaffenburg, 
— Würzburg, Augsburg, Donauwerth, 
Kaufbeuren, Kempten, Lindau, Memmingen, Neuburg 
und Nördlingen, 
ingleichen die Königlichen Landgerichte 
b) in dem Regierungs-Bezirke der Pfalz die Königlichen 
Land⸗Kommiſſariate; 
2) im Königreich Sachſen: 
die ſämmtlichen Königlichen Gerichtsämter, ſowie die Stadträthe. 
Die Beſcheinigung derſelben, daß der Verehelichung eines Sachſen 
im Auslande ein Hinderniß nicht entgegenſtehe, bedürfen behufs 
ihrer Gültigkeit der Legaliſation Seitens der betreffenden König— 
lichen Kreisdirektion; 
3) im Königreich Hannover: 
die Obrigfeiten (unteren Berwaltungs-Behörben). Diefe Obrig- 
feiten find in den Stabdtgemeinden, auf welche bie revidirte 
Städte- Ordnung vom 24. Yuni 1858 Anwendung finvet, ven 
fogenannten ſelbſtſtändigen Städten, die Magifträte, in den Pand- 
gemeinden, einjchließlidy derjenigen Städte und Flecken, auf welche 
das vorbezeichnete Geſetz feine Anwendung findet, die König» 
lihen Aemter. 

An die Stelle ver Letzteren treten im Bezirke des Herzog: 
thums Aremberg die Stanvdesherrlihen Herzoglich Arembergichen 
Aemter, im Bezirke des Landes Hadeln die Kircfpielögerichte, 

‚ Die jelbftftändigen Städte des Königreichs find gegenwärtig 
folgenze, nämlih im Bezirke 

1) der Landdroſtei zu er Hannover, Hameln, El—⸗ 
dagfen, Münden, Pattenfen, Bodenwerder, Neuftabt 
am Kübenberge, Wunftorf und Nimburg; 

2) der Landdroſtei zu Hildesheim: Hildesheim, Goslar, 
Peine, Göttingen, Maringen, Münden, Northeim, 
Einbed, Ofterode und Duderſtadt; 

3) der Landdroſtei Er Lüneburg: Lüneburg, Celle, Har- 
burg, Uelzen, Winfen an ver Luhe, Burgdorf, Gif- 
born, Lüchow und Dannenberg; 


2338 Gefete, Verordnungen, Referipte 1861. 


4) ver Landdroftei zu Stade: Stabe, Verben, Burtehube, 
Ditterndorf und Bremervörde; 
5) der Landdroſtei zu Dsnabrüd: Osnabrüd, Duadenbrüd, 
Melle und Lingen; 
6) der Landproftei zu Aurich: Aurih, Emden, Leer, Nor- 
den und Eſens; 
7) ver Berghauptmannfhaft zu Clausthal: Clausthal; 
4) im Königreih Württemberg: 
die Königlichen Dberämter, jowie die Königliche Stadt-Direktion 
zu Stuttgart; 
5) im Kurfürſtenthum Hejfen: 
die Regierungs-Kommiſſionen, vie Polizei» Direktionen und bie 
Landrathsämter; 


6) im Großherzogthum Baden: 
die Bezirks» Verwaltungsbehörven (Stadt, Dber- und Bezirks- 
Aemter); 
7) im Großherzogtum Heffen: 
die Großberzoglicen Kreisämter. Da übrigens nad ver für bie 
Provinz Rheinheſſen beftehenven Geſetzgebung bei Berehelihungen 
fein Heirathskonſens erforderlich ift, während dies in den beiden 
anderen Großherzoglichen Provinzen der Fall ift, fo werben eigent- 
lihe Hetrathsfonfenfe durch die Großherzoglichen Kreisämter ber 
Provinz Rheinheſſen nicht ausgeftellt, fondern nur Beſcheinigun— 
en, daß es nad) dortiger Geſetzgebung zur Abſchließung einer 
be der obrigfeitlihen Genehmigung nit bedürfe, und daß da— 
ber infoweit der Verehelihung des Extrahenten ein Bedenken 
nicht entgegenftebe ; 
8) im Grofberzogthbum Oldenburg: 
1) im Großherzogthum Didenburg: die Großberzoglichen 
Aemter und die Magifträte der Städte Olvenburg, 
Jever und Barel; 
2) im Fürftenthum Lübeck: die Großherzoglichen Aemter 
und der Magiftrat der Stadt Eutin; 
3) im Fürftentyum Birkenfeld: die Großherzoglihe Re— 
gierung ; 
9) im Großherzogthum Sahfen-Weimar: 
die Gemeindevorftände ; 
10) im Großherzogthbum Medlenburg- Schwerin: 
a) in den Städten und deren Kämmereigütern: die Ma- 
gifträte; 
b) im Flecken Ludwigsluft: das dortige Gericht; 
ec) in den Dominial-Ortſchaften mit Einfluß der Dos 
manial⸗Flecken: die Großherzoglichen Aemter; 
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d) in ven ritterfchaftlihen Gütern und Fleden: die Guts- 
befiger, beziehungsweife deren Mandatare; 

e) in den Gütern der drei Landesklöſter Dobertin, Mal- 
How und Ribnitz: die Klofterämter ; 


11) im Großherzogthum Medlenburg-Strelik: 

a) in den Städten und für deren Kämmereigüter: bie 
Stavt-Magifträte; 

b) in den Domanial-Ortſchaften, fowie in den Tleden 
Mirow und Felvberg: die Großherzoglichen Aemter; 

e) in den Großherzoglichen Kabinetsgütern: das Großher- 
oglihe Kabinets-Amt zu Neu-Strelig ; 

d) in den ritterfchaftlihen Gütern: vie Gutsherrſchaften 
resp. deren Mandatare; 

e) in den Kirhen-Defonomiegütern zu Neu-Brandenburg 
und Friedland: die dortigen Kirchen-Defonomieen; 

f) im Fürftenthum Nageburg: die Großherzogliche Land— 
voigtet zu Schönberg; 

12) im Großherzogthum Luxemburg: 
find die Befcheinigungen, zufolge welcher Luremburgifche Unter- 
thanen zu ihrer gültigen Verheirathung im Auslande einer Er- 
laubniß ihrer Heimathsbehörde nicht bevürfen, von den Bürger: 
meiftern der Gemeinden zu ertheilen; | 

13) im Herzogthum Braunfhweig: 
die Stadt-Magifträte und die Herzoglichen Kreis-Direftionen ; 

14) im Herzogthum Naffau: 

die Herzoglichen Aemter; 

15) im Herzogthum Sahfen-Altenburg: 
ſämmtliche zur Ausftellung von Heimathsicheinen berufene Hei— 
mathsbehörden (Gerichtsämter, velegirte Aftuariate, Stabträthe), 
deren Traufcheine jedoch wie die Heimathsfcheine zu ihrer Güle 
tigkeit noch der Beglaubigung der Herzoglihen Landesregierung 
bebürfen ; 

16) im Herzogthum Sadfen-Coburg- Gotha: 

1) im Herzogthbum Gotha: die Gemeindevorftände; 

2) im Herzogthum Coburg: das Landrathsamt zu Coburg, 
das Yuftizamt zu Königsberg, vie Magifträte zu Co- 
burg, Neuftadt und Rodach, fowie der Stadtrath in 
Königsberg; 

17) im Herzogthum Sahfen-Meiningen: 
bie Herzoglihen Berwaltungsämter, die Magifträte der Stübte 
Meiningen, Salzungen, Hildburghaufen, Eisfelo, Sonneberg, 
Saalfeld, Pösned und die Bürgermeifter- Aemter Wafungen, 
Römhild, Themar, Helvburg, Unnerftadt, Schalfau, Oräfenthal, 
Leheften, Camburg und der Stadtrath zu Crannichfeld; 
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18) im — a 
- Herzoglidhen Kreisimter zu Bernburg, Ballenſtedt und 
oswig; 
19) im Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt: 
die Gemeindebehörden ſowohl in den Städten, wie in ben länd—⸗ 
lihen Gemeinden ; 
20) im Fürftentbum Shwarzburg-Sondershaufen: 
die Fürftlihen Yanpräthe; 
21) im Fürſtenthum Reuß älterer Linie: 
für die Städte die Stapträthe; für das platte Yand bie betref- 
fenden Gerichtsbehörden; in Anfehung der Fürftlihen Beamten: 
die Fürftliche Yandesregierung, und der Geiftlihen und Lehrer: 
das Fürftlihe Konfiftorium ; 
22) im Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie: » 
die Fürftlihe Regierung zu Gera; 
23) im Fürſtenthum Waldeck: 
die Fürftlichen Kreisräthe; 
24) im Fürſtenthum Shaumburg-Lippe: 
die Fürftlihe Regierung ; 
25) im Würftenthbum Lippe: 
1) in den Städten, fowie in dem Flecken Schwalenberg: 
die Magifträte; 
2) auf dem Yande die Aemter; Ri 
26) im Landgrafthum Hejfen-Homburg: 
n Bürgermeifter der fünf Bürgermeiftereien als Civilftands- 
eamte; 
27) in der Freien Stadt Yübed: 
1) für die Stadt Yübed und deren Vorftänte: die Kanzlei 
ver freien Hanfeftabt Lübeck (Staatskanzlei) ; 
2) für das Städtchen Travemünde und die zum Amtsbe— 
zirke gehörigen Dorfihaften: das Amt Travemünde; 
3) für die übrigen Lanpbezirfe: das Landamt; 
4) für da® den freien Städten Lübeck und Hamburg ges 
meinfchaftlihe Amt Bergedorf: das dortige Amt; 
28) in der Freien Stadt Frankfurt: 
für die Stadt die Stabt- Kanzlei, für die Yandgemeinden das 
Land-Berwaltungsamt; 
29) in der Freien Stadt Bremen: 
der Polizei- Direktor der Stadt Bremen, die Yandherren des Ge— 
biet8 am rechten und am linfen Weferufer und die Aemter Bege- 
fad und Bremerbafen; 
30) in der Freien Stadt Hamburg: 
die Weddebehörde fiir die Stadt, die Patronate der beiden Bor- 
ftädte St. Pauli und St. Georg; die beiven Landherrenfchaften 
F ach der Marfch- und ver Gerftlande und das Anıt Rite- 
ttel. 
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114. 


Verfügung vom 18. Mär; 1861, — betreffend die 
Stempelpflidhtigfeit der auf Grund des Art. 571 
der bürgerlichen Prozeß - Ordnung abgegebenen 
Erklärungen der Dritt-Arreftaten. 


Mit Bezug auf Ihren Beriht vom 31. Dezember v. J. 
erhalten Sie, Herr General» Profurator, hierbei Abjchrift eines 
Schreibens des Herrn Finanz Minifters vom 7. d. Mte. 

betreffend die Stempelpflictigfeit der auf Grund Des 
Art. 571 der Bürgerlichen Prozeß- Ordnung abgege- 
benen Erklärungen der Dritt-Arreftaten 
und des demſelben voraufgegangenen Schreibens des Yuftiz- 
Minifters vom 11. Januar d. 9. zur Kenntnißnahme. 
Berlin, den 18. März 1861. 
Der Yuftiz-Minifter. 


In deſſen Vertretung: 
Un Miller. 
den Königl. Heren General: 
Profurator zu Cöln. 


I. 1222. Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 
Beilage 


a. 

Euer Ercellenz beehre ich mic auf das gefällige Schreiben 
vom 31. Dftober v. I. ganz ergebenft zu erwidern, daß ich über ' 
die darin zur Sprade gebrachte Frage: 

ob die nah Borfchrift des Art. 571 der Rheinischen 
Civil⸗Prozeßordnung in dem Arreft-Verfahren von dem 
Drittarreftaten auf der Gerichtsjchreiberei abzugebenve 
und zu affirmirende Erklärung über feine Schuld an 
den Arreftaten als ein befonders ftempelpflichtiger Akt 
zu behandeln und namentlich mit dem Protofollftempel 
von 15 Sgr. zu belegen fer? 
zubörberft von dem Beneral- Kroftwatie zu Cöln Bericht erfor- 
dert habe. Nach viefem Berichte vom 31. Dezember v. I. wird 
bie Frage verneint und angezeigt, daß fie von der überwiegenven 
Mehrzahl ver Landgerichte bisher in viefem Sinne behandelt jei. 
Ich kann mid diefer Anficht nur anfchließen. 

Bei der Prozeßprocedur nah Rheiniſchem Recht ift die 
fragliche Erklärung nicht immer erft nach dem Urtheil über die 
Gültigkeit des Arreftes abzugeben, fie kann vielmehr nad) Art. 568 
l. e. in allen Fällen, in welchen Arreft auf Grund eines authen— 
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tiſchen Titels angelegt ift, ſchon vor diefem Urtheil und gleich 
nad) der im Art. 564 vorgefchriebenen Mittheilung ver auf Gültig: 
feit des Arrefted gegen den Schuldner angeftellten Klage von dem 
Drittarreftaten gefordert werden. In diefem Falle bildet jeven- 
falls vie fraglice Erflärung eine im Laufe der Arreft-Procevur 
vorfommende Verhandlung. Aber aud in dem Falle, wenn vie 
Erklärung nicht vor dem Urtheil über die Gültigfeit des Ar- 
reftes gefordert ift, oder, weil der Arreft nicht auf Grund eines 
authentiſchen Altes angelegt wurde, nicht vorher geforbert wer— 
den fonnte, erhält dieſelbe feinen prozeſſualiſch verſchiedenen Cha- 
rafter, fie ift nicht als eine Verhandlung, „welche nach erfolgtem 
Erkenntniſſe in Folge des Prozeffes ftattfindet,‘ namentlich nicht 
„als eine an ſich ftempelpflichtige Verhandlung wegen Bollzie- 
bung des Erkenntniſſes,“ ſondern vielmehr als eine Ergänzung 
des letteren und ber die ganze Procedur einleitenden Arreſt— 
anlage anzufehen. Ueberdies würde der Stempel für „Proto= 
kolle“ nit einmal in allen Fällen Plat greifen, da nad) 
Art. 569 1. c. öffentliche Kaſſen, bei denen Arreft angelegt iſt, 
nur ein Certifitat über die Schuld ausftellen und ein Affirma- 
tions- Protokoll gar nicht ftattfindet. Daraus, daß die fraglidhe 
Erklärung im Falle ihrer Konteftation zu einem neuen Prozeſſe 
Anlaß geben kann, worauf von dem Provinzial-Steuer-Direftor 
zu Cöln am Schluſſe feines Berichtes vom 18. Dftober 1360 
Gewicht gelegt wird, folgt nod) nicht, daß im dieſem Falle vie 
Erklärung und nicht vielmehr der Konteftations-Aft den Beginn 
der neuen Procedur bilde und nody weniger, daß fie teshalb, 
auch wenn fie nicht Fonteftirt worden, feinen integrirenden Theil 
der erften Procedur bilden fünne. Der Art. 576 1. c. jagt aus- 
drücklich, daß eine nicht Fonteftirte Erflärung zu feinen weiteren 
Procedur- Aten Anlaß geben dürfe, e8 kann daher in dieſem 
Tale von einem nicht zu verwendenden Werthitempel Feine 
Rede fein. 

Euer Excellenz erfuche ich hiernady ganz ergebenft von dem 
Monitum Abftand zu nehmen und mid von dem Berfügten zu 
benachrichtigen. 

Berlin, ven 11. Januar 1861. 

Un v. Bernuth. 
den Königl. Staatd- und Finanz Minifter 
Herrn Freiherrn v. Patow Excellenz. 
I. 54. 


b. 

Euer Excellenz beehre ih mi den mir mittelft gefälli— 
gen Schreibens vom 11. Januar d. J. mitgetheilten Bericht 
des General» Profurators zu Cöln vom 31. Dezember v. J., 
die Stempelpflidtigfeit ver auf Grund des Art. 571 der Bür- 
gerlihen Prozeß: Ordnung abgegebenen Erklärungen der Dritt- 
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Arreftaten betreffend, mit dem Bemerken ganz ergebenft zurüd- 
zufenden, wie id der Annahme, vaß Fein befonderer Stempel 
zu den protofollarifchen Erklärungen der Dritt- Arreftaten im 
Rheinischen Arreft-Verfahren (Art. 568 ff. der Rheiniſchen Eivil- 
Prozeß-⸗Ordnung) zu verwenden fei, nicht weiter entgegentreten 
will. Der Provinzial-Steuer-Direktor zu Cöln ift demnach an« 
gewiejen worden, die bei der Revifion der Alten des Landgerichts 
u N. vom Stempelfisfal gezogene viesfällige Erinnerung auf 
Ki beruhen zu laſſen. 
Berlin, den 7. März 1861. 
Im Auftrage des Herrn Finanz: Minifters: 
n v. Pommer-Eſche. 
den Königl. Staatd- und Juſtiz-Miniſter, 
Herrn v. Bernuth Excellenz. 


115. 


Allgemeine Berfügung vom 19. Mär; 1861, — 
betreffend den Beſuch Defterreichifcher Univerfitäten. 


Allerhöchſte Order vom 13. Dftober 1838 (Rhein. Samml. 
Br. 6. ©. 607). 

Alerhöchfte Order vom 30. Juni 1841 (Rhein. Samml, 
Br. 7. ©. 305). 


Da hinſichtlich der Anrechnung ver Studienzeit, welche In- 
länder auf Defterreihifchen Univerfitäten zugebradht haben, bei 
Zulaffung der Rechtskandidaten zur erjten juriftifchen Prüfung 
nicht überall gleichmäßig verfahren worden iſt, jo findet fich der 
Juftiz- Deinifter im Einverftinpniffe mit tem Herren Miniſter 
der geiftlichen, Unterrichtd- und Mevizinals Angelegenheiten ver- 
anlaßt, die betreffenden Gerichtsbehörten darauf aufmerkſam zu 
machen, daß die über den Beſuch ausländiicher Univerfitäten be- 
ftehenden Vorſchriften aud auf diejenigen Defterreihifchen Hoch- 
Ihulen in den zum Deutihen Bunde gehörigen Yanvestheilen 
Anwendung finden, welche mit ven, den Deutſchen Hochſchulen 
eigenthümlichen Fakultäten ausgeftattet find, und bei welden ven 
ausländifchen Studirenven der Beſuch ſämmtlicher VBorlefimgen, 
insbeſondere auch bei einer anderen Fakultät, al8 bei welcher fie 
injfribirt find, freifteht, und binfichtlih der Auswahl der Do— 
centen die Studirenven feinerlei Zwang unterliegen. 

Die eingezogenen amtlichen Nachrichten haben ergeben, daf 
die Univerfitäten zu Wien und Prag vollftändig, diejenigen zu 
Graz und Innsbrud mit der Maafigabe, daß eine medizinische 
Fakulät daſelbſt nicht befteht, eben jo wie die übrigen Deutfchen 
Univerfitäten organifirt find, 
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Demzufolge wird hierdurch beftimmt, daß unter Aufredt- 
haltung der Allerhöchſten Order vom 30. Juni 1841, nad) wel- 
her Studirende, die bereinft eine Anftellung im Staatsdienſte 
erhalten wollen, in der Regel mindeſtens drei Semefter auf 
Preußiſchen Univerfitäten ftudirt haben müſſen, die auf ven ge- 
nannten vier Defterreihifchen Univerjitäten zugebrachte Stuvien- 
zeit auf das vorfehriftsmäßige Triennium anzurechnen ift. 

Berlin, ven 19, März 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An ſämmtliche Gerichtöbehörden. v. Bernuth. 
I. 1161. U. 23. Vol. 2. 


116. 


Verfügung vom 26. April 1861, — betreffend die 

Ausftellung von Kautionsverfchreibungen bei den im 

Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln er- 
folgenden Kautionsbeftellungen. 


Berordn. vom 15. April 1837 (Rh. Samml. Bd. 6. ©. 167). 
Gejeg vom 21. Mai 1860 (Rh. Samml. Bd. 12. ©. 184). 


Mit Bezug auf Ihren Beriht vom 14. Januar d. J. 
betreffend die Ausstellung von Kautionsverfchreibungen 
bei den im Bezirfe des Appellationsgerichtshofes zu 
Cöln erfolgenven Kautionsbeftellungen 

wird Ihnen, Herr General-Prokurator, anbei Abjchrift der über 
diejen Gegenftand von dem Herrn Finanz-Minifter an die Rhei— 
nijhen Regierungen erlaffenen Berfügung vom 8. vd. Mts. zur 
Kenntnißnahme zugefertigt. 

Berlin, ven 26. April 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
In Vertretung: 
Un Müller. 

den Königl. Herrn Öeneral- 

Profurator zu Cöln, 


I. 1748. Rhein. Offizianten-Saden 35. Vol. 2. 


Unlage. 


Nah $. 2 des Gefeges vom 21. Mai v. 9. wegen ander: 
weittger Einrichtung des Amts» und Zeitungs Kautionsweieng 
(Rhein. Samml. Bd. 12. ©. 184) find die ven Staate in Ef: 
feften zu beftelenden Kautionen bei tenjenigen Kaffen, welche 
zur Aufbewahrung verfelben von den Verwaltungs» Chefs im 
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Einverftändnif mit dem Finanz-Minifter beftimmt werden, unter- 
pfändlich niederzulegen. Die Nieverlegung der zur Kaution ge- 
gebenen Staatspaptere ift demzufolge in der für die Beſtellung 
von Yauftpfändern vorgejchriebenen Form zu bewirken, und es 
ift mithin nah Art. 2074 des bürgerlichen Gefegbuhs im Be- 
zirfe des Appellationsgericht&hofes zu Cöln die Ausftellung von 
Kautions⸗Verſchreibungen erforderlich, welche von dem Kautions— 
befteller und den Beamten verjenigen Kaffe, bei welcher vie Kau— 
tion zu hinterlegen ift, zu vollziehen und in melden die in der 
Allerhöciten Rabinets-Ordre vom 15. April 1837 (Rh. Sammt. 
Dr. 6. S. 167) erwähnten eventuellen Anfprüche gegen ven Be— 
amten, zu deren Sicherung die Kaution dienen foll, anzugeben 
und die zur Kaution gegebenen Papiere zu bezeichnen find. 

Die Königliche Regierung wird — demgemäß bei 
ig? NEN in Ihrem Gefchäftsbereiche verfahren 
zu laſſen. 

Berlin, den 8. April 1861. 

Der Finanz-Minifter. 
Im Auftrage: 
An Horn. 
die Königl. Regierungen zu Aachen, 
Coblenz, Cöln, Düffelvorf und Trier. 


117, 


Allgemeine Verfügung vom 1. Mai 1861, — be- 
treffend das Verfahren der Gerichte bei Befchlag- 
nahme falfcher Münzen. 

Allgemeine Verfügung vom 2, Januar 1826 (Rh. Samml. 
Dr. 3. S. 4 


Allgemeine Verfügung vom 11. September 1826 (Jahrbücher 
BD. 28. ©. 120). 

Allgemeine Verfügung vom 21. Yebruar 1844 (Rh. Sammt. 
Br. 8. ©. 240). 

Allgemeine Verfügung vom 25. November 1846 (Rh. Samml. 
Br. 9. ©. 126). 

Allgemeine Berfügung vom 22. September 1855 (Rh. Samml. 
Br. 11. ©. 147). 


Nach einer Mittheilung des Herrn Finanz- Minifters find 
von einzelnen Gerichtsbehörven die beftehenven VBorfchriften, nad 
welchen alle in Beichlag genommenen falfben Münzen und zu 
deren Fabrikation benutten Gegenftände nah geſchloſſener over 
auch bei unterbliebener Unterfuhung an die Königlichen Negie- 
rungen zur weiteren Beförderung an die Münzvermaltung be- 
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hufs der Vernichtung abzuliefern find, nicht befolgt worden, in- 
dem der legteren viele, Shen ver Jahren ihr zur Begutachtung 
vorgelegene faljhe Wünzen zur Vernichtung nicht wieder zuges 
fommen find. 

Sämmtliche Gerichtöbehörden werden daher angemwiefen, bie 
bei ihnen verhanvelten, noch vorhandenen Akten in Unterfuhungss 
facdyen wegen Wünzverbreden und Münzvergehen zu dem Zwecke 
einer Prüfung zu unterwerfen, um zu ermitteln, ob und in wie- 
weit entbehrlich gewortene falſche Münzen und Münzapparate 
bisher zurüdbehalten worven find, und dieſe zurüdbehaltenen 
Münzen und Upparate nachträglich an die betreffenden Regie— 
rungen zur Weiterbeförderung an die Königlihe Münz-Direftion 
abzuliefern. 

Zugleih wird den Gerichtsbehörden empfohlen, bei dieſen 
und allen fünftigen Ablieferungen gleichen Zweckes, nicht allein 
die Unterfubungsfache, in melder die falſchen Münzen und die 
zu teren Anfertigung benutten Gegenſtände vorgelegen haben, 
anzugeben, fenvern auch auf das betreffende Gutachten ver Kö— 
nigliben Münz- Direktion Bezug zu nehmen. 


Berlin, ven 1. Mai 1861. 
Der Zuftiz-Minifter, 


An. v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 
I. 1840. Criminalia 122. Vol. 3, 


118, 
Allgemeine Berfügung vom 21. Mai 1861, — 
betreffend die Zulaffung jüdiſcher Rechtsfandidaten 
zur Ausfultator - Prüfung. 


Allgemeine Berfügung vom 10. Zuli 1857 (Rhein. Samml. 
Dr. 11. ©. 355). 


Unter Zurücdnahme ber allgemeinen Verfügung vom 10. Juli 
1857 (Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 355), welche ven Eintritt 
jüdifher Rechtskandidaten in den Yuftizpienft bis auf Weiteres 
nicht mehr geftattete, werden ſämmtliche Obergerichte angewiefen, 
Rechtskandidaten jüdischer Aeligion zur Prüfung für die Aus: 
fultatur und zur demnächſtigen Beſchäftigung bei den Gerichten 
wieder zuaulaffen. 

Berlin, ven 21. Mai 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernutb, 
fämmtlihe Obergerichte 
I. 2355, J. 19. Vol. 8, 
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119, 
Gefeg vom 24, Mai 1861, — betreffend die Er- 
mweiterung des Rechtsweges. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc., 


verorbnen, mit Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtages 
der Monarchie, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 


In Beziehung auf die Anſprüche der Staatsbeamten 
wegen ihrer Dienfteinkünfte. 


er 
Ueber — Anſprüche der Staatsbeamten aus 
ihrem Dienftverhältniß, insbeſondere über Anſprüche auf Beſol— 
bung, Penjion oder Wartegeld, findet mit folgenven Maaßgaben 
der Rechtsweg ftatt. 
2 


Die Entſcheidung des Bermaltungschefs8 muß mit Ausnahme 
des Falles, wo ein Beamter durch eine von ver Ober-Rechnungs⸗ 
kammer getroffene Feſtſetzung verkürzt zu fein glaubt, ver Klage 
vorhergehen, und legtere ſodann bei Berluft des Klagerechts inner- 
halb ſechs Monaten, nahdem dem Beamten die Entſcheidung 
des Verwaltungschefs oder die Veftfegung der Ober-Nehnungs- 
fammer befannt gemadt worden, angebracht werben. 


8. 3. 

Die Klage ift gegen diejenige Provinzialbehörde des bes 
treffenden Berwaltungsrefforts und in Ermangelung einer folden, 
jowie Seitens der Yuftizbeamten im Bezirke des Appellations- 
gerichtshofes zu Köln, gegen diejenige Bezirksregierung zu richten, 
in deren Aıntsbezirt der Beamte zu der Zeit, wo ber ftreitige 
Anſpruch entjtanden ift, vermöge feines vienftlihen Wohnfites 
feinen perfönligen Gerichtsſtand gehabt hat. Der Stadtbezirk 
von Berlin wird in dieſer Beziehung zum Bezirk der Regierung 
zu Potsdam gerechnet. 

Für Prozeffe von Beamten in den Hohenzollernſchen Yan- 
ben ift die Regierung in Sigmaringen zur Vertretung des Fis— 
kus befugt. | 


8.4. 

Das Rechtsmittel der Appellation und ber Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde, beziehungsweife der Kaffationsrefurs, ſteht beiven Thei- 
len auch dann zu, wenn der Betrag der ftreitigen Forderung die 
für jene Rechtsmittel fonft worgefchriebene Summe nicht erreidt. 
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8.5. 

Die Entfcheidungen der Disziplinar- und Verwaltungsbe— 
hörden darüber, ob und von weldem Zeitpunft ab ein Beamter 
aus feinem Amte zu entfernen, einſtweilen oder befinitiv in den 
Ruheſtand zu — oder zu ſuspendiren ſei, über die Ver— 
hängung von Ordnungsſtrafen, ſowie darüber, ob und wie weit 
eine ne Bergütigung in Ermangelung eines vorher be- 
ftimmten Betrages over Maaßſtabes derjelben mit der betreffen- 
ven Leiſtung im Verhältniß ftehe, find für die Beurtheilung ber 
vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlicden Ans 
ſprüche maaßgebend. 

8. 6. 

Ingleichen ſind bei der richterlichen Beurtheilung nächſt den, 
dem Beamten beſonders ertheilten Zuſicherungen und den Be— 
ſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze, die zur Zeit der Ent— 
ſtehung des ſtreitigen Anſpruchs in Kraft geweſenen Königlichen 
Anordnungen, ſowie die Seitens der Centralbehörden ergangenen, 
den Provinzialbehörden mitgetheilten und die mit Genehmigung 
der Centralbehörden von den Provinzialbehörden erlaſſenen all- 
gemeinen Verfügungen, ſoweit ſolche nicht den Geſetzen oder 
Königlichen Anordnungen zuwiderlaufen, zum Grunde zu legen. 


8.7, 
Soweit über vermögensredhtlihe Anſprüche ter Etantsbe- 
amten bereit vor dem Eintritt der Gefekesfraft des $. 1 von 


dem Könige oder dem Staatsntinifterium entjchieden worden ift, 
fönnen biefelben bei ten Gerichten nicht weiter verfolgt werben. 


8. 8. 
Ale ten 88. 1 bis 7 entgegenftehenten Beflimmungen find 
aufgehoben. 


Zweiter Abſchnitt. 


In Beziehung auf öffentlihe Abgaben im Allge— 
meinen. 
8. 9. 

Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben ($$. 36. 41 ter 
Berordnung vom 26. Dezember 1808, Geſ.Samml. von 1817 
©. 283, 88. 78. 79 Theil I. Titel 14 Allgemeinen Landrechts) 
kann auf Grund der Behauptung, daß die einzelne Forderung 
bereits früher getilgt oder verjährt fei, die Klage auf Erſtattung 
bes Gezahlten angeftellt werten, jedoch bei Verluft des Klage— 
rechts nur binnen fpäteftens ſechs Monaten nad) erfolgter Bei- 
treibung oder geleifteter Zahlung. 
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S$. 10. 

Der Rechtsweg findet ferner ftatt, wenn der Herangezogene 
behauptet, daß die geforderte Abgabe feine öffentliche Abgabe ſei, 
fondern auf einem aufgehobenen privatredhtlihen Yundamente, 
insbejonvere einem früheren gutsherrlichen, ſchutzherrlichen oder 
grumdherrlihen Verhältniſſe berube. 


Dritter Abſchuitt. 
In Beziehung auf die Stempelftener. 


8. 11. 

Mer zur Entribtung eines Wertbitempels oder eine nicht 
nach dem Betrage des Gegenſtandes zu bemeſſenden Vertrags— 
ftempel8 gar nicht oder nicht in dem geforverten Betrage ver- 
pflichtet zu fein vermeint, it befugt, dies gerichtlich neltend zu 
machen, 


$. 12. 

Die Klage ift bei Verluft des Klagerehts binnen jehs Mo- 
naten nach erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt geleifteter 
Zahlung des Stempel» Betrages anzubringen. Hinfichtlich der 
Stempel, welche zu Gerichtskaſſen eingezogen werden, ift bie 
Klage gegen die betreffende Salarienkaſſen-Verwaltung, in allen 
übrigen Fällen gegen die zur Verwaltung der indirekten Steuern 
beftimmte Provinzialbehörde zu richten. 


8. 13. 

Das Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigfeitsbe- 
ſchwerde, beziehungsweiſe ver Kaſſationsrekurs, fteht beiden Theilen 
auch dann zu, wenn ter Betrag der ftreitigen Abgabe vie für 
jene Rechtsmittel ſonſt vorgefchriebene Summe nicht erreicht. 


S. 14. 

Wenn gegen den Herangezogenen wegen Defraudation einer 
der im 8.11 gedachten Stempelabgaben ein gerichtlicdyes Straf- 
verfahren anhängig wird und verfelbe ſich darauf beruft, daß er 
zur Zahlung der geforverten Steuer nicht verpflichtet fei, jo 
hat der Strafrichter das Erkenntniß auszujegen und dem An— 
geichultigten eine, nad den Umftänten abzumefjende, höchſtens 
zweimonatlihe Frift zu beftimmen, binnen welcher verjelbe von 
ter im $. 11 ertheilten Befugniß, den Rechtsweg zu befchreiten, 
Gebrauch machen und, daß dies gefchehen, nachmeilen muß. Hält 
er dieje Friſt nicht inne, oder ſteht er ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend von ber Klage ab, in welchem Wall deren Mieverauf- 
nahme oder wiederholte Anftellung nicht gejtattet ift, jo hat das 
Strafverfahren feinen Fortgang. Andernfalls ift das im Civil» 
prozeß ergangene End⸗Urtheil ir die Unterfuhung maaßgebend. 
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Vierter Abſchnitt. 


In Beziehung auf Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
abgaben. 
8. 15. 

Das rechtliche Gehör ift in Beziehung auf die in Num- 
mer 1 der Allerhöchften Order vom 19. Juni 1836 (Gefeß- 
Samml. ©. 198) aufgeführten Abgaben und Yeiftungen, welde 
für Kirchen und öffentlihe Schulen over für deren Beamte auf 
Grund einer notorifhen Orts- oder Bezirksverfaſſung erhoben 
werten, veögleihen in Beziehung auf Forderungen öffentlicher 
Schul- und Erziehungsanftalten an Schul- und Penfionsgeld 
fortan unbedingt geltattet. In Beziehung auf folde Abgaben 
und Leiſtungen, welche auf einer allgemeinen geſetzlichen Ver— 
binvlichfeit, bezüglich auf einer, von der auffihtführenden Re— 
gierung in Gemäßbeit gefetliher Beftimmung angeorbneten oder 
erefutorifch erflärten Umlage beruhen, findet ver Rechtsweg aber 
nur injoweit ftatt, als dies bei öffentlihen Abgaben der Fall ift. 


8. 16. 

Die Beftimmung in der Nummer 3 der Allerhöchften Order 
vom 19. Juni 1836 wird aufgehoben. 

Urfundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlihen Infiegel. 

Gegeben Berlin, ven 24. Mai 1861. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Aueröwald. v. d. Heydt. 


v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Püdler. v. Bethmann-Hollmeg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. vd. Bernuth. 


I. 2609. R. 27. Vol. 3. 


120. 
Verfügung vom 6. Juni 1861, — betreffend die 
Kontrole der Stempel- Erhebung bei den Friedeng- 
gerichten in der Rheinprovin;. 


Aus Beranlaffung der bei einzelnen Friedensgerichten im 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln vorgefommenen 
Stempelvefefte werden ſämmtliche Friedensrichter hiermit ange— 
wiefen, eine Kontrole der ihren Gerichtsichreibern obliegenven 
Erhebung der geridhtlihen Stempel in der Weife auszuüben, daß 
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fie fich vierteljährlich davon überzeugen, ob die im Repertorium 
ausgemworfenen Stempel wirklich faffirt oder den Steuerbehörven 
vorfchriftsmäßig überwieſen worden find, 


Berlin, ven 6. Juni 1861. 
Der Yuftiz-Minifter, 


- An v. Bernuth. 
fämmtliche Friedensrichter im Bezirk 
des Königl. Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln. 
I. 2455. Rhein. Gener. 62, Vol. 9, 


121. 
Gefeg vom 24. Juni 1861, — betreffend die Er- 
richtung einer Depofitenfaffe für den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


Wir Wilhelm, von Gottes Önaben, König von Preußen ꝛc. 


verortnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Yandtages ber 
Monardie, für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, 
was folgt: 


2:1. 

Für die Hinterlegung von baarem Gelde, melde entweber 
von einem Sculoner, um fid von feiner Verbindlichkeit zu be— 
freien (Artikel 1257 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs), over nad) 
richterlicher Anordnung, oder überhaupt nah Vorſchrift ver Ge— 
ſetze geſchehen muß, wird eine Depofitenfafje errichtet, die ihren 
Sig zu Cöln hat und dem Finanzminifter untergeorbnet iſt. 

2 


Die Direktion der Depoſitenkaſſe wird einer follegialifchen, 
aus einem Direktor und zwei Mitgliedern beftehenvden Behörde 
übertragen, welche ihre Beihlüffe nah Stimmenmehrheit faht. 
Dem Direktor gebührt die obere Leitung und Beauffihtigung 
des Gefhäftsganges, mit der Befugniß, die Ausführung eines 
Beſchluſſes bis zur Entſcheidung des Finanzminifters zu 4 
diren. Das zweite Mitglied verſieht zugleich die Funktion eines 
Juſtitiarius. Dem dritten Mitgliede, welches den Amtstitel 
„Rendant der Depoſitenkaſſe“ erhält, liegt die Buch- und Kaſſen— 
führung ob, zu welchem Zweck ihm ein Kontroleur zur Seite 
geſtellt wird. | 

Die Stelle des Direktors kann nur einem Beamten, wel- 
her zum höheren Verwaltungsdienſt, und die Stelle des zweiten 
Mitglieves einem Beamten, welcher zum höheren Juſtizdienſt im 
Gebiete des Rheinischen Rechts befähigt ift, Übertragen werben. 
Beide Stellen find in der Regel nur als Nebenämter nad) 


252 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1861. 


Maafgabe ver Kabinetsorder vom 13. Juli 1839 (Gef.-Samml. 
©. 235) zu verleihen. 

Die Ernennung des Direktors und der beiden Mitglieder, 
jowie die Anftelung des erforderliben Hülfsperjonals erfolgt 
durch ten Finanzminifter. Ihre Vertretung während vorüber- 
gehender Verhinderung kann durch das Präſidium der Regierung 
zu Cöln angeordnet werden. 


8. 3. 

Die Depofitenkaffe verwaltet die bei ihr hinterlegten Gelver 
für Rechnung des Fisfus. Die Staatskaffe haftet ven zum 
Empfange ver Gelder Berechtigten für Kapital und Zinfen nad 
Maaßgabe ver allgemeinen und ver in diefem, Geſetze enthaltenen 
bejonderen Borjchriften. 


Die bei der Depofitenkafje eingehenden Gelver, für welche 
feine anderweitige Verwendung angemefjen befunven wird, finv 
bei ver Preußiſchen Banf zu belegen, melde in Gemäßheit des 
Borbehalts im $. 26 der Bank-Ordnung vom 5. Oftober 1846 
(Sefet-Samml. S. 442) zur Annahme und VBerzinfung diefer 
Gelder nah ven PVorfchriften -ver Allerhöhften Kabinetsorder 
vom 11. April 1839 sub Lit. B. (Gefeg-Samml. ©. 161) für 
verpflichtet erklärt wird. 


5 
Die Hinterlegung kann rn in folhen Zahlmitteln geſchehen, 
zu deren Annahme Unfere Kaffen nad ven allgemeinen Beflim- 
mungen verpflichtet find. War jedoch bei einer freimilligen 
Hinterlegung ($. 1) ver Schuldner verpflichtet, in anderem Me- 
tallgelve oder PBapiergelve zu zahlen, over ıft jelches von einem 
Gerichtsvollzieher gepfändet und nach Vorfchrift des Artifels 590 
ver bürgerlihen Prozeß-Ordnung zu hinterlegen, jo muß die 
Kaffe zwar diefe Gelpforten annehmen, hat fie aber nach dem 
derzeitigen Kurſe in Preußiſches Kurant umzufegen, und ift nur 
für den ſich hiernach ergebenden Betrag verhaftet. 
3. 6 


Die Beftimmung des Prozentfates, zu welchem bie Depo— 
ſitenkaſſe die bei ihr eingehenden Gelder verzinft, bleibt König— 
liher Verordnung vorbehalten, durch welche auch der einmal be- 
ftimmte Prozentjat für die Folgezeit erhöht oder herabgefett 
werten fann. 

Beträge unter zehn Thaler werden nicht verzinft und höhere 
Beträge nur inſoweit, als fie mit zehn tbeilbar find. 

Der Yauf ver Zinfen beginnt mit dem ein und breißigften 
Tage nad) der Hinterlegung und bört hinſichtlich des auszu— 
zahlenden Betrages mit dem Tage auf, unter welchem die Auf- 
forderung zur Empfangnahme ver Zahlung an den Berechtigten 
erlaffen mird ($. 9 
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8. 7. 

Hinterlegungen fünnen bei der Kaffe in Cöln nur an be- 
ftimmten Tagen und Stunden ftattfinden, welde der Yinanz- 
minifter feitzufegen und durch vie Amtsblätter der Aheinifchen 
Regierungen bekannt zu machen hat. In dringenden Yällen 
fönnen Hinterlegungen auch zu anderen Zeiten durch bejonvere 
Verfügung des Präfiviums der Kegierung zu Cöln zugelaffen 
werden. Außerhalb Cöln fann die Hinterlegung mitteljt porto- 
freier Einfendung des Geldes an die Depolitenfaffe durd die 
Poſt geichehen. In diefem Falle ift zwar vie Hinterlegung erft 
mit dem Cingange des Geldes bei der Depofitenkufje für vollen- 
det zu erachten, aber vie Vorſchriften des Artikels 1259 des 
bürgerlihen Geſetzbuchs hinſichtlich der Anzeige des Tages, der 
Stunde und des Ortes der Hinterlegung, jowie hinfichtlich des 
Zeitpunftes, bis zu weldyem die Zinfen berechnet werden müſſen, 
und binfichtlih Des aufzunehmenden Protokolls gelten für die 
Aufgabe des Geldes auf die Poft. Iſt der die Annahme wei: 
gernde Gläubiger bei ver Aufgabe des Geldes auf die Poſt nicht 
erjchienen, fo ift die nah Ver. 4 des Artikels 1259 a. a. O. 
vorgejchriebene Zuftelung des Protokolls gleichzeitig mit einer 
— 2 der von der Depoſitenkaſſe ertheilten Empfangsbeſchei— 
nigung zu bewirken; iſt er erſchienen, ſo iſt letztere beſonders 
zuzuſtellen. 


8. 8. 

Der Hinterlegende hat bei der Hinterlegung eine ſchriftliche 
Erklärung in zwei Exemplaren vorzulegen, beziehungsweiſe gleich— 
eitig mit dem Gelde einzuſenden. Dieſelbe muß enthalten: 
Namen, Stand und Wohnort des Hinterlegenden und feines 
etwaigen Auftraggebers, den Betrag der hinterlegten Summe, 
oder, wenn fein kaſſenmäßiges Zahlmittel hinterlegt wird, vie 
Angabe der Geldſorten, ferner die Beranlaffung zur Hinter: 
legung und, ſoweit die dem Hinterlegenven möglidy oder nad) 
ver Deranlafjung zur Hinterlegung thunlid ift, Namen, Stand 
und Wohnort derjenigen, an welde die hinterlegte Summe aus- 
gezahlt werben fol. 

Das eine Eremplar diefer Erklärung behält die Kaffe, auf 
dem andern wird die Bejcheinigung über die erfolgte Hinter: 
legung ertheilt. Diejelbe muß von dem Nendanten und dem 
Kontroleur unter Mitvollziehung des Direktor unterzeichnet 
fein; fie muß ven Betrag des hinterlegten Geldes und, bei der 
Hinterlegung nit Faflenmäßiger Zahlmittel, ven Betrag, der 
fih aus deren Umſatz ergeben hat, in Buchftaben ausprüden. — 
Werden kaſſenmäßige Zahlmittel bei der Kaffe felbit hinterlegt, 
fo ift diefe Beſcheinigung fofort zu ertheilen, in allen übrigen 
Fällen dem Hinterlegenden ſpäteſtens am nächften Hinterlegungs- 
tage zuzulenden. 


254 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1861. 


Dei Hinterlegungen durch Gerichtsvollzieher (Artikel 1259 
des bürgerlichen Geſetzbuchs) vertritt die von denſelben aufzu- 
nehmende Berhandlung in ver erforderlichen Anzahl von Ab» 
ſchriften die vorftehende Erklärung. 

9 


Die Anträge auf Auszahlungen find bei der Depofitenkaffe 
Ichriftlich einzureichen. Denfelben ift ver erforderliche Nachweis 
ver Empfangsberehtigung beizufügen. Die Depofitenkaffe bat 
den Berechtigten cover deſſen Vertreter binnen zehn Tagen auf: 
zufordern, den ihm zufommenden Betrag in Empfang zu nehmen 
eder ihm zu eröffnen, welde Bedenken und Hinvernifje ver Aus- 
zahlung an ihn entgegenjtehen. 

Die Auszahlung erfolgt in der Kegel bei einer dem Wohn- 
orte des Berechtigten nahe gelegenen Steuerkaffe, weldye in ver 
Aufforderung zu bezeichnen J 

. 10. 

Die der Depoſitenkaſſe zugeſtellten Arreſte und Einſprüche 
müſſen unter den dabei betheiligten Parteien durch richterliche 
Entſcheidung oder Einverſtändniß beſeitigt ſein, bevor die Aus— 
zahlung von Summen, auf welche ſie Bezug haben, verlangt 
werden kann. 


8. 11. 
Die Auszahlung der hinterlegten Gelder und der dafür zu 
gewährenden Binfen erfolgt gültig: 

1) bei freiwilligen Hinterlegungen (Artifel 1257 des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs) an ven Hinterlegenden, fofern 
nicht der Depofitenfafle eine Annahme» Erklärung des— 
jenigen, dent die hinterlegte Summe ausgezahlt werden 
joll (8. 8), oder ein Urtheil, welches die Hinterlegung 
für gültig erklärt, oder ein Arreſt oder jonftiger Ein— 
ſpruch gegen die Zahlung zugeftellt ift; 

2) bei Hinterlegungen in Fallitfahen an die Eyndifen mit 
Genehmigung des Fallimentsfommiffars (Artikel 497 
des Rheiniihen Handelsgeſetzbuchs); 

3) in allen übrigen Fällen an diejenigen, melde durch 
rehtöfräftige richterlihe Entſcheidungen oder Anwei— 
jungen, oder durd Vereinbarung ſämmtlicher Bethei- 
ligten zur Empfangnahme des Geldes für beveditigt 
erklärt merben. i 

8. 12. 

Eine Nenderung in der Empfangsberechtigung, 3. B. durch 
Heirath oder Ceſſion, braudt die Depofitenfafje nicht zu berüd- 
fihtigen, fo lange fie ihr nicht fchriftlich angezeigt ift. 

13 


Arrefte und fonftige Einfprüche braucht die Depofitenkaffe nur zu 
berüdjichtigen, wenn fie ihr durch Öerichtövollzieher- Akt zugeftellt find. 
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Diefelben behalten ihre Wirkung gegen die Depofitenkfaffe 
nur fünf Jahre, vom Tage ihrer Zuftellung, es fei denn, daß 
fie innerhalb dieſer Frift bei der Depofitentatfe erneuert werben. 
In diefem Falle behalten fie ihre Wirkung weitere fünf Jahre, 
vom Tage ihrer jevedmaligen Erneuerung. 

14 


Werten der Depofitenkafie Arrefte oder Einfprüce erft nad 
Abgang des an eine andere Kaffe ertheilten Auftrages zur Aus: 
zahlung ($. 9), aber vor der wirklichen Auszahlung zugeftellt, jo 
bleibt die erfolgte Zahlung für die Kaffe gültig. 

Die Depoſitenkaſſe hat jedoch den ertheilten Auftrag, für 
den Fall, daß verjelbe noh nicht vollzogen jein folte, zurüd- 
zunehmen, 


8. 15. 

Die Erbberehtigung auf hinterlegte Gelder, welche ſich auf 
gejetslihe Erbfolge gründet, Fann zum Zweck einer von ber 
Depoſitenkaſſe gültig zu leiftenden Zahlung, in Ermangelung 
anderer Beweiſe, durch einen Offenkunvigfeitsaft vargethan wer- 
den. Zur Erlangung eines foldhen hat der angebliche Erbe dem 
Friedensrichter des legten Wohnortes des Erblafierd die That— 
ſachen, welche das behauptete Erbrecht begründen, anzugeben, und 
die zum Beweiſe dieſer Thatſachen nad allgemeinen gejeglichen 
Borihriften erforderlichen Civilftands =» Urkunden oder die’ Be— 
Iheinigung der betreffenden GCivilftands- Beamten, daß folde 
nit vorhanden feien, vorzulegen. Er muß außerdem an Eides- 
ftatt verfihern, daß ihm feine nähere over gleidy nahe Erben 
oder andere Perfonen, welde ihn von dem Anfprudy an die Gel- 
der ausjchließen, befannt feien, und vier mit den Familienver— 
hältnifien befannte Zeugen geftellen, welde auf Grund eigener 
Wiſſenſchaft oder der Offenkundigkeit an Eivesjtatt vie zur Be— 
gründung des Erbrechts angeführten Ihatfachen beftätigen und 
befunden, daß danach der Anjprud auf vie fraglichen Gelder 
für berechtigt angefehen werde. Der Frievdensrichter hat ſchließ— 
lich zu bejcheinigen, daß ihm nichts befannt fei, was mit den 
gemachten Angaben in Widerſpruch ftehe. 

Der Offenkundigkeitsaklt ift den ihn Nachſuchenden in Ur— 
Ihrift zu behänpdigen. 


. 16. 

Sind nah Maaßgabe nn vorſtehenden Beſtimmungen bin- 
terlegte Gelder ausgezahlt, ſo kann die Depoſitenkaſſe von den— 
jenigen, welche ein beſſeres Recht auf dieſe Gelder behaupten 
ſollten, nicht weiter in Anſpruch genommen werden. 


8. 17. 
Es iſt dem Ermeſſen der Depoſitenkaſſe überlaſſen, ob ſie 
notarielle Quittung fordern, oder ſich mit einer Quittung unter 
Privatunterfchrift begnügen will, 
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Bei Zahlungen an kollozirte Gläubiger muß die Quittung 
und die Einwilligung in die Löſchung der Hypothefar-Eintragung 
notariell ertheilt werden (Artikel 772 ver bürgerlichen Prozeß: 
Drpnung). : 

Nah vem Schluffe eines Kollofations- oder Diftributtons- 
verfahrens über hinterlegte Gelver und bevor Ausfertigungen 
von Zahlungsnandaten ertheilt werden, muß das Sefretariat des 
betreffenden Landgerichts der Depofitenkafle einen Auszug aus 
dem Bertheilungsftatus mittheilen, welder die Bezeichnung ver 
zu vertheilenden elver, die Namen der angewielenen Gläubiger 
und die den Einzelnen angewiefenen Beträge enthält. 

Die Koften dieſes Auszuges und feiner Berfendung gehören . 
zu den privilegirten Gerichtsfoften des Vertheilungsverfahrens. 

9 


.19. 

Alle in dieſem Geſetz verordneten Zuſtellungen ſind für die 
aan verbindlih, wenn fie an den Rendanten berfelben 
erfolgen. 

Erklärungen Namens der Kaffe erfordern zu ihrer Gültig: 
feit die Unterfchrift des Direktors derſelben over feines Stell- 
vertreterd ($. 2) und des Rendanten, die im $. 8 gedachten 
Empfangsbeidheinigungen aber zugleich die des Kontroleurs. An— 
dere Duittungen werden von dem Rendanten unter Mitunter: 
ſchrift des Kontroleurs gültig vollzogen. 

20 


Ale dieſem Gefete entgegenftehenden Borfchriften find auf- 
gehoben. Wo in den Geſetzen eine andere Kafle für Hinter- 
legungen der bier fraglichen Art beftimmt ift, tritt die Depofiten- 
kaſſe an deren Stelle. 

Die bisher bei der Preufifchen Bank hinterlegten Gelver 
können von terjelben an die Depofitenfaffe abgegeben werben. 
Inſoweit dies gefchieht, finden von dem Augenblide der Abgabe 
biefer Gelver die Borfchriften des gegehwärtigen Geſetzes auf 
diefelben Anwendung. 


8. 21. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanz- 
minifter und der Yuftizminifter beauftragt. 
Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Juni 1861. 


(L. S.) Wilhelm, 
v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinig. v. Patow. 
Gr. v. Püdler. v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin, 
v. Roon. v. Bernuth. 
I. 204, Rhein. Gener. 45. Vol. 3. 
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122, 


Allgemeine Berfügung vom 6. Yuli 1861, — be- 
treffend das Verfahren bei Requifitionen an Nieder- 
ländifche Behörden, 


Allgemeine Verfügung vom 16. September 1844 (Rhein. 
Samml. Bd. 8. Samml. 346). 


Das Königlich Niederländifhe Minifterium hat die dieflei- 
tige Gefandtichaft in Haag darauf aufmerffam gemacht, daß bie 
Erledigung von Requifitionsfchreiben, melde Preußifche Gerichte 
an Niederlänvifche Behörden richten, dadurch erjchwert werde, 
daß diefelben nur in den feltenften Fällen von einer Franzö— 
fiihen oder Holländifchen Ueberfegung begleitet und außerdem 
faft immer mit Deutfchen, oft ſchwer zu entziffernden Buchſtaben 
geichrieben feien. , 

Um Schwierigkeiten bei Erledigung von bergleihen Requi⸗ 
fitionen zu vermeiden, werben fämmtlihe Yuftizbehörden nad) 
dem Antrage der getachten Geſandtſchaft angemwiefen, in ven 
Fällen, in welchen eine Ueberfegung dem betreffenden Requi— 
fitionsjchreiben nicht beigefügt ift, lettere nicht mit Deutichen, 
fondern mit Lateinifhen, für die Niederländiſchen Behörben 
leichter lesbaren Buchſtaben zu ſchreiben. 

Berlin, den 6. Yuli 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
fämmtlihe Juſtizbehörden. 


I. 3049. Requifitionen 48. Vol. 4. 


123. 


Verfügung vom 12. Juli 1861, — betreffend die 
Beglaubigung der Portofreiheits-Vermerfe auf 
Dienftbriefen. 

Regulativ vom 3. Januar 1860 (S. 162 viefes Bandes). 


Auf den Beriht vom 25. Juni d. J. wird Ihnen eröffnet, 
daß es nicht für zuläffig erachtet werden kann, die Kaftellane 
mit der Beglaubigung der Portofreiheitsvermerfe auf den Dienft- 
briefen zu beauftragen. Das fisfalifche Intereſſe erfordert es, 
daß diejenigen Beamten, durch welde die in Rede ftehenden 
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Vermerke beglaubigt werden, für bie richtige Anwendung der 
vieferhalb beitehenden Vorſchriften verantwortlich bleiben. Dieſe 
Berantwortlichfeit bedingt aber vie felbftftändige Beurtheilung 
ver Vortofreiheit insbejondere in denjenigen Fällen, in denen 
in Bezug hierauf von den Decernenten In concreto eine Be 
ftimmung nicht getroffen ift, unter Umftänden fi auch ohne 
Meiteres nicht treffen ließ. 

Da vdiefe Beurtheilungsfähigfeit im Allgemeinen bei ven 
Unterbeamten nicht vorausgejegt werden kann, fo ift e8 für über- 
flüffig erachtet, die Unzuläffigteit ver Uebertragung jener Befug- 
niß auf die Kaftellane in dem Regulativ vom 3. Januar 1860 
(S. 162 dieſes Bandes) beſonders hervorzuheben. 

Im Uebrigen läßt fi von der bloßen Beifügung des Stem- 
pels zu den Vermerfen eine Beeinträchtigung der übrigen Dienft- 

efchäfte der Sekretaire nicht erwarten, eine Störung des Ges 

näftsganges aber dadurch leicht vermeiden, daß die abzujenden« 
ven Sachen gefammelt und täglich zu einer beftimmten Zeit mit 
dem Abprud des den Namen des beglaubigenden Sefretuird ent» 
haltenden Stempels verſehen werden. 

Berlin, den 12. Juli 1861. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
In deſſen Vertretung: 
Müller. 


An 
den Königl. Herrn Landgerichts⸗Präſidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Trier. 


I. 3510. Rhein. Gener. 10. Vol. 3. 


124. 


Perfügung vom 17. Zuli 1861, — betreffend bie 

Ausftellung von Kautions-Verſchreibungen bei den 

im Bezirke des Appellationggerichtshofes zu Cöln 
erfolgenden Kautionsbeftellungen. 


Verfügung vom 26. April 1861 (S. 244 dieſes Bandes). 


Im Anſchluß an die Verfügung vom 26. April d. J. 
betreffend die Ausjtellung von Rautiong-Verfhreibungen 
bei den im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Söln erfolgenden KRautions-Beftellungen 

wird Ihnen, Herr General-Profurator, anliegend Abſchrift ver 
von dem Herrn Finanz» Minifter unterm 5. D. Mts. an die 
Regierung zu Coblenz erlaffenen und den übrigen Rheiniſchen 
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Regierungen zur Nachachtung mitgeteilten Verfügung zur Kennt« 
nißnahme zugefertigt. 
Berlin, ven 17. Juli 1861. 
Der —— 
An In deſſen Vertretung: 
den Königl. Herrn General— Müller. 


Prokurator zu Cöln. 
I. 3259. Rhein. Offizianten-Sachen 35. Vol. 2. 


Unlage 


Nach dem Bericht der Königlichen Regierung vom 24. Mat c. 
würde die Durdführung der VBorfchrift meines Erlaſſes vom 
8. April d. J., 

daß in dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
die auszuſtellenden Berjchreibungen über die in Staats- 
papieren nievderzulegenden Amtsfautionen von dem Kau— 
tionsbefteller und den Beamten verjenigen Kaffe, bei welcher 
die Kaution zu hinterlegen ift, vollzogen werben follen, 
in benjenigen Fällen mit Schwierigfeiten verbunden fein, in 
welchen ſich der Kautionsbefteller an einem andern Ort aufhält, 
ald wo die Kaffe ſich befindet, indem dann entweder der Kau— 
tiensbefteller oder der Beamte der Kaffe zum Zweck der Aus- 
ftellung des Kautionsdokuments eine Reife zu machen genöthigt 
fein würde. Mit Bezug hierauf eröffne ich der Königlichen Re— 
gierung, daß die gleichzeitige Bollziehung der Kautions-Verſchrei— 
ungen durch die Kaflenbeamten und ven Sautionsbefteller in 
der Verfügung vom 8. April d. J. aus dem runde vorge- 
Ichrieben worden ift, weil ver Art. 2074 des B. ©.-B. einen 
öffentlichen oder einen einregiftrirten Privataft erfordert, eine 
von dem Kautionsbefteller und ven Kaſſenbeamten vollzogene 
Verpfändungs-Urfunde aber, da die Kaffenbeamten nad ver 
Natur des Berhältnifjes mit ver Beurfundung des Gefchäfts ges 
feglih betraut find, unzweifelhaft als eine öffentlihe Urkunde 
gelten muß, und demnach durch die bezeichnete Art der Bollzie- 
bung die mit Koften für den Kautionsbefteller verknüpfte Ein» 
regijtrirung vermieden werben fann. Da nun nad Art. 2074 
a. a. O. die Pfandbeftellung ebenfowohl mittelft einer gehörig 
einregiftrirten Privaturkfunde erfolgen fann, und es ferner fein 
Bedenken leidet, daß auf Berpfändungs-Urkunden die Beftimmung 
des Art. 1325 ebendajelbft wegen ver Austellung mebrerer Drigt- 
nale feine Anwendung findet, die Koften einer Reiſe aber in allen 
Fällen zu dem geringen Betrage der Einregiftrirungs-Gebühren 
außer Verhältniß ftehen würden, jo wird die Königliche Regie— 
rung ermächtigt, von ver Volziehung der Kautions-Verſchrei— 
bungen durd die Kaflenbeamten, wo dadurch Weiterungen und 
Koſten entftehen fünnten, abzufehen, und ftatt ver ſolchergeſtalt 
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vollzogenen Berfchreibungen Kautions- und Berpfändungs-Ur- 
funden unter Privat-Unterfchrift, welche durch einen Friedens 
vichter einregiftrirt find, anzunehmen. Mit Rüdfiht darauf je 
doch, daß jede Kautions-Verſchreibung ein bevingtes Zahlungs- 
verfprechen enthält, wird nach Art. 1326 des B. G.-B. darauf 
zu halten fein, daß vergleichen Urkunden unter Privat: Unterfchrtft 
von den Kautionsbeftellern ihrem ganzen Inhalt nad eigenhändig 
geichrieben werden. 
Berlin, ven 5. Juli 1861. 
Un die Königl. Regierung zu Coblenz. 


Abſchrift hiervon erhält die Königliche Regierung zur Nach— 


achtung. 
Berlin, ven 5. Juli 1861. 
Der Finanz Minifter. 
. Un v. Patow. 
die Königl. Regierungen zu Düſſeldorf, 
Coln, Trier und Aachen. 


125. 
Verfügung vom 20. Juli 1861, — betreffend das 
Heften und Folüiren der Aften bei deren Einfendung 
an den Gerichtshof zur Entfcheidung der Kompetenz- 
Konflikte, 
Berfügung vom 2. April 1856 (Juftiz-Minift.-Blatt ©. 86). 


Der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz «Konflikte 
bat den Wunſch zu erfennen gegeben, daß die an venfelben ein» 
zufendenvden Akten vorher orbnungsmäßig geheftet und foliirt, 
und daß in dem Einfendungsberiht jedesmal die Folien ange— 
führt werden, aus denen bie Beobachtung der vorgefchriebenen 
Formalien ſich ergiebt. 

Eine Anordnung der Art iſt für die nicht rheiniſchen Ge— 
richtsbehörden bereits durch die Verfügung vom 2. April 1856 
(ZuftizMinift.-Blatt S. 86) erlaffen Sie werden hierdurch ver- 
anlaft, dieſe Vorfchriften bei ven von Ihnen einzureihenven 
Alten in Kompetenz-Konflikts-Sachen ebenfall8 zu beachten. 

Berlin, den 20. Juli 1861. 

Der Juſtiz-Miniſter. 


In deſſen Vertretung: 
Miller. 


An 
fümmtlihe Königl. Herren Ober-Profuratoren 
und Abſchrift an den Königl. Herrn General- 
Profurator zu Cöln. 


I. 3431. K. 35. Vol. 5. 
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— 126. 
Verfügung vom 29. Juli 1861, — betreffend die 
Vertretung der Friedensrichter in der Rheinprovinz. 
Allg. Verfügung v. 4. April 1861 (Juſt.„Min.Bl. ©. 72). 


Auf den Beriht vom 18. d. Mts. erklärt der Juſtiz-Mi— 
nifter ſich damit einverftanden, daß diejenigen Friedensrichter des 
dortigen Departements, denen aus Geſundheitsrückſichten Urlaub 
zu bewilligen ift, auf die Dauer des ihnen ertheilten Urlaubs 
ihr Dienfteinfommen an Gehalt und Emolumenten, mit Aus- 
ſchluß der Reiſekoſten, welche der Stellvertreter der Staatskaſſe 
oder den Parteien gegenüber zu liquidiren berechtigt ift, unver- 
fürzt fortbeziehen. 

Wird die Stellvertretung eined aus Gefundheitsrüdfichten 
beurlaubten Friedensrichters einem benachbarten Friedensrichter 
übertragen, fo erhält ver Letztere, 

a) wenn er bie Reife auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen zurück— 
legt, die durch ven Allerh. Erlaß vom 10. Juni 1848 (Rh. 
Samml. Bd. 9. S. 301) feftgefetste Fuhrkoſten-Entſchädigung, 

b) bei Reiſen auf Landwegen dagegen 15 Sgr. für bie 
Meile, und 

c) an Diäten täglid 2 Thaler. 

Wenn dagegen die Stellvertretung durch einen am Orte 
des beurlaubten Friedensrichters wohnenden anderen Friedens 
rihter wahrzumehmen ift, fo können viefem felbftverftändlich 
weder Reifefoften noch Diäten angewiefen werben; es ift aber 
auch unftatthaft, ihm für diefen Fall eine dem befervirten Emo— 
Iumentenbetrage entjprechende Vergütung aus Staatsfonds zu 
gewähren, vielmehr müſſen folhe TFrievensrichter Die größere 
Mühmaltung ohne weitere Entihäpigung übernehmen und kön— 
nen nur darın ein Nequivalent erbliden, daß fie bei gegenfeitiger 
Aushülfe künftig, wenn auch ihnen aus Gefunpheitsrüdfichten 
Urlaub zu gewähren ift, in gleicher Weife auf eine unverfürzte Be- 
laffung ihres ganzen etatsmäßigen Einfommens zu rechnen haben. 

Uebrigens muß der Juſtiz-Miniſter bei der weſentlichen Er- 
leihterung, melde durch obige Maafregel den Frietensrichtern 
zu Theil wird, die Erwartung ausfprehen, daß die Urlaubs. 
gefuche jederzeit einer durchaus firengen und gewifjenhaften Prü« 
fung werben unterworfen werben. 

Carlsbad, den 29. Yuli 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 

Un v. Bernuth. 
ven Herrn Erften Präfidenten des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und ven Königl. 

Herrn General-Brofurater zu Cöln. 
I. 3446. Xhein. Offizianten-Saden 37. 
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127. | 
Allgemeine Verfügung vom 17. Auguft 1861, — 
betreffend die Befcheinigungen, welche bei dem Ab— 
leben eines der Königlichen Allgemeinen Wittwen- 
Berpflegungs-Anftalt beigetretenen Juftizbeamten oder 
deffen Ehefrau der General-Direftion diefer Anftalt 
einzufenden find, 
Allgem. Verf. v. 2. Novbr. 1857 (Juſtiz-Miniſt.“Bl. ©. 402). 


In den 88. 37 und 38 des Neglements vom 28. Dezember 
1775 iſt beftimmt, daß jowohl beim Ableben eines ver Allge- 
meinen Wittwenverpflegungs-Anftalt beigetretenen Beamten, als 
auch feiner Ehefrau, falls ſolche vor ihm mit Tode abgehen follte, 
ohne Berzug ein fürmlicher Todtenſchein einzureichen: ift. 

Da nad einer Mittheilung ver General-Direftion der All- 
gemeinen Wittwenverpflegungs = Anftalt dieſe Vorſchrift in ein- 
zelnen Fällen unbeachtet geblieben ift, und mannigfache Weite 
rungen dadurch entitanden find, fo wird die gedachte Beſtimmung 
den Gerichtsbehörven, beziehungsmweife den Auftigbeamten bier- 
durch mit dem Bemerfen in Erinnerung gebracht, daß derartige 
Todtenſcheine feines Stempel bedürfen, und daß aud eine Be— 

laubigung derfelben nicht weiter erforderlich ift, wenn den Unter: 
chriften der Ausfteller die Dienftfiegel deutlich beigevrüdt find. 

Die Todtenjheine über das Ableben der Ehemänner müflen 
die genaue Angabe ver Todesart enthalten. Im Bezirk des 
Appellationsgerichtähofes zu Köln, wo nad) den dort geltenden 
Beltimmungen das Ableben durch einen Auszug aus dem Civil« 
ftands-Regifter fonftatirt wird, ift die Todesart durch eine bei» 
zufügente ärztliche Beſcheinigung, welche von einer Behörde be- 
glaubigt fein muß, darzuthun. 

Iſt die Frau mit Tode abgegangen, fo ift ver Todtenſchein 
gemäß der in ver Verfügung vom 2. November 1857 (Juftiz- 
Minift.-Bl. ©. 402) unter Nr. 1 ertheilten Anweifung den halb» 
jährlichen Liften der Wittwenkaffen-Beiträge beizufügen. 

In beiden Fällen muß außerdem ver betreffente Rezep— 
tionsſchein an die Direftion der Allgemeinen Wittwenver- 
pflegungs-Anftalt eingefandt werden. 

Die Gerichte und Yuftizbeamten werben hierdurch aufge- 
forbert, zur DBermeidung von Weiterungen diefe Beftimmungen 
in vorfommenven Fällen zu beachten. 

Berlin, den 17. Auguft 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden und Yuftizbeamte. 
I. 3411. 0. 137. Vol. 6. 
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128. 


Verfügung vom 20. Auguft 1861, — betreffend bie 
Ertbeilung des Heiraths = Konfenfes für die Yuftiz- 
beamten im Bezirf des Appellationsgerichtshofes 
zu Eöln. 


Die Berfügung vom 29. Dftober 1836 (Rhein. Samml. 
Bd. 65. ©. 484), betreffend die Ertheilung des Heirathskonſenſes 
für die Yuftizbeamten im Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
u Cöln, wird dahin abgeändert, daß fünftig nur für den Erjten 
Sräfiventen des Appellationsgerichtöhofes und für ven General— 
Profurator ein folder Konfens beim Juſtiz-Miniſter nachzuſuchen 
ift, verjelbe aber für ſämmtliche richterlihe Beamte von Ihnen, 
dem Herrn Erften Präfivdenten, und für fümmtlide Beamte ver 
Staatsanwaltihaft, ſowie für alle Gerihtsfchreiber von Ihnen, 
dem Herrn General-Brofurator, ertheilt wird. 

Berlin, ven 20. Auguft 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 


Un v. Bernuth. 
den Herrn Erften Prüfiventen und ben | 
Herrn General-Profurator beim Königl. 

Appellationsgerichtshofe zu Cöln. 


1. 3870. Rhein. Offizianten-Saden 51. 


129. 


Verfügung vom 19. September 1861, — betreffend 

die Berichte über die Verfegung von Ausfultatoren 

und NReferendarien an andere Gerichte oder deren 
gewünfchte Entlaffung aus dem YJuftizdienfte, 


Em. Hochmohlgeboren werben hierdurch in Kenntniß gefetst, 
daß e8 einer Anzeige an ven Juſtiz-Miniſter über die von Aus- 
fultatoren und Referendarien gewünſchte Verſetzung an ein an» 
beres Gericht und über die von ihnen beantragte Entlaffung aus 
dem Juſtizdienſte ferner nicht bedarf. 

Berlin, ven 19. September 1861. 

Der Zuftiz. Minifter. 

An v. Bernuth. 
ben Herrn Erften Präſidenten des Königl. 
Appellationsgerichtsbofes und den Königl. 

Herrn General-PBrofurator zu Cöln. 


I. 4153. Rhein. Offizianten-Saden 14. 
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130. 


Allerhöhfter Erlaß vom 28. Dftober 1861, — be- 
treffend Abänderungen refp. Ergänzungen der $$. 6 
und 35 des Revidirten NReglements für die Pro— 
vinzial-Feuer-Sozietät der Rheinprovinz vom 
1. September 1852. 


Auf den Bericht vom 18. September d. 3. will Ich in 
Derüdfichtigung ver Anträge des XIV. Provinziallandtages der 
Rheinprovinz und unter Bezugnahme auf Meinen Erlaß vom 
12. März 1860 (S. 173 dieſes Bandes) folgende Abänverungen 
des Revidirten Reglements für die Provinzial-Feuerfozietät der 
Rheinprovinz vom 1. September 1852 (Rhein. Samml. Bd. 10. 
©. 480 ff.) genehmigen. 


u 8. 6. 

Die Beftimmungen dieſes Paragraphen des Reglements und 
bes durd den Erlaf vom 12. März 1860 genehmigten Zufages 
werben aufgehoben und es treten an deren Stelle die folgenden: 

Folgende Gebäude jevoh, als: Pulvermühlen und Pulver- 
magazine, Glas⸗ und Schmelzhütten, Eifen- und Kupferhämmer, 
Stüdgiefereien und Münzgebäude, Zuderfievereien, Cichorien- 
fabrifen und Schwefelraffinerien, Terpentin-Firniß- und Holz- 
fäure- Fabriken, Anftalten zur Fabrikation von Aether, Gas, 
Phosphor, Knallfilder, Knallgold und Erdöl, Spiegelgiefereien, 
Spinnereien in Schaaf» und Baummolle und in Flachs, alle 
Gebäude, worin Dampfkeſſel befindlih find, Theeröfen, Ziegel- 
und Pottafhbrennereien, Vitriol- und Salmiak-Fabriken, Theater, 
öffentliche Arbeitsanftalten, Brauereien, Brennereien, Malzvarren, 
Deftillirgebäude, Laboratorien, Loh-, Wind» und Delmühlen, 
Gebäude, in welchen Trodnungsanftalten ſich befinten, ferner 
alle innerhalb 60 Fuß Entfernung von einer mit Lokomotiven 
befahrenen Eifenbahn belegenen Gebäute, und überhaupt 
folhe Gebäude, welhenadh dem Ermeffen der Provin— 
zial-Feuerfozietäts-Direltion eine den vorftehend 
aufgeführten ähnlidhe Feuersgefahr darbieten, fün- 
nen nur gegen einen Beitragsjag aufgenommen werden, worüber 
die Direktion außer den fonftigen üblichen Klaſſenſätzen mit ihren 
Befitgern übereinfommt, und immer nur mit dem Borbehalte, 
daß der Direktion von Jahr zu Fahr freiftehe, ein ſolches Ver— 
tragsverhältniß drei Monate vor Ablauf des Yahres aufzu= 
kündigen. 

u 8. 35 


3 “ e 
Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen des Reglements 
werden aufgehoben und es treten an deren Stelle die folgenden: 
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Es fol aus den Ueberſchüſſen an ordentlichen Beiträgen 
ein eiferner Beftand angefammelt werden, welcher zunächſt 
als Reſervefonds zur — künftiger Ausfälle 
dienen ſoll. Wenn dieſer eiſerne Beſtand bis zur Höhe des 
anderthalbmaligen Betrages ver Jahreseinnahme an 
Beitragsjäsen angewachſen ift, foll eine Herabſetzung ver 
Beitragsſätze ftattfinden fönnen, und eine folde alsdann 
dem der Zuftimmung des Dberpräfidenten unterlie- 
genden Beſchluſſe des Provinziallandtags, bezie- 
bungsweife, wenn der Provinziallandtag nidht im 
nädfter Zeit zufammentritt, des Verwaltungs aus— 
ſchuſſes anheimgeitellt fein. 

Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zu 
publiziren. . 

Berlin, ven 28. Dftober 1861. 

Wilhelm. 
An Or. v. Schwerin. 
den Minifter des Innern. 


I. 5251. Rhein. Gener. 85. 


131. 


Verordnung vom 28. Dftober 1861, — wegen bes 
von der Depofitenfaffe für den Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln zu gemwährenden Zins— 
fages für die bei derfelben zu hinterlegenden 
Gelder. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen auf Grund bes 8. 6 tes Geſetzes über die Errichtung 
einer Depofitenkaffe für ven Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln vom 24. Juni d. 3. (©. 251 diefes Bandes) was folgt: 

Der Zinsſatz, welden die Depofitenkaffe für die bei ıhr 
eingehenden Gelder zu gewähren hat, wird bis auf weitere von 
Uns darüber zu treffende Beſtimmung auf zwei und ein halbes 
Prozent jährli hierdurch feſtgeſetzt. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, ven 28. Oktober 1861. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Patow. v. Bernuth. 
I. 204. Rhein. Gener. 45. Vol. 3, 
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132, 
Beſchluß des Königlichen Staats-Minifteriums vom 
28. November 1861, — betreffend die unentgeltliche 
Lieferung der für Die Königlichen Staatsbehörven , 
erforderlichen Exemplare der Gefegfammlung. 
Allerh. Verordn. vom 27. Dftober 1810 (Gef.-Samml. ©. 1). 


Das Staats-Minifterium befchliert aus Anlaß eines An- 
trages ver Königlihen Ober-Rechnungskammer, daß den König— 
lichen Staatsbehörden und denjenigen einzeln ftehenden, eine Be— 
hörde repräfentirenden Beamten, melde jegt die Bezahlung ver 
Gele: Sammlung für die Amts-Bibliothef aus Staatsfonds zu 
leiften haben (Allerhöchfte Verordnung vom 27. Dftober 1810 
S.5a), vom „Jahre 1862 ab vie pro inventario erforderlichen 
ee ver Gejet- Sammlung unentgeltlich geliefert werden 
ollen. 

Es wird hierbei aber ausprüdlich feftgefett, daß von ven 
Staatsbehörten, resp. ven betreffenten, eine Behörde repräfen- 
tirenven Beamten nur fo viele Eremplare pro inventario unent- 
— bezogen werden dürfen, als bisher von denſelben gegen 
Bezahlung entnommen worden ſind. 

Beglaubigte Abſchrift dieſes Beſchluſſes iſt ſämmtlichen Kö— 
niglichen Miniſterien, der Ober-Rechnungskammer, ſowie den 
ſonſtigen Centralbehörden zur weiteren Veranlaſſung mitzutheilen. 

Berlin, den 28. November 1861. 


Königliches Staats-Miniſterium. 
v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Pückler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 
v. Bernuth. Gr. v. Bernſtorff. 


Vorſtehender Beſchluß des Königlichen Staats-Miniſteriums 
wird ſämmtlichen Gerichten zur Kenntnißnahme und Beachtung 
mitgetheilt. 

Berlin, den 12. Dezember 1861. 

Der Juſtiz-Miniſter. 
| Un v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichte. 


I. 5269. G. 4. Vol. 4, 
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Bekanntmachung der Minifterial-Erflärung vom 7. De- 
zember 1861, — betreffend die Webereinfunft zwi— 
chen Preußen und dem Großherzogthum Heffen wegen 
Verhütung der Forft:, wie der Feld-, Jagd-, Fi— 
ſcherei- und der an Weiden- und fonftigen Baum- 
pflanzungen, an Gtaatsftraßen, Cifenbahnen und 
Birinalmegen und an Wafferbau - Anlagen vorkom— 
menden Frevel und Polizei-Uebertretungen, welche in 
den gegenfeitigen Staatsgebieten begangen werden. 


Nachdem die Königlich Preufifche Regierung mit der Groß— 
berzoglich Heffiihen Regierung verabretet hat, unter Aufhebung 
der zwiichen ihnen im Jahre 1822 getroffenen Uebereinfunft wegen 
Berbütung und Beftrafung der Forftfrevel, ſowohl hinfichtlich der 
Torfte, wie der Feld», Jagd⸗, Fiſcherei- und der an Weiden- und 
jonftigen Baumpflanzungen, an Staateftraßen, Eifenbahnen und 
Bicinalmegen und an Waflerbaus-Anlagen vorfommenden Frevel 
und Polizei-Uebertretungen, welche in ven gegenfeitigen Staats» 
gebieten begangen werben, eine anderweite Uebereinkunft abzuſchlie— 
Ben, fo erklären beide — zu dieſem Ende Folgendes: 

rtikel 1. 

Beide kontrahirenden Regierungen verpflichten ſich, eine jede 
diejenigen Forft-, Feld, Jagd- und Fiſcherei⸗Frevel und Polizei— 
Uebertretungen, ingleichen diejenigen Frevel und Polizei-Ueber— 
tretungen an Baumpflanzungen, Waſſerbau⸗Anlagen, Eiſenbahnen, 
Staatsſtraßen und Vicinalwegen, welche von ihren Staats-An— 
gehörigen im Staatsgebiete der anderen Regierung verübt ſind, 
ebenſo zu unterſuchen und zu beſtrafen, als wenn fie im eigenen - 
Staatsgebiete verübt worden wären. 

Bei ihren Befugniffen, nad ihrem Gefege die auf ihrem 
Gebiete betroffenen und arretirten ausländifchen Frevler beftrafen 
zu laſſen, bewendet e8 auch fernerhin. 

Artifel 2. 

| Für die Konftatirung eines der in Artikel 1 bezeichneten 
Frevel, welcher von einem Angehörigen des einen Staates in 
dem Gebiete des anderen begangen worden, fell ven Brotofollen, 
Ausfagen und Abfhägungen, welche von den fompetenten Forft-, 
Polizet- und fonftigen zuftändigen Beamten des Orts, refp. 
Bezirks des begangenen Frevels aufgenommen worden, berfelbe 
Glaube von der zur Aburtheilung zuftändigen Behörde beige- 
mefjen werben, welden vie Geſetze den Protofollen und Ab- 
Ihäßungen ver inländifchen Beamten beilegen. 
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Artikel 3. 

Bon ven hbeiverfeitigen Behörden fol zur Entdeckung ver 
Frevler alle mögliche Hülfe geleiftet werden. 

Namentlich follen vie beiderſeitigen Forſt- und Polizei« 
Beamten befugt fein, die Spur ver Frevler in das fremde Ge— 
biet zu verfolgen und lettere auf dem fremden Gebiete zu ver- 
haften; jedoch mit der Verbindlichkeit, Die Arretirten unverzüglich 
an die nächte Polizei over Yuftiz= Behörde deſſelben Gebiets 
abzuliefern, damit dafelbft ihr Name und Wohnort ausgemittelt 
werben fann. 

Im Falle Hierbei im Gebiete des anderen Staates eine 
Hausſuchung nothwendiq wird, hat der verfolgende Beamte ſich 
zu dem Ende an die Orts» Polizeibehörde der betreffenden Ge- 
meinde zu wenden und diejelbe zur Bornahme der Pifitatien 
aufzufordern. Die bei der Hausfuhung aufaefundenen, als Ob— 
jefte des begangenen Frevels bezeichneten Gegenſtände find in 

erwahrung zu bringen. Der Vollzug der Requifition erfolgt 
foftenfrei für den Requirirenven. 
Artifel 4. 

Ueber die Hausfuhung ift fofort ein Protokoll aufzunehmen. 
Eine Ausfertigung veffelben ift dem requirirenden Beamten ein 
— eine zweite der vorgeſetzten Behörde des requirirten 

eamten einzuſenden. 
Artikel 5. 


Den unterſuchenden und beſtrafenden Behörden in ven beider» 
jeitigen Staaten wird es zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung 
und Beſtrafung der vorliegenden Frevel jo fchleunig vorzunehmen, 
als es nad) den hierüber beftehenven BVBorfchriften des Landes 
nur immer thunlich ift, aud insbejondere bei ausgezeichneten 
oter jehr beveutenden Freveln vie Unterfuhung in jedem ein- 
zelnen Falle ſogleich eintreten zu laſſen. 

; Die Anzeigen über verübte Frevel follen ver requirirten 
Behörde in zweifacher Ausfertigung zugejendet, der requirirenden 
Behörde fol das Ergebniß der Unterfuhung mitgetheilt und 
von tem Strafvollzug — —— gegeben werden. 
rtike 

Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitrei— 
bung ver den Flur-, Wald-, Jagd- und Fiſcherei-Eigenthümern 
zuerkannten Entſchädigungsgelder geſchieht nach den Landesgeſetzen, 
und ſoll mit der thunlichſten Beſchleunigung bewirkt werden. 

Die erkannte Geld- oder Arbeitsſtrafe wird zum Vortheile 
desjenigen Staates vollzogen, deſſen Behörde die Strafe erkannt 
hat. Wird von einem Frevler die Zahlung des Betrages ber 
gegen ihn erkannten Gelvftrafe, des Werth» over Scaden-Er- 
jages, der Koften und Pfanpgebühren nicht vollftändig, ſondern 
nur zum Theil geleiftet, jo werten von dem eingezogenen Gelde 
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uerft die Denunziantengebühren, wo ſolche gefetlich beftehen, 
— die Koſten, dann der Erſatz des Schadens und Werthes 
und zuletzt die Strafe, ſoweit eg zureicht, bezahlt. 

Artikel 7. 

Die Dauer der gegenwärtigen Uebereinkunft wird auf fünf 
Jahre feſtgeſetzt. Erfolgt ſechs Monate vor dem Ablaufe keine 
Aufkündigung von einer oder der anderen Seite, ſo gilt die Ueber— 
einkunft ihrem ganzen Inhalte nach für einen ferneren Zeitraum 
von fünf Jahren. 

Artikel 8. 


Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Königs von 
Preußen ausgefertigte Erklärung fol, nachdem fie gegen eine 
übereinftimmenve, im Namen Geiner Königlihen Hoheit des 
Großherzogs von Heſſen ausgefertigte Erklärung des Großherzog» 
lich Heffifhen Minifteriums des Großherzoglichen Haufes und des 
Aeußern ausgewechſelt fein wird, Kraft und Wirkffamfeit in ven 
beiderfeitigen Yanden haben und öffentlich befannt gemacht werben. 

So gefchehen Berlin, ven 7. Dezember 1861. 


Der Königlich Preußiſche Minifter ver auswärtigen 


a 
(L. S r. v. Bernitorff. 


Borftehende Minifterial-Erflärung wird, nachdem fie gegen 
eine übereinflimmente Erflärung des Großherzoglich Heſſiſchen 
Minifteriums® des Großherzoglichen Haufes und des Aeußern 
vom 8. Oftober d. J. ausgemechjelt worden, hierdurch zur öffent- 
lihen Kenntniß gebradt. 

Berlin, ven 7. Dezember 1861. 


Der Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bernftorff. 
I. 5785. F. 48. Vol. 7. 


134, 


Allgemeine Verfügung und Inftruftion vom 12, De- 

zember 1861, — betreffend die Ausführung des Ge- 

fees vom 24. Juni 1861 über die Einführung des 
Allgemeinen Deutfhen Handelsgefegbuches., 


a, 
Berfügung vom 12. Dezember 1861. 
Unter Bezugnahme auf die Beftimmungen des Artikels 4, 
Artikels 53 8. 11 und Artikels 72 des Einführungsgefeges zum 
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Allgemeinen Deutſchen Handelsgejegbuh vom 24. Juni, 1861 
(Sej.-Samml. S. 449) wird den Gerichten in Betreff der Füh— 
rung des Handelöregifterd und des Sciffsregifter8 die im ber 
Anlage abgeprudte Injtruftion zur Kenntnißnahme und Befol- 
gung mitgetheilt. 

Um für die Bergamentformulare, welhe nah $. 17 Th. U. 
der Inftruftion für die Kegifter-Certifilate ver Seejchiffe zu ver- 
wenden find, die möglichite Uebereinftimmung zu erreichen, ift 
die Königliche Staatsdruderei mit der Anfertigung verfelben 
beauftragt. Die Gerichte haben den Bedarf an ſolchen Formu—⸗ 
laren von der Königlichen Staatspruderei gegen Erſtattung ver 
für ein Eremplar ungefähr zwei Thaler betragenvden Anferti— 
gungsfoften unmittelbar zu beziehen, die Zahlung aus den Fonds 
zu baaren Auslagen in Parteiſachen zu leiften und bei Verwen— 
dung eines Eremplars deſſen Anfertigungsfoften ald baare Aus- 
lagen von dem Betheiligten einzuziehen und als Geridhtsgebühren 
zu vereinnahmen. 

In Bezug auf die Beeidigung der Handelsmäkler, ſowie 
die Beglaubigung und Aufbewahrung der Tagebücher verjelben 
Art. 66, 71 und 75 des Hanvelsgelegbuhs, Art. 9 $. 4 und 

rt. 73 des Einführungsgefetes) haben die Gerichte nach dem 
dritten Theile der Inftruftion fih zu richten. 

Berlin, den 12. Dezember 1861. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 4637. H. 10. 


b. 
JIuſtruktion 
des Juſtiz-Miniſters vom 12. Dezember 1861, 
betreffend die Führung des Handelsregiſters und des Schiffs— 
regifter8 ugd die Beeidigung der Handelsmäkler, fowie die Be— 
glaubigung und Aufbewahrung der Tagebücher derfelben. 


Erjter Theil. 
Das Handelsregifter. 


Das Handelsregifter hat zum Zweck, diejenigen Rechtsver— 
bältniffe des Hanvelsftandes, meldye für den kaufmänniſchen Ber- 
fehr von erheblichem Intereife find, in möglichfter Vollſtändigkeit 
und in zuverläffiger Weife zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Obſchon die Anfchauungen, von melden bei ven auf das 
Handelsregifter ſich beziehenden Vorſchriften ausgegangen ift, be— 
reits manchen Beſtimmungen des bisherigen Rechts zum Grunde 
liegen, ſo iſt daſſelbe doch im Allgemeinen für Preußen als ein 
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neues Rechtsinſtitut anzufehen. Die hervorragende Wichtigfeit, 
welche viefem neuen Kedtsinititut um deshalb beimohnt, meil 
ihm in manden materiellen Beziehungen eine ähnliche Bedeu— 
tung wie in ver Preußischen —— dem Hypothekenbuche 
beigelegt iſt, und weil eine große Zahl materieller Rechtsſätze 
des Handelsgeſetzbuchs mit dem Handelsregiſter dergeſtalt in Ver— 
bindung ſtehen, daß dieſelben ohne das letztere völlig unanwend— 
bar ſein würden macht es unerläßlich, nicht allein der Führung 
des Handelsregiſters die ſorgſamſte Beachtung zuzuwenden, ſon— 
dern auch daſſelbe ſofort mit dem Eintritt der Geltung des 
neuen Geſetzbuchs an allen Orten ins Leben zu rufen. 

Die das Handelsregiſter betreffenden Borihriften des Hans 
delsgeſetzbuchs und des Einführungsgefetes, die materiellen nicht 
weniger, als biejenigen, welde das Formelle zum Gegenftanve 
haben, finden fidy in verſchiedenen Stellen dieſer Geſetze zer- 
ftreut. Soweit viefelben für die Anlegung und Führung des 
Handelsregifterd und das Verfahren der dazu berufenen Behörden - 
* Erheblichkeit ſind, treten als leitende Grundſätze folgende 

ervor: 
I. Das Handelsregiſter iſt beſtimmt: 
1) zur Eintragung der Handelsfirmen (Art. 19, 20, 21, 
25, 26 des Handelsgeſetzbuchs); 
2) zur Eintragung der Profuren (Art. 45, 46 a.a. D.); 
3) zur Eintragung der Rechtsverhältniſſe aller Handels— 
geſellſchaften, nämlich : 
a) der offenen Handelsgeſellſchaften (Art. 86—89, 110, 
115, 129 und 135 a. a. O., Art. 13 des Einfüh- 
rungsgeſetzes), 
b) der Kommanditgeſellſchaften (Art. 151 — 156, 163, 
171, 172 des Handelsgeſetzbuchs, Art. 13 des Ein— 
führungsgeſetzes), 
ce) der Kommanditgeſellſchaften auf Akltien (Art. 173 
bis 179, 198, 201-203, 205 des Handelsgeſetzbuchs, 
Art. 13 des Einführungsgefetes), 
d) der Aftiengefelichaften (Art. 207—212, 214, 228, 
233, 243, 244, 247 des Handelsgeſetzbuchs, Art. 13 
des Einführungsgefetes) ; 
4) zur Eintragung der Ausſchließung oder Aufhebung ver 
ehelichen Gütergemeinfhaft an Stelle der im $. 423 
Th. I. Tit. 1 des Allgem. Landrechts vorgefchriebenen 
Belanntmahung (Art. 20 des Einführungsgefeges). 
I. Für Höfer, Trödler, Haufirer und dergleichen Handels: 
leute von geringerem Gewerbebetriebe, ferner für Wirtbe, 
ewöhnliche Fuhrleute, gemwöhnlibe Schiffer und für Per- 
—— deren Gewerbe nicht über den Umfang des Hand— 
werksbetriebes hinausgeht, wird das Handelsregiſter nicht 
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geführt; e8 findet in das letstere für jene Perfonen keinerlei 
Eintragung ftatt, namentlih nicht die Eintragung einer 
Firma, einer Profura oder eines Gefellfchaftsverhältnifies 
(Art. 10 des Handelsgeſetzbuchs, Art. 20 des Einführungs- 
geſetzes). Obſchon die erwähnten Klaſſen durch das Selet 
nicht näher feitgeftellt find, fo wird doc für Preußen das 
Geſetz, betreffend einige Abänderungen des Gefetes wegen 
Entrihtung der Gewerbefteuer vom 19. Juli 1861 (Gef.- 
Samml. ©. 697), wenigftens inſoweit einen Anhalt ge- 
währen, als diejenigen Perfonen, welche zur Steuerflafie B. 
veranlagt find, in der Regel von dem Handelsregifter 
werden auszuſchließen fein. 

Die Berwaltungsbehörden werden in einzelnen Fällen 
auf Erfuhen Auskunft darüber geben, ob eine Perfon zur 
Steuerklafle A. oder zur Steuerklaſſe B. veranlagt ift. 
Bei der Benugung ver Gewerbefteuer-Rollen ift übrigens 
nicht zu überfehen, daß einige Perfonen, welche als Kauf- 
leute im Sinne des Handelsgeſetzbuchs anzufehen find, ver 
Steuer vom Handel nicht unterliegen (3.3. Eijenbahn- 
gelellichaften, vergl. Handelsgeſetzbuch Art. 4 und Art. 272 
Ziffer 3), und daß umgefehrt Perfonen, welche zu den 
Kaufleuten im Sinne des Handelsgeſetzbuchs nicht gehören, 
jene Steuer zu entrichten haben (3. B. Befiger von Leih— 
anftalten). 

II. Das Hanvelöregifter ift öffentlich, die Deffentlichkeit wird 
in doppelter Weife zur Geltung gebradt; einmal ift vie 
Einfiht des Handelsregifterd während der gewöhnlichen 
Dienftftunden einem Jeden geftattet, au fann von ven 
Eintragungen eine auf Berlangen zu beglaubigende Ab- 
fhhrift begehrt werben; ſodann ift verelmähig jede Eintra- 
gung durch eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen 
Blättern befannt zu maden (Art. 12—14 des Handels» 
gelesene). 
a8 Dandelsregifter wird in dem Bezirk des Appellationd- 
gerichtshofes zu Cöln von den Handelsgerihten, in den 
übrigen Theilen der Monarchie bis zum Erlaß eines all- 
gemeinen Geſetzes über die Errihtung und Organifation 
der Handelsgerichte von den Kreisgerichten oder Stadt— 
gerichten, in Königsberg und Danzig jedoch von den dor— 
tigen Kommerz» und Admiralitäts-Kollegien, in Stettin, 
Memel und Elbing von den für —*82 beſtehenden 
Abtheilungen der dortigen Kreisgerichte geführt (Art. 12 
des Handelsgeſetzbuchs, Art. 73 des Einführungsgeſetzes). 
V. Die in dem Handelsgeſetzbuch vorgeſchriebenen Eintragun— 
gen in das Handelsregiſter ſollen zwar nur auf Anmel⸗ 
dungen ver Betheiligten erfolgen; e8 haben jebody vie 


IV. 


VII. 


VIII. 


IX. 
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Gerichte, welchen die Führung des Hanbelsregifters obliegt, 
bie Betheiligten von Amtswegen durch ea 
anzubalten, daß die erforberlihen Anmeldungen und bie 
damit in einzelnen Fällen zu verbindenden Zeichnungen 
der Firmen und Unterfchriften gefchehen, daß ferner ſich 
Niemand einer ihm nad den Borfchriften des Handels- 
——— nicht zuſtehenden Firma bedient; das in dieſer 

eziehung eintretende beſondere Verfahren iſt durch die 
Artikel 5—7 des Einführungsgeſetzes geregelt. Für vie 
nicht im Handelsgeſetzbuch, ſondern nur im Einführunge- 
geſetze vorgefchriebenen Eintragungen (Urt. 13 und 20) 
rg ievod andere Grundfäge. 

ie zur Eintragung in das Handelsregifter beftimmten 
Anmeldungen müflen von den Betheiligten entweder per» 
fünlih vor dem zuftändigen Gericht erflärt oder in ge- 
richtlicher oder notarieller Form bei demfelben eingereicht 
werden; biejelben, im Artikel 4 des Einführungsgeletes 
näher erläuterten Yormvorfchriften gelten für die Zeich- 
nung oder Einreihung der Zeichnung einer Firma oder 
Unterſchrift (Art. 4 des Einführungsgeſetzes). 
Die Vorſchriften über die Anmeldung und Eintragung 
der Handelsfirmen, ſowie der Rechtsverhältniſſe ver Han- 
delsgeſellſchaften und über die Zeichnung der Firmen und 
Unterfhriften. finden auch auf diejenigen Kaufleute, welche 
vor Eintritt der Geltung des Handelsgeſetzbuchs ihren 
Geſchäftsbetrieb bereits begonnen haben, und auf die vor 
diefem Zeitpunfte bereit8 errichteten Handelsgeſellſchaften 
mit wenigen Abweichungen Anwendung (Art. 62—67 des 
Einführungsgefeßes). 
Eine vor dem Eintritt der Geltung des Handelsgeſetzbuchs 
ertheilte und fpäter nicht beftätigte oder erneuerte Profura 
wird als eine Prokura im Sinne des Handelsgeſetzbuchs 
und als geeignet zur Eintragung in das Handelsregifter 
nicht ——— (Art. 69 des Einführungsgeſetzes). 
Im Geltungsbereihe des Allgemeinen Landrechts ſoll das 
Handelsregifter rüdfichtlih der Grundſtücke, Gerechtigfeiten, 
dinglichen Rechte und Hypothefenforderungen, welche zu dem 
Bermögen einer Handelsgefellihaft gehören, für die Führung 
des Hypothekenbuchs in einigen erheblichen Beziehungen zur 
Grundlage dienen (Art. 23 des Einführungsgefetes). 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


8. 1. 
Das Handelöregifter wird von den im Artikel 73 des Ein- 


ZU. 18 
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führungsgefeßes bezeichneten Gerichtsbehörden geführt (vergl. Ein- 
leitung unter IV.). 

Dei den Kreis- und Stadtgerihten gehört die Führung 
vefjelben vor die erfte Abtheilung und, wenn diefe aus verfchie- 
denen Abtheilungen befteht, vor diejenige, welde die Civilprozeß— 
fachen bearbeitet. 

Iſt im Bezirk eines Kreisgerichts eine ftändige Deputation 
errichtet, jo hat die legtere für ihren Sprengel das Handels⸗ 
vegifter zu führen. 

Die Kreisgerihts- Kommiffionen bleiben von der Führung 
des Handelsregiſters ausgejchloflen *). 

te zur Eintragung in das Hanvelsregifter beftimmten An« 
meldungen und die Zeichnungen der Firmen und Unterjcriften 
fünnen jedoch auch vor den Gerichtsfommiflarien erfolgen, welche 
die darüber aufzunehmenden Protokolle ($. 3) an die Hauptge- 
richte zur weiteren Veranlaſſung einzujenden haben. 

In Bezug auf das Beichwerbeverfahren fommen bie Vor- 
Ichriften des 8. 35 der Verorbnung vom 2. Januar 1849 (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 1) zur Anwendung. Die Beichwerden gehören bei 
den Appellationsgeridhten vor das Plenum verfelben (8. 17 
Ziffer 6 des Gefhäfts-Negulativs für die Appellationsgerichte 
vom 17. September 1850, — — S. 323). 


Die auf die Führung des Handelsregiſters ſich beziehenden 
Geſchäfte werden von einem dazu beſtellten Richter unter Mit- 
wirfung eines Sefretairs bearbeitet. Die Ernennung verfelben 
erfolgt vor Beginn des neuen Gefchäftsjahres für veflen Dauer; 
fie wird zugleich mit der im Artikel 14 Abfag 1 des Handels— 

eſetzbuchs vorgejchriebenen Beröffentlihung bekannt gemadt. 
enn im Laufe des Gejhäftsjahres ein Wechſel nöthig wird, 
fo ift diefer durch eine einmalige Einrüdung in die zur Ver— 
öffentlihung der Eintragungen in das Handelöregifter beſtimmten 
Blätter (Art. 14 a. a. DO.) zur ireatiihen Kenntniß zu bringen. 


Dem mit der Bearbeitung ver auf die Führung des Han 
delsregiſters ſich beziehenden Geſchäfte beauftragten Richter Liegt 
insbeſondere ob: 

1) die Aufnahme der zur Eintragung in das Handelsregiſter 
beſtimmten Anmeldungen, wenn dieſelben perſönlich vor 
dem Gericht erllärt werden, ſowie die Aufnahme der Ver- 
bandlungen über die vor Gericht erfolgenven Zeichnungen 


*) Die Führung des Hanbelsregifters läßt fih von dem in den 
Artikeln 5 und 6 des Einführungsgefetes bezeichneten Verfahren nicht 
—— welches letztere kollegialiſche Verhandlung und Entſcheidung 
erheiſcht. 
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der Firmen und Unterfhriften (Art. 4 des Einführungs- 
geleted); er kann ſich hierbei der Hülfe des Sekretairs 
edienen. Damit er vem Bublikum in genügendem Maaße 
zugänglid) ſei, find nad) Anleitung der Bellmmungen im 
zweiten Abſatze des 8. 19 des Geſchäfts-Regulativs für 
die Gerichte erfter Injtanz vom 18. Yuli 1850 (Buftiz« 
ee S. 232) die erforberlihen Einrichtungen zu 
treifen; 

2) die Verfügung auf die zum Protofoll genommenen over 
Ihriftlich eingehenden Anmeldungen, insbefondere die An- 
ordnung der zuläffigen Eintragungen und ber vorgefchrie- 
benen Beröffentlihung berjelben (Art. 13 des Handels» 
geſetzbuchs); 

3) die Ueberwachung der genauen und vollſtändigen Erle— 
digung der angeordneten Eintragungen und Beröffent- 
lichungen; 

4) die Verfügung auf ſonſtige Geſuche und Anträge, welche 
die Führung des Handelsregiſters betreffen, insbeſondere 
en die Gehuge um Ertheilung von Abjhriften und At— 
teſten; 

5) die Verfügung rückſichtlich des im den Artikeln 5 und 6 
des Einführungsgefetses vorgefchriebenen Verfahrens und 
auf die zufolge Artikel 7 a. a. D. eingehenden Denun- 
ziationen; wird jedoch zur Verhandlung und Entſcheidung 
über die Teitjegung einer angedrohten Strafe ein Audienz- 
termin anberaumt (Art. 5 8. 3 und Art. 6 a. a. Oo, 
fo beftimmt ver ©erichtsvorjtand (Vorſitzender ver Ab» 
theilung) den Richter, welcher ald Referent zu —— hat; 

6) die Bearbeitung der Generalien, namentlich in Beziehung 
auf die, die öffentlihen Bekanntmachungen betreffenden 
Vorſchriften des Art. 14 * Handelsgeſetzbuchs. 


Rückſichtlich der Nothwendigkeit des Vortrags der Verfü— 
ungen im Kollegium, der Reviſion und Zeichnung der Ver— 
ügungen, ſowie der Vollziehung der Reinſchriften bewendet es 
bei den in den 88. 10 und 11 des Geſchäfts-Regulativs für die 
Gerichte erfter Inftanz vom 18. Juli 1850 ( Yuftiz- Minift.- 
DL. ©. 232) enthaltenen Anoronungen. Als Kommiflarius mit 
felbftftändiger Wirkſamkeit ift der die Angelegenheiten des Han- 
delsregiſters bearbeitende Richter an anzufeben. 


Der Sektetair hat: 
1) die Eintragungen in das Handelsregifter, den ergangenen 
Verfügungen gemäß, zu bewirken; 
2) für die geihäftsorpnungsmäßige Erledigung aller richter- 
lihen Verfügungen zu — 
| 18* 
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3) die vorgefhriebenen Berzeihniffe zu führen (88. 35, 48, 
82 und 87); KR 

4) das Hanvelsregifter, fowie die Zeichnungen der Firmen 
und Unterfchriften nah Maaßgabe des Artifeld 12 des 
Handelsgeſetzbuchs während der gewöhnlichen Dienftftunden 
einem Jeden auf Anſuchen zur Einfiht vorzulegen. 


8. 6. 

Das Handelsregifter befteht aus drei Abtheilungen. 

In die erfte Abtheilung werben eingetragen die Hanbels- 
firmen, mit Ausfhluß der Firmen der Handelögefelfchaften 
(Firmenregifter), in die zweite Abtheilung die Profuren (Pro: 
furenregifter), in die dritte Abtheilung die Rechtsverhältnifie der 
Handelsgeſellſchaften (Gejellihaftsregifter). Für jede Abtheilung 
wird ein beſonderes Regifter geführt. Im Oeltungsbereiche des 
Allgemeinen Landrechts haben die Gerichte als vierte Abtheilung 
des Handelsregiſters nod ein befonderes Wegifter für die im 
Artikel 20 des Einführungsgefeged vorgeſchriebene Eintragung 
ber — oder Aufhebung der ehelichen Gütergemeinfchaft 
zu führen. 


8.7. 

Zu einem jeden Negifter ift ſtarkes dauerhaftes Papier zu 
benugen; es ift mit einem haltbaren Einbanve zu verjehen und 
zu foliiren. 

Der Sekretair hat die Zahl der Folien auf dem erften 
Blatt unter feiner Unterfchrift zu vermerken, 


8.8. 

Zu einem jeden Kegifter werben befonvere Akten gehalten. 
Zu dieſen Akten gelangen nad) der Zeitfolge alle zur Eintragung 
beftimmten Anmelvungen nebjt den dazu gehörigen Urkunden, 
indbefondere diejenigen, welche die Zeichnungen der Firmen und 
Unterſchriften enthalten, die auf die Eintragungsgefuche erlaffenen 
Berfügungen und die Nachweiſungen über bie ed Belannt- 
madhungen. In Anfehung des Gefellfchaftsregifters ift es ge- 
ftattet, für einzelne Gefelfchaften, namentlid für Kommandit- 

efellichaften auf Aktien und Aktiengefellichaften, bei welchen um- 
ie und wiederholte Eintragungen u. |. w. in Ausficht 
ftehen, beſondere Akten anzulegen. 

Die Verfügungen und Berhandlungen, welche fid) darauf 
beziehen, daß das Gericht eingefhritten iſt, damit eine Anmel- 
dung oder die Zeichnung einer Firma und Unterfhrift erfolge 
oder die Führung einer Firma unterbleibe (Art. 5—7 des Ein- 
führungsgefetes), find zu befonveren Akten zu nehmen. 

Sind dieſelben in einzelnen Fällen umfangreih, oder wird 
die Anberaumung eines Audienztermins nöthig, fo find Spezial 
alten zu bilden. 
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8. 9, 
Bei jeder Eintragung in das Handeldregifter ift anzugeben: 
1) das Datum der richterlichen Verfügung, woburd die Ein- 
tragung verordnet ift; 
2) das Datum der Eintragung; 
3) die Stelle der betreffenden Alten, wo die richterlihe Ver— 
fügung ſich befinbet. 

Jeder Eintragungsvermerk ift von dem Sekretair unter * 
ufügung ſeines Amtskarakters zu unterſchreiben. Nach erfolgter 
J— muß er in den Alten neben ber richterlichen Verfü— 
ung die Erledigung berfelben und ven Tag, an welchem bie 

ledigung bewirkt ift, unter ers Unterſchrift vermerlen. 
1 


Wenn zu einer Eintragung in das Handelsregifter außer 
ber nach Artikel 4 des Einführungsgefeges vor dem Gericht per- 
ſönlich zu erklärenden oder in gerichtliher oder notarieller Form 
einzureihenden Anmeldung und der in gleicher Form zu bewir- 
fenden Zeichnung oder Einreihung der Zeihnung einer Firma 
und Unterfchrift noch der Nachweis einer andermweiten Thatfache 
oder eines beſonderen Rechtsverhältniſſes erforderlich ift, fo muß 
dieſer Nachweis, in der Regel ähnlich wie bei der en des 
Hypothelenbuchs, durch Beibringung öffentlicher Urkunven geliefert 
werden. Walls dieſe Urkunden zurüdverlangt werden, fo ift von 
benfelben, infoweit fie zur Begründung der Anmeldung und Ein- 
We erforderlih find, eine beglaubigte Abſchrift zurüdzu« 

ehalten. 

Geſchieht eine Anmeldung durd einen Bevollmädtigten, fo 
bat diefer eine gerichtliche oder notariele Vollmacht beizubringen 
(Art. 4 des a 

1 


Da nad Art. 13 des Handelsgeſetzbuchs (vergl. Art. 20 des 
Einführungsgefetes) jede Eintragung in das Handelsregifter ihrem 
anzen Inhalte nad befannt gemacht werden fol, fofern nicht 
in einzelnen Fällen ausprüdlid ein Anderes beftimmt ift, fo ift 
ee, zu halten, daß thunlichſt ver vollftändige Inhalt einer 
jeden Eintragung, weldye der Regel unterliegt, nebjt dem Datum 
der Eintragung zur öffentlihen Kenntniß gebracht wird. 
Die Fälle, in welchen die Regel eine Ausnahme erleidet, find: 
1) Nach Artikel 151 des Handelsgeſetzbuchs unterbleibt nad 
der Eintragung einer Kommanbditgefellihaft die Befannt- 
madhung ber Namen, des Standes und des Wohnorts ber 
Kommanbitiften, fowie die Angabe des Betrags ihrer Ber- 
mögenseinlagen. 
2) Nah Artikel 156 a. a. DO. gilt daffelbe, wenn der Ein- 
tritt eines neuen Kommanbitiften in eine beftehende Kom⸗ 
manditgeſellſchaft eingetragen iſt. 
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3) Nach Artikel 171 a. a. D. unterbleibt nah ter Eintra- 

gung des Ausfcheidens eines Kommanbitiften aus einer 

ommanditgefelihaft, ohne Unterſchied, ob verjelbe mit 

der ganzen oder nur mit einem Theile der Einlage aus- 

gefchteven ift, bei der Bekanntmachung die Bezeichnung 

> ELBE und die Angabe des Betrags ber 
Sinlage. 

4) Nach Artikel 176 a. a. D. wird nad) der Emtragung einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nicht der ganze Sefell: 
Ichaftsvertrag, ſondern nur ein dort näher bezeichneter Aus- 
zug defjelben befannt gemacht, und nad) Artikel 198 a. a. O. 
tritt dafjelbe ein, wenn fpäter ein den Geſellſchaftsvertrag 
abändernder Vertrag eingetragen ift. 

5) Nach Artifet 210 und 214 a. a. O. iſt in der vorftehend 
unter Ziffer 4 angegebenen Weife aud bei Aftiengejell- 
Ihaften zu verfahren. | 

Endlich unterbleibt die üffentlihe Bekanntmachung, 
wenn in Gemäßheit des Artifeld 13 des Einführungsge- 
feges die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
einer a in das Hanbdelsregifter eingetra⸗ 
gen ift. 

2 


8. 12. 

Die öffentliche Bekanntmachung einer Eintragung muß ohne 
Berzug, jobald viejelbe gejchehen ift, und ohne daß eine andere 
Eintragung abgewartet werben barf, veranlaßt werben. 

13 


Derjenige, welcher eine Eintragung nachgefucht hat, ift von 
berjelben noch befonders in Kenntniß zu feßen. 
Im Falle der Ablehnung einer Eintragung find die Gründe 
verjelben ven Betheiligten mitzutheilen. 
14 


Die in dem erften Abfate des Artifeld 14 des Handels— 
geſetzbuchs vorgefchriebene Beröffentlihung erfolgt durch den Ans 
zeiger des Regierungs-Amtsblatt8 und durch diejenigen Blätter, 
welche für die Veröffentlichungen des vorhergehenden Jahres bes 
ftimmt waren. 

Tür das Yahr 1862 ift jene Veröffentlihung gleich nad) 
dem 1. März 1862 durch den Anzeiger des Kegierungs - Amts» 
blatt8 zu bewirken. 

15 


8. 15. 

Außer den nad dem zweiten Abſatze des Artifels 12 des 
Handelsgeſetzbuchs auf Erfordern zu ertheilenden einfachen Ab- 
Ihriften oder beglaubigten Abjchriften (Atteften, Auszügen) hat 
das Gericht über eine jede in das Handelsregiſter gefchehene Ein- 
tragung auf Verlangen ein Atteft zu ertheilen, welches ſowohl 
die Eintragung und ihren Inhalt unmittelbar bezeugt, als aud) 
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zugleich ſich darauf erftredt, ob und inwiefern eine die Wirkfam- 
feit der Eintragung berührende Thatfache oder Beränverung ein- 
getragen jet; findet fidy eine ſolche Thatſache oder Veränderung 
eingetragen, fo ift aud ver vollftändige Inhalt der betreffenden 
Eintragung in das Atteft aufzunehmen. 

In gleiher Form hat das Gericht auf Verlangen ein Atteft 
barüber zu ertheilen, daß eine beftimmte Eintragung in das 
Handelsregifter nicht geſchehen, oder daß feit der Ertheilung eines 
Atteftes eine auf deſſen Inhalt ſich beziehende Thatſache oder 
Aenderung nicht eingetragen fei (vergl. Art. 23 8. 3 des Ein- 
führungsgejeges). 


Iſt das Erlöfhen einer Firma in das TFirmenregifter ein- 
getragen oder das Erlöfchen einer Profura in das Profurenre- 
ifter oder die Eröffnung des Konkurſes über eine Handelsge— 
llfchaft oder das Exlölhen der Vollmacht der Yiquidatoren 
einer aufgelöften Handelsgeſellſchaft wegen Beendigung der Piquis 
dation in das Gefellihaftsregifter, oder der Tod eines Eheman« 
ned in das Regifter zur Cintragung der Ausſchließung oder 
Aufhebung ver ehelichen Sütergemeintihaft, fo find alle. auf die 
erlojhene Firma oder Profura oder die aufgelöfte Hanvdelsgefell- 
ſchaft oder die ehelichen Giüterverhältniffe des verftorbenen Ehe— 
mannes ſich beziehenden Vermerke in dem Regiſter roth zu unter- 
ftreihen. ft dies in Betreff des größeren Theil der Eintra- 
gungen des einen oder anderen Kegifters gejchehen, fo kann 
dafjelbe behufs Anlegung eines neuen Regiſters in der Art ge— 
fchloffen werden, daß darin auf der erften und legten Seite ver 
Bermerk eingetragen wird: 
„Dieſes Regifter ift behufs Anlegung eines neuen Re— 
gifters geſchloſſen.“ 

In das neue Kegifter find alsdaun alle nicht roth unter- 
firihenen Eintragungen aus dem alten Negifter zu übernehmen; 
diefe Uebernahme ift bei jeder einzelnen Eintragung unter Hin 
weis auf die betreffende Nummer des früheren Regiſters durch 
den Zuſatz zu erwähnen: 

„übertragen aus dem früheren Regifter Nr... . * 
17 


Die Anmeldungen zur intragung in das Hanbelsregifter 
— zu den ſchleunigen Sachen, welche auch während der 
erichtsferien ſtattfinden und zu erledigen ſind. 
18 


Das Handelsregiſter iſt zur Kaſſation nicht geeignet. 

Die zu demſelben gehörigen Akten unterliegen der Kaſſation 
nach Ablauf von 30 Jahren von der Zeit an gerechnet, wo alle 
Eintragungsvermerle, worauf die Akten ſich beziehen, im Hans 
belöregifter roth unterftrihen find, 
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Zweiter Abſchuitt. 
Bon dem Birmenregifter. 
(Art. 19, 20, 21, 25, 26 des Handelsgeſetzbuchs.) 


> 


8. 19. 
— Das Firmenregiſter wird nad) dem als Anlage A. beige- 
Ba druckten Formular geführt. 


Im das Firmenregiſter iſt nach ber Zeitfolge der Anmels 
dungen ein jeder Kaufmann, welcher im — des Gerichts 
ſeine De (Art. 19 des Handelsgeſetzbuchs) oder 
eine Zweigniederlaſſung hat (Art. 21 a. a. D.), unter genauer 
Bezeihnung feines Namens, Vornamens, Standes und Wohns 
orts, des Orts der Nieverlaffung, ſowie der Firma, welder er 
fi) bevient (Art. 15 a. a. O.), einzutragen. 

Die Eintragung eines Kaufmannd in das Firmenregiſter 
erfolgt auf Grund einer Anmeldung veffelben, welche Alles ent- 
halten muß, was in das Regifter einzutragen ift; eines weiteren 
Nachweiſes zur Begründung der Anmeldung Bedarf es nicht, 
fofern nicht in ben ———— Paragraphen für einzelne Fälle ein 
Anderes beſtimmt iſt. 


In das Firmenregiſter find nicht einzutragen: 

1) die in das Geſellſchaftsregiſter (88. 49 und folg.) einzu—⸗ 
tragenden Handelsgeſellſchaften und deren Firmen; 

2) tie Mitglieder folder Handelsgeſellſchaften, fofern fie nicht 
fonft noch ein Hanvelsgewerbe für ihre befonvere Rech— 

nung betreiben; 

3) re Fee welhe an dem Handelsgewerbe eines Dritten, 
ohne daß eine Handelsgeſellſchaft vorliegt, als ftile Ges 
ſellſchafter und vergl. betheiligt find, fofern fie nicht außer» 
dem felbft gewerbemäßig Hanvelsgefchäfte ſchließen. 

22 


Bei der Anmeldung einer Firma ift zu prüfen, ob berjenige, 

welcher fie angemeldet hat, nach ven im 3. Titel des erften Buchs 
des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften, viefelbe zu führen 
befugt fei. Ergiebt fih das Gegentheil, fo ift die Anmeldung 
urüdzumweifen, und wenn bie —* demnächſt gleichwohl ge⸗ 
* oder fortgeführt wird, nach u des Artikels 26 des 
une und Artikels 6 des Einführungsgefeges ein- 
zufchreiten, 


. 28. 

Die Aenderung einer Firma (Art. 25 des Handelsgeſetz⸗ 
buche) wird im die jechste Kolonne des Firmenregifters (‚Be 
merfungen‘) eingetragen‘; zugleich aber muß der Firma-Inhaber 
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mit der veränderten Firma unter einer befonderen Nummer bes 
Regifterd von neuem eingetragen, in dem erften Eintragungs- 
vermerkt auf die neue Nummer, in dem zweiten auf die frühere 
Nummer verwiefen und dieſe in allen Kolonnen roth unterftrichen 
werben (vergl. Anlage A. Nr.1 und 20) *). 

24 


‚ Die Eintragung ber Yenderung ber Firma erfolgt auf Grund 
einer Anmeldung des Firma- Inhabers, auf welde die 88. 20 
und 22 Anwendung finden. 


Nah den Beitimmungen ver 88. 23 und 24 ift au dann 
zu verfahren, wenn ein beſtehendes Handelsgeſchäft durch Ver— 
trag oder Erbgang auf einen Anderen übergeht, welcher vafjelbe 
unter der bisherigen Firma mit oder ohne einen, das Nachfolge: 
verhältnig andeutenden Zufag fortführen will (Art. 22, 23 des 
en In diefem Wale hat der mit ver alten 

irma unter einer befonveren Nummer des Regiſters einzutra« 
— neue Inhaber die Anmeldung zu bewirken und damit den 

achweis ($. 11) des Erwerbes des Geſchäfts und der Einwilli— 
gung des bisherigen Geſchäftsinhabers oder deſſen Erben over 
der etwaigen Miterben in die Yortführung der Firma zu ver 
binden (vergl. Anlage A. Nr. 3 und 31). 

Iſt die Firma auf eine Handelsgeſellſchaft übergegangen, 
wohin auc gehört, wenn Jemand einen Anderen als Handels⸗ 
efelfchafter in fein Hundelsgefhäft aufnimmt (Art. 24, 25 des 

andelsgeſetzbuchs), jo unterbleibt die neue Eintragung unter 
einer en Nummer des Firmenregifterd; dagegen wird in 
dem Vermerk über die eingetretene Veränderung unter der bi8- 
berigen Nummer auf die Nummer des Gefellfchaftsregifterd ver- 
wieſen, unter welder die Handelsgeſellſchaft in das lettere ein- 
getragen ift (vergl. Anlage A. Nr. 4); es ift daher die Eintragung 
der Veränderung in das Firmenregifter von der Eintragung ber 
Handelsgejellihaft in das Geſellſchaftsregiſter abhängig. 

Geht die Firma einer aufgelöften Sandelsgefeiifaft auf 
einen einzelnen Kaufmann über (Art. 24 des Handelsgeſetzbuchs), 
fo ift viejelbe auf Grund feiner Anmeldung ($. 24), womit er 
den Nachweis des Uebergangs der Firma zu verbinden bat, in 
das Firmenregifter einzutragen, nahdem die Auflöfung der Ge— 
ſellſchaft im efelicaftsregifter —— worden iſt. 


Das Erlöſchen einer Firma wird gleihfals in die ſechste 


*) Die Eintragung bes Kirma-Inhaber8 unter einer neuen Num- 
mer ift nöthig, bamit die Weberficht nicht werloren gebe, und eine bie 
Fortführung des Regifters erfchwerende Häufung der Vermerke in ber 
legten Kolonne verhindert werbe. 
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Kolonne des Firmenregifter8 eingetragen. Die Eintragung er- 
folgt auf Grund einer Anmeldung des bisherigen Firma-Inha— 
bers, oder, wenn derjelbe gejtorben it, feiner Erben, und wenn 
er zur jelbititändigen VBermögensverwaltung rechtlicd unfähig ge» 
worden tft, feiner Vertreter. 

Die Erben und Vertreter haben ihre Legitimation, in for 
fern Dieje einem Bedenken unterliegt, nachzuweiſen; ein weiterer 
Nachweis ift nicht erforverlid. * 


Wird der Ort der Niederlaſſung geändert, ſo iſt die Aende— 
rung nach Maaßgabe der 88. 23 und 24 in das Firmenregiſter 
einzutragen. Wenn jedoch die Niederlaſſung nach einem Orte 
außerhalb des Bezirks des das Handelsregiſter führenden Ge— 
richts verlegt wird, ſo wird nur dieſe Thatſache in der ſechsten 
Kolonne des Regiſters vermerkt und in Bezug auf die weitere 
Führung des letzteren die Firma als erloſchen angeſehen. 

28 


Vor der Eintragung einer Firma oder einer Veränderung 
derſelben oder einer Veränderung des Inhabers hat der Inha— 
ber, und zwar im letzteren Falle der neue Inhaber, die Firma 
oder die veränderte Firma nebſt ſeiner perſönlichen Unterſchrift 
vor dem Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureichen (Art. 20 und 25 des Handelsgeſetzbuchs). 

29 


Wenn eine Ehefrau als Handelsfrau (Art. 6 des Hanbels- 
eſetzbuchs) zur Eintragung in das Firmenregifter ſich anmeldet, 

e muß fie vor der Eintragung die nad Artikel 7 a. a. O. er— 
forderlihe Einwilligung ihres Ehemannes in der Form des Ar- 
titel8 4 des Einführungsgefetes beibringen. 

Andere Perjonen, melde durch Handelsgeſchäfte ſich nicht 
verpflichten können, dürfen in das Firmenregifter nur dann ein« 
getragen werden, wenn ihnen nad) ven Geſetzen ver Handelsbe— 
trieb durch Vertreter geftattet ift, die Erfüllung ver hierzu vor= 
gefchriebenen Erforderniffe nadhgewiefen, und die Anmeldung zur 
Eintragung von denjenigen bewirft wird, melde zu ihrer Ver— 
tretung berufen find (vergl. Allgem. Landrecht Th. II. Tit. 18 
88. 605 ff.). Die Beftimmung des $. 28 findet in biefem Falle 
feine Anwendung. 

Inwiefern demnädft auf Grund einer bloßen Anmeldung 
der Vertreter eine Aenderung oder das Erlöfhen der Firma 
eingetragen werben könne, bejtimmt fih nad) ven Vorſchriften 
über den Umfang ver Rechte der Vertreter. 

30 


Wenn ein Kaufmann im Birk des Gerichts mehrere Nie- 
verlafiungen (Hanvelsetablifjements) hat, für melde er verſchie— 
dene Firmen führt, fo ift er in Bezug auf jeve Niederlaflung, 
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für welche eine befonvere Firma geführt wird, unter einer bes 
Jonderen Nummer des Regifterd einzutragen *). 
31 


Hat ein Kaufmann aufer feiner Hauptniederlafjung an einem 
anderen Orte over in einer anderen Gemeinde des Gerichts eine 
Zweignieverlafjung, fo ift bei feiner Eintragung in das Firmen» 
regifter in der dritten Kolonne dejlelben —— der Ort der 

auptniederlaſſung, als der Ort der Zweigniederlaſſung anzugeben 
vergl. Anlage A. Nr. 32). In der Anmeldung (8. 20) iſt der 
Zweigniederlaſſung und des Orts derfelben Erwähnung zu thun. 

Befteht an dem Orte over in der Gemeinde der Zweig- 
niederlaſſung bereit8 eine gleiche Firma, fo muß der Firma für 
die Zweignieverlafjung ein Zufaß beigefügt werben, wodurch fie 
von jener bereit8 vorhandenen Firma fich deutlich unterfcheibet ; 
die mit einem Zufag verfehene Firma ift alsdann nad Anlei— 
tung des $. 30 unter einer befonderen Nummer des Kegifters 
einzutragen (vergl. Art. 20 und 21 des Handelsgeſetzbuchs). 

32 


Wird von einem Kaufmann nad feiner Eintragung in das 
Firmenregifter eine in bafjelbe eingetragene Zweignieverlafjung 
aufgehoben oder an einem anderen Orte oder in einer anderen 
Gemeinde des Gerichts eine Zweigniederlaſſung errichtet ($. 31), 
fo ift die in die legte Kolonne des Regiſters einzutragen (vergl. 
Anlage A. Nr. 32). 

Eine folhe Eintragung erfolgt auf Grund einer die be 
treffenvde Thatſache enthaltenden — des Kaufmanns. 


Im Falle der Aenderung der Firma (8. 23), welche für 
die Hauptniederlaſſung und eine Zweigniederlaſſung geführt wird 
(8. 31), fommen rüdjichtlich ver Nothwendigkeit, für die Zweig» 
niederlafjung der Firma einen Zufag beizufügen und diefe Firma 
unter einer befonderen Nummer einzutragen, die Beftimmungen 
des letzten Abjages des $. 31 zur Anwendung. 

34 


Wenn ein Kaufmann in dem Bezirk eines anderen Gerichts 
eine Zweignieverlaflung hat, jo ift zu jeiner Eintragung in das 
Firmenregifter des Gerichts der Zweigniederlaſſung ($. 20) der 
durch ein Atteft des Gerichts der Hauptniederlaffung zu liefernde 
Nahmeis nöthig, daß die Eintragung in das Firmenregifter des 
legteren Gerichts bereits erfolgt ıft (Art. 21 des Handelsgeſetz- 
buche). Beſteht an dem Orte oder in der Gemeinde ber Zweig» 


*) Nach dem Hanbelsgefegbuh ift ein Kaufmann fir befugt zu 
erachten, für mehrere Handelsetabliffements, welche er befitt, auch ver- 
er Firmen zu führen. Bergl. Nürnberger Berathungsprotofolle 

. 920. ü 
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niederlaffung bereit8 eine gleihe Firma, fo gelten in Bezug auf 
bie Nothwendigfeit, ver Firma einen Zufag beizufügen, die Be- 
ftimmungen ver 88. 31 und 33. 

Im Uebrigen gelten für vie Führung des Firmenregifters 
in Betreff einer folden Zweigniederlaſſung die allgemeinen Be- 
ftimmungen; insdbefonvere muß die Firma nebft der perfünlichen 
Unterfchrift des Firmainhabers aud bei dem Gericht der Zweig— 
nieverlaffung gezeichnet oder die Zeichnung derfelben in beglau- 
bigter Form eingereicht werben. : 

3 


Der Sefretair hat zu dem Firmenregifter ein alphabetifches 
Derzeihniß der darin eingetragenen Firmen und ver ald Firmen 
Inhaber eingetragenen Kaufleute unter Hinweifung auf die Nums 
mern des Kegifters zu führen. 


Dritter Abſchuitt. 
Bon dem Profurenregifter. 


(Art. 41--56 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 21 des 
Einführungsgefetes). 


8. 36, i 
9: Das Profurenregifter wird nah dem als Anlage B. bei» 
— gedruckten Formular geführt. 


81, 

In das Profurenregifter ift nach der Zeitfolge der Anmel- 
dungen eine jeve Profura einzutragen, welche von einem Kauf- 
mann (Art. 4 und 5 des Handelsgeſetzbuchs) für feine in dem 
Bezirk des Gerichts befindliche Handelsniederlaſſung ertheilt ift 
(Art. 45, 19 und 21 des Handelsgeſetzbuchs). | 

Auch die von einer Handelsgeſellſchaft ertheilte Profura wird 
nicht in das Gejelfchaftsregifter, fondern in das Profurenre- 
gifter eingetragen. 


. 38. 
Bei ter Eintragung einer Profura in das Profurenre- 
gifter ft: 

1) der Name, Borname und Wohnort des Prinzipald, und 
wenn der Prinzipal eine Handelsgeſellſchaft ift, die Firma 
und der Sit der Geſellſchaft, ferner die Firma, welde 
der Profurift zu zeichnen beftellt ift, nebft den Drten ver 
Nieverlaffungen, für welche vie Firma geführt wird, unter 
Hinweifung auf die Nummer des Firmenregifters oder Ge— 
Ihäftsregifters, unter welcher der Prinzipal eingetragen ift; 

2) ver Name, Borname und Wohnort des Profuriften 

anzugeben. 


8, 39. 
Die Eintragimg erfolgt auf Grund einer Anmeldung bes 
Prinzipals, melde Alles enthalten muß, was nad dem vorfte- 
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benden Paragraphen in das Regifter einzutragen iſt. Die Bei— 
bringung einer beſonderen Urkunde über die Ertheilung der Pro- 
fura oder bie Ertheilung der Ermächtigung, per procura bie 
Birma zu geiäinen, ober ein fonftiger Nachweis ift nicht erforber- 
lich (Art. 41 des a a7 


Zur Eintragung genügt: 

1) wenn ver Prinzipal eine offene Geſellſchaft ift, die An- * 
meldung eines Geſellſchafters, welcher von der Gefchäfts- 
führung nicht ausgejchloffen ift (Art. 118, 104 des Han- 
delsgeſetzbuchs); 

2) wenn der Prinzipal eine Kommanditgeſellſchaft oder eine 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt, die Anmeldung eines 

erfönlih haftenden Geſellſchafters, welder von der Ge— 
Khäfteführung nicht ausgeſchloſſen iſt (Art. 157, 158, 
196 a. a. D.); 

3) wenn der Fer ipal eine Aktiengefellihaft ift, die Anmel- 
bung des der er berjelben (Art. 230, 231 a. a. O. 
und Art. 12 8. 6 tes Einführungsgefetes) ; 

4) wenn der Prinzipal eine Perfon ift, melde durch Handels⸗ 
peiälte fih nicht verpflichten kann, die Anmeldung bes 
egitimirten Vertreters verfelben, verbunden mit dem Nach— 
weis, daß den Erforderniſſen genügt ift, von welden nad) 
ben — die gültige Ertheilung der Prokura abhängt 
(8. 29; Allg. Landreht Th. I. Tit. 18 88. 624 3 
774 ff.; Art. 21 des a Ta 

1 


Wenn der Prinzipal im Bezirk des Gerichts mehrere Nie- 
derlafjungen hat, für .melche er verfchiedene Firmen führt, jo ift 
bei der Anmeldung einer von ihm ertheilten Profura ausprüd- 
lih anzugeben, welche Firma oder welche Firmen der Profurift 
zu zeichnen befugt fein foll *). 


Die Eintragung einer Profura in das PBrofurenregifter darf 
erft gefchehen, nachdem: 


*) Nach dem Handelsgeſetzbuch muß e8 für zuläffig erachtet wer- 
ben, daß ein Kaufmann, welcher mehrere Hanbelsetabliffements unter 
verſchiedenen Firmen hat, einen Profuriften nur die eine ober andere 
Firma zu führen mit der Wirkung ermächtigt, daß der Profurift feine 
andere Firma zu zeichnen befugt ift. Vergl. Nürnberger -Berathungs- 
protofolle ©. 952. Daß ein Kaufmann, welcher außerhalb des Be- 
zirls bes Gerichts der Hauptniederlafjung eine Zweignieberlaffung hat, 
für die er biefelbe Firma führt, eine von ihm ertheilte Profura aud 
bei dem Gericht der Zweigniederlaffung anzumelden habe (vergl. $ 37), 
ergiebt ſich ſowohl aus dem Artikel 45, als aus den Artikeln 21, 86, 
152, 179, 198, 212, 214 des Handelsgeſetzbuchs. 
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1) der Prinzipal in das Firmen» oder Gefellihaftsregifter 
eingetragen ift; 

2) ver ‘Profurift die Firma (Art. 41 des Handelsgeſetzbuchs) 
nebft feiner Namensunterjchrift perfünlicd vor dem Ge— 
richt gezeichnet oder die Zeihnung in beglaubigter Form 
eingereicht hat (Art. 45 = Handelsgeſetzbuchs). 

4: 


Eine Beihränfung des gefeglichen Umfangs der Prokura 
fann weder von Amtswegen, nod auf Antrag des Prinzipals 
in das Profurenregifter eingetragen werben (Art. 43 des Han- 


delsgeſetzbuchs). 
5. 44. 


Iſt eine Kollektivprokura ertheilt (Art. 41 des Handels— 
eſetzbuchs), jo erfolgt die Eintragung ver Prokuriſten unter der— 
Felben Nummer mit der Erwähnung, daß eine Kolleftivprofura 
ertheilt ift (vergl. Anlage B. —* 


Das Erlöfhen einer Prokura wird in die achte Kolonne 
des Profurenregifterd („Bemerkungen‘‘) eingetragen. Die Ein- 
tragung erfolgt auf Grund einer Anmelvung des Prinzipals; 
zu der Anmeldung genügt die Anzeige, daß die Prolura er- 
loſchen ſei (Art. 45 und 54 des Handelsgeſetzbuchs). Wenn der 
Prinzipal eine Handelsgeſellſchaft over eine Perfon ift, welche 
dur Handelsgeſchäfte ſich nicht verpflichten fann, fo ift die An- 
meldung derjenigen genügend, welche nad) 8. 40 für ven Prin- 
zipal eine Profura anzumelden befugt find (Art. 118, 104, 157, 
158, 196, 230, 231 des Handelsgeſetzbuchs). 

Iſt der Prinzipal gejtorben oder zur felbftftändigen Ver— 
mögensverwaltung rechtlich unfähig geworden, jo tritt an Stelle 
feiner Anmeldung die feiner Erben oder Vertreter. Diejelben 
haben ihre Legitimation nachzuweiſen, fofern diefe einem Be— 
denken unterliegt. 

. 46. 


8 

Auf die Anmeldung des Prinzipals iſt auch die Verände— 
rung des Orts einer Niederlaſſung, für welche die Prokura er— 
theilt iſt, in der vierten und achten Kolonne des Regiſters ein— 

zutragen. 
ſt die Niederlaſſung oder ſind ſämmtliche Niederlaſſungen 
nach einem Orte außerhalb des Bezirks des Gerichts verlegt, 
und iſt dies im Prokurenregiſter vermerkt, ſo wird in Bezug 
auf die weitere Führung des letzteren die Prokura als erloſchen 


angeſehen (vergl. 8. 27). 
8. 47. 


Generalvollmachten zum Betriebe eines Handelsgewerbes, 
welche ohne Ertheilung der Prokura oder der Ermächtigung, 
per procura die Firma zu zeichnen, verliehen worden (Art. 47 
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bes Handelsgeſetzbuchs und Art. 21 des Einführungsgefeges), 
find zur Eintragung in das Profurenregifter nicht geeignet. 


8. 48. 

Der Sefretair hat zu dem Profurenregifter ein alphabe- 
tifche8 Verzeichniß ber darin eingetragenen Profuriften und ver 
Firmen, für weldye die Profuren ertheilt find, unter Bezugnahme 
auf die Nummern des Kegifters zu führen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Gefellfchaftsregifter. 


(Art. 86—89, 110, 115, 129, 135, 151—156, 163, 171, 172, 
176—179, 198, 201, 203, 205, 210, 212, 214, 228, 233, 243, 
244, 247 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 11, 13, 23 des 
Einführungsgefeges.) 


8. 49. 

Das Gefelfchaftsregifter wird nach dem als Anlage C. bei- 
gedruckten Formular geführt. : 

Zu diefem Regifter ift, ſobald eine im Bezirk des Gerichts 
ihren Sit habende Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine 
Aktiengefelichaft — werden ſoll, behufs Aufnahme der 
dieſe Geſellſchaften betreffenden Geſellſchaftsverträge und der die 
letzteren abändernden Verträge und Beſchlüſſe ein beſonderer, als 
Theil des Regiſters anzuſehender Beilageband anzulegen. Die 
Anlegung eines ſolchen Beilagebandes hat der Sekretair auf dem 
erſten Blatte des Hauptregiſters unter feiner Unterſchrift zu ver- 
merfen ($. 7). 


8. 50. 

In das Gefellihaftsregifter find nad) der Zeitfolge ver An- 
meldungen alle Hanvelögejellichaften einzutragen, weldye im Be— 
zirk des Gerichts ihren Sit over eine Zweigniederlaſſung haben 
— 86, 161, 152, 176, 179, 210, 212 des Handelsgeſetzbuchs). 

tille Geſellſchaften (Art. 250 a. a. O.) und Vereinigungen 

zu einzelnen Handelsgeſchäften für gemeinſchaftliche Rechnung 

(Art. 266 a. a. O.) find als Handelsgeſellſchaften im Sinne 

des Handelsgeſetzbuchs, des Einführungsgejeges und biefer In— 
ftruftion nicht anzujehen. i 
3. 51 


Jede Handelsgefelihaft wird auf einer bejonderen Seite 
des Regiſters eingetragen. Inſoweit eine Seite zu ber erften 
Eintragung nicht Dinveiht, find bie folgenden Seiten in ununter— 
brochener Reihenfolge zu derfelben zu verwenden; auch ift, wenn 
nachträgliche Eintragungen, melde erheblihen Raum in Anfpruch 
nehmen, vorauszufehen And, biefür eine genügenvde Anzahl Blätter 
freizulafien. 
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8. 52. 

Eine offene Handelsgefelichaft (Art. 85 des Handelögejeg- 
buchs) wird in das Gefellfhaftsregifter auf Grund einer Anmel- 
dung fümmtlicher Gefellfchafter eingetragen. 

Die Anmeldung muß enthalten (Art. 86 des Handels— 


geſetzbuchs): 
1) ven Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes Ge- 
ſellſchafters; 
2) die Firma der Geſellſchaft und den Ort, wo ſie ihren 
Sitz hat; 


3) den Zeitpunkt, mit welchem die Geſellſchaft begonnen hat; 

4) im Falle vereinbart iſt, daß nur einer oder einige der 

Geſellſchafter die Geſellſchaft vertreten ſollen, die Angabe, 

welcher oder welche dazu beſtimmt ſind, imgleichen, ob das 

Recht nur in Gemeinſchaft ausgeübt werden ſoll. 

Die Beibringung des Geſellſchaftsvertrages oder einer an- 

deren Urkunde over eine nähere Darlegung des Sach- und Redts- 
verhältnifies ift nicht N 


Die Eintragung der Gefelfhaft in das Gefellfhaftsregifter 
erfolgt durch vollftändige Aufnahme des Inhalts der Anmeldung, 
— derſelbe nad $. 52 zur Vollſtändigkeit ver letzteren er— 
orderlich ift (Art. 88 a. a. O.). Die Firma der Geſellſchaft 
wird in die zweite Kolonne, der Sitz berfelben in die britte Ko— 
Ionne, der übrige Inhalt ver Anmeldung in die vierte Kolonne 
des Regiſters eingetragen Zange ©. Nr. 1). *) 


Die Eintragung der Geſellſchaft darf erft gefchehen, nach—⸗ 
dem die Gefellichafter, welche die Gefellichaft vertreten follen, 
die Firma der Gefellichaft nebft ihrer Namensunterfchrift per- 
fönlidy vor dem Gericht gezeichnet oder die Zeichnung berfelben 
in beglaubigter Form ey (Art. 88 a. a. D.). 


Eine Beſchränkung des Umfangs der Befugniß eines Ge— 
fellfchafters, die Gefellihaft zu vertreten, ift weder von Amts- 
wegen, nod auf Antrag in das Regiſter einzutragen (Art. 116 
des Handelsgeſetzbuchs). 


. 56. 
Eine Aenderung der Firma der Geſellſchaft wird in bie 
zweite Kolonne, eine Aenderung des Sites derſelben in bie dritte 


*) Daß die Gefellichaft eine offene fei, braucht weber in ber An- 
meldung, noch bei der Eintragung befonders hervorgehoben zu werben. 
Das Geſetz beruht auf dem Grundſatz, daß eine Handelsgefellichaft 
als eine offene zu gelten hat, fofern nicht das Gegentheil beftimmt 
beziehungsweife angemeldet und eingetragen ift. | 


* 
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Kolonne, der Eintritt eines neuen Gefellichafters, die einem Ge— 
ſellſchafter nachträglich ertheilte Befugniß, die Geſellſchaft zu 
vertreten, und die Aufhebung einer folhen Befugniß werden in 
die vierte Kolonne des Regiſters mittelft kurzer Bezeichnung der 
eingetretenen Veränderung eingetragen. . 

Die Eintragungen erfolgen auf Grund von Anmeldungen 
ſämmtlicher Geſellſchafter (Art. 87 und 88 des Hanvelsgejep- 
buchs). Auf die Anmeldungen findet die Schlußbeſtimmung des 
$. 52 Anwendung. | 

67. Re 


In die vierte Kolonne des Negifterd find ferner einzu- 
tagen: 

1) das Ausſcheiden oder die Ausſchließung eines Gejellihaf- 
terd (Art. 127—130 des Handelsgeſetzbuchs); 

2) die Auflöjung der Gefellihaft, und wenn viefelbe in Folge 
der Eröffnung des Konkurſes über die Gefellihaft einge 
treten ift, die Eröffnung des Konfurfes (Art. 123 — 125, 
129 a. a. D. und Art. 13 des Einführungsgefeges); vie 
Eintragung ver Auflöfung muß ſelbſt dann gefchehen, wenn 
die Gefellihaft durch Ablauf der Zeit, für welche fie ein- 
ei war, beendigt wird (Art. 129 des Handelsge— 
etzbuchs); 

3) die nach der Auflöſung der Geſellſchaft kraft des Geſetzes 
eintretenden oder beſonders beſtellten Liquidatoren, das 
Austreten eines Liquidators oder das Erloͤſchen ver Voll— 
macht eines ſolchen (Art. 133 und 135 des Handelsgeſetz— 
buchs); vor der Eintragung eines Piquidatord hat derfelbe 
feine Unterſchrift perfönlidd vor dem Gericht zu zeichnen 
oder die Zeichnung im beglaubigter Form einzureichen 
(Art. 135 des ne eine Beihränfung des 
Umfangs ver Gefchäftsbefugnijie eines Liquidators ift mes 
der von Amtswegen, noch auf Antrag einzutragen (Art. 138 
des Handelsgeſetzbuchs) *). 


. 58. 

Die im $. 57 unter git 1, 2, 3 bemerkten Eintragungen 
erfolgen mittelft kurzer Bezeichnung der betreffenden Thatſachen 
auf Grund von Anmeldungen aller eingetragenen Gefellichafter. 
Auf die Anmeldungen findet die Schlußbeftimmung des $.52 An- 


*) Im Art. 133 des Handelsgeſetzbuchs ift vorgefchrieben, daß 
im Falle der Auflöfung einer offenen Gefelihaft alle Geſellſchafter 
als Liquibatoren eintreten, ſofern nicht ein Anderes beftimmt iſt. Feblt 
es an einer foldhen Beſtimmung, fo find nad Art. 135 a. a. ©. bie 
bisherigen Geſellſchafter als nunmehrige Yiquidatoren in das Gefell« . 
f&aftsregifter einzutragen. (Bergl. Nürnberger Berathungs-Protofolle 
©. 1013 und 1050.) 


XL. 19 
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wendung. Die Eintragungen fünnen aud auf Grund von An- 
meldungen einzelner Gefellichafter gefchehen, infofern der Nach— 
weis der betreffenden Thatſachen durch öffentliche Urkunden der— 
geftalt geführt wird, daß ein rechtlich begründeter Widerſpruch 
der übrigen Gefellihafter ausgefchloffen ericheint *). 

Die im $. 57 unter Ziffer 2 erwähnte Eintragung ber 
Konfurseröffnung gejchieht von Amtswegen, fobald die Konkurs— 
eröffnung zur Anzeige gelangt (Art. 13 des Einführungsgeleges). 
It der Konkurs von dem Gericht felbft eröffnet, fo muß bier- 
von zu den Alten über das Gefellfhaftsregifter unverzüglich 
Mittheilung gemacht werben. 


. 59. 

Iſt ein Gefellfchafter — oder zur ſelbſtſtändigen Ber- 
mögensverwaltung rechtlich unfähig geworden, fo tritt in ben 
Fällen ver 88. 56—58 an Stelle feiner Anmeldung die feiner 
Erben over DBertreter, melde ihre Legitimation nachzuweiſen 
haben, wenn dieſe einem Bevenfen unterliegt **). j 


8. 60. 

Hat die Gefellihaft an einem anderen Orte oder in einer 
anderen Gemeinde des Gerichts eine Zweignieberlafjung, jo fommt 
der $. 31 mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß bei ver Ein- 
tragung der Geſellſchaft in das Gejellihaftsregifter in der drit— 
ten Kolonne neben vem Site der Gefellfchaft auch der Ort der 
Zweigniederlaffung anzugeben ift. Wird nad) der Eintragung 
der Geſellſchaft eine ſolche Zweignieverlaffung errichtet oder auf« 
gehoben, jo ift dies auf Grund einer Anmeldung fümmtlider 
Geſellſchafter in die dritte Kolonne des Geſellſchaftsregiſters ein- 


*) Das Handelsgejebuch fpricht fich nicht darüber aus, von wel- 
hen Berfonen die Anmeldungen ausgehen müſſen. Eine von allen 
Gefellichaftern ausgehende Anmeldung muß offenbar für genügend er- 
achtet werben. Dieſe worzufchreiben hat man aber bedenklich gefunden, 
ohne Zmeifel, um für beiondere Fälle den einzelnen Gefellihaftern das 
Neht zu wahren, die Eintragung auszumirken. Wenn biefe nicht 
von allen Geſellſchaftern nachgejucht wird, fo muß immer mit bejon- 
derer Vorſicht geprüft werben, ob aus den beigebradten Urkunden 
auch mit Zuverläffigkeit erbelle, daß ein rechtlich begründeter Wider- 
ſpruch der übrigen Gejellfchafter fi nicht annehmen laſſe. (Vergl. 
Nürnberger Berathungs-Protofolle S. 238— 243.) 

**) Der Tod oder die Unfähigkeit zur Bermögensverwaltung 
wird in der Regel die Auflöjung der Gefellichaft nach ſich ziehen 
(Art. 123); es kann aber auch in Gemäßheit der Bejtimmungen bes 
Geſellſchaftsvertrags das Gegentheil ftattfinden, jo daß der 8.59 auf 
den Fall der Auflöfung ber Gefellichaft nicht zu befchränfen war. 
Sind die Erben des verftorbenen Gefellichaiters zufolge des Gefell- 
ihaftsvertrags an Stelle ihres Erblaffers getreten, fo liegt der Fall 
des Eintritts neuer Gefellichafter vor. 
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zutragen (vergl. 8. 32); für den Fall ver Aenderung der Firma 
gilt auch die Beitimmung des $. 33. Wegen einer im Bezirk 
des Gerichts befindlichen Zweigniederlaſſung wird jedoch die Ge- 
felfchaft in feinem Falle unter einer bejonderen Nummer des 
Geſellſchaftsregiſters eingetragen. 

Wenn die Gejellfchaft in dem Bezirf eines anderen Gerichts 
eine Zmeigniederlaffung hat, fo fommt ver $. 34 mit der Maaf- 
gabe zur Anwendung, daß für das Geſellſchaftsregiſter gilt, was 
im 8. 34 rüdfichtlih des Firmenregiſters beftimmt ift, und daß 
bei der Eintragung der Geſellſchaft in das Geſellſchaftsregiſter 
des Gericht der Zmeigniederlaffung. neben dem Site der Ge- 
ſellſchaft auh der Ort der Zweigniederlaſſung anzugeben iſt 
(vergl. Anlage C. Nr. 2). 


8. 61. 


Für die Kommanditgefellihaften (Art. 150 des Handels— 
eſetzbuchs) gelten die SS. 52—60 mit folgenden Mopififationen 
At. 151— 156, 163, 171, 172 des Handelsgeſetzbuchs und 
Art. 13 des Einführungsgejeges: 

1) Die im $. 52 bezeichnete Anmeldung muß enthalten 
(Art. 151 und 86 des Handelsgeſetzbuchs): 

a) den Namen, Bornamen, Stand und Wohnort jedes per- 
ſönlich haftenden Geſellſchafters; 

b) den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes Kom- 
manditiften mit der Bezeichnung defielben als ſolchen; 

c) rn — der Geſellſchaft und den Ort, wo ſie ihren 

itz hat; 

d) den Betrag der Vermögenseinlage jedes Kommanditiſten; 

e) die Bezeichnung der Geſellſchaft als einer Kommandit— 
gejelichaft; 

f) im Falle vereinbart ift, daß nur einer oder einige ber 
perfönlih haftenden Gefellfhafter die Geſellſchaft ver- 
treten follen, die Angabe, welcher oder welche dazu be- 
ftimmt find, ingleichen ob das Recht nur in Gemeinschaft 
ausgeübt werben foll. 

2) Die nah 8. 54 erforderlihe Zeihnung der Firma nebft 
Unterſchrift erfolgt von einem jeden perſönlich haftenden 
Geſellſchafter, welcher die Gefellihaft vertreten fol (Art. 
153 des Handelsgeſetzbuchs). 

3) Wenn ein neuer Kommanditiſt in die Geſellſchaft eintritt 
($. 56), fo ift derfelbe bei der Eintragung als Komman— 
bitift unter Angabe des Betrags feiner Bermögenseinlage 
a zu bezeichnen (Art. 156 des Handelögejeß- 

uchs). 

4) Wenn ein Kommanditiſt auch nur mit einem Theil feiner 

— Eirnlage ausſcheidet, fo ift dies, gleih dem vollſtändigen 
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Ausscheiden, nah Anleitung des * im Regiſter zu 
vermerken (Art. 171 des Handelsgeſetzbuchs). 

5) Inſoweit in ven 88. 52—58 von ſämmtlichen Geſellſchaf—⸗ 
tern oder von einem einzelnen Gefellfchafter vie Rede ift 
(88. 52, 56, 58), find darunter bei einer Kommanditge- 
jeufhaft aud die Kommanbditiften zu verftehen; es genügt 
jedoeh an Stelle ver Anmeldung ſämmtlicher Geſellſchafter 
die Anmeldung der perſönlich Area Gefellichafter, wenn 
diefelbe zum —* der Eintragung in das Geſellſchafts— 
rezifter des Gerichts einer Zwetgniederlaffung ($. 60) ge: 
ihieht (Art. 152 des —— — 


Eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (Art. 173 des Han- 
delsgeſetzbuchs) wird in das Geſellſchaftsregiſter des Gerichts, in 
defien Bezirk fie ihren Sit hat, auf Grund einer Anmeldung 
ON haftender Geſellſchafter eingetragen (Art. 
177 a. a. O.). 


8. 63, 
Zur Vollftändigfeit der Anmeldung gehört: 

1) vie Beibringung des gerichtlich oder notariell abgeſchloſſe— 
nen Gejellfhaftsvertrags (Art. 174 a. a. D.); 

2) die Bejcheinigung, daß der gelammte Betrag des Kapitals 
ver Kommanditiſten durch Unterfchriften gevedt ift; 

3) die Beicheinigung, daß mindeftens ein Biertel des von 
jedem Kommanditiften gezeichneten Betrags von ihm ein- 
gezahlt ift; 

4) der Nachweis, daß der Auffichtsrath nah Inhalt des Ver— 
trags in einer Öeneralverfammlung ver Kommanditiſten 
gewählt ift (Art. 177 a. a. O 

Ss. 64 


Der Nachweis der ftaatlihen Genehmigung zur Errichtung 
der Geſellſchaft (Art. 174) iſt nicht zu verlangen (Art. 10 des 
Einführungsgefetes). 

Die Anmeldung ift zurüdzumeifen, wenn die vorzunehmende 
Prüfung (Art. 206 des Handelsgeſetzbuchs) ergiebt: 

1) daß ver Gefellfchaftsvertrag nicht die im Artifel 175 des 
—— verzeichneten Beſtimmungen vollſtändig 
enthält; 

2) daß die Aktien oder Aktienantheile nicht ſämmtlich auf 
Namen lauten oder nicht auf einen Betrag von mindeſtens 
200 Thalern geftelt werben follen (Art. 173 a. a. O.). 

65 


Die Eintragung der Kommanditgeſellſchaft auf Aftien in 
das Gefellihaftsregifter erfolgt mittelft Aufnahme des Gefell- 
ſchaſtsvertrags. 

Bei der Aufnahme des Geſellſchaftsvertrags in das Gefell- 
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ſchaftsregiſter ift in der Art zu verfahren, daß in das Hauptre- 
gifter nur ein Auszug, wie er bei der Eintragung der Geſellſchaft 
in das Gefellfchaftsregifter des Gerichts einer Zmeignieverlaffung 
enügend ift ($. 71), eingetragen, dagegen eine vollftändige Ab— 
—* oder ein vollſtändiger Abdruck des Vertrags, welche von 
dem Sekretair zu beglaubigen find, zu dem im zweiten Abſatze 
des $. 49 bezeichneten Beilageband genommen wird. In dem 
Hauptregifter ift die Stelle des Beilagebanvdes zu bezeichnen, wo 
die Abfchrift oder der Abdruck des Vertrags fich findet. 

Die Firma der Gefellfhaft wird in die zmeite Kolonne, 
der Sig derſelben in die dritte Kolonne, der übrige Inhalt des 
Auszugs und vie Hinweifung auf ten Beilageband in die vierte 
Kolonne des Hauptregifters ea 

6 


Die Eintragung ver Gefellichaft darf erft geſchehen, nach— 
dem bie perſönlich haftenden Gefellfchafter, welche vie Geſellſchaft 
vertreten follen, die Firma ver Gejellichaft nebft ihrer Namens- 
unterjchrift perfönlid vor dem Gericht gezeichnet over die Zeich- 
nung in beglaubigter Form eingereicht haben (Art. 177 des 
Handelsgeſetzbuchs). 8. 67 

Eine Abänterung des Gefellfchaftsvertrages wird in die 
vierte Kolonne des Regifterd eingetragen. 

Die Eintragung gefchieht auf Grund einer Anmeldung 
jämmtlicher perſönlich haftender Gefellichafter. 

Zur Bollftändigfeit ver Anmeldung gehört die Beibringung 
des geridhtlih over notariell abgeſchloſſenen abändernden Ver— 
trags; diefer ift nah Maaßgabe des 8. 65 in das Hauptregifter 
im Auszuge, in den Beilageband volftäntig aufzunehmen; der 
Nachweis ver ftaatlihen Genehmigung vefjelben ift nicht zu ver- 
langen (Art. 198 und 206 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 10 
des Einführungsgefeges). Iſt Durh ven Bertrag die Firma 
oder der Sig ter Gejellihaft geändert, jo wird die Aenderung 
in ber zweiten, beziehungsweije britten Kolonne tes Regiſters 
vermerft. 

Als eine Aenverung des Gefellfchaftsvertrags ift es ins— 
beſondere anzufehen, wenn eine theilweife Zurüdzahlung des Ka—' 
pital8 der Kommanditiſten erfolgen fol (Art. 203 des Handels— 
geſetzbuchs). 


8. 68. 
In die vierte Kolonne des Regiſters ſind ferner einzutragen: 
1) vie Auflöfung ver Kommanditgeſellſchaft (Art. 201 a. a. O.), 
und wenn viefelbe eine Folge ver Eröffnung des Kon- 
furfes über die Geſellſchaft iſt, die Erdffnung des Kon— 
turſes (Art. 13 des Einführungsgefeges); die Eintragung 
ver Auflöfung muß ſelbſt dann gefchehen, wenn die Geſell— 
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ſchaft durch Ablauf ver Zeit, für welche fie eingegangen 
war, beendigt wird (Art. 201 des Handelsgeſetzbuchs); 

2) die nah der Auflöfung ver Gefellichaft kraft des Geſetzes 
eintretenden und bie von der Öeneralverfammlung ver 
Kommanbitiften gewählten Piquidatoren (Art. 205 a. a. O.), 
das Austreten eines Liquidators oder das Erlöfchen. der 
VBollmadt eines foldhen; vor der Eintragung eines Piqui- 
dators hat derfelbe feine Unterfhrift perfönlidh vor dem 
Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureihen; eine Befchränfung des Umfangs der 
Geſchäftsbefugniſſe eines Yiquidators wird weder von Amts- 
wegen, nod auf Antrag eingetragen (vergl. oben $. 57 
unter Ziffer 3). 


« 69. 

Die im $. 68 unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Eintra- 
gungen erfolgen in der im $. 58 angegebenen Weife auf Grund 
von Anmeldungen der perfünlid haftenden Gefellfchafter over 
deren Erben oder Vertreter. Die Anmeldung kann jedoch nur 
für genügend erachtet werben, wenn zugleich der Nachweis ber 
betreffenden Thatfahen durch öffentlihe Urkunden vergeftalt ge— 
führt wird, daß ein redhtlich begründeter Widerfpruc der Kom— 
manditiften ausgeſchloſſen ericheint *). 

Statt der Anmeldung der perfönlich haftenden Geſellſchafter 
genügt die Anmeldung des Auffichtsrath8 der Gefelichaft oder 
eines einzelnen perfönlid haftenden Gejelichafters oder deſſen 
Erben oder Vertreter, wenn fomohl ver vorerwähnte Nachweis, 
als rücfichtlih aller over der übrigen perfönlich haftenden Ge- 
felljchafter der im $. 58 bezeichnete Nachweis geführt wird. 

Auf die im $. 68 unter Ziffer 1 erwähnte Eintragung ber 
Konkurseröffnung findet die Beftimmung des letzten Ubtates 
des 8. 58 Anwendung. s 

. 70. 

In Betreff der an einem anderen Orte over in einer an- 
teren Gemeinde des Gerichts befindlichen Zweigniederlaffungen 
gelten die Beftimmungen des erften Abfates des 8. 60 mit der 
Maafgabe, daß an Stelle ver Anmelvung aller Gefellichafter 
die der perfönlich haftenden Gefellfchafter tritt. 

i 71 


Für die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Altien 


*) Daß der Nachweis geführt werden müſſe, iſt zwar im Geſetze 
nicht ausdrücklich beſtimmt, indeß im Artikel 201, welcher ſich über 
die Anmeldung nicht näher erklärt, ſtillſchweigend vorausgeſetzt, und 
auch, wenn ſämmtliche perſönlich haftende Geſellſchafter die Anmel- 
bung bewirken, für nöthig zu erachten, um bie Rechte der. Komman— 
bitiften zu ſchützen. 
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im das Gefellichaftsregifter des Gerichts, in deſſen Bezirk die— 
jelbe nicht ihren Sit, ſondern nur eine Zweignieberlaffung hat, 
gelten folgende Beftimmungen: 

1) Die Eintragung in das Geſellſchaftsregiſter des Gerichts 
der Aweignieverlaffung findet erft ftatt, nachdem durch ein 
Atteft des Gerichts des Sites der Geſellſchaft nachgewieſen 
ift, daß die Eintragung in das Gefellfchaftsregifter des 
letzteren Gerichts geſchehen ift (vergl. Art. 21 des Han 
delsgeſetzbuchs); rückſichtlich der Nothwendigkeit, ver Firma 
einen Zuſatz beizufügen, gilt die Beſtimmung des 8. 34. 

2) Die ag ver Gefellfihaft in das Gefellichaftsre- 
gifter des Gerichts der Zweigniederlaſſung erfolgt auf 
Grund einer bloßen Anmeldung fümmtlicher perfönlid) 
haftender Gefellfchafter, nachdem diejenigen derfelben, welche 
die Geſellſchaft vertreten follen, die Firma nebft ihrer 
Namensunterfchrift perfönlib vor dem Gericht gezeichnet 
oder. die Zeichnung in beglanbigter Form eingereicht haben. 
Die Anmeldung muß enthalten (Art. 179, 176, 151, 152, 
85 des Handelsgeſetzbuchs): 

a) das Datum des Geſellſchaftsvertrags, 

b) ven Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes per- 
ſönlich haftenden Gefellfchafters, 

ce) die Firma der Geſellſchaft und ven Ort, wo fie ihren 
Sit hat, fowie den Ort, wo die Zweignieverlaffung fich 
befindet, 

d) die Bezeichnung ver Gefelihaft als einer Kommandit« 
geſellſchaft auf Aktien, 

e) die * und ven Betrag der Aktien und Aktienantheile, 

f) die Form, in welder die von der Geſellſchaft ausgehen- 
den Bekanntmachungen erfolgen, fo wie bie öffentlichen 
Blätter, in welche viefelben aufzunehmen find, 

g) im Falle vereinbart ift, daß nur einer oder einige ber 
perſoͤnlich haftenden Gefellfhafter die Gejellihaft ver- 
treten follen, die Angabe, welcher oder welche dazu be- 
flimmt find, ingleihen ob das Recht gemeinjchaftlich 
ausgeführt werben fol. 

Der Beibringung des Gefellf—haftsvertrages und ber 
im 8. 63 erwähnten Beſcheinigungen und Nachmeifungen 
bevarf e8 nit. Die Eintragung der Geſellſchaft wird 
mittelft vollftändiger Aufnahme des Inhalts der Anmel— 
bung bewirkt. Die Firma der Geſellſchaft wird in bie 
zweite Kolonne, der Sig verfelben und der Ort der Zmeig- 
niederlaffung in bie dritte Kolenne, ver übrige Inhalt der 
Anmeldung in bie vierte Kolonne des Regifterd einge 
tragen, 
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3) Eine Abänderung des Gefellihaftsvertrages wird im der- 
jelben Weife auf Grund einer, den abändernden Vertrag 
nur im Auszug enthaltenden Anmeldung ver perſönlich 
haftenden Geſellſchafter in der zweiten beziehungsmeife brit- 
ten oder vierten Kolonne des Regiſters vermerkt (Art. 198 
des Handelsgeſetzbuchs). 

4) Die übrigen Eintragungen erfolgen nad Maafgabe der 
88. 68 und 69. 

8. 72. 

Eine Aktiengefellihaft (Art. 207 des Handelsgeſetzbuchs) 
wird in das Gefelfcaftsregifter des Orts, in deſſen Bezirk fie 
ihren Sig bat, auf Grund einer Anmeldung des Borftandes ber 
Geſellſchaft eingetragen. 

8. 73. 

Zur Vollftändigfeit der Anmeldung gehört: 

1) vie Beibringung des gerichtlidy over notariell abgejchloffe- 
nen Geſellſchaftsvertrages (Art. 208 a. a. O.); 

2) die Beibringung der Urkunde über die landesherrliche Ge— 
nehmigung (Art. 208 a. a. D. und Art. 12 8.1 des Ein- 
führungsgefeßges). 


8. 74. 

Die Eintragung der Geſellſchaft in das Gefellfchaftsregifter 
wird mittelft Aufnahme des Gefelfchaftsvertrags und der landes- 
berrlihen Genehmigungsurfunde bemirft. 

Bei ver Aufnahme des Gefellihaftsvertrags und der Ge— 
nehmigungsurfunde ift in ver Art zu verfahren, daß in das 
Hauptregifter nur ein Auszug, wie er bei der Eintragung ber 
Sefellihaft in das Gefellichaftsregifter des Gerichts einer Zweig- 
niederlafjung genügend ift ($. 79), eingetragen, dagegen eine 
vollftändige Abſchrift oder ein vollftändiger Aborud des Ber: 
trags und der Genehmigungsurfunde, weldye von dem Gefretair 
zu beglaubigen find, zu dem im zweiten Abjate des $. 49 be- 
zeichneten Beilagebande genommen wird. In dem Hauptregifter 
ift die Stelle des Beilagebandes zu bezeichnen, wo die Abfchrift 
oder der Abdruck des Vertrags und der Genehmigungsurfunde 
fih findet. Die Firma. ver Geſellſchaft wird in die zweite Ko— 
lonne, der Sitz derſelben in die dritte Kolonne, der übrige In- 
halt des Auszugs und die Hinweifung auf den Beilageband in 
die vierte Kolonne des Hauptregifters eingetragen. 


8. 75. 

Die Eintragung eines Befchluffes der Generalverfammlung 
der Aktionaire, welder die Yortfegung der Gefellfchaft oder eine 
Abänderung der Beftimmungen des Gefellihaftsvertrages zum 
Segenftanve bat, erfolgt auf Grund einer Anmeldung des Vor- 
ftandes der Geſellſchaft und nad Beibringung ter gerichtlichen 
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oder notariellen Beurkundung des Beichlufles, ſowie der Urs 
kunde über die landesherrliche Genehmigung. 

Der Beſchluß umd die Genehmigungsurkunde find nad) 
Maaßgabe des 8. 74 in das Sauptregifter im Auszuge, in ven 
Beilageband vollftändig aufzunehmen. It durd ven Beſchluß 
die Firma oder ver Sit der Gefellihaft geändert, fo wirb die 
Aenderung in der zweiten beziehungsmeife dritten Kolonne des 
Regiſters vermerft. 

Als ein Befchluß, welcher die Abänderung des Gefellfchafts- 
vertragd zum Gegenftande hat, gilt auch derjenige, wonach eine 
theilweiſe Zurüdzahlung des Grundkapitals an vie Aktionaire 
eintreten ſoll (Art. 248 des Handelsgeſetzbuchs). 

76 


In die vierte Kolonne des Kegifters find ferner mittelft 
furzer Vermerke (vergl. $. 56) einzutragen: 

1) die jeweiligen Mitglieder des Borftandes ver Geſellſchaft; 
vor der Eintragung eines Mitgliedes des Borftandes hat 
dafjelbe feine Unterfchrift vor dem Gericht zu zeichnen 
oder die Zeichnung verjelben in beglaubigter Form ein- 
zureichen (Art. 228 des Handelsgeſetzbuchs); 

2) die Auflöfung ver Gefellfihaft, und wenn dieſelbe eine 
Tolge der Eröffnung des Konkurſes über vie Geſellſchaft 
ift, die Eröffnung des Konfurfes (Art. 243 des Handels- 
geſetzbuchs und Art. 13 des Einführungsgejeges) ; 
bie nad ver Auflöfumg eintretenden Yiquidatoren, das Aus- 
treten eines Liquidators oder das Erlöſchen ver Bollmadıt 
eines ſolchen; eine Bejchränfung des Umfangs der Ge- 
Ihäftsbefugniffe ver Yiquidatoren wird weder von Amts— 
wegen, noch auf Antrag eingetragen. Ein Yiquidator hat 
vor ter Eintragung feine Unterfchrift vor Gericht zu 
zeichnen. oder die Zeichnung im beglaubigter Yornr einzu- 
reichen (Art. 244 des Handelsgeſetzbuchs). 

s. 77 


3 


— 


Die im 8. 76 unter Ziffer 1—3 bezeichneten Eintragungen 
erfolgen auf Grund von Anmeldungen des Vorſtandes (Art. 228, 
243, 244 des Hanvelsgefegbuhs); in ven Fällen unter Ziffer 1 
ift die Yegitimation des einzutvagennen Mitgliedes des Vor— 
ſtandes beizubringen (Art. 228 a. a. D.), in den. Fällen unter 

iffer 2 hat ver Borftand den Grund per Auflöfung anzugeben. 

ft die Auflöfung eine Folge ver Bereinigung ver Geſellſchaft 
mit einer anderen Aktiengeſellſchaft, fo ift die landesherrliche 
Genebmigungsurfunde beizubringen (Art. 247 ves Hanvelögeleg- 
buchs und Art. 12 $. 1 des Einführungsgefeges) ; bei der Ein- 
tragung der  Auflöfung - wird in viefem alle bemerkt, daß die 
Auflöfung durch Bereinigung mit der anderen Geſellſchaft ein- 
getreten ſei; ‚bei der auderen Geſellſchaft ift die. Bereinigung 
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nad Unleitung des 8. 75 in das Gefellfchaftsregifter einzu- 
tragen, : 

Auf die im $. 76 unter Ziffer 2 erwähnte Eintragung ber 
Konkurseröffnung findet die Beftimmung im lebten Abſatze des 
8. 58 Anwendung. 87 

. 18. 


In Betreff ver an einem anderen Orte oder in einer an- 
deren Gemeinde des Gerichts befinplihen Zweigniederlaffungen 
rer die Beftimmungen des erjten Abſatzes des $. 60 mit ver 

aaßgabe, daß an Stelle ver Anmeldung aller Geſellſchafter 
die des Vorſtandes tritt. er 


.70. 

Für die Eintragung einer Aktiengeſellſchaft in das Gefell- 
Ichaftsregifter des Gerichts, in deſſen Bezirk diefelbe nicht ihren 
Sig, fondern nur eime Zweignieverlaffung hat, gelten folgende 
Beltimmungen: 

1) Die Eintragung in das Gefellfchaftsregifter des Gerichts 
ber Zweigniederlaſſung findet nicht ftatt, bevor burd ein 
Atteſt des Gerichts des Sites der Geſellſchaft nachge— 
wieſen ift, daß die Eintragung in das Gefellichaftsregifter 
des letsteren Gerichts geſchehen ift (vergl. Art. 21 des 
Handelsgeſetzbuchs). 

2) Die Eintragung der Geſellſchaft in das Geſellſchaftsre— 
gifter des Gerichts der Zweigniederlaſſung erfolgt auf 
Grund einer bloßen Anmeldung des Borftandes der Ge— 
ſellſchaft. Die Anmeldung muß enthalten: 

a. das Datum des Gefeljchaftsvertrages und der Geneh- 

migungsurfunde; 

. die Firma und den Sit ver Gefellichaft; 

. den Gegenftand und die Zeitvauer des Unternehmens; 

. die Höhe des Grundkapitals und ter einzelnen Aktien 
oder Aftientheile; 

e. die Eigenſchaft verfelben, ob fie auf Inhaber oder auf 
Namen geftellt find; 

f. die Form, in welcher die von der Geſellſchaft ausgehen- 
ven Bekanntmachungen erfolgen, ſowie die öffentlichen 
Blätter, in welche viefelben aufzunehmen find. 

Iſt im ——— eine Form beſtimmt, 
in welcher der Vorſtand ſeine Willenserklärungen kund⸗ 
‚> und für die Gefellichaft zeichnet, jo ift auch dieſe 

eſtimmung aufzunehmen. Der Beibringung des Geſell— 

ſchaftsvertrags und der Genehmigungsurkunde bedarf es 
nicht. Die Eintragung der Geſellſchaft wird mittelſt voll- 
ftändiger Aufnahme des Inhals der Anmeldung bewirkt; 
die Firma der Geſellſchaft wird in bie zweite Kolonne, 
‚ver. Sig derfelben und der Ort der Zweignieberlafjung 


nu0o 0 
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in die dritte Kolonne, der übrige Inhalt ver Anmeldung 
in die vierte Kolonne des Kegifters eingetragen (Art. 212 
des Handelsgeſetzbuchs). 

3) Der Beichluf, weldyer die Fortjegung der Gefellichaft over 
eine Abänderung ber Beftimmungen des Gefellihaftsver- 
trags zum Gegenſtande hat ($. 75), wird in berfelben 
Weiſe auf Grund einer den Beſchluß und die Genehmi- 
gungsurfunde nur im Auszuge enthaltenden Anmeldung in 
der zweiten, beziehungsmweije dritten oder vierten Kolonne 
des Regifterd vermerkt (Art. 214 des Handelsgeſetzbuchs). 

4) Die übrigen Eintragungen erfolgen nad) Maafigabe ber 
88. 76 und 77. ” 


Bor der Eintragung der Firma einer offenen Hanvels- 
gefellihaft, einer Kommanditgefellichaft und einer Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien ift die Zuläffigfeit der Führung der Firma 
nah Maafgabe des 8. 22 zu prüfen *). 

Inwiefern eine Perſon, welche durch Handelsgeſchäfte fid) 
nicht verpflichten kann, als Mitglied einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder als perſönlich haftendes Mitglied einer Kommandit— 
geſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in das 
er eingetragen werben könne, beftimmt ſich nad) 
dem 8. 29. Als Kommanditiſt einer Kommanditgeſellſchaft kann 
diefelbe eingetragen werben, wenn bie Exforbernille nachgewiehen 
find, von welchen nach ven Geſetzen die Rechtsbeſtändigkeit eines 
für fie eingegangenen, auf Erwerb geridyteten Gefellichaftsver- 
trags abhängt **). 

Für die Anmeldungen folder Perfonen find vie Beftim- 
mungen bes 8. 29 ee 


. 81. 

Iſt die Verlegung des Einen einer Handelsgeſellſchaft nad 
einem Orte außerhalb des Bezirks des Gerichts in das Gefell- 
ſchaftsregiſter — und beſteht im Bezirk des Gerichts 
aud Feine Zweigniederlaſſung fort, jo ift in Bezug auf die wei- 
tere Führung des Regifters die Geſellſchaft ale erloſchen anzu- 
fehen (vergl. 8. 27). 


*) Die Nichtbeachtung der Borfchrift im zweiten Abſatze bes 
Art. 24 des Handelsgeſetzbuchs kann, wenn die Gefellichaft durch ben 
Austritt des Gejellichafters, deffen Name in der Firma enthalten ift, 
nicht anfgelöft wird, das Gericht nur zum Einſchreiten nah Maaf- 
gabe des. Art. 26 veranlaffen. 

**) Gin. perfönlih haftender Hanbelsgefellichafter ift als eine 
Perſon anzufehen, welde den Handel unmittelbar betreibt; dies läßt 
fih von einem Kommanbitiften nicht behaupten. 


300 Gefege, Verordnungen, Referipte 1861. 


8. 82. 

Der Sekretair hat zu dem Gefellfchaftsregifter ein nad ven 
Firmen georonetes alphabetifches Verzeichniß der darin einge- 
tragenen Handelögejellihaften unter Bezugnahme auf die Num- 
mer ded Kegifterd zu führen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon dem im Geltungsbereihe des Allgemeinen Land» 
rechts zu führenden Regiſter zur Eintragung der Aus— 
fhließung oder Aufhebung der ehelihen Güter- 
gemeinſchaft. 


(Art. 20 des Einführungsgeſetzes; Th. II. Tit. 1 8. 423 des 
Allgemeinen Landrechts.) 


8. 83. 

Das Regifter zur Eintragung der Ausfchließung oder ber 
Aufhebung ver ehelihen ©ütergemeinfhaft wird nad dem ale 
Anlage D. beigevrudten Formular geführt. 

. 84. 


Da die Führung dieſes Regifters nur in dem Art. 20 des 
Einführungsgefeges ſich gründet, dieſer Artifel aber ſich darauf 
beihränft, die Borfchrift des 8. 423 Th. I. Tit. 1 des Allg. 
Landrechts, wonach „bei Kaufleuten in Handelsſtädten die Aus- 
ſchließung over Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft der Güter 
oder des Erwerbs außer der gewöhnlichen Bekanntmachung noch 
auf der Börſe over vurd die Kaufmannsälteften bekannt ge: 
macht werten fol,“ vurd die Beſtimmung zu erfeten, „daß bei 
denjenigen Perſonen, welche nad) Art. 4 des Handelsgeſetzbuchs 
als Kaufleute anzufehen feien, jedoch mit Ausihluß der im 
Art. 10 des Handelsgefegbuhs bezeichneten, die Ausſchließung 
oder Aufhebung ver ehelichen Gemeinſchaft der Güter oder des 
Erwerbs in das Hantelsregifter einzutragen und nad) Maaßgabe 
des Art. 13 des Handelsgefetzbuchs veröffentlicht werden müſſe,“ 
fo find die bisherigen Geſetze über die den Gerichten obliegenve 
Verpflichtung, vie öffentlihe Belunntmahung der Ausſchließung 
oder Aufhebung ver ehelihen Gütergemeinfhaft von Amtswegen 
oder auf Antrag zu bewirken, für die Beurtheilung maaßgebend, 
in welchen Fällen und unter welchen — bei Kauf⸗ 
leuten im Sinne des Handelsgeſetzbuchs mit Ausſchluß der im 
Art. 10 bezeichneten Perſonen die Eintragung der Ausſchließung 
oder Aufhebung der ehelichen Gütergemeinſchaft in das Regiſter 
anzuordnen ſei (vergl. Allg. Landrecht Th. II. Tit. 1 88. 422, 
425, 426, Th. II. Tit. 18 88. 780 ff.; Allg. Geriht3-Dronung 
Th. I: Tit. 3 8. 19 und Geſetz vom 20. Mär; 1837, Gejet- 
Samml. ©. 63). i i 
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Ä Die Eintragungen find nad der Zeitfolge ver’ fie anord- 
menden Berfügungen zu bewirken. 
8. 85. 

Dei der Eintragung ver Ausfchliefung oder Aufhebung der 
ehelichen Gütergemeinſchaft ift in der zweiten Kolonne des Re— 
gifter8 ter Name, Borname, Stand und Wohnort des Che- 
mannes, in ber dritten Kolonne des Regiſters das rücfichtlich 
der Gütergemeinfhaft beſtehende Rechtsverhältniß, ob die Güter- 
gemeint ausgeichloffen over aufgehoben fei u. dergl., unter 

ezeihnung ver Ehefrau, anzugeben. 

In derjelben Weife geſchieht die Eintragung, wenn von ben 
Ehegatten, für welche die Gütergemeinihaft ausgeſchloſſen oder 
aufgehoben ift, vie Ehefrau zu ven Kaufleuten gehört (eine Han- 
delsfrau ıft, Art. 6 des Handelsgeſetzbuchs). 


8. 86. 
Seht der Ehemann mit Tode ab, fo hat das Gericht dies 
in der vierten Kolonne des Kegifters, fobald der Todesfall ihm 
zuverläffig befannt wird, von Amtswegen zu vermerken. 


8. 87. 
Der Sefretair hat zu dem Regiſter ein alphabetifches Ver- 
zeihniß der darin eingetragenen Ehemänner unter Bezugnahme 
auf die Nummern des Regiſters zu führen. 


Sechster Abſchuitt. 


Von dem Verfahren, betreffend die Verpflichtung der 
Gerichte, die Betheiligten zur Befolgung der geſetz— 
lichen Anordnungen über die Anmeldung zur Ein— 
tragung in das Handelsregiſter und über die Zeich— 
nung oder Einreichung der — der Firmen und 
Unterſchriften von Amtswegen anzuhalten. 


(Art. 5 bis 7 des Einführungsgefeges.) 


$. 88. | 
Das Gericht, welches das Handelsregifter führt, hat in ver 
ee Artikel 5 des Einführungsgefeges bezeichneten Weife ein» 
ujchreiten: 

. 1) gegen den Kaufmann, welcher im Bezirk des Gerichts 
feine Handelsniederlaſſung over eine Zweigniederlaffung 
hat, fofern er unterläßt, * Firma oder die Aenderung 
oder das Erlöſchen derſelben oder die Aenderung der In— 
haber anzumelden over die Firma nebſt feiner perſönlichen. 
Unterfchrift vor dem Gericht zu zeichnen over die Zeich— 
nung derſelben in beglaubigter oa einzureichen (Art. 19, - 
21, 25, 26 bes —— 
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2) gegen ven Prinzipal, welcher für feine im Bezirk des Ge- 
richts befinvlihe Handelsniederlaſſung einen Profuriften 
beftellt hat, fofern er unterläßt, die Ertheilung ver Pro- 
fura oder das Erlöfchen verjelben anzumelven, ſowie gegen 
den Profuriften, welcher unterläßt, die Firma nebft jeiner 
Unterſchrift perfünlih vor dem Gericht zu zeichnen ober 
die Zeichnung derſelben in beglaubigter Form einzureichen 
(Art. 45 des Handelsgeſetzbuchs). Sa der Prinzipal eine 
Handelsgefellfchaft, fo findet das Einſchreiten ftatt: bei 
"einer — Handelsgeſellſchaft gegen ſämmtliche Geſell— 
ſchafter, welche von der Sefhäftsführun nit ausge— 
ſchloſſen find, bei einer Bommanditgefelfchaft und bei einer 
Kommanditgefelfhaft auf Aktien gegen ſämmtliche per— 
ſönlich haftende Gefellichafter, melde von der Gefchäfts- 
führung nicht ausgeſchloſſen find, bei einer Aftiengefell- 
Ihaft gegen die Mitgliever des Borftandes $ 

3) gegen fämmtlihe Mitglieder einer offenen Handelsgeſell⸗ 
—*— welche im Bezirk des Gerichts ihren Sitz oder eine 
Zweigniederlaſſung bat, ſofern fie unterlaſſen, die Errich— 
tung der Geſellſchaft, die Aenderung der Firma oder die 
Verlegung des Sitzes derſelben, den Eintritt eines neuen 
Geſellſchafters, die einem Geſellſchafter nachträglich er— 
theilte oder entzogene Befugniß, die Geſellſchaft zu ver— 
treten, das Ausſcheiden oder die Ausſchließung eines Ge— 
ſellſchafters, die Auflöſung der Geſellſchaft, ſofern ſie nicht 
eine Folge der Ronfurseröffnung ift, die nach der Auflöfung 
eingetretenen Liquidatoren und das Austreten eines Liqui⸗ 
dators, oder das Erlöfehen der Vollmacht eines ſolchen 
anzumelden; ferner gegen bie zur Bertretung ber Gejell- 
Schaft berufenen Sefelfhafter, fofern fie unterlaffen, bie 
Firma nebft ihrer Namensunterfchrift perfönlidy vor dem 
Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung verfelben in be— 
glaubigter Form einzureichen (Art. 86—89, 129, 135 des 
Handelsgeſetzbuchs); — 

4) gegen ſämmtliche perſönlich haftende Mitglieder einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft, welche im Bezirk des Gerichts ihren 
Sitz oder eine Zweigniederlaſſung hat, inſofern fie unter- 
faffen, eine ver unter der Ziffer 3 bezeichneten Anmel- 
dungen, einfchließlic der des Eintritt8 oder Austritts eines 
Kommanbitiften und der des Ausſcheidens eines Komman- 
ditiften nur mit einem Theile feiner Einlage, zu bewirken; 
ferner gegen die zur Vertretung ver Geſellſchaft berufenen 


*) Die Anmeldung einer Prokura ift ein Alt der Gejhäftsfüh- 
zung, weshalb gegen diejenigen nicht eingefchritten werben kann, welde 
an der Gefhäftsführung feinen Theil baben. f 
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perfönlih haftenden Geſellſchafter, fofern fie umterlaffen, 
die Firma nebft ihrer Namensunterfchrift perſönlich vor 
Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung derſelben in be- 
glaubigter Form einzureichen (Art. 151—156, 171, 172 
des Handelsgeſetzbuchs); 

5) gegen fümmtliche perſönlich haftende Mitglieder einer Kom⸗ 
manditgefellihaft auf Aktien, welde im Bezirk des Ge- 
riht8 eine Zweigniederlaffung hat, infofern fie unter- 
laſſen, die Errichtung der Sefelfchaft oder die Abänderung 
des Gefellihaftsvertrags anzumelden, und außerdem gegen 
diejenigen perſönlich haftenden Gefellfchafter, welche vie 
Geſellſchaft zu vertreten berufen find, infofern fie unter- 
laſſen, die Firma nebft ihrer Namensunterfchrift perfün- 
lih vor dem Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung ber- 
jelben in beglaubigter Form einzureichen; ferner gegen bie 
perſönlich haftenden Mitglieder einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, die in dem Bezirk des Gerichts ihren Sig 
oder eine Zweigniederlaffung hat, infofern fie unter- 
laffen, die Auflöfung der Gefellfchaft, die nicht Folge der 
Konkurseröffnung ift, und die nach der Auflöfung eintre- 
tenden Liquidatoren, ben Austritt eines Liquidators und 
das Erlöſchen ver Vollmacht eines feldhen anzumelden 
(Art. 179, 198, 201, 203, 205 des Handelsgeſetzbuchs) *); 

6) gegen die Mitglieder des Vorſtandes einer Aftiengefell- 
haft, welde im Bezirk des Gerichts ihren Sit oder 
eine Zweigniederlaffung hat, infofern fie unter- 
laſſen, ihre Beftellung, eine bei ihnen eingetretene Aende⸗ 
rung, die Auflöfung ver Geſellſchaft, die nicht Folge der 
Konfurseröffnung ift, und die nad) der Auflöfung einge- 
tretenen Liquidatoren, fowie das Austreten eines Yiquida- 


*) Die Erridtung einer Kommanbditgejellihaft auf Aktien, ſowie 
eine Abänderung bes Gefellichaftsvertrage müfjen zwar aud in das 
Handelsregifter des Gerichts, in beffen Bezirk die Gefellihaft ihren 
Sit hat, und zwar zunächſt eingetragen werben (Art. 176, 198, 21 
bes Handelsgeſetzbuchs). 

Daß zu den betreffenden Anmeldungen von Amtswegen anzu- 
halten ſei, ift aber nicht worgejchrieben. Der Grund liegt in ben Be- 
fimmungen, wonad die Eintragung in das Hanbelsregifter dieſes 
Gerichts die rechtliche Wirkſamkeit des Geiellichaftswertrags oder des 
abändernben Bertrags bedingt (Art. 178, 198 a. a. O.). Der Grund 
trifft nicht zu im Fall der Auflöfung der Gefellihaft. Es muß daher 
auch das Gericht, in deſſen Bezirk die Gefellihaft ihren Sit bat, zur 
Anmeldung der Auflöjung anhalten können. Obſchon dies im Gefete 
nicht ausbrüdlich beftimmt ift (Art. 201 a. a. D.), fo ergiebt es fich 
doch aus der Natur ber Sache, aus dem Art. 171 und auch aus dem 
Art. 243, in weldem es für die Aktiengefellfchaft befonders beftimmt ift, 
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tors oder das Erlöjchen der Vollmacht eines ſolchen anzu- 
melden und ihre Unterihrift vor Gericht zu zeichnen oder 
die Zeichnung derjelben in beglaubigter Form einzureichen ; 
ferner gegen die Mitglieder des VBorftandes einer Aktien- 
geſellſchaft, welche in vem Bezirk des Gerichts eine Zweig— 
niederlaffung hat, injofern fie unterlaffen, die Errich— 
tung der Geſellſchaft oder die Abänderung des Gefell- 
—— anzumelden (Art. 212, 214, 228, 233, 243, 
244, 247 des Handelsgeſetzbuchs *). 
89 


Auf eine Anmeldung oder auf die Zeichnung oder die Ein— 
reichung der Zeichnung einer Firma und Unterſchrift, welche 
nicht in der vorgeſchriebenen Form geſchehen iſt (Art. 4 des 
Einführungsgeſetzes), kann der — * ſich nicht berufen. 


Wird für Perſonen, welche durch Handelsgeſchäfte ſich nicht 
verpflichten können, der Handel durch Vertreter betrieben (88. 29 
und 80), fo findet das Einſchreiten gegen die letzteren ftatt. 

Wenn es fih um die Anmeldung des Erlöſchens einer Pro- 
fura oder einer Firma oder um die Anmeldung ver Auflöfung 
einer offenen oder einer Kommanditgefellihaft oder einer Kom— 
manditgefellichaft auf Aktien handelt und vie betreffende Perjon 
mit Tode abgegangen oder zur jelbitftändigen Vermögensverwal— 
tung rechtlich unfähig geworden ift, fo wird gegen die Erben 
oder Vertreter derfelben eingejchritten **). 

91 


Das Gericht hat gegen den Betheiligten einzufchreiten, auch 
wenn berjelbe in deſſen Bezirk nicht den Wohnfig hat. 
Hält das Geriht vor dem Einſchreiten noch eine nähere 


Die DVerfügung, mittelft welcher das Einfchreiten — 


Civilprozeſſen zuzuſtellen, und der Behändigungsſchein zu den 
Alten zu bringen. - 


*) Wegen bes nicht eintretenden Zwauges zur Anmeldung ber 
Errihtung der Gejellfhaft und der Abänderung des Gejellfchaftöver- 
trags bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren Sit bat, 
vergl. die vorhergehende Note und die Art. 211 und 214 des Han- 
delsgeſetzbuchs. 

**) In Betreff anderer Anmeldungen genügt die Vorſchrift bes 
erſten Abſatzes dieſes Paragraphen. 
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8. 93. 

Wird die angedrohte Orbnungsftrafe feftgefeßt, weil inner- 
alb ver beftimmten Friſt weder die Verfügung erledigt, nod) 
inſpruch dawider erhoben ift, fo bat es bei viefer Feſtſetzung 

fein Bewenden, auch wenn in Folge Erneuerung der Verfügung 
der Betheiligte ſpäter fich — (8. 2 a. a. O.). 
. 94. 

Wenn aus dem rechtzeitig eingegangenen Einſpruch des Be— 
theiligten, allenfalls nach näheren ——— (G. 8 a. a. O.) 
deſſen Rechtfertigung ſich ergiebt, ſo hat das Gericht die Ver— 
an aufzuheben und ven Betheiligten davon in Kenntniß zu 
egen. 

8. 95, 

Die Anberaumung des Audienztermins findet ftatt in Folge 
Einſpruchs, welcher zur Rechtfertigung des Betheiligten nicht für 
genügend befunden ift ($. 3 a. a. D.). 

96 


Der Audienztermin wird vor der Depntation zur Berhant- 
lung und Entſcheidung der im mündlichen Verfahren kollegialiſch 
zu verhandelnden Civilprozeffe oder vor einer diefer Deputationen 
anberaumt, follte die angedrohte Ordnungsſtrafe auch weniger 
als 50 Thaler betragen. 

Der Betheiligte ift zu dem Termin nad den Vorſchriften 
_ die Ladung zu Audienzterminen in Civilprozeſſen vorzu— 
aben. 

Die Verhandlung im Zermin wird durch eine mündliche 
Darftellung der Sadlage von einem aus ven Mitglievern des 
Gerichts zu beftellenden Referenten eingeleitet. Das weitere 
Verfahren beftimmt ſich nad ven PVorfchriften über vie Ber- 
handlung und Entiheidung der zur mündlichen Berhandlung ges 
diehenen Givilprozefje mit ben — welche aus der 
Natur der Sache und daraus ſich ergeben, daß das Gericht be— 
fugt ift, bis zur ſchließlichen Entſcheidung neue Thatfahen und 
Beweiſe zuzulaffen, aud von Amtswegen nähere Ermittelungen 
des Sachverhältniſſes und Sosdsahcianser unter Benachrich⸗ 
tigung des Betheiligten zu befchließen, fowie mit der Beweis— 
aufnahme, insbefondere der Abhörung von Zeugen, im Aubienz- 
termin felbft zu verfahren (88. 3 und 8 a. a. D.). 

97 


Die ſchließliche Entſcheidung, wohin auch diejenige gehört, 
welche gegen ven Betheiligten im Fall des Nichterfcheinens im 
Audienztermin erlaffen wird ($.4 a. a. D.), ergeht in der Form 
des Erfenntniffes; fie wird nach den Vorſchriften über vie Publi— 
fation und Infinuation der Erfenntniffe in Civilprozeſſen dem 
Betheiligten publizirt und infinuirt; die zu Gunften des Bethei- 
ligten erfolgende Entſcheidung ift in der Weife abzufaflen, daß 

XU. 20 
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die Aufhebung der die Strafe androhenden Verfügung ausge- 
ſprochen wird. | 


8. 98. 

Wenn der Betheiligte fich nicht gerechtfertigt, die Verhält— 
niffe ſich aber ſpäter vergeftalt geändert haben, daß die Verfü— 
ung dadurch erledigt — z. B. wenn der nicht angemeldete 
Broturift im Laufe des Verfahrens geftorben ift, jo wird gleich- 
wohl die angedrohte Strafe feftgefett, und es unterbleibt nur 
die Erneuerung der Verfügung N 40.0. O.). 

9 


Wird von dem Betheiligten gegen die verurtheilende Ent- 
ſcheidung Beſchwerde an das Appellationsgericht erhoben, jo ge- 
hört vie Verhandlung und Entſcheidung vor die Deputation des 
Sivilfenats für Civil» Appellationsfachen oder vor eine dieſer 
Deputationen, follte die feftgejeßte Strafe auch weniger als 
50 Thaler betragen. 

Die Beftimmungen ver 88. 96—98 kommen auch im Be— 
fchwerbeverfahren zur Anwendung (Art. 5 $. 5 des Einführungs- 


geſetzes). 


8. 100. 

Die feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen werden von den Gerichten 
zu den Salarienkaſſen eingezogen, welchen ſie verbleiben, ohne 
daß ihre Abführung an den Unterſtützungsfond für hülfsbedürf—- 
tige Kinder verjtorbener Yuftizbeamten erfolgt (vergl. Yuftiz- 

iniſt⸗Bl. von 1852 ©. 370, 371 und von 1856 ©. 1%). 
101 


Die SS. 91—100 fommen mit den Abweihungen, welche 
aus dem Art. 6 des Einführungsgefeges fi ergeben, aud in 
dem Falle zur Anwendung, wenn das Gericht auf Grund des 
Art. 26 des Handelsgeſetzbuchs gegen denjenigen einjchreitet, wel- 
cher ficy einer nad) ven Vorſchriften des vritten Titels des erjten 
Buchs des Handelsgeſetzbuchs ihm nicht zuftehenvden Firma be> 
dient. In Gemäßheit des Art. 6 des Einführungsgefeges kann 
in einem foldhen alle eine Ordnungoſtrafe nicht anders feft- 
gelegt werten, als nach Anſetzung des Audienztermind, welder 
anberaumt werden foll, wenn das Gericht glaubhaft in Erfah: 
rung bringt, daß der die Strafe androhenven Verfügung nad) 
der Zuftellung zumider gehandelt ift. Es wird hierburd nicht 
ausgeſchloſſen, daß das Gericht in Folge einer Vorftellung des 
Betheiligten, allenfallg nad näherer Ermittelung, ohne Anbe— 
raumung eines Audienzterming die Verfügung aufhebt und, ven 
Betheiligten davon in Kenntniß fett. 
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Siebenter Abſchnitt. 


Bon der im Geltungsbereidh des Allgemeinen Land» 
rechts eintretenden Verbindung des Handelsregifters 
mit dem Hypothekenbuch. 


(Art. 23 des Einführungsgejeges.) 


$. 102. 

Sol eine Eintragung in das Hhypothefenbud auf den Na- 
men einer Handelsgeſellſchaft erfolgen, jo muß nicht allein vie 
vorherige Eintragung der Gefellihaft in das Handelsregifter 
nachgewieſen werden (Art. 23 $. 1 des Einführungsgejetes), 
fondern es ft außerdem nad den allgemeinen, für die Führung 
des Hypothekenbuchs geltenden Srundlägen dur öffentliche Ur- 
funden der Nachweis zu liefern, daß gerade für die Geſellſchaft 
erworben und biefe die Eigenthümerin oder die Berechtigte ge— 
worben fei. Wird alfo 3. B. die Umfchreibung eines auf den 
Namen eines Gejelfchafters eingetragenen Grundſtücks auf den 
Namen der Gefellihaft nachgeſucht, ift durch eine öffentliche 
Urkunde nachzuweiſen, daß der Gejellichafter daſſelbe ver Gefell- 
ſchaft überlafien habe (vergl. Art. 91 des Handelsgeſetzbuchs). 


. 103. 

Die Schlußbeftimmung $. 1 des Art. 23 des Einfüh- 
rungsgeſetzes ift nicht dahın zu vwerftehen, daß der Hypotheken— 
richter berechtigt und verpflichtet wäre, von Amtswegen eine. 
Beränderung der Firma oder des Sites der Gefellihaft in das 
Hypothekenbuch einzutragen. E8 it dadurch nur beftimmt, daß, 
wenn eine ſolche Aenderung bei einem fpäteren Eintragungsge- 
ſuche ermittelt wird, zur Befeitigung künftiger Zweifel rüdjicht- 
(ich der Identität, die neue Eintragung nicht eher geſchehen darf, 
als bis die Veränderung aus dem Handelsregifter nachgemwiefen 
en Hypothekenbuch in der erften Rubrik hiſtoriſch ver- 
merkt ift. 


$. 104. 

Die im $. 2 Art. 23 des Einführungsgefeges enthaltene 
Vorſchrift bezieht fih mur auf den Nachweis ver Legitimation 
desjenigen, welcher im Namen ver Gefellihaft verfügt hat, be- 
freit aljo ven Hhpothefenrichter nicht von der Berpflihtung, nad 
den ſonſt geltenden VBorfchriften zu prüfen, ob die Eintragung 
der Verfügung zuläffig. jet, insbejondere, ob in der That im 
Namen der Gefelichatt verfügt worden, ob die Verfügung felbft 
in glaubhafter Form nachgewieſen fei und ob fie in materieller 
Beziehung zu keinem Bedenken Anlaß gebe. 

Ueber die Befugniß, im Namen einer Handelsgeſellſchaft 
über das Vermögen derjelben mit rechtlicher Wirkung zu ver- 


20* 
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fügen, worauf der 8. 2 Ürtifel 23 des Einführungsgefetes Bes 
zug bat, find zu vergleihen: Art. 114—116, 133—138, 157, 
167, 172, 205, 230, 231, 244 des Handelsgeſetzbuchs und 
Art. 12 8. 6 des Einführungsgefeges. 


8. 105. 

Der im $. 3 Artikel 23 des Einführungsgefeges bezeich- 
neten Nachmeifungen bedarf e8 nicht, wenn das Handelsregiſter 
und das Hypothekenbuch von demſelben Gericht geführt wird 
und der Öhpothefenrichter durch Einfiht des Handelöregifters 
von der Richtigkeit der. betreffenden Thatjahen Ueberzeugung 
erlangt. 


Achter Abſchnitt. 


Von der Eintragung der älteren Firmen, Handels— 
geſellſchaften und Prokuren in das Handelsregiſter. 


(Art. 62—69 des Einführungsgeſetzes.) 


8. 106. 

Bei der ge der Firmen derjenigen Kaufleute, welche 
bereit8 vor dem 1. März 1862 ihren Gefchäftsbetrieb begonnen 
haben, ift nach den Borfchriften des erften und zweiten Abſchnitts 
zu verfahren (Art. 62 des Einführungsgefekes). 

Hat jedoch ein folder Kaufmann feine Firma binnen einer 
Frift von drei Monaten, vom 1. März 1862 an gerechnet, zur 
Eintragung angemeldet, und ergiebt fih, daß er diefer Firma 
bereitö vor dem 1. März 1862 fich bedient hat, fo ift die an— 
gemeldete Firma einzutragen, wenn auch diefelbe nach den Ar- 
tifein 16, 17, 18, 20 und 21 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs 
nicht geführt werben durfte (Art. 65 a. a. D.). 

8b eine Firma bereit8 vor dem 1. März 1862 geführt jet, 
iſt im Zweifelsfalle von demjenigen, weldyer be anmelvet, genü- 
gend zu bejcheinigen, wozu insbefondere die von den Behörven 
und Sorporationen bisher gehaltenen Firmenregifter, die an Ge— 
ſchäftsfreunde erlaſſenen Cirfulare und vergl. benugt werben fün- 
nen. Wirde demzufolge für mehrere Perſonen diejelbe Firma 
eingetragen, weil entweder dieſe Perſonen verfelben Firma fi 
Ihon früher bedient haben, oder weil vor der Eintragung einer 
rechtzeitig angemelveten alten Firma biefelbe Firma bereits von 
einem anderen Kaufmann als neue Firma angemeldet ift (Art. 20 
des Handelsgeſetzbuchs), fo wäre es nit Sache des Gerichts, 
von Amtswegen die Aenderung des dem Handelsgeſetzbuch aller- 
dings nicht entiprechenden Zuftandes herbeizuführen. Wenn aber 
von einer dieſer Perfonen auf Unterlaffung ver Führung oder 
Bortführung der Firma nah Art. 65 des Einführungsgefetes 
mit Erfolg geflagt ift, fo hat das Gericht gegen bie Verurtheilten 
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nah Maafgabe des Art. 26 des Handelsgeſetzbuchs, der Art. 5 
und 6 bes Einführungsgefetes und der 88. 88 und 101 einzu« 
ſchreiten. 

Wird eine Firma erſt nach Ablauf der dreimonatlichen Friſt, 
vom 1. März 1862 an gerechnet, angemeldet, fo treten dieſelben 
Grundſätze ein, welche für die Anmeldung einer neuen Firma 


gelten. 
8. 107. 

Für die Eintragungen der vor dem 1. März 1862 bereits 
errichteten Sanvelsgeiellichaften find die Beftimmungen des erften 
und vierten Abſchnitts maaßgebend, foweit nachfolgend nicht ein 
Anderes beftimmt ift (Art. 62 des Einführungsgefeges). 

108 


NRüdfichtlih der bisherigen Firmen folder — 
ſchaften gelten die in dem 8. 106 enthaltenen Beſtimmungen 
(Art. 65 a. a. O.). 

8. 109 


Wird eine offene oder ya ga ara zur Eintragun 
angemeldet, fo muß, wenn nad ver ihtung der Gefellichaft 
Aenderungen eingetreten find, welche nad den VBorfchriften des 
Handelsgeſetzbuchs in das Handelsregifter eingetragen werben 
follen, die Anmeldung die Thatfachen enthalten, welche ven gegen- 
wärtigen Rechtszuſtand ergeben; die ausſchließlich auf ven ri. 
heren, nicht mehr beftehenden Rechtszuftand ſich beziehenven That- 
ſachen brauchen weder angemeldet zu werden, nod) find viefelben 
in das Regifter einzutragen (Art. 63 a. a. D.). 
110 


Mit der Anmeldung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
oder einer Aktiengejellfchaft zur Eintragung in das Geſellſchafts— 
regifter des Gerichts, in deſſen Bezirk die Gefellfchaft ihren Sit 
bat, find der Gejellihaftsvertrag und die etwaigen ,- venfelben 
abändernden Berträge oder Beſchlüſſe, fowie die etwaigen Ge— 
nehmigungs-Urkunden vorzulegen, und nad) Maafgabe der 88. 65, 
67, 74, 75 in das Geſellſchaftsregiſter, beziehungsmeife ven Bei- 
lageband einzutragen. Bei der Eintragung einer Altiengefell- 
haft, welche unter der Herrfchaft des Gefetes vom 9. Novem- 
ber 1843 (Gef.-Samml. ©. 341) errichtet ift, genügt jedoch ftatt 
der Aufnahme des Gefellichaftsvertrags und der etwaigen, ben- 
jelben abändernden Beichlüffe nebft den Genehmigungsurfunden 
in den Beilageband die Hinweifung in dem Hauptregifter auf 
das Amtsblatt oder die Gefeg-Sammlung, worin der Bertrag 
und feine etwaigen Abänderungen zufolge 88. 3 und 4 des Ge- 
jeße8 vom 9. November 1843 abgedrudt find (Art. 66 des Ein» 
führungsgefeßes). 

Dem erjten Abſatze des Artikels 66 des Einführungsge- 
feed gemäß, muß die Eintragung einer älteren Kommandit- 
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geſellſchaft auf Aktien oder Aktiengejellichaft erfolgen, follten 

auch die Erforberniffe nicht erfüllt fein, welhe da® Handels: 

geſetzbuch für die Errihtung folder Geſellſchaften vorſchreibt *). 
111 


Sind die zur Gefhäftsführung berufenen Mitglieder einer 
offenen Handelögejellichaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 
Kommanditgefellfchaft auf Aktien durch den Gefellichaftsvertrag 
oder durch einen vor dem 1. März 1862 errichteten Vertrag in 
ver Befugniß, die Gejellfchaft zu vertreten, befchränft, fo wirb 
die Beihränfung in die vierte Kolonne des Geſellſchaftsregiſters 
eingetragen. Diefe Eintragung findet jevoh nur ftatt, wenn 
die Beſchränkung innerhalb dreier Monate, von dem 1. März - 
1862 am gerechnet, bei vem Gerichte, in deſſen Bezirk die Ge⸗ 
ſellſchaft ihren Sitz hat, zur Eintragung angemeldet iſt. Die 
Anmeldung muß von denſelben Perſonen geſchehen, welche die 
Geſellſchaft zur Eintragung anzumelden haben. 

Bei einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien bedarf es der 
beſonderen Anmeldung und Eintragung der Beſchränkung nicht, 
wenn innerhalb der dreimonatlichen Friſt vie Geſellſchaft ſelbſt 
unter Vorlegung des, die Beſchränkung enthaltenden Vertrags 
vorſchriftsmäßig zur Eintragung angemeldet iſt. War weder 
die Beſchränkung noch die Geſellſchaft innerhalb der dreimonat— 
lichen Friſt vorſchriftsmäßig angemeldet, ſo iſt, wenn die Geſell— 
ſchaft in Folge nachträglicher Anmeldung eingetragen wird, bei 
der Eintragung des die Beſchränkung enthaltenden Vertrags zu 
vermerken, daß die Anmeldung nicht innerhalb der erwähnten 
dreimonatlichen Friſt ſtattgefunden habe. 

Wenn die Beſchränkung in das Geſellſchaftsregiſter des 
Gerichts des Sitzes der Geſellſchaft eingetragen iſt, ſo wird 
dieſelbe in das Geſellſchaftsregiſter des Gerichts einer Zweig— 
niederlaſſung auf Grund des Atteſtes über die Eintrag ung in 
das Regiſter des erſteren Gerichts eingetragen, ſollte auch bei 
dem Gericht der Zweigniederlaſſung die rechtzeitige Anmeldung 
der Beſchränkung zur Eintragung verſäumt ſein. Bei einer 
Kommanbitgefelfihaft auf Aktien muß das Atteſt im leßteren 
Falle zugleich angeben, daß die Anmeldung der Befchränkung 


*) Im Eingang des Artikels 66 des Einführunmgsgefetes ift von 
„gültig errichteten” Gefellichaften die Rede. Infofern bei ber in diefer 
Beziehung anzuftellenden Prüfung rüdfichtlid der Kommanbditgefell- 
haften auf Aftien und der vor Erlaß des Gefetes vom 9. November 
1843 errichteten Aktiengefellfehaften fich Bedenken ergeben fünnen, er- 
ſcheint es mit Riüdficht auf die Unzwedmäßigfeit, Fragen biefer Art 
im Berfügungsmwege zum Austrag zu bringen, fowie auf die Erbeb- 
lichkeit der Intereſſen, die regelmäßig in Frage ftehen, wenn bie Ein- 
tragung abgelehnt wird, gerechtfertigt, diefe nur im Falle ber zweifel- 
lofen Ungültigkeit ber Errichtung zu verfagen. 
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zur Eintragımg in das Regiſter des Gerichts des Sites ber 
Geſellſchaft innerhalb der dreimonatlichen Frift bewirkt ift (Art. 67 
ves Einführungsgefeges). 


. 112, 

In Betreff der Eintragung ver Mitglieder des Vorſtandes 
einer Altiengeſellſchaft iſt forgfältig zu prüfen, welche Perſonen 
als der VBorftand der Gejellihaft anzufehen find. Für die Ent- 
ſcheidung ift keineswegs die Benennung maaßgebend, welche ein« 
zelnen Organen der Gefellfichaft in dem Gefellichaftsvertrage 
oder in einem fpäteren Bertrage beigelegt if. AS Borftand 
find vielmehr ftet8 nur diejenigen Perfonen anzufehen, weldye 
die Gefhäfte ver Gefellfchaft im Ganzen verwalten und zur Ber- 
tretung verjelben im Necdtsverfahren berufen find (vergl. 8. 19 
des Geſetzes vom 9. November 1843 und Art. 209, 227 des 
Handelsgeſetzbuchs). 


. 113. 

Handelsgejellihaften, welhe am 1. März 1862 bereits auf» 
gelöft, wenn auch nod in der Piguidation begriffen find, werden 
in das Danbelsregifter — 9 

. 114. 


Wegen ver unterbliebenen Anmeldung einer älteren Firma 
und einer älteren Handelsgeſellſchaft kann erft nach Ablauf von 
drei Monaten, vom 1. März 1862 an gerechnet, gemäß ver Be- 
ftimmungen des ſechsten Abſchnitts eingefritten werden (Art. 64 
des Einführungsgejeges). 


Nahdem eine ältere Firma oder eine Ältere Hanbelögefell- 
Ihaft in das Hanbelsregifter eingetragen ift, gelten für viefelbe 
rüdfihtlih der Anmeldungen und Eintragungen in Folge ſpä— 
terer Veränderungen viefelben VBorfchriften, welche für vie erft 
nad dem 1. März 1862 angenommenen Firmen und errichteten 
Handelögejellihaften beftehen (Art. 68 des Einführungsgefeges). 


8. 116. _ 

Eine vor dem 1. März 1862 ertheilte Profura braudt 
zwar zur Eintragung in das Profurenregifter nicht angemelvet 
zu werben, weil biejelbe als Profura im Sinne des Dandels- 
geſetzbuchs nicht angefehen wird, fo daß ver bisherige Profurift 
nicht mehr befugt ift, als folder fi auszugeben und per pro- 


*) Inſofern in dem bisherigen Recht eine öffentlihe Belannt- 
madhung der Auflöfung vorgefchrieben, jedoch bisher nicht erfolgt ift, 
bleiben für diejelbe die früheren formellen und materiellen Borfchriften 
maafgebend. Daffelbe. gilt, wenn vor dem 1. März 1862 ein Ge— 
ſellſchafter ausgeſchieden und die in dem bisherigen Recht worgefchrie- 
bene Belanntmahung bes Ausjcheidens unterblieben ift (vergl. Art. 63 
und 68 bes Einführungsgefeges). 
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cura bie Firma zu zeichnen (Art. 69 des Einführungsgefekes). 

Es wird hierdurdy jedoch nicht ausgejchloffen, daß auf die An⸗ 

meldung des Prinzipals eine foldhe ältere Prokura in das Bro» 

furenregifter eingetragen werde, indem anzunehmen ift, daß in 

einer derartigen Anmeldung die ne. einer neuen, unter 

die Beitimmungen bes Banpeltgeiegbucht fallenden Prokura Liegt. 
117. 


Die Veröffentlihung der Eintragungen der innerhalb ver 
preimonatlihen Frift, vom 1. März 1862 an gerechnet, ange 
meldeten älteren Firmen und Handelögefellichaften und derjenigen, 
innerhalb dieſer Zeit angemelveten Profuren, welche von ben 
Inhabern folder Firmen und von ſolchen Handelsgeſellſchaften 
ertheilt find, bleibt ausgeſetzt, bis jene Friſt verftrichen ift. Die 
Beröffentlihung erfolgt alsdann mittelft einer einmaligen, ſämmt⸗ 
liche Eintragungen umfaffenden Einrüdung in den Anzeiger des 
Regierungs-Amtsblatts. Eine Ausnahme tritt ein, wenn bei ter 
Firma, Handelögefellihaft oder Profura eine neue Eintragung 
nöthig geworben ıft; in biefem Falle muß die Veröffentlichung 
ver alten und neuen Eintragung nad den allgemeinen Regeln 


geſchehen. 


Neunter Abſchnitt. 


Von der Führung des Handelsregiſters im Bezirk 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


S. 118. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln finden 
die 88. 1, 2, 3, 4, 5, 9, 13, 15 feine Anwendung. An Stelle 
verfelben treten nachſtehende Beftimmungen. 

11 


Das Handeldregifter wird von dem Sefretair des Handels— 
erichts unter Aufficht des Präfidenten over eines von demſelben 
Fir das Gefhäftsjahr dazu beauftragten Richters in der Art 
ſelbſtſtändig geführt, daß er nicht allein die vorgefchriebenen Re— 
gihen, Berzeichniffe und Akten zu halten und alle büreaumäßigen 
vbeiten zu beforgen, fondern auch die zur Eintragung be- 
ftimmten gerichtlichen Anmeldungen und vie gerichtlihen Ber- 
bandlungen über die Zeihnungen der Firmen und Unterfchriften 
aufzunehmen (Art. 14 des Eintühenngöne etzes), alle eingehenden 
Anmeldungen zu prüfen, die zuläffigen Eintragungen ohne vor- 
herige richterlihe Verfügungen zu bewirken, die vorgefchriebenen 
Beröffentlihungen zu veranlaffen und die begehrten Attefte, Aus: 
züge und Abjchriften (vergl. 8. 15) zu ertheilen hat. Bei jeder 
Eintragung bat er ven Tag, an welchem viejelbe gefchehen ift, 
fowie die Stelle der Alten, wo bie betreffende Anmeldung ſich 
befindet, in dem Regifter zu vermerken, jeven Eintragungdver- 
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merk zu unterfchreiben und auf jeder durch Eintragung erledigten 
Anmeldung die erfolgte Eintragung und die Zeit verfelben zu 
notiren. 

Die Anmeldungen, welche fchriftlich eingereicht werben, find 
an den Sekretair zu abreifiren; von dieſem ift ohne Aufnahme 
eines befonderen Protofols das Datum des Eingangs auf ver 
Schrift zu vermerken und durch feine Unterfchrift zu beglaubigen. 
Er muß während der gewöhnlichen Dienftftunden dem Publikum 
zugänglich fein und vie Regifter, fowie die Zeichnungen ver 
Firmen und Unterjchriften zu Jedermanns Einſicht bereit halten. 


8. 120. 


Der Sekretair hat jede Anmeldung zu prüfen, und wenn 
er über bie Statthaftigfeit oder Unftatthaftigfeit der Eintragung 
feinen Zweifel bat, vie letztere ohne vorherige richterliche Ver— 
fügung zu bewirken oder — 

egen die Ablehnung kann der Betheiligte mittelſt ſchrift⸗ 
licher Eingabe die Entſcheidung des Handelsgerichts nachſuchen, 
welche durch Rathskammerbeſchluß erfolgt. 

Iſt es dem Selretair zweifelhaft, ob die Eintragung nad) 
ven beftehenden Vorſchriften ftatthaft oder unftatthaft ei, A bat 
er dem Präfidenten Mittheilung zu machen, von welchem Kr ver⸗ 
anlaſſen iſt, daß die Entiheidung des Gerichts durch Raths- 
kammerbeſchluß ergeht. 

In allen Fällen muß die Prüfung und die Entſchließung 
oder die Entiheidung über die Eintragung fpäteftend in ver 
Frift von drei Tagen feit dem Tage der Aufnahme ober bes 
Eingangs der Anmeldung erledigt und nad Ablauf dieſer Frift 
auf mündlihe Anfrage von dem Sekretair Auskunft gegeben 
werben. Dieſe Auskunft ift auf Verlangen fchriftlich unter kurzer 
Angabe der Gründe oder unter Mittheilung einer Ausfertigung 
des Rathskammerbeſchluſſes zu ertheilen, 

Die Rathskammerbeſchlüſſe müflen vie Motive der Entfchei- 
dung in Kürze enthalten und find auf der Urfchrift von dem 
Präfiventen und dem Sekretair zu zeichnen. 

Gegen die Beichlüffe findet die Berufung an den Appella- 
tionsgerichtshof ſtatt; die Berufung iſt an keine Friſt gebunden, 
fie wird durch Anwaltsgeſuch angebracht, und es iſt dabei in 
gleicher Weiſe wie bei der Berufung gegen Rathskammerbeſchlüſſe 
der Landgerichte zu verfahren. 

Der Sekretair des Handelsgeriht® muß die Eintragung 
bewirken, wenn dieſelbe durch gerichtliche Entſcheidung für zu« 
läffig erklärt ift. 19 

. 121. 


Die Beitimmungen ver 88. 88--102, jedoch mit Ausschluß 
ver 88. 96, 97, 99 umd 100 gelten im Bezirk des Appellations- 
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— zu Cöln mit folgenden Ergänzungen und Abwei— 
ungen: 

1) Die Verfügungen, wodurch das Handeldgericht einfchreitet, 
fowie alle das Einfchreiten worbereitende oder an daſſelbe 
fih anschließende Verfügungen werden von dem Handels— 
gericht durch Beſchlüſſe der Rathskammer ohne Anhörung 
der Betheiligten auf den Vortrag des Präſidenten oder 
eines von ihm beſtellten Referenten erlaflen. Die Be— 
ſchlüſſe ſind von dem Präſidenten und Sekretair auf der 
Urſchrift zu zeichnen. 

Iſt eine Inſinuation des Beſchluſſes erforderlich, ſo 
hat der Präſident durch eine auf der Urſchrift des Be— 
ſchluſſes zu erlaſſende Verfügung einen Gerichtsvollzieher 
mit der Inſinuation zu beauftragen, oder wenn die In— 
ſinuation außerhalb des Bezirks des Handelsgerichts ge— 
ſchehen ſoll, den Ober-Prokurator des betreffenden Bezirks 
um Veranlaſſung der Inſinuation zu requiriren; ſoll die 
Inſinuation außerhalb des Bezirks des Appellationsge— 
richtshofes zu Cöln erfolgen, fo iſt ver Ober-Prokurator 
des Bezirks, in welchem das Handelsgericht ſeinen Sitz 
hat, zu erſuchen, die Inſinuation des Beſchluſſes herbei— 
zuführen. 

Der Sekretair hat eine von ihm beglaubigte Ausfer— 
tigung des Nathsfummerbeihluffes und der Verfügung 
des Präſidenten an den betreffenden Beamten mit dem 
Erſuchen zu überfenden, ihm demnächſt vie Urkunde über 
die bewirkte Infinuation zugeben zu laffen. 

2) Der Sefretäir iſt verpflichtet, darauf zu adten, ob ver 
im $. 2 Artikel 5 des Einführungsgejetes bezeichnete Fall 
eingetreten ift; er hat alsdann ohne Verzug dem Prä- 
fiventen Mittheilung zu machen, damit die Feſtſetzung ver 
Ordnungsſtrafe und die fernere Verfügung durch Raths— 
kammerbeſchluß erfolge. 

3) Im Falle des 8.3 uitel 3 des Einführungsgeſetzes hat 
der Sekretair den Einſpruch nebſt den übrigen Akten dem 
Präfiventen vorzulegen, damit in der Rathskammer der 
Einspruch geprüft, und wenn aus bemjelben die Kedht- 
fertigung des Betheiligten fich nit ergiebt, ein Audienz- 
termin anberaumt werde. Wird der Einipruc als geredht- 
fertigt befunden, fo verfügt die Rathskammer vie Ein- 
ftellung des Verfahrens; einer Infinuation des Beſchluſſes 
bedarf e8 nicht. Im anderen Falle ift in dem Beſchluſſe 
unter Bezugnahme ver Verfügung, gegen weldye ver Ein- 
ſpruch erhoben ift, fowie des Einſpruchs, zu verordnen, 
daß der Betheiligte zu einer beſtimmt zu bezeichnenven 
öffentlihen Sitzung des Handelsgerichts vorgeladen were 
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den fol, um über vie Verwirkung der Orpnungsftrafe 
erfennen zu hören. Der Audienztermin ift in der Weife 
anzuberaumen, daß dem Betheiligten mindeftens die Er» 
fheinumgsfrift gewährt wird, melde ihm nad den gejeß- 
lihen Borfchriften bei einer gewöhnlichen Vorladung in 
einem Civilprozefie bei dem Handelsgericht belaffen werden 
muß. Im Bezug auf die Infinuation ift nah Maaßgabe 
ver Beftimmungen unter Abſatz 2 und 3 Ziffer 1 zu ver- 
fahren. Bei der Borladung ift Abfchrift des Bathe- 
fammerbeichluffes und der Verfügung des Präfiventen mit- 
—— und ohne Angabe eines Requirenten auf den 

eſchluß und die Verfügung Bezug zu nehmen; in An— 
ſehung der Zuſtellung iſt nach den in Civilſachen geltenden 
Vorſchriften zu verfahren. 


4) In dem Audienztermin wird nad dem Aufruf der Sade 


5 


m 


die Verhandlung mittelft ‚einer mündlichen kurzen Dar: 
ftelung der Sachlage durch ten Präfidenten oder einen 
von ihm beftellten Referenten eingeleitet, und nad dem 
Abſchluſſe der Verhandlung die unter Beifügung der Er- 
wägungsgründe zu erlaffende Entſcheidung, fowie die im 
Falle der Berurtheilung zugleich zu u neue Ver⸗ 
fügung oder eine etwa zum Zweck ver Beweisaufnahme 
zu erlaſſende —— in derſelben Sitzung ver— 
kündet oder die Verkündung bis zu einer beſtimmten näch— 
ſten Sitzung vertagt. 

Die ſchließliche Entſcheidung wird auch im Falle des 
Nichterſcheinens des Vorgeladenen erlaſſen, da eine Oppo— 
ſition gegen das Erkenntniß nicht ſtatthaft iſt. 

Der Sekretair hat ein Audienzprotokoll wie in appella- 
belen Civilfachen aufzunehmen. Der Qualitäten bedarf 
es nicht; die thatfächlihen Verhältniſſe und die Einwen— 
dungen des Betheiligten find in gebrängter Kürze in bie 
Erwägungsgründe der Entiheidung aufzunehmen. Die 
Entfheidung ift nur zuzuftellen, wenn ver Betheiligte ver- 
urtbeilt worden iſt. Wegen des Auftrags zur Infinuation 
bat der Präfivent beſondere Verfügung zu erlaflen, und 

elten im Uebrigen in Bezug auf die A ellung ver Ent⸗ 
Pheibun und der Verfügung bie unter Ziffer 3 ertheilten 
Vorſchriften. 

Iſt Beſchwerde gemäß $. 5 Artikel 5 des Einführungsge— 
fete8 angemelvet, jo hat der Sefretair des Handelsgerichts 
fämmtlihe zur Sache gehörige Aftenftüde an den Ober» 
Sefretair des Appellationsgerichtshofes zu fenden; von dem 
fegteren find dieſelben dem Erften Präfidenten behufs Ver- 
theilung an einen der Eivil-Senate vorzulegen und dem⸗ 
nächſt zugleich mit einer Ausfertigung der Entſcheidung 


J 
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des u ee an ven Gefretair des Han« 
delsgerichts zurüdzufenden. 

6) Wenn die Drdnungsitrafe gemäß 8. 2 Artikel 5 des Ein- 
führungsgeſetzes feſtgeſetzt, oder eine die Strafe feftfetsende 
Entſcheidung rechtskräftig geworben ift, weil 10 Tage nad) 
der Publikation ohne Anmeldung einer Beſchwerde abge- 
laufen find, oder ber | die Beſchwerde 
verworfen bat, jo ift von dem Sefretair des Hanbelsge- 
richts ein Auszug, in welchem Strafe und ſämmtliche Koften 
zu verzeichnen find, ber betreffenden Regierung zum Zmede 
der Vollſtreckung zuzufertigen (Art. 5 $.9 des Einfüh- 
rungsgeſetzes). 


Zweiter Theil. 
Das Schiffs-Regiſter. 


Einleitung. 


Das Schiffsregiſter hat einen anderen F als das Han⸗ 
delsregiſter. Während das letztere dazu beſtimmt iſt, die für 
den kaufmänniſchen Verkehr erheblicheren Rechtsverhältniſſe des 
Handelsſtandes zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, ſoll das 
Schiffsregiſter, obſchon ihm der Zweck der Publizität der auf 
die Seeſchiffe ſich beziehenden Rechtsverhältniſſe keineswegs fremd 
iſt (Art. 432 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 59 des 
Einführungsgefetes), dennoch zunädft und vorzugsweife dazu 
dienen, die Grundlage für Haupt-Schiffspofumente, d. h. für 
viejenigen Urkunden zu bilden, welde zum Ausweis ver Nas 
tionalität der Seeſchiffe over des Rechts derſelben, die Preußifche 
dlagg zu führen, erforderlich ſind. 

n Preußen hat bisher der Beilbrief als das Haupt-Schiffs⸗ 
dofument gegolten. Derjelbe wurde hierzu geeignet, als er im 
Taufe der Zeit die durch die Inftruftion vom 18. März 1845 
— Br. 65 ©. 92 ff.) befeſtigte und — vorge⸗ 
chriebene Einrichtung erhalten hatte, gemäß welcher er nicht 
allein das ſeiner urſprünglichen Bedeutung entſprechende Atteſt 
über den vorſchriftsmäßigen Bau des Schiffs ($. 1392 Th. U. 
Tit. 8 des Allg. Landrechts) enthält, fondern auch mit dem Zeug. 
nifje des u feiner Ausftellung berufenen Gerichts über die Zeit 
und den Ort der Erbauung des Schiffs, über die Eigenthums- 
verhältniffe und überhaupt über alle zur Beurtheilung der Na— 
tionalität erforderlichen Thatfachen, ſowie über die Nationalität 
felbft verfehen ift. Im dieſer Geftalt verfchievene Zeugniffe in 
ſich vereinigend, deren Ausftellung eine eingehende Prüfung und 
mehr oder weniger umfangreiche, urkundliche Nachweifungen er- 
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fordert, —— er den nicht unerheblichen Vortheil der mög— 
lichſten Vereinfachung der Schiffspapiere. 

Nach dem Handelsgeſetzbuch und dem Einführungsgeſetze 
iſt dieſe Einrichtung — eine andere erſetzt, nämlich durch das 
Inſtitut des Schiffsregiſters. Die zum Erwerb durch die See— 
fahrt beſtimmten Schiffe ſollen in ein Schiffsregiſter eingetragen, 
über die Eintragungen Certifikate ertheilt werden und dieſe Cer— 
tifikate fortan die Urkunden ſein, wodurch die Nationalität der 
Schiffe nachgewieſen wird. 

Obſchon hiernach Beilbriefe in dem bisherigen Sinne und 
in der bisherigen Form nicht mehr ertheilt und die auf ſelbige 
ſich beziehenden Vorſchriften nicht mehr angewendet werden kön— 
nen, — läßt doch eine nähere Prüfung der Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuchs und des Einführungsgeſetzes über das Schiffs— 
regifter und die Kegifter-Certififate fofort erfennen, daß in fach- 
liher Hinficht der bisherige, den Ausweis der Nationalität ver 
Seeſchiffe betreffende Rechtszuſtand Feine erhebliche Aenderung 
erleidet, und eine in Preußen bewährte Einrichtung ihrem We- 
fen nad nit abgefhafft, ſondern aufrecht erhalten und nur 
weiter ausgebilvet ıft. Das einem Grund» und Hypothekenbuch 
nicht unähnlihe Schiffsregifter enthält im Wefentlihen nur das 
vollftändige und nad) den einzelnen Schiffen geordnete Refultat 
der Verhandlungen und Nachmeifungen, wie fe der Ertbeilung 
der Beilbriefe vorauszugehen hatten; rückſichtlich dieſer Verhand⸗ 
lungen und Nachweiſungen ift e8 im Allgemeinen bei demjenigen 

eblieben, was bisher gegolten hat, und die Regiſter-Certifikate 

—* ſind in der Hauptſache von den bisherigen Beilbriefen nicht 
weſentlich verſchieden. Andererſeits läßt ſich jedoch auch nicht 
verkennen, daß die eingetretenen Veränderungen nicht ausſchließ— 
lich formeller Natur ſind. Um dem neuen Inſtitut eine feſtere 
Grundlage und einen ſichereren Halt zu geben, als für das Beil— 
brief8- Inftitut durch die Inſtruktion vom 18. März 1845 er- 
reiht war, find zugleich verjchievene, das bisherige Recht abän- 
dernde und ergänzende materielle Vorſchriften aufgenommen. 
Worin diefe letzteren beftehen, umd überhaupt welche Neuerungen 
eingetreten find, wird aus der nachſtehenden Zufammenftellung 
der aus dem Handelsgefegbudh und dem Einführungsgefeg ſich 
ergebenden Grundſätze erfichtlich: 

1) Der bisherigen Einrichtung entſprechend, wonach die Er- 
theilung der DBeilbriefe den Gerichten oblag, ift auch vie 
Führung des Schiffsregifters und die Ertheilung der Cer- 
tififate den Gerichten übertragen. Es find hierzu die 
künftigen Handelögerichte beftimmt (Art. 53 8. 2 des Ein» 
führungsgefeges). Bis zur Einrichtung der Letzteren ſoll 
das Schiffsregifter von den Kommerz. und Admiralitäts- 
Kollegien zu Königsberg und Danzig, fowie den für 
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Handelsſachen beſtehenden Gerichtsabtheilungen zu Stettin, 
Memel und Elbing in demſelben Umfange,. in welchem 
ihnen bisher die Ausfertigung der Beilbriefe zuftand, im 
a von den Sreisgerichten geführt werden (Art. 73 


a. a. O.). 

2) Sowie nach der Inſtruktion vom 18. März 1845 nur 
den zur Führung der Preußiſchen Flagge befugten Schiffen 
Beilbriefe ertheilt werden durften, jo können auch nur 
ſolche Schiffe in das Schiffsregifter eingetragen und mit 
Regifter-Certififaten verjehen werden (Art. 432, 433, 436 
des Handelsgeſetzbuchs, Art. 53 88. 5, 6, 8 des Einfüh- 
rungsgeſetzes). 

3) In Anſehung der materiellen Erforderniſſe des Rechts, 

die Preußiſche Flagge zu führen, iſt es bei den bisherigen 

Beſtimmungen verblieben. Es hängt dieſes Recht vor wie 

nach davon ab, daß das Schiff im ausſchließlichen Eigen— 

thum Preußiſcher Unterthanen ſich befindet (Art. 53 8.1 

des Einführungsgeſetzes). Neu iſt nur die im zweiten 

Abſatze des 8. 1a. a. O. darüber enthaltene Beſtimmung, 

welche Handelsgeſellſchaften den Preußiſchen Unterthanen 

leich ſtehen. 
ie materiellen Erforderniſſe genügen aber noch nicht zur 

Ausübung des Rechts, die Preußiſche Flagge zu führen. 

Ausgeübt darf daſſelbe erſt werden und der Anſpruch auf 

den Schutz des Staats wird erſt erlangt, nachdem das 

Schiff in das Schiffsregiſter eingetragen und das Regiſter— 

Gertifitat ertheilt ift (Art. 433 des Handelsgeſetzbuchs, 

Art. 53 8. 6 des Einführungsgefetes). 

5) Die Eintragung in das Schiffsregifter wird nicht allein 
durch den Nachweis der materiellen Erforbernifje bedingt, 
von welchen das Recht, die Preußiſche Flagge zu führen, 
abhängt, ſondern e8 find vorher zugleich alle diejenigen 
Thatſachen nachzuweiſen, welche nach Art. 435 des Han- 
velsgefegbuchs und $. 4 Art. 53 des Einführungsgeletes 
ur Bollftändigkeit ver Eintragung gehören und haupt- 
lich für die Feftftellung ver Identität und für die Be- 
feitigung etwaiger Bedenken rückſichtlich der Nationalität 
im internationalen Verkehr von Erheblichkeit ſind. 

6) Zur Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter und 
zur Ertheilung des Regiſter-Certifikats iſt dagegen nicht 
unbedingt erforderlich, daß die Seetüchtigkeit des Schiffs 
im Wege einer beſonderen Prüfung feſtgeſtellt, daß daſſelbe 
mit einem ſogenaunten Meßbriefe Mia und wenn es 
aus einem anderen Lande erworben, daß e8 zuvor in einen 
Preußiihen Hafen geführt fei. Weber in dem Handels— 
geſetzbuch, noch in dem Einführungsgefege ift die Eintra- 


4 


— 
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gung von einem ſolchen Erforberniffe abhängig gemacht, 
demzufolge die bisherigen Beftimmungen, welde für bie 
Ertheilung des Beilbriefes ein Anderes vorfchrieben, feine 
Anwendung finden. Die Aenvderung hat hauptfählih zum 
Zwed, die Eintragung derjenigen Schiffe zu erleichtern, 
welhe urjprünglic; einem anderen Yande angehört haben 
und fpäter, während fie im Auslande fich befanden, wo 
fie unter Umftänden auch nod längere. Zeit verbleiben 
follen, durdy Uebergang in das Eigenthbum Preußifcher 
Unterthanen nationalifirt find. 


7) Nach dem Handelsgeſetzbuch muß ein jedes Schiff einen 


8 


— 


Heimathshafen haben, welcher als das Domizil des Schiffs 
und als der Mittelpunkt ver Gejchäftsführung des Rhe— 
ders gilt, gleichviel, mo dieſer fein fonftiges Domizil hat 
(Art. 435, 448, 455, 495 ff. des Handelsgeſetzbuchs). 
Diefer Heimathshafen oder der Hafen, von welchem aus 
mit dem Schiffe die Seefahrt betrieben werben fol (Art. 
435 a. a. D.), hängt zwar von der Wahl des Rheders 
ab; e8 muß die Wahl aber vor der Eintragung des Schiffs 
in das Schiffsregifter getroffen werden, weil die Eintra- 
gung grsteid den Heimathshafen enthalten fol (Art. 435 
a.a. DO. und Art. 53 8.4 des Einführungsgejekes). Es 
kann aber auch ein jedes Schiff nur in das Schiffsregiſter 
feines Heimathshafens eingetragen werden (Art. 53 8. 3 
a. a. O.). Mithin find zur Führung des Sciffsregifters 
nur die Gerichte berufen, im deren Bezirken die Seebäfen 
belegen find (Art. 53 $.2 a. a. O.), die binnenländiſchen 
Gerichte dagegen von der Führung des Sciffsregifters 
gänzlih ausgeſchloſſen, worin infoweit eine Abweichung 
von der bisherigen Einrichtung liegt, ald die Ausfertigung 
von Beilbriefen aud) — — Gerichten in ein— 
zelnen Fällen geftattet worden iſt. 
Wenn das Schiff untergeht oder das Recht, die Preußiſche 
Flagge zu führen, verliert, jo ift e8 im Schiffsregifter zu 
löfhen und das Gertififat zurüczuliefern; ingleihen iſt 
jeve Aenderung in ven bei der Eintragung aufzunehmenven 
Thatfahen in dem Sciffsregifter und auf dem Gertififat 
zu vermerken (Art. 436 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 53 
. 8 des Einführungsgefeges). Die Löſchung ſowohl als 
die Eintragung einer Veränderung gefchieht nur auf Grund 
eines dem Gericht zu liefernden Nachweiſes (Art. 437 des 
Hanvelsgefegbuhs und Art. 53 $. 8 des Einführungs: 
gefetes). Der Zmed dieſer Anordnungen befteht feines- 
wegs blo8 darin, bei der Führung des Schiffsregifters die 
nöthige Orbnung zu erhalten ımd für den Privatredhts- 
verfehr eine erhöhte Sicherheit zu gewinnen, jondern es 
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liegt ihnen bauptfählih die Abficht zum Grunde, dem 

Haupt -Schiffspofument im internationalen Verkehr das 

gebührende Anſehen zu fihern und den Mißbrauch oder 

den unbefugten Gebraudy der Preußiſchen Flagge zu ver: 
hüten. Deshalb ift audy nicht, wie bei der Führung des 

Banvelsregifters, den Gerichten nur zur Pflicht gemadt, 

die Betheiligten durch Drpnungsftrafen zu ven erforder- 

lihen Anzeigen und Nachmeifungen anzubalten; vielmehr 
ift die Verfäumung einer foldyen Anzeige oder Nachweiſung 
oder der Zurüdlieferung des Certifikats für ein ftrafbares 

Berhalten erklärt, welches wie jede andere Verlegung eines 

Strafgeleges gegen ven Schulvigen nad) den für das Unter- 

fuhungsverfahren geltenden allgemeinen Borfchriften zu ver- 

folgen ift (Art. 437 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 53 

S 8 des Einführungsgeſetzes). Das Nähere über vie 
erjon der zur Anzeige und Nachweiſung Verpflichteten, 

die einzuhaltenden Friften und das Maaß ver Strafen 

enthalten bie FE 8, 9 Art. 53 des Einführungsgefeges. 

Aus dem Vorftehenven ergiebt fich zugleich: 

a) Wenn einmal ein Gertififat ertheilt ift, fo darf ein 

zweites nur gegen Zurüdlieferung des früher ertheilten 

oder nachdem der Verluſt umb die Unmöglichkeit ver 

Zuritdlieferung befjelben glaubhaft befcheinigt ift, er: 

theilt werden. 

‚ft ein Schiff untergegangen oder des Rechts, die Preu- 

Bifche Flagge zu führen, 3. B. durch Veräußerung aud) 

nur einer Part an eine Berfon, welche nicht Preußi- 

ſcher Unterthan iſt (vergl. übrigens Art. 470 des Han- 
delsgeſetzbuchs), verluftig geworden, fo genügt e8 nicht, 
dies nah Maafigabe ver Inftruftion vom 18. März 

1845 auf dem Certififat zu vermerken; das Letztere 

muß vielmehr, wenn es in die Hände des Gerichts 

gelangt, zurüdbehalten werben, da feine Zurüdlieferung 
an das Gericht bei Strafe vorgefchrieben ift. 
ce) Die Löſchung eines Schiffs im Sciffsregifter wegen 

Untergangs oder Berluftes der Nationalität kann auch 

ohne Antrag verfügt werben, fobald das Gericht davon 

überzeugende Gewißheit erlangt. 

9) Das Regifter-Eertififat genügt zum Nachweis des Rechts 
des Schiffs, die Preufiihe Vlagge zu führen (Art. 53 
$. 6 des Einführungsgefegee). 

Hierdurch wird jedod die Verpflichtung des Sciffers 
nicht ausgeichloffen, eine Neife nicht ohne die zum Aus— 
weis für Schiff, Befagung und Ladung fonft erforverlichen 
Papiere Na 480 des Handelsgeſetzbuchs), wozu regelmäßig 
Meßbrief und Mufterrolle gehören werden, anzutreten. 


b 
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10) Das Schiffsregifter ift öffentlih; die Einficht deſſelben 
ift während ver gewöhnlichen Dienftftunden einem Seven 
age (Art. 432 des Handelsgeſetzbuchs). 

11) In das Schiffsregifter ſollen aud) diejenigen Schiffe, welche 
bei Eintritt der Geltung des Handelsgeſetzbuchs und bes 
Einführungsgefeßes unter Preußiſcher Flagge fahren und 
mit den nad den bisherigen VBorfchriften zum Nachweis 
ver Nationalität erforderlihen Papieren verfehen find, ein- 
getragen und die Beilbriefe derſelben durch Regiſter-Cer— 
tififate erfegt werden (Art. 71 des Einführungsgejeßes). 

12) In den Lanvestheilen, in welden das Allgemeine Yand- 
recht gilt, tritt an Stelle ver in ven 88. 302 ff. vorge- 
Ihriebenen Regiftrirung der Verpfändung eines Seeſchiffs 
auf den Schiffspapieren die Eintragung der Verpfändung 
in das Schiffsregifter (Art. 59 des Einführungsgejeee). 


Im Anſchluß an die vorftehende Zufammenftellung wird 
bei bie Führung des Sciffsregifters im Einzelnen Folgendes 
eftimmt: 


8.1. 

Bis zur Errihtung und Organifation der künftigen Han- 
velögerichte wird für die zum Erwerb durch die Seefahrt be- 
ftimmten Schiffe (Art. 432 des Handelsgeſetzbuchs) *), deren 
Heimathshäfen (Art. 435 a. a. D.) in denjenigen Bezirken ge— 
legen find, für welche den Kommerz und Admiralitäts-Kollegien 
u Königsberg und Danzig, fowie den für Handelsſachen beite- 
——— Gerichtsabtheilungen zu Stettin, Memel und Elbing bis— 
her die Ausfertigung der Beilbriefe oblag, das Schiffsregiſter 
von dieſen Gerichtsbehörden, für die zum Erwerb durch die See- 
fahrt beftimmten Schiffe, deren Heimathshäfen außerhalb jener 
Bezirke belegen find, von den Freisgerichten, zu deren Sprengel 
viele Häfen gehören, unter Ausschluß der Kreisgerihts-Kommif- 
fionen und der ftändigen Sreisgerichts-Deputationen, geführt 
ee des Einführungsgefeges und oben Einleitung Nr. 1 
und 7). 

ei den Kreisgerichten — die Führung des Schiffs— 
regiſters vor die zweite Abtheilung. Ein jedes der zur Führung 
des Schiffsregiſters berufenen Gerichte darf für alle Häfen ſeines 
Bezirks nur Ein Schiffsregiſter führen (Art. 53 8. 2 des Ein— 
führungsgefeges). 


*) Seeſchiffe, welche nicht zum Erwerb durch die Seefahrt be- 
flimmt find, werden in das Schiffsregifter nicht eingetragen (Art. 432 
bes Handelsgeſetzbuchs). Ob und welche andere Seeihiffe in Gemäß- 
beit des im $. 10 Art. 53 des Einführungsgefeges enthaltenen Vor— 
behalts von ber Eintragung noch anszuſchließen jeien, wird fpäter be- 
flimmt werben. 


XI. 21 
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8. 2. 
Das Schiffsregifter wird, wie das Hypothelenbuch im Gel- 
tungsbereich des Allgemeinen Landrechts, in einem oder mehreren 
dauerhaft gebundenen —— geführt. 


Ein jedes Schiff erhält in dem Schiffsregiſter ein beſonderes 
Folium, ein jedes Folium eine beſondere Nummer. Die Num— 
merirung beſtimmt ſich durch die Zeitfolge der unter fortlaufender 
Zahl zu bewirkenden Eintragung der einzelnen Schiffe (Einfüh— 
rungsgeſetz Art. 53 8. 4 * 2 


Für die Behandlung der auf die Führung des Schiffsre- 
gifters fich beziehenden Geſchäfte dienen im Allgemeinen die Vor— 
Ihriften zur Richtſchnur, welche im Geltungsbereiche des Allge- 
meinen Landrechts fir vie Bearbeitung ver Hypothekenſachen 
maaßgebend find. Es gilt dies insbejondere von der Bertheilung 
ver Geſchäfte, jo daß die Bearbeitung der Angelegenheiten des 
Schiffsregifterd einem oder einigen Mitglievern des Gerichts aus— 
ſchließlich übertragen werden fann ($. 19 des Geſchäftsregulativs 
vom 18. Juli 1850), der Art und Weife der richterlihen De— 
fretur, fowie der Erledigung der eine Fintragung oder Löſchung 
verorpnenden Berfügungen, dem Befäwerbenerlähren und ber 
Aktenkaſſation. Demgemäß find einem Büreaubeamten die der 
Stellung eines Hypothekenbuchführers entiprehenden Funktionen 
zu übertragen und für jedes einzelne Schiff nah Maaßgabe der 
Vorschriften über die ng und Fortführung der Grund- 
und Hypothelenakten nn * zu halten. 

Soll eine Thatſache in das Schiffsregiſter eingetragen wer— 
ben, jo muß die Richtigreit derſelben glaubhaft nachgewieſen fein. 
In der Regel ift der Nachweis wie bei den Eintragungen in 
das Hypothekenbuch durd öffentliche Urkunden zu führen. Be- 
fteht die einzutragende Thatſache nit in einem Rechtsgeſchäft 
oder in der Aenderung eines bisherigen Rechtsverhäliniſſes, 
z. B. einer Eigenthumsänderung durd Erbgang, fo ift jede dem 
Gericht zuverläffige Gewißheit gebende Art ver Beweisführung 
zuläffig, insbefondere eine ſolche, welde bisher für die Ausfer- 
tigung der Beilbriefe für zureichend galt. Dahin gehört nament- 
[ih das eidliche Zeugniß der Erbauer eines Schiffes für vie 
Veftftellung, an welchem Orte, zu weldher Zeit und für weſſen 
Rechnung ein Schiff erbaut, wie daſſelbe befchaffen fei und vergl.; 
ferner die Notorietit al8 Beweis für die Nationalität eines 
Sciffseigenthümers. Die Größe und Tragfähigkeit des Schiffs 
ift in der Kegel durch Beibringung eines inländiſchen Mefbriefs 
nachzuweiſen. Hat eine Vermeſſung des Schiffs im Inlande 
noch nicht ftattfinden fünnen (vergl. Einleitung Ziffer 6), jo ger 
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nügt zum Nachweis der Größe und Tragfähigkeit des Schiffs 
das Bermeilungs-Atteft einer auswärtigen Behörde over eine 
andere glaubbafte Urkunde. e 


6. 

Dem Schiffsregiſter iſt die aus dem als Anlage E. beige— 
druckten Formular erſichtliche Einxichtung zu geben. deſſede NE 
erhält alſo die nachſtehenden Kolonnen: 

1) Namen des Schiffs, 
2) Namen des Heimathshafens, 
3) Gattung und Bauart des Schiffs, 
-, Größe und Tragfähigkeit, 
5) Zeit und Ort der Erbauung, 
6) Eigenthumsverhältniiie, 
7) Zeit der Eintragung des Schiffs in das Schiffäregifter, 
8) Eigenthums-Beränderungen, 
9) Veränderungen in den eingetragenen Thatfahen mit 
Ausnahme der Eigenthumsveränderungen, 
10) Berpfändungen, 
11) Löſchung des Schi F 


Die Kolonnen 1 bis 7 find für die Thatſachen beſtimmt, 
weldhe die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregifter nad) 
"Art. 435 des Handeldgejegbuhs und $. 4 Art. 53 des Ein- 
führungsgefeges enthalten fol, die Kolonnen 8 und 9 für bie 
in dieſen Thatjahen fpäter eingetretenen, nad) Art. 436 des 
Handelsgejegbuhs und 8. 8 Art. 53 des Einführungsgefeges in 
das Regifter einzutragenden Veränderungen, und zwar bie Ko— 
lonne 8 für die Eigenthumsveränvderungen, die Kolonne 9 für die 
übrigen Beränderungen; die Kolonne 10 ift beftimmt für vie 
nah Art. 59 des Einführungsgefetßes einzutragenden Berpfän- 
bungen und die Kolonne 11 für den Löſchungsvermerk, wenn 
das Schiff im Kegifter zu löfchen ift (vergl. Art. 436 des Han- 
delsgeſetzbuchs). 


8. 8. 
In die dritte Kolonne iſt aufzunehmen: 
aus welchem Material das Schiff erbaut iſt (z. B. ob 
aus Eiſen, aus Eichenholz mit buchenem Kiel); 
welche Bauart angewendet iſt (z. B. Klinfer-Art); 
ob das Schiff ein rundes oder plattes (flaches) Gatt hat; 
wie viel Decke und wie viel Maſten das Schiff hat; 
wie es getakelt iſt (als Brigg, Schoner und dergl.); 
ob es eine Dampfmaſchine bet, und wenn dies ber 
Tall, ob e8 ein Schaufel-, oder Schraubendampfer ift; 
ob e8 ein glattes Ded, over Erhöhungen im Verdeck, 
oder Aufbauten auf dem Deck (Quarterdeck, Volks— 
logie) hat; 


21? 
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ob, wenn es mit einer Metallhaut verfehen ift, dieſe aus 
Kupfer oder aus weldhem anderen Metall befteht. 


8. 9. 
In die vierte Kolonne find einzutragen: 
1) unter Angabe ver Anfangs- und Endpunkte ver Mef- 
jungen: . 
die Hauptlänge, 
die Daupttiefe, 
die Breite des Schiffs und zwar außer einer 
Breite noch eine oder zwei andere Breiten, injo- 
fern diefe aus dem beigebradhten- Nachweis er» 


hellen ; 
2) die Tragfähigkeit des Schiffs, 
3) die Bezugnahme auf den in der Kegel beizubringenven 
Mefbriet ($. 5) unter Angabe des Datums ter Aus» 
ftelung und ver Behörde, welche ihn ausgeftellt hat. 


. 10. 

In die fünfte — iſt nicht allein die Zeit der Er» 
bauung res Schiffs unter Angabe des Jahrs oder der Jahre 
der Ausführung des Baues, fomwie des Orts der Erbauung, 
fondern aud der Sciffsbaumeifter, welder ven Bau geleitet 
bat, oder die Werft, auf welcher ver Bau gejchehen ift, einzus 
tragen. Iſt die eine oder andere Thatſache nicht ohne unver— 
bältnigmäßige Weiterungen zu ermitteln, fo genügt eine allye- 
meine Angabe oder die Bemerkung, daß die betreffende Thatſache 
nicht ermittelt ſei (3. B. „Das Schiff ift vor mehreren Jahren 
in England erbaut; Zeit und Drt der Erbauung, jowie ber 
Schiffsbaumeifter find nidyt näher ermittelt‘). 

Hat das Schiff früher einem anderen Pande angehört, fo 
ift in der fünften Kolonne zugleich der Rechtsgrund, worauf 
feine Nationalifirung beruht, unter Angabe der Zeit derſelben 
und der darüber beigebradhten Urkunden zu bemerken (3. B. 
„Das Schiff, weldes früher die englifhe Flagge geführt hat, 
ift laut notarieller Urkunde vom .......... von dem dama⸗ 
ligen Eigenthümer N. N. an den Preußischen Unterthan N. N. 
verfauft, wodurch es das Recht, die Preußifche Flagge zu führen, 
erlangt bat‘). 


8. 11. 

In die fechste Kolonne ift der Eigenthümer des Schiffe, 
oder wenn eine Rhederei befteht, jeder Mitrheder unter Hervor- 
hebung des Rechtsgrundes des Erwerbes und der Nationalität, 
jowie, wenn eine Rhederei befteht, unter Bezeichnung der Größe 
der Schiffspart eines jeden Miitrhevers nach Anleitung des For— 
mulars einzutragen (Art. 53 8. 4 Biffer 5, 6, 7 des Einfüh- 
rungsgejeßes). 
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Iſt eine Aktiengeſellſchaft Rheder oder Mitrhever, fo ge- 
hört zu ihrer Bezeichnung die Angabe ihrer Firma, des Drts, 
an weldem fie ihren Sit bat, und des Orts, wo fie errichtet 
ift (Art. 53 8. 1a.a.D.) Iſt eine Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien Rheder oder Mitrheder, fo find nicht allein ihre Firma, 
fowie der Ort ihres Sites und ihrer Errichtung, ſondern aud 
die perfönlih haftenden Gefellihafter und deren Nationalität, 
nicht and die übrigen Gefellichafter, anzugeben (Art. 53 8. 1 
und S 4 Ziffer 5a. a. D.). 

aben feit der Erbauung oder Nationalifirung des Schiffes 
und vor der Eintragung deffelben in das Schiffsregifter bereits 
Eigenthumsveränderungen ea fo werden diefelben nur 
= befonderen Antrag des Rheders, und zwar nicht im ber 
jehsten Kolonne, fondern in der fünften dol 


wähnt. 
$. 12. 


In der fiebenten Kolonne ift das Datum ver richterlichen 
Verfügung, durdy welche die Eintragung des Schiffs angeordnet 
ift, und das Datum der Eintragung felbft zu vermerken. 

‚18. 


onne biftorifch er» 


In bie zur Aufnahme der nad) der Eintragung des Schiffs 
in das Schiffsregiſter eingetretenen Eigenthumsveränderungen 
dienende achte Kolonne wird jede Eigenthumsveränvderung nad) 
— —— des Formulars dergeſtalt eingetragen, daß der neue 
Erwerber nach Anleitung des 8. 11, der Rechtsgrund des Er— 
werbes unter Bezeichnung der darüber beigebrachten Urkunden, 
und wenn nicht das ganze Schiff, ſondern nur eine oder mehrere 
Parten erworben ſind, dieſe letzteren durch Hinweiſung auf die 
jehöte und betreffenden Falls auf einen früheren Vermerk in der 
achten Kolonne zu bezeichnen und die Zeit der Eintragung, ſo— 
wie das Datum der diefelbe anordnenden richterlihen Verfügung 
anzugeben find. i 

1 


In der neunten Kolonne ift jede in denjenigen Thatfachen, 
welche in die vier erften Kolonnen des Regifters eingetragen find, 
eingetretene Veränderung zu vermerken, insbejonvere alſo die Ber- 
änderung des Namens des Schiffs, des Heimathshafens, infos 
fern der neue Heimathshafen in dem Bezirk des Gerichts be- 
legen ift, ver baulihen Einrihtung, der Größenverhältnifie und 
Tragfähigkeit, des abmeichenden Ergebniffes einer neuen Ber- 
meſſung unter näherer Bezeichnung des darüber beigebrachten 
Meßbriefes. — Die Eintragung al unter Angabe der Zeit 
berfelben und der fie anorbnenvden richterlichen Verfügung, im 
Mebrigen in möglichfter Kürze. 


. 15. 
Die elfte Kolonne wird nur in das Schiffsregifter derjenigen 
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Gerichte aufgenommen, in deren Bezirken das Allgemeine Land» 
recht gilt. Wird eine Berpfündung eingetragen, fo muß bie 
Eintragung nad) $. 1 Art. 59 des Eiuführungsgefeges außer ver 
Zeit der Eintragung enthalten: 
1) den Namen des Gläubigers, 
2) die Forderung, für welche die Berpfändung geſchehen ift, 
3) die Bezugnahme auf die DBerpfändungsurfunde unter 
Bezeihnung des Ortes und des Datums der Aus 
ftellung. 

Seffjonen und jonftige Veränderungen, ſowie Löſchungen 
werben in gleicher Weile vermerkt, wie bei den in das Hypothe— 
fenbuch eingetragenen Forderungen. 

Fever Verpfändungs-, Ceſſions-, Veränderungs- und Lö— 
ſchungsvermerk iſt zugleich auf ver Verpfändungsurkunde zu re— 
giſtriren *). 


*) Es iſt von Wichtigkeit, daß über die Bedeutung des Art. 59 
des Einführungsgefees feine Zweifel beftchen. Nah dem Eingan 
des Artikels follen die SS. 1, 2 und 3 deſſelben an Stelle der $$. 308 
bis 307 und 313 Th. I. Tit. 20 des Allgemeinen Landrechts treten. 
Eine Bergleihung ber leßteren Vorſchriften mit den erfleren läßt er- 
fennen, von welcher geringen Tragweite bie eingetretene Aenderung if. 
Diefelbe beihränkt fih im Wejentlihen darauf, daß die VBerpfändung 
ftatt der bisherigen Regiftrivung auf den Schiffeurfunden in das nad 
Art. 432 des Handelsgeſetzbuchs einem Jeden zur Einficht geöffnete 
Schiffsregifter eingetragen wird. Nah den Motiven ift e8 bevenflich 
befunden, noch weiter zu geben und die landredtlichen Grunbfätze 
über die Berpfändung von Grundſtücken mittelft Eintragung in das 
Hypothekenbuch ohne Weiteres auf die VBerpfändung von Schiffen und 
Schiffsparten zu übertragen, wodurch das Sciffsregifter zu einem 
Hypothekenbuch für die Schiffe erhoben und mit eimem überwiegend 
privatrechtlihen Karalter verjehen fein würde. SKeineswegs bürfen 
alio bie $$. 1—3 Art. 59 des Einführungsgejetes in einem anderen 
Sinne verftanden werben, als daß fie nur die Stelle der 88. 302 
bis 307 und 313 Th. I. Tit. 20 des Allgemeinen Landredts ein- 
nehmen und feine andere Bedeutung haben, als diejenige, welde aus 
ihrer dortigen Einreihung nad dem Syftem des Gefegbuchs und bem 
Zufammendang fih ergiebt, was namentlih von Wichtigfeit wird, 
wenn es fih um eine Löſchung handelt (vergl. $. 2 Abſ. 3 Art. 59 
bes Einführungsgejeges). Sodann ift zu beachten, daß nad 8. 2a. a. O. 
dur die Eintragung in das Schiffsregifter die Verpfändung felbft 
vollzogen wird, Die Vorſchrift entjpridt dem $. 805 Th. I. Tit. 20 
des Allgemeinen Landrechts: „Durch die Uebergabe diefer beglaubten 
Abſchrift wird die Berpfändung ſelbſt vollzogen,” und ergiebt, daß bie 
am Schluſſe des $. 1 vorgefchriebene Notirung der Eintragung auf 
der Berpfändungsurfunde und dem Eertififat des Pfandbeflellers nicht 
als eine wefentliche Bedingung zum Exrwerbe des Pfandrechts erfcheint; 
es * dies feine Erklärung in der geſetzlichen Publizität des Schiffe- 
regiſters. 
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$. 16. 

Wird das Schiff in dem Scifisregifter gelöfcht, fo ift in 
der elften Kolonne nicht allein die Löſchung, ſondern auch ver 
Grund und die Zeit derfelben unter Angabe des Datums der 
fie anorbnenden richterlihen Verfügung einzutragen. Iſt zu der 

eit, in welder vie Löſchung nach dem Geſetz erfolgen muß, 
eine Berpfändung eingetragen, fo ift der eingetragene Pfand— 
gläubiger, infofern fein Aufenthalt bekannt ift, vor ver Löſchung 
von. der Sachlage und ber bevorftehenden Löſchung in Kenntniß 
zu fegen, und erft nad Ablauf von vier Wochen vom Tage ver 
Infinuation der Berfügung an gerechnet, mit ver Löſchung zu 
verfahren. 

8. 17. 


Das nah der Eintragung des Schiffs in das Schiffsregifter 

in ertheilende Gertifitat (Art. 435 des Handelsgeſetzbuchs und 

tt. 53 $. 6 des Einführungsgefeges) muß den Inhalt des 

Sciffsregifterd genau und vollitindig angeben, und bezeugen, 

daß die in das Sciffsregifter eingetragenen Thatfadhen auf 

laubhaften Nachweiſungen beruhen, ſowie daß dem Schiffe das 
echt, die Preußiſche Flagge zu führen, zufteht. 

Die Ausfertigung des Certififats erfolgt, wie die des bis— 
herigen Beilbriefs, in alter Urkundenform auf Pergament mit 
angehängtem Kapfelfiegel. Diefelbe ift fomohl von dem Direk— 
tor, ald von zwei anderen Mitglievern des Gerichts zu voll- 


iehen. 

Die Gerichte haben zu den Certifitaten zum Theil gedruckte, 
nur der Ausfüllung bevürfende Kormulare zu verwenden. Die 
Beichaffenheit und Einrichtung eines folden Formulars ift aus 

der Anlage F. erſichtlich. Daffelbe giebt auf der Vorberfeite in 

der Mitte des gerichtlihen Zeugniffes ven Inhalt des Sciffe-_F. 
regifter8 in fieben Kolonnen wieder, welche genau ven fieben 
a Kolonnen des Sciffsregifterd entfprechend find. Wenn 
nah der Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter das Cer— 
tififat ertheilt wird, ſo fünnen die achte und neunte Kolonne des 
Regifters nod) feine Eintragung enthalten, wohl aber ift e8 mög— 
(ih, daß in der zehnten Kolonne bereits ein Verpfändungsver— 
merk eingetragen ift. Im einem ſolchen Falle ift ver Verpfün— 
bungsvermerf nah Anleitung des $. 18 auf ver Kürffeite des 
Gertififats in die zehnte Kolonne aufzunehmen. 


Nah dem Obigen und im Hinblid auf den Hauptzweck des 
Schiffsregifters wird im Falle der Nationalifirung des Schiffs das 
Gericht vor ber Eintragung beffelben in das Schiffsregifter von Amts- 
aa auch nicht zu prüfen haben, ob Pfandrechte auf dem Schiffe 
ruhen. 
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Wird ein neues Gertififat verlangt, nachdem in bie achte 
oder neunte Kolonne des Regiſters bereit8 Veränderungen ein» 
getragen find, jo müfjen viefe nicht allein im die achte oder 
neunte Kolonne des Gertififats aufgenommen und die Vermerfe 
nad Anleitung des $. 18 beglaubigt werden, fonvern es ift 
zugleich auf der erfien Seite des Kegifter8 in der entſprechenden 
Kolonne, auf deren Inhalt die Veränderungen fi) beziehen, 
durch einen kurzen Vermerk auf die betreffenden, aus ver Rück— 
feite des Regiſters erfichtlichen Eintragungen zu verweilen, 3.8. 
wenn bereitd eine Eigenthumsveränderung eingetragen ift, durch 
ven Vermerf in der Prhöten Kolonne: 

„Vergleiche die auf der Nüdjeite in ver achten Kolonne 
RENNEN ae eingetragene Verände— 
rung.‘ 

Damit die Benutung des Formulars um fo wenigere 
Schwierigkeiten veranlaſſe, ift bei der Eintragung des Schiffs 
in das Schiffsregifter, insbeſondere bei ver Austüllung ber dritten 
und vierten Kolonne der Inhalt des Formulars zur Richtſchnur 
zu nehmen. 


8. 18. 

Iſt nach der Ertheilung des Certififats eine Eintragung in 
bie achte, neunte oder zehnte Kolonne des Regiſters erfolgt, jo 
ift diefelbe auf der Rückſeite des Certififats in die entſprechende 
Kolonne wortgetreu aufzunehmen, und diefer Bermerf durch Bei- 
fügung des Namens, fowie des Siegeld und ver Unterfchrift des 
Direktors zu beglaubigen. 

Die Eintragung von Veränderungen, für welche die achte 
und neunte Kolonne des Regiſters beftimmt find, kann auf den 
Antrag des Rheders aud in der Urt erfolgen, daß das Folium, 
auf welches das Schiff bisher eingetragen war, geſchloſſen, und 
das letztere auf ein anderes Foliuin unter einer neuen Nummer 
nur nad Maafgabe ver Thatfachen und Verhältniffe eingetragen 
wird, welche zur Zeit der Anlegung des neuen Foliums en 
In einem folhen Falle ift auf dem früheren Yolium in ber 
elften Kolonne des Kegifters die Schliefung des Foliums und 
die Nummer zu bemerfen, unter welcher das Schiff von neuem 
eingetragen ift (3. B. „Das Folium ift geichloffen und das Schiff 
unter Nr. ... des Regiſters von neuem eingetragen‘), wogegen 
auf dem neuen Folium in der fünften Kolonne zu erwähnen ıft, 
daß und unter welder Nummer das Schiff früher eingetragen war, 
fomwie, wenn eine Namensveränderung ftattgefunden hat, welchen 
Namen das Schiff früher geführt hat. In ver fiebenten Ko— 
lonne ift ſowohl die Zeit ver früheren Eintragung, als die der 
neuen Eintragung anzugeben (3. B. zufäglid: „Neu auf dieſes 
Folium übertragen zufolge Berrüügung DOM 2 Ba 

Wird ein neues Folium angelegt, jo kann das früher er 
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theilte Certifilat nicht berichtigt, Jondern e8 muß über die ander 
weite Eintragung ein neues Gertififat ertheilt werben. 


8. 19. 

Wenn bei ver Veränderung des Heimathshafens das Schiffs- 
regifter für ven neuen Heimathshafen von einem anderen Gericht 
geführt wird, fo hat das Gericht, in deſſen Sciffsregifter das 

hiff eingetragen ift, das betreffende Foltum nad Anleitun 
des 8. 18 zu fchlieken, dem anderen Gericht, zu deſſen Bezir 
der neue Heimathshafen gehört, eine beglaubigte Abjchrift jenes 
Foliums nebft den auf die Kegiftrirung des Schiffs ſich bezie- 
henden Akten mitzutheilen, das andere Gericht das Schiff in 
jein Sciffsregifter nur nah Maafgabe ver zu dieſer Zeit bes 
ftehenden Thatfahen und Berhältnijfe einzutragen, und dem 
Rheder ein neues Gertififat zu ertheilen. Bet der neuen Ein— 
tragung ift in der fünften Kolonne des Regiſters zu erwähnen, 
daß und unter welder Nummer das Schiff in das Regifter des 
erfteren Gerichts früher eingetragen war, fowie wenn eine Na- 
mensveränderung ftattgefunden bat, welchen Namen das Schiff 
früher geführt hat. 


8. 20. 
Die bei a eines neuen Certifikats oder im Falle 
der Löſchung des Schiffs zurüdzuliefernden Gertififate find zu 
faffiren und zu den Akten zu * 


8. 21. 

Nach den in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen Be- 
flimmungen ift, foweit in ven nachfolgenden Paragraphen nicht 
ein Anderes beftimmt wird, auch bei ver im Artikel 71 des Ein- 
führungsgeſetzes vorgejchriebenen Eintragung derjenigen Schiffe 
gu verfahren, welche bei Eintritt der Geltung des Handelsgeſetz⸗ 

uchs und des Einführungsgeleges zur Führung der Preußiichen 
Biagge berechtigt und mit den nach ven bisherigen Borjchriften 
zur Ausübung dieſes Rechts erforberlichen Papieren verfehen find. 


8. 22. 

Zu der Eintragung eines Schiffs, welches zu ven im $. 21 
bezeichneten gehört, ift Die Borlegung des Beilbriefs erforderlich. 
Die Eintragung gefchieht auf Grundlage des Beilbriefs. Kann 
verfelbe wegen glaubhaft bejcheinigten VBerluftes nicht vorgelegt 
werben, fo ift ein Inhalt aus den bisherigen Beilbriefsakten 
feftzuftellen. 


8. 23. 

Die nad) den 88. 6 ff. in das Schiffsregifter einzutragen« 
ven Thatſachen bebürfen, ſoweit fie durch den Beilbrief beur- 
fundet find, oder aus ben Beilbriefsaften fich zur Genüge er- 
geben, feines weiteren Nachweiſes. | 
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. 24, 

Sind nad ver Erheildu des Beilbriefs Veränderungen 
eingetreten, welche, wenn ſie nach der Eintragung des Schiffs 
in das Schiffsregiſter eingetreten wären, in die achte und neunte 
Kolonne des Regiſters gehören würden, ſo iſt gleichwohl die 
Eintragung des Schiffs nur nach Maaßgabe der zur Zeit der— 
ſelben beſtehenden Thatſachen und Verhältniſſe zu bewirken, je— 
doch, wenn eine Namensveränderung ſtattgefunden hat, unter 
Erwähnung des früheren Namens in der fünften Kolonne und 
unbeſchadet des Rechts des Rheders, die früheren Eigenthums— 
verhältniſſe in dieſelbe Kolonne aufnehmen zu laſſen (8. 11). 


8. 25. 

In der fiebenten Kolonne ift nicht allein die Zeit der Ein- 
tragung anzugeben, fondern aud zu vermerken, daR und zu 
welcher Zeit der Beilbrief ertheilt, und daß nad — 
des Schiffsregiſters das Schiff auf Grundlage des Beilbriefs 
in das Schiffsregiſter eingetragen ſei. Der Eintragungsvermerk 
in der fiebenten Kolonne wird alfo dahin zu lauten haben: 
„Das Schiff, für weldes am ........ ber Beilbrief ertheilt 
worden, ift nad) der Einführung des Schiffsregiſters auf Grund» 
lage des früher ertheilten Beilbriefs zufolge Verfügung vom 
—— am . . . . . . in das Schiffsregiſter eingetragen.‘ 


8. 26. 

Berpfändungen, welche auf dem Beilbrief regiftrirt und 
noch nicht gelöfcht find, werben in die zehnte Kolonne des Re— 
gifter8 von Amtswegen eingetragen. 

8. 27. | 
Nach der Eintragung ift ver Beilbrief zu Faffiren und dem 
Rheder das Regifter-Certififat zu ertheilen. 


8. 28. 
Die bisherigen Beilbriefsakten find mit den nah $. 4 an— 
zulegenden Akten zu verbinden. 


| 8. 29. 

Diejenigen Gerichte, melde Beilbriefe ertheilt haben, zur 
Führung des Schiffsregifters aber nicht befugt find, haben ihre 
Beilbriefsakten an die Gerichte abzugeben, denen die Führung 
des Scifföregifters über die von dem Rheder der betreffenden 
Schiffe zu Heimathshäfen zu wählenden Häfen obliegt. Daffelbe 
gilt, wenn ver Rheder einen Heimathshafen wählt, für den ein 
anderes Gericht, als dasjenige, welches ven Beilbrief ertheilt 
hat, das Regifter zu führen hat. 
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Dritter Theil. 


Die Beeidigung der Handelsmäfler und die Beglaubigung und 
Aufbewahrung der Tagebücher verfelben. 


8. 1. 
Jeder Handeldmäkler hat nach feiner Anftellung und vor 
Antritt feines Amts einen Eid dahin zu leiften! 
„daß er, nachdem er zum (Waaren-, Wechfel-, Schiffs-) 
Mäkler für die Stadt (den Bezirk) N. N. beftellt wor- 
den, bie in dieſer Eigenfhaft ihm obliegenven Pflichten 
wor erfüllen wolle —“ (Art. 66 ded Hanvelsgefeg- 
u 


Es ift alfo in der Eidesformel des Drts oder des Bezirks, 
für welchen ver Mäkler angeftellt ift, und ver befonderen Arten 
von Mäklergefhäften, worauf die Anftellung etwa befchränft ift 
(Art. 68 a. a. D.) zu erwähnen *). 


8. 2. 

Der Eid wird bis zur Errichtung und Organifation von 
andelögerichten in allen Landestheilen der Monarchie bei dem 
tadt- oder Kreisgericht, im deſſen Bezirk der Handelsmäkler 

angeftellt ift, oder wenn er im Bezirf einer ftändigen Gerichts— 
Deputation angeftellt ift, bei diefer von einem dazu beftellten 
Richter abgenommen. Im Gebiet des Rheiniſchen Rechts wird 
die Beeidigung bei dem Handelsgericht, in deſſen Bezirk ver 
Mäkler angeftellt ift, in öffentliher Situng des Gerichts durch 
ven Präfiventen veflelben bewirkt (Art. 9 8. 4 und Art. 73 des 
Einführungsgejetes). 


Die Beeidigung findet nur auf Erfuhen ver Regierung 
ftatt, welche die Ernennung des Mäklers beftätigt offer venfelben 
angeftellt hat (Art. 9 8. 1 des ÄHTIRDERABEBEILSER). 

Bon der gejchehenen Beeidigung ift die Regierung in Kennt» 
niß zu jegen. » 


8. 4. 
Der nochmaligen Beeidigung ver nach den bisherigen Vor— 
—5 — angeſtellten und beeidigten Danvels- Mäfler bedarf es 
nicht **). 


*) Für bie Eidesformel kann nur ber Art. 66 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs maafgebend fein; die auf dieſen Gegenftandb fich beziebenden 
früheren Borjehriften find als aufgehoben anzufehen (vergl. Art. 60 
Biffer 2 a. a. D.). 

**), Die Faſſung des zweiten Abſatzes bes Art. 66 des Hanbels- 
geſetzbuchs läßt erkennen, daß er auf die bereits im Amte ftehenden 
beeidigten Mäkler ſich nicht bezieht. 


332 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1861. 


8. 5. 

Der Präfivent over — des Gerichts, bei welchem 
nach * der Mäkler beeidigt wird, hat das Tagebuch deſſelben 
nah Maaßgabe des Art. 71 des Handelsgeſetzbuchs zu beglau— 
bigen (Art. 9 8. 4 des Einführungsgefekes). 

Auch die Tagebücher der bereits angeftellten Mäkler find 
diefer Beglaubigung unterworfen und glei nad) Eintritt der 
Geſetzeskräft des Handelsgejeßbuchs zur Bewirtung verfelben ven 
Gerichtsvorſtänden vorzulegen. 

8. 6. 

Das Tagebuch eines verftorbenen oder aus dem Amte aus. 
geſchiedenen Handelsmäflere ift von demſelben Gericht in Ber» 
wahrung zu nehmen, weldem nad $. 2 die Beeibigung obliegt 
(Art. 75 des Hanvelsgefegbuhs und Art. 9 $. 4 des Einfüh- 
rungsgejeges). Bei der Aufbewahrung ift in gleicher Art zu 
verfahren, wie bei ver Aufbewahrung ver Amtspapiere eines 
verftorbenen oder ausgejchievenen Notars (vergl. 8. 73 des Ge- 
feßes über die Aufnahme der Notariatsinftrumente vom 11. Juli 
1845, (Gefeg-Samml. ©. 487). Im Bezirk des Appellations- 

erichtöhofes zu Cöln werben die Tagebücher im Sekretariat des 
Sandelögeriche aufbewahrt. 
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eussische Flagge zu führen, und alle Eigenschaften, Rechte und Privilegien eines 
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135. 
Allerböchfter Erlaß vom 16. Dezember 1861, — 
betreffend die Errichtung eines Handelsgerichts in 
Düſſeldorf. 


Auf Ihren Bericht vom 9. Dezember d. J. genehmige Ich 
die Errichtung eines Handelsgerichts für den ganzen Kreis Düſſel— 
dorf und den im Sreife Solingen belegenen Friedensgerichte- 
bezirk Opladen, mit den Bürgermeiftereien Opladen, Burſcheid, 
Schlebuſch, Leichlingen, Richrath, Monheim und Wighelven; 
daſſelbe joll aus einem Präfiventen und fünf Richtern nebit drei 
Stellvertretern beftehen und feinen Sig in Düffeldorf haben. 
Mit dem Tage, an weldhem das gedachte Handelsgericht in 
Thätigkeit tritt, hört die bisherige Kompetenz des Landgerichts 
u Düffelvorf als Handelsgericht auf; doc find die bei dieſem 
Berichte zu jenem Zeitpunfte ſchon anhängigen Rechtsſachen aud) 
bei demjelben zu beendigen. Zur Ausführung biefer Order, 
welche durch die Geſetz Sammlung befannt zu maden ift, haben 
Sie, der Yuftizminifter, das Weitere zu veranlaffen. 

Berlin, den 16. Dezember 1861. 

Wilhelm. 
An v. d. Heydt. v. Bernuth. 
den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und ven Yuftizminifter. 
I. 440. Rhein. Gener. 52. Vol. 6. 


136. 
Allgemeine Verfügung vom 17. Dezember 1861, — 
betreffend die Aufftellung und Cinreichung ander- 
weiter Gebäude - nventarien der Gerichtsbehörden. 


Allgemeine Verfügung vom 7. Januar 1852 (Nhein. Samml. 
Br. 10. ©. 402). 


Nachdem feit dem Erlaffe ver Allgemeinen Verfügung vom 
7. Januar 1852 (Nhein. Samml. Bd. 10. ©. 402), durch melde 
die Führung ven Gebäude-Inventarien bei den Gerichtsbehörden 
angeordnet worden, indbefondere in Folge der Ausführung des 
Geſetzes, betreffend die Entbürdung der Städte von der Ver— 
pflihtung zur Tragung der Sriminalfoften 2c. vom 1. Auguft 
1855 (Geſetz⸗Samml. ©. 579), vielfahe Veränderungen in Ber 
iehbung auf die der Juftizverwaltung gehörigen oder von der— 
Velen benutten Lofalien und Realitäten eingetreten find, hat 
die Königliche Ober-Rechnungskammer die Aufftellung neuer Ge- 
bäube-Imventarien, welche ven jetigen Verhältniſſen entſprechen, 
für die Reviftionszwede als erforderlich erachtet. In Folge deſſen, 


22* 
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und da die Erneuerung der bisherigen Inventare zur Berbei- 
führung einer volftändigen Weberfiht auch dieſſeits als wün— 
ſchenswerth anerkannt werden muß, ift an Stelle des früheren 
ein hierbei angeſchloſſenes anverweites Formular, durch entſpre— 
chende Beiſpiele erläutert, angefertigt worden. 

Die Gerichtsbehörden werden angewieſen, über ihre Loka— 
lien und ſonſtigen Realitäten, mit Einſchluß der Lokalien der 
Staatsanwaltſchaft, ſowie über die Dienſtwohnungen ver Juſtiz— 
beamten nach Anleitung dieſes Formulars ein neues Gebäude— 
Inventarium in der Art anzufertigen, daß aus demſelben alle 
in Betracht kommenden Verhältniſſe genau zu erſehen ſind. 

Dieſe Inventarien find, nach dem Wunſche ver Königlichen 
Ober-Rechnungskammer, derſelben zur Erleichterung des dauern— 
den Gebrauchs, nicht wie in der Allgemeinen Verfügung vom 
7. Januar 1852 angeordnet war, mit der Jahresrechnung, ſon— 
dern für jedes Stadt- oder Kreisgericht und jede andere ſelbſt— 
ſtändige Gerichtsbehörde in einem beſonderen Hefte ſpäteſtens 
bis zum 1. April 1862 vorzulegen. 

Seitens der Gerichte erſter Inſtanz erfolgt die Einſendung 
durch die ihnen vorgeſetzten Appellationsgerichte, und zwar ſo zeitig, 
daß die letzteren den bezeichneten Termin zur Uebermittelung an die 
Königliche Ober-Rechnungskammer unter Beifügung des Inven— 
tars über ihre eigenen Lokalitäten einzuhalten im Stande ſind. 

In jedem folgenden Jahre haben die Gerichte entweder einen 
Nachtrag zu den Gebäude-Inventarien anzufertigen, in welchem 
die im Laufe des betreffenden Jahres vorgekommenen Verände— 
rungen ſpeziell anzugeben ſind, oder für den Fall, daß ſolche im 
Laufe des Jahres nicht ſtattgefunden haben, eine Beſcheinigung 
hierüber auszuſtellen. 

Dieſe Nachträge, beziehungsweiſe Beſcheinigungen, welche 
von den Gerichten erſter Inſtanz den an die Appellationsgerichte 
einzuſendenden Jahresüberſichten beizufügen ſind, gelangen von 
den Appellationsgerichten mit den, ihre eigenen Lokalien betref— 
fenden Angaben begleitet, bis zum 1. März jeden Jahres unge— 
heftet an die Königliche Ober-Rechnungskammer, um dort den 
Inventarien felbft angeichloffen zu werben. 

Ein Duplifat der hiernach aufzuftellenden neuen Gebäube- 
Inventarien ift von den Appellationsgerichten bis zum 1. April 
k. 3. dem Juſtiz-Miniſter einzureichen. Für die folgenden Jahre 
ift eine Abjchrift der in der oben gedachten Art anzufertigenden 
Nachträge beziehungsmweile Beſcheinigungen den jährlidhen Ge— 
ſchäftsüberſichten * beizufügen. 

Berlin, den 17. Dezember 1861. Der Juſtiz-Miniſter. 

An ſämmtliche Gerichtsbehörden. v. Bernuth. 


I. 4593. 0. 2. Vol. 3. 
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137. 


Allgemeine Verfügung vom 15. Januar 1862, — 
betreffend die Kontrolle über die Haltung der Geſetz— 
fammlung Seitens der dazu verpflichteten Juſtiz— 
beamten und über die für die Königlichen Staats— 
behörden unentgeltlich zu liefernden Sremplare ver 
GSefegfammlung. 
Allgemeine Verfügung vom 3. Januar 1854 (Rhein. Samml. 
Br. 11. ©. 


6). 
Staats-Minifterial-Befhluß vom 28. November 1861 (©. 266 
dieſes Bandes). 


Nah einer Mittheilung des Herrn Minifters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten macht ver Beſchluß des König— 
lihen Staats - Miniftertums vom 28. November 1861, die um« 
entgeltliche Lieferung der für die Königlichen Staatsbehörden 
erforberlihen Eremplare der Geſetzſammlung betreffend, eine 
Aenderung in der Anfertigung der von jenen Behörven jährlich 
aufzuftellenden Normalstiften infofern nöthig, als in den letteren 
vom Sahre 1862 ab: 

1) die zwangspflihtigen OefegfammlungssInterefienten, und 
2) die Gratis-Empfänger 
abgefondert von einander aufzuführen find. 

In Folge deffen werden die Gerichte angewielen, vie ge- 
dachten Normal-Liften in ver angegebenen Weife anzufertigen 
und ſolche auf dem in der allgemeinen Verfügung vom 3. Ja— 
nuar 1854 vorgefchriebenen Wege den betreffenden Königlichen 
Dber » Poft- Direktionen für das laufende Jahr möglichſt balo 
und in Zukunft alljährlid im Monat November für das nächſt— 
folgende Jahr mitzutheilen. Bei der Aufftellung der Liſten ift 
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zu berüdjichtigen, daß nad) dem Eingangs erwähnten Beichluffe 
nur jo viele Eremplare pro inventario der Gerichte unentgeltlich 
bezogen werden bürfen, als bisher von denfelben gegen Bezah- 
lung entnommen worden find. 
Berlin, den 15. Januar 1862. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 

ſämmtliche Gerichte. 


1.9. G. 4. Vol. 4. 


138. 


Verfügung vom 18. Januar 1862, — betreffend 
die Stempelrevifion bei dem Landgericht zu Coblenz. 


Bei Ueberfendung. einer Abſchrift des dem Juſtiz-Miniſter 
mitgetheilten Berichtes des Provinzial-Stener-Direftors zu Cöln 
vom 30. November pr. und ber darin erwähnten Stempelvefeften- 
tabelle im Original über die Stempelrevifion beim dortigen Land— 
gericht, wird Ihnen im Einverftändniffe mit dem Herrn Yinanz- 
Minifter Folgendes eröffnet: 

I. Monitum 1. In Sachen G. contra 8. hat das Land— 
gericht zu dem Urtheile vom 10. März 1858, weldyes die Klage 
auf Zahlung einer Forderung von 540 Rthlr. abwies, um des— 
willen einen Wertbhitempel von nur 4 Rthlr. 25 Sur. verwenvet, 
weil ein Theil der Forderung erft nad längerer Zeit und in 
beftimmten jährlichen Raten fällig geworden fein würde, und 
nur derjenige Betrag bei der Stempelfeftiegung als objeetum 
litis anzunehmen gewejen fei, welder dem Werthe ver Forderung 
zur Zeit des Urtheils entiprohen habe. Für dieſe Berehnung 
tes Streitobjeft8 unter Berückſichtigung ver Zahlungstermine 
giebt das Stäinpelgefeß feinen Anhalt, vielmehr ergiebt ſich ſchon 
Daraus, daß nad $. 11 lit. b. bei der Forderung periodiſcher 
Yeiftungen für eine bejtimmte Zeit der ganze Betrag verjelben 
bei ver Berechnung des Wertbitempels zu Grunde gelegt werden 
ſoll, vie Unzuläffigfeit der Reduktion des Kapitals wegen erft 
fünftiger Fälligkeit deſſelben. Hiernad ift das Monitum, welches 
einen Werthftempel von 8 Rthlr. 15 Sar. fordert, begründet. 

I. Monitum 5. 7. 8. 9. Die betreffenden Klagen wur- 
ven genen die Negierung als DBertreterin des Fısfus auf Aus- 
zahlung der im Jahr 1794 auf landesherrliche Anorpnung zu 
der Kurtrierſchen Steuer» oder General-Einnehmer-Kaſſe einge- 
zegenen gerichtlichen Depofitalgelver gerichtet. Die Negierung 
wurde zur Zahlung beſtimmter Suntmen verurtheilt, aber ven 
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Klägern die Koften zur Laft gelegt, jevod der Stempel nieber- 
geſchlagen. Diefe Entſcheidung über Koften und Stempel wird 
dadurch zu rechtfertigen gefucht, daß die Schuld an ſich nicht 
beftritten gewejen und der Prozek nur zum Zweck der Pegi- 
timation der Kläger geführt ſei. Da dieſen obgelegen, ſich auf 
ihre Koften zu legitimiren, jeien ihnen die Koften des Prozefjes 
zur Yaft gelegt, obgleich die Regierung unterliegender Theil ge- 
weſen. Der letstere Umstand habe aber die Nieverfchlagung des 
Stempels veranlaßt. Für eine ſolche Nieverjchlagung des Stem- 
peld bei gleichzeitiger Verurtheilung in die Prozeffoften giebt 
das Cinapdlares feinen Anhalt, vielmehr fett daſſelbe überall 
voraus, daß diejenige Partei, melde in die Prozekfoften verur- 
theilt wird, aud den Stempel zur tragen habe. Der Stempel 
muß endlih nad der ZTarifpofition-Erfenntniffe lit. AP, auch 
wenn nur die Pegitimation ftreitig war, als Werthſtempel, nicht 
al8 Stempel für unfchätbare Gegenſtände berechnet werden. 
Hiernady find die Monita begründet. 

II. Meonitum 10. Nady erfannter Gütertrennung flagt 
die Frau auf Zahlung verſchiedener Erſatzanſprüche von zu— 
fammen 4730 Rthle. 10 Sar. 10 Pf. mit dem Rechte der Vor— 
wegnahme aus dem Vermögen ver Gütergemeinfchaft refp. dem: 
jenigen ihres Chemannes. Da hiernach die Frau eine ihr an— 
geblich zuftehende Forderung an die Mafle geltend machte 
und es ſich nicht etwa von zu theilenden gemeinfchaftlichen Ob: 
jeften oder von fireitigen Conferenven handelte, jo mußte der 
Werthſtempel und nicht, wie gefchehen, ver Stempel für unſchätz— 
bare Gegenftände verwendet werten. Es ift daher mit Recht 
ein Stempelbetrag ven 13 Rthlr. 20 Sgr. vefeftirt. 

IV. Monitum 12. 13. Von zwei folidarifch verurtheilten 
Bürgen bezahlt der eine die ganze Forderung und wird durch 
befondern Alt in die Rechte des Gläubigers jubrogirt. Wenn 
gegen die auf Grund diefer ausprüdlichen und ver gefeglich ein- 
getretenen Subrogation von dem zahlenden Bürgen gegen ven 
Mitbürgen verluchte Exekution von dem letsteren Einſpruch er— 
boben wird, fo iſt das über dieſen Einipruc ergehende Urtheil 
nicht als ein Nebenerfenntniß zu dem vie Verurtbeilung des 
Bürgen tem Gläubiger gegenüber ausſprechenden Erfenntnifje, 
ſondern als ein felbftitändiges Urtheil über die vermalige Schuld 
des Mitbürgen feinem Meitbürgen gegenüber anzujehen. Es 
mußte daher ver volle Wertbitempel verwendet werden. 

V. Monitum 14 und 20. In dem erfteren Falle war 
auf Auflöfung eines Kaufvertrages megen Nichterfüllung von 
Seiten des Verflagten und auf Scavenerfat geklagt. Das 
monirte Urtbeil erfannte die Auflöfung wegen eingeftandener 
Nichterfüllung, verordnete aber zugleih ein Bemeisverfahren 
wegen der beftrittenen Schadensforderung. Das Yandgericht hat 
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wegen des Einverftändnifjes ver Parteien über die Hauptfrage 
das Urtheil lediglich als Bemeisinterlofut behandelt und nur 
einen Stempel von 15 Sgr. verwendet. Mit Recht fordert die 
Steuerbehörde den Wertbftempel nad dem Werthe des verkauften 
Segenftandes, wie dies bei Urtheilen wegen Auflöfung eines Kaufe 
vertrages ſchon wiederholt anerfannt iſt; ein Zugeftänpniß ber 
faltiſchen Grundlagen einer Klage und ein wegen der Schabens- 
forberung vorbehaltenes weiteres Verfahren kann hierbei nicht in 
Betrabt fommen. 

Im zweiten Falle war die Klage auf Auflöfung eines Kauf- 
vertrages wegen Nichtigkeit und auf Rüdgabe ver verkauften 
und überlieferten Gegenftände gerichtet. Der Urtheilsftempel 
mußte nad dem Werthe des Kaufobjekts berechnet und konnte 
nicht, wie gejchehen, ein unbeftimmter Werth um deswillen an- 
— werden, weil eigentlich unter den Parteien nur eine 

ifferenz über die Befriſtung der Zahlung eines Theiles des 
Kaufpreiſes obgewaltet habe. Beide Monita ſind hiernach be— 
gründet. 

VI. Monitum 21. 22. Die Eigenthümlichkeiten des Rhei— 
niſchen Collokationsverfahrens ſchließen eine Anwendung des 
alinea 3 8. 19 des en dt nit aus. Es ift daher in 
fünftigen Fällen, wenn im Gollofationdverfahren nad Art. 758 
des 8 G. B. ein theilweiſe definitiver Status erlaſſen wird, 
ver Stempel fofort von der zur Bertheilung gelangenden Maſſe 
in Anſatz zu bringen und deſſen Verwendung nicht bis zum 
Schluſſe des Verfahrens auszuſetzen. 

Berlin, den 18. Januar 1862. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An v. Bernuth. 
den Königl. Herrn Yandgerichts- Präfidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Coblenz. 


I. 5625. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


139. 


Verfügung vom 22, Januar 1862, — betreffend die 
Ausftellung von Berfchreibungen über Amtsfautionen 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 
Verfügungen vom 26. April und 17. Yuli 1861 (©. 244 

und 258 dieſes Bandes). 


Im Anschluß an die Berfügung vom 17. Juli 1861 
betreffend die Ausftellung von Berjchreibungen über Amts- 
fautionen im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, 
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wird Ihnen, Herr General-Profurator, anliegend Abſchrift der 
von dem Herrn Finanz-Minifter an die Rheiniſchen Regierungen 
erlafjenen Verfügung vom 27. November v. J. zur Kenntniß- 
nahme mitgetheilt. 

Berlin, ven 22. Januar 1862. 

Der Juftiz-Minifter, 
In Bertretung: 
An Müller. 

den Königl. Herrn Oengral- 
Profurator zu Eöln. 


I. 5316. Rhein. Offizianten-Sadyen 35. Vol. 2. 


Anlage. ” 
Nahdem durch meinen Erlaß vom 8. April’d. 3. vorge: 
fchrieben worden ift, 
daß in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
die auszuftellenden Verſchreibungen über die in Staats- 
papieren niederzulegenden Amtsfautionen von dem Kau— 
tionsbefteller und ven Beamten verjenigen Kaffe, bei weldyer 
die Kaution zu hinterlegen ift, vollzogen werden -follen, 
ift durch die fernere Verfügung vom 5. Yult d. J. nachgegeben 
worden, von der Bollziehung der Kautions-Verſchreibungen durch 
die Raffenbeamten in folden Fällen, wo dadurch MWeiterungen 
und Koſten entftehen fünnten, abzufehen, und ftatt ver foldyer- 
eſtalt vollzogenen Berjchreibungen Kautions- und Verpfändungs— 
rkunden unter Privatunterfchrift, welche durch einen Friedens— 
richter einregiftrirt find, anzunehmen. Das hiernady angeorpnete 
Verfahren hat inzwifchen zu Bedenken Anlaß gegeben, indem es 
einerfeit8 in Frage geftellt worden ift, ob vie Mitunterſchrift der 
Kaffenbeamten den von ihnen aufzunehmenden Sautions-Ber- 
Ihreibungen vie Eigenſchaft öffentlicher Urkunden zu verleihen 
geeignet fei, fowie andererſeits, ob die Austellung einfeitiger 
Kautiond- und Verpfändungs-Urkunden zur Erfüllung der Bor- 
jchrift im Art. 2074 des Bürgerlichen Gejetbuches genüge, und 
nicht vielmehr die Nieverlegung der zur Kaution gegebenen Pa- 
piere ſowie das hinſichtlich derfelben beſtehende Rechtsverhältniß 
jedesmal durch eine zweiſeitige Erklärung des Kautionsbeſtellers 
und der Kaſſenbeamten beurkundet werden müſſe. Um deshalb 
für die Fälle einer eintretenden richterlichen Entſcheidung mög— 
lichen Nachtheilen vorzubeugen, hat die Königliche Regierung in 
Beziehung auf die Ausſtellung der Verſchreibungen über Amtse 
fautionen fernerhin — Verfahren zu beobachten: 
1) Die Kautions-Verſchreibungen ſind in zwei Exemplaren 
auszufertigen, und von dem Kautionsbeſteller, ſowie von 
ber Regierungs-Haupt-Kaſſe mit der Unterſchrift ver 
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RKaffenbeamten und dem Viſum des Kaffenfurators, von 
jedem Theile unter Hinzufügung des Datums, zu voll» 
ziehen. 

2) In den Berfchreibungen find 


a) 


— 
— 
Nat 


Ir) 
— 


die zur Kaution gegebenen Papiere mit dem Bemerlen, 
daß der Kautionsbefteller viefelben bei der unterzeich« 
neten Kaffe unterpfändlich nievergelegt habe, nad) 
Gattung, Yittera, Nummer und Betrag genau zu ver- 
zeichnen, 

die in der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 15. April 
1837 (Rhein. Samml. Bd. 6. ©. 167) erwähnten 
eventuellen Anfprüce gegen den Beamten, zu deren 
Sicherheit die Kaution dienen fol, anzugeben, 

die Beftimmungen über den dem Rautionsbefteller im 
Tal ver Ausloofung obliegenden Erjaß, ſowie über 
die fünftige Zurücdgabe ver hinterlegten Papiere in 
ver Faflung, wie diejelbe für die nad) der Verfügung 
vom 23. Juni v. 3. umter Wr. 5 auszujtellenden Em: 
pfangicheine vorgejchrieben ift, aufzunehmen, jedoch 
mit der Maafgabe, daß die Worte: „‚gegen Rücklie— 


- ferung des gegenwärtigen mit der Quittung des Kau— 


tionsbeſtellers oder feines legitimirten Beſitznachfolgers 

verjehenen Empfangfcheins‘ dahin umzuändern find: 
„gegen Quittung des Kautionsbeſtellers oder feines 
legitimirten Rechtsnachfolgers“ 

und ſchließlich ift 

die Bemerfung hinzuzufügen, daß der Aft in zmei 

Eremplaren ausgefertigt, beiderſeits unterfchrieben, 

und jeder der Parteien ein Exemplar ausgehändigt 

worden fei. 


3) Die auf diefe Weife vollzogenen Afte find bei einem Frie— 
densgericht auf Koften des Kautionsbejtellers einzuregiftriren. 
Das eine Eremplar derſelben ift der Kaffe zuzuftellen, das 
andere dem Kautionsbefteller zu belaffen. Der Ertheilung 


bon 


Empfangsideinen bedarf es demnächſt weiter nit; 


die Beftimmung unter Wr. 5 der Verfügung vom 23, Juni 
v. J. tritt daher für ven Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöln fortan aufer Anwendung. Gin Stempel 
ijt zu den gedachten Kautiong - Verfchreibungen nicht zu 
verwenden. 
Berlin, den 27. November 1861. 


Der Finanz Minifter. 
An v. Patow. 


die Königl. Regierungen zu Coblenz, 
Düffeldorf, Trier und Aachen. 
I. 13132. I. 14481. III. 26922. 
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140, 


Verordnung vom 27. Januar 1862, — betreffend 
die durch die Einführung des Allgemeinen Deutfchen 
Handelsgefegbuchs nöthig gewordene Ergänzung der 
Gefege über die gerichtlichen Gebühren und Koften, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verorbnen, in Verfolg des Artikels 74 des Einführungsgefetes 
zum Allgemeinen Deutfchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861 
(Sefet-Samml. S. 449), auf den Antrag des Staatsminifte- 
riums, was folgt: 


4. 

Das Geſetz über den Anſatz und die Erhebung der Ge— 
richtskoſten vom 10. Mai 1851 (Geſetz-Samml. ©. 622), nebſt 
den ſpäteren, dafjelbe abändernden und ergänzenten Geſetzen 
gelten aud für die Geſchäfte, welche auf die Führung des Han 
telöregifters und des Sciffsregifters fich beziehen. 

Bei der Berechnung der Koften für die in den 88. 2 bie 
13 viefer Verordnung bezeichneten Geſchäfte jollen jedoch die nach— 
folgenden Vorſchriften und außerdem die Vorbemerkungen Ziffer I. 
und II. des Kojtentarifs zum Geſetze vom 10. Wat 1851, die 
SS. 60 bis 67 viejed Tarif, ſowie die diefelben abändernven 
und ergänzenden ſpäteren Beitimmungen mäaaßgebend fein, vie 
übrigen VBorfchriften jenes Tarifs nebft den fie abänvdernden und 
ergänzenden jpäteren Beltimmungen aber nur injomweit Anwen: 
dung finden, als in den nachfolgenden Vorſchriften auf dieſelben 
Bezug genommen wird. 


$. 2. 

Für die Eintragungen in das Handelsregifter (Art. 12 bis 

14 des Handelsgeſetzbuchs), einſchließlich der Benachrichtigung 
ver Betheiligten, find zu erheben: 

1) für vie Eintragung einer Firma (Art. 19 und 21 a.a. D.), 
der Veränderung einer Firma, der Aenverung des Inha— 
ber8 einer Firma, fowie des Erlöfchens einer Firma 
WEB CDN 66 

2) für vie Eintragung einer Profura und für die Eintragung 
des Erlöſchens einer Profura (Art. 45 a. a. O.) 20 Sgr.; 

3) für die Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaft (Art. 86 
a. a. D.) oder einer Kommanditgeſellſchaft (Art. 151. 152 
"895 | ' | 

4) für die Eintragung der Wenderung der Firma oder Des 
Sites einer offenen Hanvelögejellihaft oder einer Kom— 
manditgeſellſchaft, des Eintritts eines neuen Geſellſchafters 
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in eine ſolche Gejellihaft, ver bei einer folhen Geſellſchaft 
einem Geſellſchafter nachträglich ertheilten oder entzogenen 
Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, des Ausſcheidens 
oder der Ausſchließung eines Geſellſchafters, der Auflö- 
fung einer ſolchen Geſellſchaft, ver Yiquidatoren derfelben, 
des Austretend eines Liquidators oder des Erlöſchens ver 
Vollmacht eines ſolchen (Art. 87. 129. 135. 155. 156. 
ERDE: 
5) für die Eintragung einer Kommanditgefellihaft auf Aktien 
oder einer Aftiengefellfchaft in das Hanvdelsregifter des 
Gerichts, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren Sit bat 
(Art. 176. 210 a. a. D.) 6 
und außerdem für die dazu erforderliche Eintragung einer 
vollftändigen beglaubigten Abjchrift des Gefellichaftsver- 
trages ohne Anfag eines Stempelbetrages an Schreibge- 
bühren für jeden audy nur angefangenen Bogen 5 Sgr.; 
infofern aber zur Bewirfung diefer Eintragung ein Ab, 
drud oder eine Abjchrift des Vertrages bei dem Gericht 
eingereicht wird, ohne Anſatz eines Stempelbetraged an 
Beglaubigungsgebühren für jeden auch nur angefangenen 

BORN: 2 Bee ee aD BD 
6) für vie Eintragung eines ven Gefellfchaftsvertrag einer 
Kommanditgefelihaft auf Aktien oder einer Aftiengejell- 
ihaft abändernven oder die Fortſetzung der Gefellfhaft 
zum Gegenftand habenden Bertrages oder Beſchluſſes in 
das Handeldregifter des Gerichts, in deſſen Bezirk die Ge— 
ſellſchaft ihren Sit hat (Art. 198. 214 a.a.D.) 3 Rthlr.; 
und außerdem für die dazu erforberliche Eintragung einer 
vollftändigen beglaubigten Abjchrift des Vertrages oder 
Beſchluſſes, oder für bie Beglaubigung eines Abdrucks 
oder einer Abſchrift, welche zur Bewirfung dieſer Eintra- 
gung eingereicht find, Schreibgebühren oder Beglaubigungs- 
gebühren nad Maafgabe der Beftimmung unter Ziffer 5 
ohne Anfag eines Stempelbetrages; 


7) für die Eintragung einer Kommanditgefelichaft auf Aktien 


oder einer Aktiengejellichaft in das Handelsregifter des 
Gerichts, in deſſen Bezirk die Gefellihaft eine Zmeig- 
niederlaffung hat (Art. 179. 212 a.a.D.) . 2 Rthlr.; 


8) für die Eintragung der Auflöfung einer Kommanbditgefell- 


Ihaft auf Aktien oder einer Aktiengeſellſchaft, ver nad) der 
Auflöfung eintretenden Yiquidatoren, des Austretens eines 
Liquidators oder des Erlöfhens der Vollmacht eines fol- 
hen, und für die Eintragung ver Mitglieder des Vor— 
ftande8 oder ver Aenderung der Mitgliever des Vorſtandes 
einer Aftiengefellihaft (Art. 201. 205. 228. 233. 244 
JJ 1 Rthlr.; 
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9) für die Eintragung der ——— oder Aufhebung der 
Gemeinſchaft der Güter oder des Erwerbes unter Ehe— 
leuten (Art. 20 des Einführungsgeſetzes) . . 20 Sgr. 

3 


Muß eine Eintragung fowohl in das Hanvelöregifter ver 
Hauptniederlafiung als in das Handelsregifter einer Zweignie— 
derlaſſung geſchehen, fo ift für die Eintragung in ein jedes Re— 
gifter der vorgejchriebene Sat bejonders zu erheben. 

Wenn auf Grund einer und derjelben Anmeldung nad den 
Borfhriften des Handelsgeſetzbuchs mehrere Eintragungen, melde 
auf diefelbe Firma, oder diefelbe Profura, oder dieſelbe Gefell- 
ſchaft fich beziehen, in das Handelsregiſter deſſelben Gerichts er— 
folgen, fo wird nur der höchſte Sat von den für die einzelnen 
Eintragungen nad) den $. 2 zu berechnenden Sägen erhoben. 

4 


Wenn von den zur Begrüudung einer Anmeldung vorge- 
u Urkunden wegen Zurüdforderung derſelben beglaubigte 
Abichriften haben zurüdbehalten werden müffen, fo fommen für 
diefe Abjchriften fünf Sgr. Schreibgebühren für jeden auch nur 
angefangenen Bogen ohne einen EA zum Anjaß. 


Für die Zurüdweifung einer unvollftändigen oder unzu— 
läffigen Anmeldung oder einer hierauf ſich beziehenden unbes 
gründeten Beſchwerde ift ein Viertel des Anſatzes zu berechnen, 
welcher für die Eintragung zu erheben wäre, jedoch ohne Berüd- 
fihtigung der im Falle der Eintragung zuläffigen Schreib- und 
Beglaubigungsgebühren und a unter zehn Silbergroſchen. 


Tür ein aus dem Handelsregifter ertheiltes Atteft find funf- 
zehn Silbergrofchen und der tarifmäßige Stempelbetrag, wenn 
das Atteft mehr als zwei Bogen ausmadht, für jeven hinzu- 
fommenden auch nur angefangenen Bogen zuſätzlich noch fünf 
Silbergroſchen zu erheben. 

Befteht jedoch der Inhalt des Atteftes oder des Auszugs 
levigli in ver beglaubigten Abjchrift einer in das Handels- 
regifter gefhehenen Eintragung, fo find außer dem tarifmäßigen 
Stempelbetrag nur Schreibgebühren im za von fünf Silber- 
rohen für jeden auch nur angefangenen Bogen zu erheben. 

ür eine aus dem Handelsregiſter ertheilte einfache Abjchrift 
fommen für jeden auch nur angefangenen Bogen an Screibge- 
bühren zmei Silbergrofeien ſechs Pfennige zum Anſatz. 
7 


Wenn in Gemäßheit ver Artikel 5 und 6 des Einführungs- 
gejees vom 24. Juni 1861 gegen ven Betheiligten eine Ord— 
nungsftrafe feftgefetst ift, jo find die vemfelben zur Laſt fallenden 
Koften wie folgt zu beredynen: 
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1) im Falle die Strafe auf Grund ver Beftimmungen des 
Artikels 5 des Einführungsgefeßed ohne ein durch einen 
Er veranläßtes Verfahren fejtgelegt ıjt (SS. 2 und 
6 Art. 5). 

nah Maaßgabe ver SS. 2. 3, $. 4 Ziffer 1 des Geſetzes vom 
3. Mat 1853 (Geſ.“Samml. ©. 170) und ver Borbemerkung I. 
zu dem Gerichtskoſten-Tarif vom 10. Mai 1851; 

2) im Falle die Strafe auf Grund ver Beltimmungen des 
Artitels 5 des Einführungsgefeted nad vorherigem Ein— 
ſpruch (SS. 3 und 6 Art. 5) over» auf Grund ver Be— 
jtimmungen des Art. 6 des Einführungsgejeges feſtge— 
ſetzt iſt, 

nach Maaßgabe der SS. 2. 3. 74., 8. 8 Ziffer 2, und SS. 9 
bis 11 des Gefeges vom 3. Mai 1853 und der Vorbemerkung ILL 
zu dem Gerichtsfoften: Tarif bom 10. Mat 1851. 

8 


Koften und Stempel kommen nicht zum Anjag: 

1) für die gerichtliche Aufnahme einer zur Eintragung in Das 
Handelsregiſter beſtimmten Anmeldung (Art. 4 des Ein- 
führungsgejeges); 

2) für die gerichtliche Aufnahme einer Verhandlung über die 
in einzeluen Füllen aufer der Anmeldung erforvderliche 
Zeichnung einer Firma oder Unterfhrift (Art. 4 a. a. O.); 

3) für die GSeftattung der Einſicht des Handelsregiſters und 
der eingereichten Zeichnungen der Firmen und Unterfchriften 
(Art. 12 des Handelsgeſetzbuchs); 

4) für das Einschreiten Des Gerichts, um einen Betheiligten 
zu einer Anmeldung Behufs Eintragung in das Handels— 
regifter oder zur Zeihnung oder Einreihung der Zeich— 
nung einer Firma oder Unterfchrift, over zum Unterlafjen 
des Gebrauchs einer ihm nicht zuftebenden Firma anzu— 
halten, jedoch jnbeſchadet der Beſtimmungen ves $. 7; 

5) für vie im Artifel 13 des Einführungsgeſetzes vorgeſchrie— 
benen Gintragungen. 


Für die Eintragungen in das Schiffsregiſter (Art. 432 bis 
437 des Handelsgeſetzbuchs) und die dabei vorkommenden Neben— 
geihäfte find zu erheben: 

1) für vie Eintragung eines Schiffes in das Sciffsregifter 
einſchließlich aller verfelben vorausgebenvden Verhandlungen 
Behufs Feſtſtellung der im $. 4 Artikel 53 des Einfüh- 
rungsgeleßes erwähnten Thatlachen (Art. 432 bis 455 des 
Haudelsgeſetzbuchs, Art. 53 88. 2 bis 5 des Einführungs- 
geſetzes) vie-Hälfte des im $.25 des Tarifs zum Geſetze 
vom 10. Mat 1851 für die Berichtigung des Befigtitels 
von einem Grundſtücke beftimmten Betrags; 
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2) für die Eintragung einer fpäter eingetretenen Veränderung 
einschließlich aller verjelben vorausgehenden Verhandlungen 
(Art. 436 des Handelögefegbuhs und Art. 53 8. 8 des 
Einführungsgejeges) und ohne Unterſchied, ob das Schiff 
auf ein neues Folium eingetragen wird oder nicht, die 
Hälfte des im $. 26 des Tarifs zum Gefege vom 10. Mai 
1851 und im Artikel 17 Ziffer 1 des Gefeges vom 9. Mai 
1854 für eine definitive Eintragung in die zweite und 
dritte Rubrik des Hypothelenbuchs beftimmten Betrags, 
infofern die Veränderung nit in einem Eigenthumswechſel 
befteht, jedoch nicht über vier Thaler; 

3) für die Eintragung der Verpfändung eines Schiffes ein- 
ſchließlich der Notirung derſelben auf den betreffenden Ur- 
funden (Art. 59 des Einführungsgeleges), für die Ein- 
tragung der Ceſſion ver Forderung oder einer ſonſtigen 
Veränderung und für vie Yölhung der Verpfändung vie 
Hälfte der in ven 88. 26 bis 29 des Tarifs zum Geſetze 
vom 10. Mai 1851 und im Artikel 17 Ziffer 1 des Ge- 
jeßes vom 9. Mai 1854 für die Eintragungen und Lö— 
Ihungen im Hypothekenbuch beftimmten Beträge. 

10. 


Für die Ertheilung des Gertififatd über die Eintragung 
eines Schiffes in das Scifferegifter (Art. 435 des Handels— 
gejegbuhs und Art. 53 5. 6 des Einführungsgeſetzes) iſt der 
im $. 30 des Tarifs zum Gelege vom 10. Mai 1851 und im 
Artikel 17 des Gefeges vom 9. Mai 1854 für die Ertheilung 
eines Hypothekenſcheins pro informatione beftimmte Betrag und 
für die Atteftirung einer eingetragenen Beränderung auf dem 
früher ertheilten Gertififat (Art. 436 des Handelsgeſetzbuchs) vie 
Hälfte dieſes Betrages zu erheben. 

Die auf die beſondere Ausftattung des Certifitats verwen- 
deten Auslagen, insbefondere diejenigen, welche durch Verwendung 
von Pergamentformularen entftehen, find beſonders zu erftatten. 

| 


Bei der Anwendung der. 88. 9 und 10 find die Beftim- 
mungen des $. 32 des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851 
maaßgebenv. 


8. 12. 

Rückſichtlich derjenigen Schiffe, welche bei Eintritt der Gel— 
tung des Handelsgeſetzbuchs zur Führung der Preußischen Flagge 
berechtigt und mit ven due Ausübung dieſes Rechts erforberlichen 
Papieren verfehen find (Art. 71 des Einführungsgejeges), kommen 
von den für die Eintragung derfelben in Das Sciffsregifter und 
für vie Ertheilung der Certifikate nad ven 88. 9 und 10 zu be- 
rechnenden Koften diejenigen Koften in Abzug, welche für die dieſen 
Schiffen früher ertheilten Beilbriefe bezahlt worden find. 
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Diefe Beftimmung findet jedoch auf die durch die Erthei- 
[ung des Gertififats entjtehenden baaren Auslagen feine Anwen- 
dung; die letteren find vielmehr beſonders zu erheben, 

8. 13. 

Für die Löſchung eines Schiffes in dem Sciffsregifter 
(Art. 436 des Handelsgeſetzbuchs und Art. 53 $. 8 des Ein- 
führungsgefeges) fommen Koften nicht zum Anfag. 


8. 14. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln follen 
rüdfihtlih der Gebühren und Koften für die Gefchäfte, melde 
auf die Führung des Hanvelsregijters fich beziehen, folgende 
Beftimmungen gelten: 

I. Der Sefretair des Handeldgerichts erhält: 

1) für die Eintragungen in das Handelsregifter die in 
ven 88. 2 und 3 diefer Verordnung beftimmten Be- 
träge; 

2) für die Aufnahme oder Empfangnahme einer Anmel- - 
dung und die Prüfung verfelben, im Falle die An- 
meldung durch Rathskammerbeſchluß als unzuläfft 
oder unvollſtändig zurüdgemwiefen wird, den im $. 5 
diefer Verordnung beftimmten Betrag, für die Aus» 
fertigung des Rathskammerbeſchluſſes, wenn biefelbe 
verlangt wird, an Screibgebühren für jeven auch nur 
angefangenen Bogen fünf Silbergrofchen ; 

3) für die Ertheilung eines Atteftes oder Auszugs (Cer—⸗ 
tififat, beglaubigte Abichrift) aus dem Handelsregifter 
den im 8. 6 diefer Verordnung beftimmten Betrag, 
jevoh ohne den Stempelbetrag, da der Stempel felbft 
dabei zu verwenden ift, für die Ertheilung einer nicht 
beglaubigten Abjchrift aus dem Handelsregifter ven am 
Schluß des $. 6 diefer Verordnung beftimmten Betrag; 

4) für die Zurüdbehaltung beglaubigter Abfchriften von 
den zur Begründung einer Anmeldung vorgelegten Ur- 
— den im 8. 4 dieſer Verordnung beſtimmten 

etrag. 

— ſind dem Sekretair die Koſten der öffentlichen 
Bekanntmachungen und die etwaigen Portoauslagen zu 
erſtatten. 

II. Die unter J. aufgeführten Gebühren werden von dem Se— 
kretair gleich denjenigen Gebühren, welche in der Taxord— 
nung vom 17. November 1826 dem Handelsſekretair be— 
willigt find, zu feinem Vortheil erhoben. In Bezug auf 
biejelben kommen vie unter II. und II. ver gedachten 
Zarorbnung ertheilten Vorſchriften ebenfall® zur Anwen- 
dung. 
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Der Artikel 5 Abſatz 10 des Geſetzes vom 21. Ven- 
tofe VII., betreffend die Einregiftrirung von Gefellfchaften, 
tritt außer Kraft; dafjelbe gilt von ven Koftenfag Nums 
mer 15 unter I. ver Taxordnung vom 17. November 1826, 
ſoweit er Certifikate aus dem Hanvelsregifter betrifft. 

III. Dem Handelsgerichts-Sekretair ift geftattet, für die Ge- 

ai und. Auslagen einen entjprehenden Vorſchuß zu 
nehmen, 

Die Liquidation der Gebühren und Auslagen des Se— 
kretairs kann von dem Präfidenten des Handelsgerichts 
exekutoriſch erklärt werden. Das Exekutorium iſt in Ur— 
ſchrift vollſtreckbar. 

Der Sekretair hat über die Vorſchüſſe und über die 
Auslagen Regifter zu führen und vie Beläge dazu auf: 
zubewahren. | 

IV. Bei dem Berfahren, welches nad den Beftimmungen der 

Artikel 5 und 6 des Einführungsgefetes vom 24. Juni 
1861 eingeleitet wird, werben die Gebühren und Xeife- 
foften der Beamten und die Entjhätigung der Zeugen 
nad) den Anfäten und Maafigaben berechnet, angewieſen 
und erhoben, welche bei dem Berfahren der Pandgerichte 
in Strafjachen gelten. 

V. Rüdfihtlih der Stempel zu Atteften, Auszügen und be— 
laubigten Abjchriften, ſowie den Straferfenntnifjen und 
usfertigungen hat e8 bei ven beftehenden Borfchriften fein 

Bewenden. Die unter I. Ziffer 4 erwähnten beglaubigten 
Abfchriften, fowie die im 8. 2 unter Ziffer 5 und 6 er— 
wähnten beglaubigten Abſchriften und Beglaubigungen find 
ftempelfrei. 

VI. Die Beftimmungen des 8. 8 dieſer Verordnung gelten 

aud für ven Bezirk des Appellationsgericht&hofes zu Cöln. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigevrudtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, ven 27. Januar 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 


v, Auerswald. v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Pückler. 
v. Bethmann- Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 
v, Bernuth. Gr. v. Bernftorff. 


I. 614. Sporteljaden 13. Vol. 2, 
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Verfügung vom 12, Februar 1862, — betreffend 
die Abhaltung von Mobiliar »Berfäufen durd die 
Gerichtsvollzieber. 

Inftruftion vom 10. Juni 1833 (Rhein. Samml. Bd. 3. 
©. 637 


. 637). 
Verfügung vom 27. Oktober 1836 (Nhein. Samml. Bd. 5. 
©. 487. 488). 


Ihre Beichwerde vom 27. Dezember v. I. über eine Ver— 
fügung des Königl. Herrn Oeneral- Profurators zu Cöln vom 
19. deſſ. Mts., die Weigerung des Gerichtövollzieherd K., Mo— 
biliar-Berläufe für Sie abzuhalten, betreffend, kann der Juſtiz— 
Minifter nicht für begründet erachten. 

Die im Auftrage des zur Vollziehung der Allerhöchſtgeneh— 
migten Inftruftion vom 10. Juni 1833 (Rhein. Samml. Bd. 3. 
©. 637. 651) attorifirten Yuftiz» Minifters von dem Öeneral- 
Prokurator zu Cöln ertheilte und im Amtbblatte publizirte 
„Nähere Anweifung zur Ausführung jener Inſtruktion vom 
22. Dftober 1833" (ebendal. S. 680) beftimmt im 8 2 aus⸗ 
drücklich, daß ver Gerichtsvollzieher zur Abhaltung von Mobiliar: 
Berkäufen wider feinen Willen nicht verpflichtet fei. ine 
Abänderung dieſer fpeziel den Dienft der Gerichtsvollzieher 
betreffenden Anweiſung fann nicht darin gefunden werben, daß 
in einem vom Yuftiz-Minifter ven Gerichten zur Kenntnißnahme 
mitgeteilten Reſkripte der Herren Minifter des Innern umd 
der Finanzen an die Königliche Regierung zu Düffelvorf vom 
27. Dftober 1836 (Rhein. Samml. Br. 5. ©. 487. 488) No» 
tarien, Gerichtöfchreiber und Gerichtövollzieher wegen der Ueber- 
nahme von öffentlichen Mobiliar » Berfteigerungen aus dem dop— 
pelten Grunde für- nit gewerbefteuerpflihtig erflärt wurden, 
weil deren Abhaltung zu ihren Amtsverrichtungen gehöre und 
weil ſich diefe Beamte jener Abhaltung auf Erfuchen der Be- 
theiligten nicht entziehen könnten. Es follte und konnte bei diefer 
Gelegenheit nicht entſchieden werden, unter welchen Modifikationen 
die letztgedachte Verpflichtung bei dem einen oder anteren jener 
Beamten anzunehmen fei. —* die Befreiung von der Gewerbe— 
ſteuer⸗Pflicht reichte ſchon der erſte Grund hin. 

Zu einer Abänderung der erwähnten Beſtimmung in der 
Anweiſung vom 22. Oktober 1833 liegt keine Veranlaſſung vor. 

Nach den betreffenden Organifationsgefegen find die Ge— 
richtsvollzieher vor Allem verpflichtet, diejenigen Dienfte zu ver- 
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richten, zu denen fie vom Gele ausſchließlich berufen find und 
ohne welche ein geordnetes gerichtliches Verfahren nicht ftattfinden 
fann. Diefen Dienften muß die Ausübung anderer Amtsver— 
richtungen, zı denen fie gleichzeitig mit anderen Beamten befugt 
find, nothwendig nachſtehen. Hierzu gehören namentlich vie 
Mobiliarverküufe, die wegen ihrer oft längeren Dauer und wegen 
der Notbhwentigfeit, oft längere Zeit zum Voraus über feine 
Zeit & verfügen, wohl geeianet find, die nothwendigen Geſchäfte 
des Gerichtsvollziehers zu behindern. Ob dies ver Fall, muß 
in der Regel dem eigenen Ermefjen des Gerichtsvollziehers über- 
laffen werben. Sollte jevody aus befonveren Gründen, nament- 
lih in Ermangelung over bei Verhinderung anderer dazu bes 
rufener Beamten die Abhaltung von Mobiliar - Verkäufen durch 
einen Gerichtsvollzieher im nterefie des betheiligten Publikums 
nothwendig ericheinen, jo würde es feinem Bedenken unterliegen, 
daß auch der Gerichtsvollzieher von -feiner vorgefetten Behörde, 
unter Berüdfichtigung ver eigentlichen Amtsgeſchäfte, fünnte an- 
gewielen werden, ſich derartigen Aufträgen zu unterziehen. Nach 
den Berichten ver Provinzialbehörren ift ver Gerichtsvollzieher 
K. tur feinen nothwendigen Dienft vellaus beſchäftigt. Die 
Anftellung eines zweiten Gerichtsvollzieherd wird aber nicht für 
angemeljen anerfannt, und ſcheint audy wegen der fraglichen 
Geſchäfte nicht nothwendig, da das Intereſſe des Publifums in 
Betreff ver Abhaltung von Mobiliar: VBerfteigerungen durch an— 
Bere Beamte binreibend gewahrt ift. 
Berlin, den 12. Februar 1862. 
Der Yuftiz-Minifter. 

An v. Bernuth. 

den Kaufmann Herrn N. zu K. 


Abſchrift vorſtehender Verfügung wird dem Königl. Herrn 
General⸗Prokurator zu Cöln zur Kenntnißnahme zugefertigt. 
Berlin, den 12. Februar 1862. 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 
An v. Bernuth. 
ven Königl. Herrn General» 
Profurator zu Cöln. 


I. 301. Rhein. Offizianten-Saden 27. Vol. 7. 
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Allgemeine Verfügung vom 20. März 1862, — be- 
treffend die Anftellung von Ausländern im Preu- 
ßiſchen Staatsdienfte, 

Geſetz a 31. Dezember 1842 8. 6 (Gef.-Samml. von 1843 
15 


Allerhöchſte Order vom 17. DOftober 1847 (Rhein. Samml. 
Br. 9. ©. 2354). 

Art. 4 der Verfaffungs: Urkunde vom 31. Januar 1850 (Rhein. 
Samml. Br. 10. ©. 88). 


Durch die Allerhöchſte Order vom 17. Oftober 1847 ift 
beftimmt worden, daß Perfonen, melde die Eigenfhaft als 
Preußiſche Staatsbürger erft durch Ertheilung einer Naturali» 
ſations-Urkunde erworben haben, im Staats, ſowie im Kirchen— 
und Schuldienſte ohne vorgängige ausprüdlice Genehmigun 
des Departementd-Chefs nicht angejtellt werden follen, und ae 
piefe Oenehmigung nur dann ertheilt werden fol, wenn von der 
Anftelung befonverer Nuten für den Staats, Kirchen» und 
Schuldienſt zu erwarten ift, und der Anzuftellende, vorausgefegt, 
daß er fih noch im militairpflichtigen Alter befindet, der Mili- 
tairpflicht durch perfünlihen Dienft in feiner früheren Heimath 
oder im Preußiſchen Heere genügt, oder durd ein Zeugniß ber 
Preußiſchen Erſatz-Behörden jeine Untauglichkeit zum Militatr- 
dienjte nachgewieſen hat. 

Ueber die fernere Anwendbarkeit diefer Vorſchrift find mit 
Rückſicht auf ven Art. 4. ver Berfafiungs- Urkunde Bedenken ent- 
ftanden, auf deren Vortrag des Königs Majeftät mittelft Aller- 
höchſter Order vom 27. Januar d. J. das Staats-Minifterrum 
zu ermächtigen geruhet haben, 

von denjenigen Beftimmungen der Kabinets-Order vom 
17. Dftober 1847, nad welden die Anftellung natura= 
lifirter Ausländer im Staats-, jowie im Kirchen- und 
Sculvienfte nicht ohne vorgängige ausprüdliche Geneh— 
migung ded Departements-Chefs ftattfinden, und dieſe Ge— 
nehmigung nur ertbeilt werden foll, wenn von der An— 
jtellung befonverer Nugen für ven Staats, Kirchen- oder 
Schulvienft zu erwarten fei, künftig abzufehen. 

Sämmtliche Gerichtsbehörden werden von dieſer Allerhöch— 
ften Beftimmung bierdurd in Kenntniß geſetzt. 

Berlin, ven 20, März 1862, 

Der Yuftiz-Minifter. 


An Ör. zur Lippe, 
ſämmtliche Gerichtsbehörven. 
I. 952. O. 152. Vol. 2. 
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143. 


Bekanntmachung der General- Direktion der König- 

lihen allgemeinen Wittwen - Berpflegungs - Anftalt 

vom 5. März und allgemeine Verfügung des Juſtiz— 

Minifters vom 22. März 1862, — betreffend die 
Herausgabe einer Schrift. 


a. 
Bekanntmachung. 

Das Patent und Reglement für die Königliche allgemeine 
Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt vom 28. Dezember 1775 iſt im 
Laufe der Zeit ſo vielfach ergänzt, erläutert und abgeändert 
worden, daß es in ſeiner urſprünglichen Geſtalt ohne einen 
ründlichen Kommentar nicht mehr geeignet iſt, das betheiligte 
Bublifum über jeine Rechte und Pflichten bei unferem Inſtitut 
volftändig zu belehren. Die Stuatsbehörden, und namentlich 
die unterzeichnete Generals Direktion, haben dieſen Uebelftand 
bisher am Meiſten empfinden müflen, da fie alljährlic mit 
einer großen Menge unftatthafter Anträge und mit vielen irrigen, 
weitläuftige Wiverlegungen erforvernden Anſichten über die un— 
ſere Anftalt leitenden Grundſätze beläftigt mworven find. Zur 
fünftigen Vermeidung folder Beläftigungen machen wir num 
unfere Mitglieder und die in Zufunft unferer Sozietät beitre- 
tenden Staatödiener auf die fo eben im Verlage der hiefigen 
Königlichen Geheimen Ober: Hofbuchpruderei (R. Deder) erfchie- 
nene Schrift: 

„Das Patent und Reglement für vie Königlicd Preußische 
allgemeine Wittmwen-Berpflegungs: Anftalt, unter Benutung 
der Alten dieſes Inſtituts bearbeitet von Dr. Eduard 
Wegener, exrpedirendem Sekretair und Kalfulator bei 
der gedachten Anftalt,‘‘ 
aufmerffam, welche durch alle Buchhandlungen, fowie durch un— 
fere Buchhalterei, für den Preis von 10 Sgr. zu beziehen ift, 
und woraus fich jeder Betheiligte über unjere Einrichtungen und 
vie unfere Verwaltung leitenden Geſetze, Berorbnungen und Bes 
ftimmungen leicht und gründlich wird informiren fünnen, 
Berlin, ven 5. März 1862. 


General» Direktion der Königlichen allgemeinen Wittmen- 
Berpflegungs- Anftalt. 


b. 
Berfügung des Yuftiz-Minifters,. 
Borftehende Bekanntmachung der General: Direktion der 
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Königlichen allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt wird ven 
Gerichtsbehörden und Zuftizbeamten zur Kenntnißnahme mit» 
getheilt. 

Berlin, den 22. März 1862. 


Der Juſtiz-Miniſter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden 
und Juſtizbeamte. 


I. 1175. 0. 137. Vol. 6. 


144, 
Verfügung vom 22. März 1862, — betreffend die 
Stempelrevifion bei der II. Civil-Kammer des Land- 
gerichts zu Coblenz. 


Mit Bezugnahme auf den abjhriftlich anliegenden Bericht 
des Königlichen Brovinzial-Steuer-Direltors zu Cöln vom 20. Ja= 
nuar d. J. und die darin erwähnte, ebenfalls anliegende Stem— 
pel-Defekten- Tabelle wird „Ihnen, im Einverftäntniß mit dem 
Herrn Finanz Minijter, Folgendes eröffnet: 

1. ad monitum 25. Das betreffende Urtheil in Saden 
8. wider A. enthält die Entſcheidung über mehrere, in einer 
Theilungs» Verhandlung vor dem Notar erhobene Streitpuntte, 
jo daß zu demfelben ein befonverer Werth-Stempel mit Rüdficht 
auf ven Geſammtwerth diefer Streitpunfte zu verwenden war. 


2. ad ınonitum 26. Die Berurtheilung der jede Ver— 
bindlichkeit beſtreitenden Verklagten zur Zahlung eines Jahres» 
gehalts von 92 Rthlr. an den klagenden ‘Privat: Felvhüter „bis 
zum Eintritt anderweiter Befreiungsgründe‘ betraf einen Prozeß 
über jährliche Yeiftungen für eine unbeftimmte Zeit; ed war 
daher nach ver klaren Vorſchrift des $. 11 lit. b. des Stempel- 
efeges der Werthitempel nah Maaßgabe des $. 4 lit. c. zu 
erechnen. Das Monitum ift biernady begründet. 


3. ad monitum 31. Der bei Gelegenheit eines Thei— 
lungsverfahrens von dem Kläger geltend gemachte Anfpruch auf 
Erftattung von Früchten, die der gemeinfchaftliche Erblaffer von 
den eigenthümlihen Immobilien des Klägers beiogen haben 
follte, betraf feinen Streit über Conferenven zur Maſſe, ſondern 
über eine felbftftändige Forderung an die Maſſe. Es mußte 
daher ver Prozentftempel und nicht der Unſchätzbarkeitsſtempel 
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berechnet werden. Das Monitum ift hiernach begründet. Hier» 
nad) haben Sie die fragliden Monita zu erledigen. 
Berlin, ven 22. März 1862. 
Der Juſtiz-Miniſter. 


An Gr. zur Lippe, 
den Königl. Herrn Landgerichts-Präſidenten 
und ven Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Coblenz. 


I. 739, Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 


145. 


Verfügung vom 27. März 1862, — betreffend die 

Verrechnung der gegen Gerichtsvollzieher auf Grund 

ver Allerhöchften Driver vom 3. Januar 1830 Nr. 8 
feftgefegten Ordnungsſtrafen. 

Allerhöhffe Order v. 3. Januar 1830 (Geſ.Samml. ©. 9). 


Der Herr Finanz» Minifter hat dem Juſtiz-Miniſter die 
Korreſpondenz mitgetheilt, welche zwifhen Ihnen, Herr Ober- 
Profurator und vem Königlichen Irooimzial- Steuer. Direktor zu 
Cöln über die Frage ftattgefunden bat, ob eine gegen den Ge— 
richtsvollzgieher N. von Ihnen auf Grund der Nr. 8 ver Aller: 
höchſten Drrer vom 3. Januar 1830 (Geſetz- Samml. ©. 9) 
verhängte Ordnungsitrafe dem Gerichtsvollzieher - Unterftügungs- 
verein zu überweiſen fei, over ald Stempelftrafe der Steuer- 
Verwaltung anheimfalle. Die Frage über vie Natur ver frag- 
lihen Ortnungsitrafe ift bereits im Jahre 1845 zwiſchen ven 
damaligen Miniftern der Finanzen und der Juſtiz zur Erörte— 
rung gekommen und in Folge einer dieferhalb erlaflenen Aller- 
höchſten Order vom 30. Januar 1846 dahin entfchieden, daß 
jene Ordnungsſtrafen wie andere Stempelftrafen zu behandeln 
und zu verrechnen jeien. 

Hiernach ift daher auch in dem vorliegenten Falle und in 
ähnlihen Fällen zu verfahren. 

Berlin, ven 27. März 1862. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe, 
den Königl. a 
zu N. 


1. 763, Rhein. Offizianten-Saden 27. Vol. 7. 
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146. 


Allgemeine Berfügung vom 15. April 1862, — 
betreffend die unentgeltliche Lieferung der für die 
Königlichen Staatsbehörden erforderlichen Exemplare 
der Gefeg - Sammlung, 
Staats-Minifterial-Beihluß vom 28. November 1861 (S. 266 
dieſes Bandes). 


Allgemeine Verfügung vom 15. Januar 1862 (S. 343 viefes 
Bandes). 


Zur Befeitigung von Zweifeln, melde darüber entftanden 
find, inwieweit der Beſchluß res Königlichen Staats -Minifte- 
riums vom 283. November v. 9. aud auf die Beamten der 
Staatsanwaltihaft Anwendung finde, werben die Yetteren im 
Einverftändnig mit dem Königlichen Miniftertum für Handel, 
Gewerbe und öffentlihe Arbeiten davon benadrichtigt, daß fie 
auf eine Ffoftenfreie Lieferung ver pro inventario beſtimmten, 
bisher gegen Bezahlung entnommenen Cremplare der Gejeß- 
Sammlung, aud wenn vie Anſchaffung bisher aus den für bie 
Büreaubevürfniffe ver Staatsanwaltfchaft zur eigenen Verwen— 
dung feitgefegten Pauſchquanten erfolgt ift, Anſpruch haben. 

Demgemäß ift auch hinſichts ver Kontrolle über die Hal- 
tung der Gefeß-Sammlung Seitens der dazu verpflichteten Be— 
amten der Staatsanwaltihaft und über die pro inventario zu 
liefernden Eremplare der Geſetz Sammlung nad Maafgabe der 
Allgemeinen Verfügung vom 15. d. 9. zu verfahren. 


Berlin, ven 15. April 1862. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Fippe. 
ſämmtliche Beamten der Staatsanwaltfchaft. 


1. 1362. G. 4, Vol. 4. 


147. 
Verfügung vom 26. April 1862, — betreffend die 
Berechnung der Gebühren nad) der Gebührentare für 
die Friedensgerihte im Bezirf des Appellationg- 
gerichtshofes zu Cöln vom 23. Mai 1859 (S. 85 
diefes Bandes) bei mehreren Verhandlungen in der— 
jelben Angelegenheit. 


Den von "Ihnen unterm 28. Februar d. J. eingereichten 
Rekurs gegen eine Entſcheidung des General-Profurators zu Cöln 
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vom 12. Februar d. J. über die Auslegung der Gebührentare 
vom 23. Mai 1859 (S. 85 diefes Bandes) fann ich mit für 
begründet erachten. Nah dem gedachten Geſetze kann in ver 
Regel für jede felbitftändige Dienftverrichtung entwerer nad 
Vakationen oder eine feite Gebühr befonders liquidirt werben, 
und e8 macht dabei feinen Unterſchied, ob die verjchiedenen Ver— 
bandlungen in ein und verjelben oder in verfchiedenen Anges 
legenheiten aufgenommen find. Bon diefer Regel wird im Art. 1 
Nr. 6 zu lit. e. eine Ausnahme gemacht, um in biefem häufig 
vorkommenden alle eine unverhältnigmäßige Häufung der Ge— 
bühren zu verhindern. Die Frage aber, ob mehrere ſelbſtſtändige 
Dienftverrichtungen vorliegen, oder ob vie in ein und berfelben 
Sade aufgenommenen Verhandlungen ein zufammenbängendes 
Ganze bilden, für welches bei ver Berechnung nad) Balationen 
nicht feparirt liquidirt werden kann, wird im einzelnen Falle 
faum Schwierigkeiten erzeugen, wenn aud die Zufammenfaflung 
der verſchiedenen Gejhäfte unter eine Nunmer des Geſetzes da— 
* nicht immer maaßgebend ſein kann. So iſt von Ihnen mit 
echt die ſeparate Liquidation für Ortsbeſichtigung und Zeugen— 
verhör gerügt, da beide Verhandlungen ein für die Beweisauf— 
nahme zuſammenhängendes Ganze bildeten. Ebenſo kann es 
keinem Bedenken unterliegen, daß in dem von Ihnen ange— 
führten Falle einer Verhandlung mehrerer Gegenſtände in ein 
und derſelben Familienrathsſitzung, auch wenn darüber verſchie— 
dene Protokolle aufgenommen würden, nur für einmalige Bera— 
thung und Beſchlußnahme eines Familienraths als zufammen- 
hängendes® Ganze liquidirt werden könnte. Dagegen handelte 
e8 ſich in dem vorliegenden Falle von ganz getrennten Dienft- 
verrihtungen, nämlid von einer Berathung des Familienraths 
(Nr. 4 Urt. 1 des Gefeßes vom 23. Mai 1859) und von einer 
mit dem Vormund allein zu verhanvdelnden Reviſion der Rech— 
nungen (Nr. 5 ebenv.). 
Berlin, ven 26. April 1862. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Ör. zur Lippe, 
den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Coblen 
und Abſchrift an den Gönial. Herrn 
Seneral-Profurator zu Cöln. 


I. 1104. Rhein. Offizianten-Sacen 43. 


364 Geſetze, Verordnungen, Referipte 1862. 


148, 


Gireular-Erlag vom 28. April 1862, — betreffend 
die Gebühren der Apothefer bei ihrer Zuziehung in 
Unterfuchungsfachen. 


E8 find neuerdings Zweifel darüber entftanden, ob ein 
Apotheker für Ausführung einer ihm übertragenen gerichtlich- 
chemiſchen Unterfuhung beſondere Gebühren für Herftellung ver 
erforderlichen Neagentien in abfoluter chemiſcher Reinheit in 
Anwendung zu bringen berechtigt fei. 

Nach Yage der Gefetgebung ift dies nicht für zuläffig zu 
eradhten. Der Beſitz vollfommen reiner Reagentien muß bei 
jedem, mit einer gerichtlich hemifchen Unterfuchung betrauten 
und für die Zuverläffigfeit des Reſultats verjelben verantwort- 
lichen Apotbefer um fo mehr vorausgefegt werden, als es ohne— 
bin die Pflicht eines jeden Apotheken-Beſitzers ift, die aus che— 
miſchen Fabriken etwa entnommenen Präparate vor weiterer 
Benutung verjelben im Gefcbäftsbetriebe auf ihre Güte und 
Reinheit zu prüfen. Für die bei gerichtlich» hemifchen Unter- 
ſuchungen verbrauchten Neagentien, welche jelbitrevend chemiſch 
rein fein müſſen, fteht vem Apotheker in Gemäßheit ver Pofi- 
tion 13 Abſchnitt V. der Medizinal-Gebühren-Tare von 21. Juni 
1815 eine Vergütung nad der einzureichenven Spezifikation zu. 
Die einzelnen Freisanfäße in diefer Spezififation find nach der 
Arznei- Tare zu normiren, und da in diefer letteren die Ver— 
ütung für die zur Darftellung chemiſch reiner Präparate er- 
alien Arbeiten ausreichend vorgefehen ift, fo entbehrt vie 
Anſetzung bejonverer Gebühren für Darftellung chemiſch reiner 
Reagentien jeden Grundes, 

Demgemäß find in etwa vorkommenden Fällen bei Feſt— 
ſetzung von Liquidationen für gerihtlih-hemifhe Unterfuhungen 
Anfäge für Darftellung chemiſch reiner Reagentien fünftighin 
zu ftreichen. 

Berlin, den 28. April 1862. 

Der Minifter der geiftlihen, Unter- 
richt8= 2c. Angelegenheiten. 
An Im Yuftrage: 
ſämmtliche Königl. Regierungen Lehnert. 
und an das Koͤnigl. Wofiger 
Präfivium zu Berlin, 


I. 2939. M. 17. Vol. 10. 
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149, 


Verfügung vom 30. April 1862, — betreffend die 
Form der Requifitionen an Franzöſiſche Gerichte um 
Abnahme von Eiden, 


Nah einer Mittheilung des Herrn Minifters der auswär— 
tigen Angelegenheiten ift e8 im neuerer Zeit öfter vorgelommen, 
daß die der Königlichen Geſandtſchaft zu Paris Seitens ver 
Gerichtsbehörden in der Rheinprobinz zugeftellten Requiſitions— 
Ihreiben an Franzöſiſche Gerichte theils in nicht gehöriger Form, 
theil8 nur in franzöfifher Sprache abgefaßt find. Zuweilen 
find fogar Geſuche von Advokat-Anwalten, welde zum Zweck 
zeugeneidlicher Vernehmung von Perfonen, die in Frankreich 
air reg an die biefjeitigen Ober» Profuratoren gerichtet find, 
von Letzteren ohne Beifügung eines Requiſitionsſchreibens, ver 
Königlichen Geſandtſchaft zur weiteren Veranlaſſung übermittelt 
worden. 

Mit Bezug hierauf erhalten Ew. Hohmohlgeboren in ber 
Anlage Abſchrift der in Betreff der Förmlichkeilen bei Requi— 
fitionen an Franzöſiſche Gerichte unterm 15. Juni 1854 an die 
Appellationsgeridhte, das Ober-Tribunal und das hiefige Stadt: 

ericht erlafjenen Cirkular- Verfügung, um in Gemäpßbeit der- 
Velen die Ober-Profuratoren im Bezirk des Königlichen Appella- 
tionsgerichtöhofes zu Köln mit näherer Anweilung zu verjehen. 

Berlin, den 30. April 1862. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Pippe. 
den Königl. Herrn General: 
Prokurator zu Cöln. 


I. 1592, E. 26. Vol. 7, 


Anlage. 


Im Einverftändniß mit dem Königlihen Minifterium ver 
auswärtigen Angelegenheiten ift unter vem 5. Auguft 1836 von 
dem Juſtiz-Miniſterium ein, durd die Verfügung vom 1. Ok— 
tober deſſ. I. ergänztes Cirkular erlaſſen worden, welches vie 
Formen regelt, die bei Requifitionen um Abnahme von }Zeugen- 
und anderen gerichtlihen Eiden gegenüber ven Gerichten Frank— 
reih® und anderer Staaten, in denen das franzöfifche Geſetz— 
buch Anwendung findet, zu beobachten find. In diefem Cirkular 
ift namentlich vorgejchrieben, daß die Nequifitionsfchreiben und 
Eidesformeln in deutſcher Sprache abgefaßt und mit einer fran- 
zöfifchen Ueberjegung verjehen werden follen. 
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Abweichend hiervon find in den legten Jahren wiederholt - 
derartige Nequifitionsichreiben Preußiſcher Gerichte eingegangen, 
welhe ausſchließlich in franzöfifcher Sprache abgefaßt waren. 
Andererſeits haben ſich auch in ven, den deutſchen Requiſitions— 
ſchreiben beigefügten Ueberſetzungen bisweilen Wendungen und 
Ausdrücke vorgefunden, welche einem beſonders höflichen Ge— 
ſchäftsſtyl, wie er in Frankreich üblich iſt, nicht entſprechen und da— 
her bei den franzöſiſchen Behörden unangenehm aufgefallen ſind. 

Auf Veranlaſſung des Herrn Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten wird es daher hierdurch in Erinnerung gebracht, 

daß die Requiſitionen der in Rede ſtehenden Art unter 
allen Umſtänden in deutſcher Sprache abzufaſſen und nur 
mit einer franzöſiſchen Ueberſetzung zu verſehen ſind. 

Bezüglich der Letzteren iſt zu beachten, daß die franzöſiſchen 
Behörden bei der Wahl der Ausdrücke in ihren gegenſeitigen 
Kommunikationen einer großen Höflichkeit ſich befleißigen, ein 
Gleiches daher auch von den ausländiſchen Behörden bei deren 
Korreſpondenzen mit ihnen erwarten und namentlich ſchon an 
der wörtlichen Ueberſetzung der Ausdrücke „requiriren“ und 
„erſuchen“ durch „requérir“ und „inviter“ Anſtoß nehmen, in— 
dem ſie ſtatt dieſer Wörter den Ausdruck „prier“ anzuwenden 
gewohnt ſind. 

Das Königl. Appellationsgericht hat in den betreffenden 
Requiſitionsſachen den vorſtehenden Andeutungen gemäß zu ver— 
fahren und im Sinne derſelben die Gerichte erſter Inſtanz des 
Departements mit Anweiſung zu verſehen. 

Berlin, ven 15. Juni 1854. 

Der Zuftiz-Minifter. 


An Simons. 
ſämmtliche Königl, Appellationsgerichte, das 
Königl. Ober-Tribunal und das Königl. 
Stadtgericht zu Berlin. 


I. 2449. 


150, 

Verfügung vom 8. Mai 1862, — betreffend die 
unentgelvliche Lieferung der Gefe- Sammlung an 
die Friedensrichter. 

Allgemeine Verfügung vom 15. April 1862 (S. 362 dieſes 
Bandes). 


Sie werden, Herr General» Profurator, hierdurch benach— 
richtige, daß die Veftimmungen der wegen unentgelvlicyer Lie— 
ferung der für die Königlihen Staatsbehörden erforderlichen 
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Eremplare ver Gejet- Sammlung an die Beamten der Staats— 
anwaltichaft ergangenen allgemeinen Verfügung vom 15. v. Mts. 
(S. 362 dieſes Bandes) auch auf die Friedensrichter im Bezirke 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln infoweit Anwendung finden, 
als bisher die Anichaffung der pro imventario erforderlichen 
Eremplare der Gefeß- Sammlung aus den für die Bitreau- 
ee ber Friedensrichter feſtgeſetzten Pauſchquanten er— 
olgt iſt. 

— haben Sie das weiter Erforderliche zu ver- 
anlaſſen. 

Berlin, den 8. Mai 1862. 


Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herrn General» 
Profurator zu Cöln. 


I. 1800. bein. Gener. 9, Vol. 2. 


151. 


Verfügung vom 19, Mat 1862, — betreffend vie 
Publikation der Interdiktions-Erkenntniſſe. 


Auf den von Ihnen unterm 20. März d. 9. erftatteten” 
Sahresberiht und die demfelben beigefügten Berichte der Ober- 
Profuratoren wird Ihnen Folgendes eröffnet: 

Es kann aus den von Ihnen angeführten Grünven keinem 
Bedenken unterliegen, daß die Interdiktions-Erkenntniſſe in allen 
Fällen, aud wenn das Berfahren nicht von Amtswegen einge- 
leitet ift, von der Staatsanwaltſchaft durch das Amtsblatt zur 
Kenntniß der Parteien gebracht werde und daß die Inſertions— 
foften nicht von der Civil» Partei, fondern eben fo, wie in ven 
von Amtöwegen betriebenen Saden zu tragen find. Sie haben 
hiernach diejenigen Dber-Profuratoren, welche anders verfahren, 
mit Anmeifung»zu verjehen. 

Berlin, ven 19. Mai 1862. 


Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 

den Königl. Herren General- 

Profurator zu Cöln. 


I. 2329. Rhein. Gener. 153. 
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152, 


Verfügung vom 5. Juni 1862, — betreffend vie 
während der Abwefenheit eines Friedensrichters auf: 
fommenden Gmolumente, 


Mit Bezug auf Ihren Bericht vom 1. MA d. J. werben 
Sie hierdurch veranlaßt, ven Friedensrichter N. auf fein bier- 
neben zurüdgehendes Gefub vom 12. April v. 3. um Erftat- 
tung der während feiner Abmefenheit als Abgeorpneter zu ver 
Seſſion des allgemeinen Yandtages vom 14. Januar bis 17. März 
d. 3. von feinem Stellvertreter erhobenen Emolumente zu er- 
öffnen, daß feinem Geſuche nicht ftattgegeben werben könne, da 
grundfäglich die Emolumente eine Bergütigung für die bei dem 
vorgenommenen Geſchäfte gehabten Bemühungen ſeien, und da- 
ber nur von demjenigen in Anſpruch genommen werden fönnten, 
ver die betreffenden Gejchäfte vorgenommen habe. Diefe Natur 
hätten die Emolumente weder dadurch verloren, daß bei der 
Zuwendung von Gehalts-Erhöhungen auf ven Betrag der Emo- 
lumente Rüdfiht genommen, noch dadurd, daß nad ver Ver— 
fügung vom 29. Juli 1861 (S. 261 dieſes Bandes) ausnahms- 
weife den wegen Krankheit beurlaubten Friedensrichtern die wäh— 
rend des Urlaubs auffonmenvden Emolumente belaffen werben. 
« Berlin, den 5. Juni 1862. 

Der Zuftiz-Minifter. 


An Ör. zur Pippe. 
den Herrn Erften Präfiventen beim Königl. 
Appellationsgerichtshofe und den Königl. 

Herrn ÖeneralsProfurator zu Cöln. 


1. 25%. Rhein. Offizianten-Saden 37. 


153. 
Verfügung vom 23. Juli 1862, — betreffend die 
bei Ernennung der Advofaten zu Anwälten zu be- 
j obachtenden Grundfäge. 
a *8 26. Januar 1837 (Rhein. Samml. Bd. 6 


Verfügungen vom 12. Dezember 1860 und 29. Januar 1861 
©. 223 und 230 diefes Bandes). 


Sie erhalten hierbei einen Bericht des Landgerichts-Prä— 
fidenten und Ober: Profurators zu N. betreffene vie Ernennung 
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des Advokaten N. zum Anwalt, mit dem Bemerken, daß bie 
Berichterftatter offenbar von einer unrichtigen, mit den Vor— 
fhhriften über die Beichränfung ver Zahl der Anwälte neben 
freier Advofatur nicht vereinbaren Anfiht ausgehen, wenn fie 
annehmen, daß jeit der Berfügung vom 12. Dezember 1860 
(S. 223 dieſes Bandes) jeder Aovofat zum Anwalt ernannt 
werden müſſe, der e8 verſtanden habe, ſich in ehrenhafter Weife 
eine Praxis zur verfchaften, und daß die Bedürfnißfrage ſchon in 
dem Augenblide entichieven jei, wo der junge Juriſt zum Ad— 
vofaten ernannt werde. Hinſichtlich der dieſerhalb behaupteten 
Paris braudt nur auf das Reſkript vom 26. Januar 1837 
(Rhein. Samml. Br. 6. ©. 37) verwiefen zu werden. Auch 
find die Berichterftatter nah Maafgabe der Verfügung vom 
29. Januar 1861 (S. 230 vieles Bandes) zu belehren, daß bie 
Zuziehung eines Anwalts von Seiten eines Advokaten nicht als 
blope Form zu behandeln ſei. Wie Sie in Ihrer Verfügung 
an die Berichterftatter vom 8. Yuli d. J. mit Net hervor: 
ehoben haben, fommt e8 bei der Ernennung von Advofaten zu 
nmwälten auf die Bebürfniffrage an, bei der namentlidy das 
Intereſſe des Publitums, zugleich aber auch die Möglichkeit einer 
angemejjenen Subfiftenz der vorhandenen Anwälte zu berüd- 
fihtigen ift. Wenn hiernach die in diefer Hinfiht angeführten 
Gründe nicht für genügend erachtet werden, jo haben Sie ven 

Bittjteller zur Zeit abſchläglich beſcheiden zu laſſen. 
Berlin, den 23. Juli 1862, j 

Der YuftizeMinifter. 


An Ör. zur Lippe. 
den Herrn Erften Präfiventen beim Königl. 
Appellationsgerihtshofe und den Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 2992. Rhein. Offizianten- Sachen 33. Vol. 6. 


154. 


Allgemeine Verfügung vom 11. Auguſt 1862, — 
betreffend die Taxirung der Fahr- und Briefpoft- 
Sendungen im Bereiche des Deutfchen Poftvereins. 
Allgemeine Verfügung vom 29. Januar 1861 (S. 228 diejes 
Bandes). 


Durch vie unter dem 29. Januar v. J. erlaffene allgemeine 
Verfügung find den fämmtlichen Gerichten und den Beamten 
der Staatsanwaltihaft diejenigen Grundſätze bekannt gemadt 
worden, welche nad den Beftimmungen des Deutſchen Poftver- 
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eins- Vertrages vom 18. Auguft 1860 hinſichtlich der Portofrei- 
heit bei den zwiſchen ben biesfeitigen und den Behörden anderer, 
zum Deutfhen Poftwereinsgebiete gehörigen Staaten vorfommen- 
den Packet- und fonftigen Fahrpoſt-Sendungen maaßgebend find. 
Es ift darin ausdrücklich bemerkt: 
daß gewöhnliche Padete mit Schriften und Akten in reinen 
Staatsvdienft- Angelegenheiten von Staats» und 
anderen üffentlihen Behörven des einen Poftgebietes mit 
joldyen eines anderen — vom Abgangs- bis zum Bes 
ftimmungsorte — portofrei befördert werben; daß biefe 
portofreie Beförverung aber nur Dann eintritt, wenn bie 
Sendungen in der Weife, wie es in dem. Poftbezirk ver 
Aufgabe für die Beredhtigung zur Portofreiheit vorge- 
fchrieben ift, ald Staatsdienftjache bezeichnet und mit 
den Dienftfiegel verfchloffen und die abfenvdenden Behörven 
auf ver Adreſſe angegeben find. 

Ferner ift e8 in verfelben Verfügung für wünſchenswerth 
erflärt worden, daß bei den früher bis zur Grenze frei befür- 
derten, nunmehr vom Abgangsorte ab portopflidhtigen Ber- 
eins-Fahrpoftfendungen ein portofreie8 Rubrum nit mehr 
angewandt werde. 

Nah diefen Beftimmungen hätte bei den von den Juſtiz— 
behörven an die Behörden anderer, zum Deutichen Poftvereins- 
gebiete gehöriger Staaten abgehenden Padetfendungen mit Schrif- 
ten und Akten das Rubrum „portofreie Juſtizſache““ überhaupt 
nicht mehr gebraucht werben follen. Gleichwohl ift dies, wie der 
Herr Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
gegenwärtig bemerft bat, nah einer ihm vorliegenden Mitthei- 
lung der Fürftlih Thurn und Taxisſchen oberften Poftbehörbe, 
Seitens der Preußiſchen Juſtizbehörden mehrfach gejchehen, und 
es find dadurch weitläuftige Korreſpondenzen ib dr worben. 

Die Gerichte und Beamten der Staatsanwaltichaft werben 
hiernach veranlaft: 

1) bei den an die Staats- und fonftigen öffentlichen Behör— 
den anderer, zum WBoftvereinsgebiete gehöriger Staaten 
abzulafjenvden Badetfendungen mit Schriften und Alten, 
fomweit viefelben nad) den Beltimmungen in Artifel 68 
Nr. 1 des Poſtvereins-Vertrages vom 18. Auguft 1860 
(Sef.-Samml. von 1861 Seite 25 ff.) zur portofreien Be- 
förderung geeignet find, niemals die Bezeichnung „porto— 
freie Juſtizſache,“ ſondern das für Staatspienft-Angelegen- 
heiten im Allgemeinen vorgefchriebene Kubrum „Könige 
lihe Dienftfade‘ zur Anwendung zu bringen; 

2) bei ſolchen Packet- und anderen Yahrpoft - Sendungen, 
welche im Pojtvereind- Verkehr zur portofreien Beförderung 
nicht geeignet find, überhaupt fein portofreies Ru— 
brum zu gebrauden. 
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Das Nubrum „portofreie Juſtizſache“ Kann hiernach im 
Berkehr mit Aoreffaten im Gebiete anderer, zum Poftverein 
geböriger Staaten nur nod bei ben DBriefpoft- Sendungen 
in ber bisherigen Weife zur Anmwenbung fonmen. 

Berlin, den 11. Auguft 1862. 

Der Zuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltichaft. 
I. 2926. P. 2. Vol. 12. 


1855. 

Verfügung vom 26. Auguſt 1862, — betreffend die 
gegen rheiniſche Juſtizbeamte im Disziplinarwege 
erkannten Geldbußen. 

Allerh. Ordre v. 21. Juli 1826 (Rh. Samml. Bd. 3. S. 59). 


Auf Ihren Bericht vom 2. d. Mts. in Betreff der gegen 
rheiniſche Juſtizbeamte durch Erkenntniſſe over Disziplinar-Ver- 
fügungen erkannten Geldbußen, welche zur Juſtiz-Offizianten⸗ 
Wittwen-Kaſſe fließen, wird Ihnen hierdurch eröffnet, daß die 
Beltimmung in $.3 der Allerhöchſten Ordre vom 21. Juli 1826 
(Sej.-Samml. ©. 71) ebenfo für eine Straffeftfegung zu er- 
achten ift, wie die Vorſchrift über die Einbehaltung von Gehalts- 
Beträgen bei Beamten, die fih ohne Urlaub entfernen oder den 
Urlaub überſchritten haben. 

Hiernach werden Sie veranlaft, die Abführung des dem 
Friedensgerichtsfchreiber N. eingebaltenen Gehaltsbetrages an 
die Juftiz-Offizianten-Wittwen-Kaffe herbeizuführen. 

Berlin, = 26. Auguft 1862. 


n Der Juſtiz⸗Miniſter. 
den Königl. Ober-Profurator Gr. zur Lippe. 
zu Coblenz. 
I. 3405. Rhein. Offizianten-Sadhen 41. Vol. 2. 
156. 


Geſetz vom 16. September 1862, — betreffend die 
Einftellung der Erhebung der Schifffahrtsabgaben 
auf der Mofel. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monarchie, was folgt: 
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8. 1. 
Die Erhebung des Mofelzolles und des Rekognitionsgeldes 
auf der Mojel ſoll von einem durch den Finanzminifter befannt 
zu machenden Zeitpunfte ab bis auf Weiteres eingeftellt werben. 


8. 2. 
Der Finanzminifter wird mit der Ausführung dieſes Ge- 
ſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterjchrift 
und beigefügtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. September 1862. 


(L.S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Bernftorff. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. ‚dv. Jagow. v. Holzbrinck. 


I. 3746. Rhein. Gener. 150. 


157. 


Verfügung vom 20. Dftober 1862, — betreffend 
die Einziehung der Wittmenfafjenbeiträge, 
Berfügung vom 31. Januar 1853 (Juſt.“Min.⸗Bl. ©. 65). 


Verfügung vom 2. November 1857 (Yuft.-Min.-Bl. ©. 402). 
Verfügung vom 17. Auguft 1861 (S. 262 dieſes Bandes). 


Mit der in Ihrem Beriht vom 13. September d. 9. ger 
äußerten Anſicht, vaß die über die Einziehung der Wittwen- 
tafjenbeiträge Seitens der Yuftizbeamten ergangenen Beftim- 
mungen in ber Aheinprovinz keine Anwendung finven fönnten, 
weil bei ven Rheinischen Gerichten feine Salarienfaffen beftehen 
und die Gehälter der Beamten von den Regierungs-Hauptkaſſen 
gezahlt werten, kann fid ter Juſtiz-Miniſter nicht einverftanden 
erflären. Aehnliche Verhältniſſe beftehen auch bei vem biefigen 
Dber-Tribunal und bei ſämmtlichen Appellationsgerichten, ohne 
daß dadurch die Anwentung jener Beitimmungen gehindert wird. 

E8 fommt nur darauf an, daß bie Br Be Regierungs⸗ 
Hauptkaſſen zur gehörigen Zeit mit den erforderlichen Nach— 
richten verſehen und dadurch in den Stand geſetzt werden, die 
von den Juſtizbeamten zu entrichtenden Wittwenkaſſenbeiträge 
bei den Gehaltszahlungen in Abzug bringen zu können. 

Zu dieſem Behut ift von Ihnen, Herr Erfter Präfivent 
und Herr General Profurator, die Anordnung zu treffen, daß 
fowohl bei dem Wppellationsgerichtshofe, wie bei ven Yand- 
gerichten und den Frievdensgerichten, unter Beachtung der Ber- 
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fügungen vom 2. November 1857 (Yujtiz-Minift.-Bl. E. 402) 
und vom 17. Yuguft 1861 (5. 262 dieſes Bandes), Verzeich 
niffe derjenigen Beamten des betreffenden Gerihts und ber 
Staatsanmwaltfchaft, welche der Allgemeinen Wittwen - Berpfle- 
gungs- Anftalt beigetreten und denen daher von ihrem Gehalte 
die von ihnen zu entrichtenden Beiträge zu kürzen find, wit 
Angabe ter Nummern der Nezeptionsicheine und ver Beiträge, 
legtere in Silbergeld berechnet, angefertigt und nad Maafıgabe 
der Verfügung vom 31. Januar 1853 (Juſt.⸗Min.Bl. ©. 65) 
fpäteftens bis zum 15. März und 15. September jeven Jahres 
den betreffenden Regierungs-Hauptlaffen zur weiteren Veran— 
lafjung mitgetheilt werben. 

Dadurch wird nicht nur den vielfadhen Verzögerungen in 
der Entrihtung der Beiträge Seitens ver Rheinifhen Juſtiz— 
beamten vorgebeugt, fondern aud) den Weiterungen begegnet, 
welche entftehen, wenn ein Beamter verjeßt, penftonirt, aus dem 
Juſtizdienſte entlaffen wird, oder mit Tode abgeht. Anderer- 
feit8 werten dadurch vie vielfahen Mehrarbeiten vermieden, 
welche ver Allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt durch vie 
unmittelbare Einfendung ver einzelnen Beiträge verurfacht werben. 

Die Formulare zu den gedachten Berzeichniffen werden 
Ihnen von der Hauptkaffe ver Allgemeinen Wittwen- Berpfles 
gungs-Anftalt auf Ihr Verlangen verabfolgt werten. 

Berlin, den 20. Dftober 1862. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Herrn Erften Präſidenten des Königl. - 
Uppellationsgerichtsbofes und den Königl. 
Herrn General-Proturator zu Cöln. 


I. 3565. bein. DOffizianten-Saden 51. Vol. 2. 


158. 


Allgemeine Verfügung vom 21. Oktober 1862, — 
betreffend die Verwendung von Stempelmarfen zu 
ftempelpflidtigen Schriftftüden. 

Sefeß vom 2. September 1862 (Öef.-Samml. ©. 295). 


Die von dem Herrn Finanz: Minifter in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 2. September d. 3. erlaflenen, nachſtehend abge- 
drudten Beftimmungen über die Bermendung” von Stempel» 
marken zu ftempelpflichtigen Schriftftüden vom 30. v. Mts. wer- 
den ſämmtlichen Gerichten und Juftizbeamten zur Beachtung mit 
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dem Bemerken befannt gemadht, daß die Publikation derſelben 
auch durd die Renierungs-Amtsblätter erfolgt. 
Berlin, ven 21. Dftober 1862. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Fippe. 
fämmtliche Gerichte und Yuftizbeamte, 


I. 3870. Steuerfahen 14. Vol. 4, 


a. 
Beftimmungen über Berwendung von Stempelmarfen 
zu ftempelpfihtigen Schriftftüden, welde nicht unter 
öffentliher Autorität abgefaßt werden. 


In Gemäßheit des Geſetzes vom 2. September 1862 (Geſetz—- 
Samml. ©. 295) wird wegen Verwendung von Stempelmarken 
Volgendes angeordnet: 


8. 1. 

Dom 1. November vd. rg ab werben Stempelmarfen in 
Werthsbeträgen von 5 Sgr., 10 Sgr., id Sgr., 20 Sgr., 
- 25 Sgr., 1 Thaler mit dem Vermerk „„Stempelmarke‘ und der 
Angabe des Steuerbetrages, für melden fie gelten, verfehen, 
zur Verwendung für die im $.2 Nr. 1 bis 7 bezeichneten Schrift- 
ftücfe beftimmt, bei allen Steuerftellen, mit Einfluß der Stem- 
pelvertheiler, zum Verkauf geftellt, welche bisher Stempelpapier 
u.f. mw. (fiehe $. 36 des Stempelgefeged vom 7. März 1822) 
verkauft haben, over künftig verfaufen werben. 

2 


Die Verwendung von Stenpelmarken ift geftattet: 

1) zu ausländifchen, dem Preußischen Wedstelftempel unter- 
liegenden Wechſeln, Hanvelöpapieren und Anweiſungen 
($. 20 des Stempelgefetes, vergl. Nr. 1 ff. ver Aller: 
höchſten Kabinets-Order vom 3. Januar 1830, ©efeß- 
Samml. ©. 9; $. 1 des Geſetzes vom 26. Mai 1852 
Geſetz-Samml. ©. 299), 

2) zu ftempelpflichtigen Gefuchen, Eingaben, Bittfchriften und 
Beſchwerdeſchriften (fiehe vie Tarifpofitionen des Stempel: 
gejeges bei ven genannten Worten), 

3) zu ftempelpflichtigen Duittungen, welde zum Rednungs- 
belage bei Ablegung der Rechnung vor einer öffentlichen 
Behörde dienen (Tarifpofitionen „Duittungen‘ Abſatz 1), 

4) zu Gutachten von Sachverſtändigen, fowie zu Inven-⸗ 
tarten, 

5) zu Mükleratteften (und Schlußzetteln ver Mätler), 

6) zu Bollmadıten, 

(zu 4, 5 und 6 vergl, die Tarifpofitionen bei biejen 
Worten), 
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7) zu Geburts- oder Tauffcheinen, Traufcheinen und Todten- 
— (ſiehe die Tarifpoſitionen bei dieſen Worten und 
die Tarifpoſition „Atteſte“ Abſatz 3), welche urſprünglich 
in einer ſtempelfreien Angelegenheit ſtempelfrei ausgeſtellt, 
demnächſt zu einem die Stempelverwendung bedingenden 
Zwecke gebraucht werben. 


.3. 

a. Nur der erſte inländiſche Inhaber eines ausländiſchen 
in Preußen ſtempelpflichtigen Wechſels, Handelspapiers oder einer 
Anweiſung ($.2 Nr. 1) iſt befugt, ſeiner Verpflichtung, die 
Steuer zu entrichten, durch Verwendung von Marken in dem 
der Steuer entſprechenden Werthbetrage zu genügen. Es darf 
dies aber nicht ſpäter geſchehen, als im 8. 20 des Stempelge— 
ſetzes Abſatz 1 angeordnet iſt. 

b. Die Verwendung von Stempelmarken zu ven 8.2 
Nr. 2 bis 7 aufgeführten Schriftftüden muß binnen derſelben 
Frift erfolgen, innerhalb weldyer nad) ven beftehenven Vorſchriften 
die Verwendung von Stempelpapier zu bewirfen fein würde. 

4 


In Bezug auf die Art ver Verwendung von Stempel- 
marken ift Folgendes zu beachten: 

Für ausländifhe Wechſel, Hanvelspapiere und Anmei- 
ungen. 

Sollten im Auslande ausgeftellte, der inländischen Stempel» 
fteuer unterliegende Wechſel, Handelöpapiere und Anweifungen 
nicht zur Stempelung vorgelegt, ſondern mit Stempelmarfen 
verjehen werben ($. 3a), jo müfjen die dem erforderlichen Steuer» 
betrage entiprehenden Marten (vergl. $. 5) auf ver Rückſeite 
der genannten Urkunden und zwar, wenn fie noch unbefchrieben 
ift, am oberften Rande verfelben, wenn ſich aber auf der Nüd- 
feite bereit8 Bermerfe (Inpoffamente, Blanko-Indoſſamente oder 
Achnliches) befinden, unmittelbar unter dem letten Vermerke, 
bergeftalt aufgeklebt werden, daß oberhalb ver Marke fein zur 
Nieverfchreibung eines Vermerks (Indoffaments, Blanfo- In- 
dofjaments u. ſ. w.) hinreichender Raum übrig bleibt. Der in- 
ländifhe Inhaber, welcher vie Stempelmarfen aufflebt, hat in 
jeder aufgeflebten Marke den Anfangsbuchftaben feines Wohn- 
ortes, das Datum, an weldem vie Marke aufgeklebt wird, in 
Zahlen und feinen Namen, beziehungsweiſe feine Firma, erfteren 
jevoh nur mit dem erften oder einigen der erften Buchſtaben, 
letstere nur mit ten Anfangsbuchftaben des oder der etwa dazu 
— Vornamen oder mit dem erſten oder einigen der erſten 

uchſtaben des Hauptnamens zu vermerken, 

z. B. B. 78 62 ftatt Berlin den 7. Auguſt 1862. 

C. F. H. - (Firma) E. F. Haaſe. 
C. 9. = (Firma) C. Haaſe. 
9 = (Name oder Firma) Haaſe. 
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Wo die Firma von dem Gegenſtande der Unternehmung 
bergenommen ift, oder aus mehreren Namen oder Worten be- 
fteht, ift ver erſte Buchftabe jedes folhe Firma bildenden Wortes 
auf der Marke nieverzufchreiben, 3. ®. ftatt „Berliner Kaſſen— 
Verein“: B. K. V., ftatt „Direktion ver Diskonto-Geſellſchaft“: 
D. d. D. G., ſtatt „C. F. Haaſe Söhne” oder „C. F. Haaſe 
u. Cemp.“: C. F. H. ©. oder C. F. H. u. C. Der Vermerk 
muß in allen Fällen mittelſt deutlicher Schriftzeichen (Buchſtaben 
und Ziffern) ohne jede Raſur, Durchſtreichung oder Ueberſchrift 
geſchrieben ſein. 

II. Zu allen übrigen 8. 2 bis 7 genannten Schriftſtücken 

ſind die entſprechenden Marken, und zwar auf dem oberen un— 
beſchriebenen Theile der erſten Seite des Bogens links, auf— 
zukleben. 
Die Unbrauchbarmachung der Marken erfolgt in ver unter 
I. vorgefchriebeuen Weife, mit der Maafgabe, daß ter zur Kaſſa— 
tion der Marken Berpflichtete, ftatt ter Anfangsbuchſtaben des 
Namens oder der Firma, feinen vollen Namen oder die volle 
Firma deutlich auf viejelbe zu fchreiben bat. Sollte die Größe 
der Marke für dieſe Vermerke nicht ausreihen, jo genügt es, 
wenn nur ein Theil derfelben auf die Marke, das Uebrige aber 
auf das die aufgeflebte Mare Br Papier gefett wird. 


Die Verwendung von Stempelmarken zu Wechſeln, Hantele- 
papieren, Anmeifungen und Quittungen ($.2 Nr. 1 umd 3) ift 
nur dann zuläffig, wenn der zu entrichtente Stempelbetrag ven 
Betrag von Zwei Thalern nicht überfteigt. Mehr als drei 
Marken dürfen zur Darftellung des erforderlichen Stempels auf 
einem Scriftftüde nicht verwendet werden. 

Berlin, ven 30. September 1862. 

Der Finanz-Minifter. 
v. d, Heydt. 


b. 

Beftimmungen über Verwendung von Stempelmarfen 
zu ftempelpflidhtigen unter öffentliher Autorität 
ausgefertigten Schriftftüden. 

In Gemäßheit des Geſetzes vom 2. September d. J. (Gef. 
Samml. 5,295) wird wegen Verwendung von Stempelmarten 
Folgendes angeordnet: 


8.1 
Deffentliche Behörden, ſoweit biefelben zur Verwendung von 
Stempelpapier verpflichtet find, und Beamte, einfchließlich ber 
Notare und Geiftlihen, können ftatt des Stempelpapiers die in 
Werthöbeträgen von 5 Sgr., 10 Sgr., 15 Sgr., 20 Sgr., 
1 Thaler verfüuflihen Stempelmarfen zu allen unter ihrer amt- 
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lichen Autorität ausgefertigten Urkunden verwenden, melde einem 
Stempel von nicht mehr ald Zwej Thalern unterliegen. 

Zur Erfüllung dieſes Steuerbetrages dürfen nicht mehr 
Marken verwendet werden, ald durchaus erforderlich find; bei 
Stempelbeträgen bis zu 1 Thaler ift mithin nur eine, bei Stem— 
pelbeträgen von über 1 Thaler bis zu 2 Thalern find nit mehr 
als zwei Marken zu verwenden. 


8, 2. 

Die Berwenbung von Marfen ftatt des Stempelpapiers ift 
nur unter den nachfolgenden Beftimmungen zuläffig: 

Die Marten find auf der erften Seite tes erften Bogens 
der Urkunde oben links aufzufleben. Die Kaffation der Marken 
erfolat bei Behörden durd Vermerk der Journal-Nummer und 
des Datums — in Zahlen — an weldem die Marke aufgeklebt 
wird, möglichft anf dem unteren Theile jever verwendeten Marke, 
fowie durch Vermerk des Orts, an welchem die Verwendung 

Nr. 1756 
erfolgt, 3.8. on 62. Notare und ſolche Beamte, welche fein 
erlin. 
Korreipondenz - Journal führen, haben aufer dem Datum, an 
welhem die Marke aufgeklebt wird, in Zahlen und dem Orte, 
an welchem die Verwendung erfolgt, und zwar darunter, ibren 
ausgefchriebenen Namen auf dem unteren Theile ver Marke und 
fomeit die Größe ver Marke dazu nicht ausreicht, unter Mitbe- 
nugung des die aufneflebte Marke umgebenden Papiers zu ver- 
merken. 

Auch in den Fällen, wo Behörden und Beamte nach den 
bisherigen Beſtimmungen verpflichtet ſind, Stempelbogen zu ihren 
Atten zu kaſſiren, lönnen ſtatt derſelben Marken bis zum Werths— 
betrage von Zwei Thalern verwendet werden, welche auf der 
ſtempelpflichtigen Verhandlung, wie oben vorgeſchrieben, befeſtigt 
und kaſſirt werden müſſen. 

Die Kaſſationsvermerke müſſen in allen Fällen in deutlichen 
Schriftzeichen (Buchftaben und Ziffern) ohne jede Raſur, Durch— 
ſtreichung oder Ueberſchrift geſchrieben ſein. 


8. 3. 

Abgeſehen von den im * 2 vorgeſchriebenen Kafjationsver- 
merfen haben Behörden und Beamte, mit Einfhluß der Notare, 
die aufgeflebten Marken mit einem farbigen Abdruck ihres amt- 
lihen Siegels vergeftalt zu verfehen, daß der Abdruck zum Theil 
auf der oberen, mit ven Kaffationsvermerfen nicht verfehenen 
Hälfte ver Marke — ohne die Schriftzeihen ($. 2) zu beveden 
— zum Theil auf dem die Marfe umgebenden Papier zu ftehen 
fommt. Beamte, welche fein amtliches Siegel führen, haben 
jtatt eines Siegelabvruds ihre volle amtlihe Firma auf den 
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oberen Theil der Marke unter Mitbenugung des die Marke 
umgebenden Papiers zu jegen. 
Berlin, ven 30. September 1862. 
Der Finanz. Minifter. 
v. d. Heydt. 


159. 


Allgemeine Berfügung vom 6. November 1862, — 

betreffend die Beibringung des oberamtlichen Ehe— 

fonfenfeg bei der Eheſchließung der Einwohner der 
Hohenzollernſchen Lande, 


Die nachſtehende, von ven Miniftern der geiftlihen, Unter- 
richts- und Mevizinal-Angelegenheiten, ver Juſtiz und des In— 
nern an ſämmtliche Regierungen und das Bolizei-Präfidium zu 
Berlin erlafjene Verfügung von 21. Oftober wird den Gerichten 
und Beamten der Staatsanwaltſchaft zur Kenntnißnahme und 
Beachtung mitgetheilt. 

Berlin, den 6. November 1862. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltichaft. 
I. 4255. E. 27. Vol. 5. 


a. 

In dem Konferenz-Schlußprotsfoll zur Gothaer Konvention 
vom 15. Juli 1851 ift von ten betheiligten Staatd-Regierungen 
die Verpflichtung übernommen worden, Angehörige eines anderen 
fontrahirenden Staats zur Eingehung einer Ehe nur nad) vor» 
gängiger Beibringung der Zuftimmung der kompetenten Heimaths- 
behörde zuzulafien. 

Da nun die biefleitigen Unterthanen — mit Ausnahme 
der Hohenzollernfchen Angehörigen — nad der beftehenvden Ge— 
ſetzgebung einer ſolchen Zuftimmung nicht bevürfen, fo jollen 
ihnen — wie in tem Gırfular- Erlaffe vom 10. Januar 1853 
angeordnet worden — ftatt jener Ehekonſenſe Attefte des In— 
halts ertheilt werben: i 

daß nad) viefjeitiger Geſetzgebung Preußiſche Unterthanen 
zur Abſchließung einer Ehe im Auslande der obrigfeit- 
lihen Genehmigung nicht bepürfen, und daß daher inſo— 
weit ber Verehelihung des Inhabers ein gejötliches Be— 
denlen nicht entgegenjtehe. 
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Dagegen bevürfen die Einwohner ver Hohenzollernſchen 
Lande, nad) den dort geltenden Geſetzen, zur Eingehung einer 
Ehe des Konjenfes ver resp. Königlichen Oberämter, und zwar 
mit der Wirkung, daß ohne biefen Konſens einestheils die ge- 
fhloffene Ehe als nichtig anzufehen ift, und anverntheil® ver 
betreffenden Gemeinde aus der Nichtbeachtung diefer Vorſchrift 
die Befugniß erwächſt, dem ihr bisher nicht angehörigen Ehe- 
gatten die Aufnahme zu verweigern. 

Obgleich die Königliche Regierung von diefer Page der Ge- 
feßgebung durd den Girkular-Erlaß vom 26. Aprıl 1855 in 
Kenntniß gefegt, und auch darauf aufmerlſam gemadt worden 
ift, daß von Ihr Atteſte obengevahten Inhalts nur an Ein- 
wohner Ihres Bezirks zu ertheilen, die Hohenzollernſchen Ange 
börigen aber mit ihren derartigen Anträgen ftetS an die König— 
liche Regierung zu Sigmaringen zu verweilen find, fo find body, 
wie dieſe Regierung angezeigt hat, neuerdings Fälle vorgefommen, 
in welden die Ehefchließung von Hohenzollernfben Angehörigen 
* ale Einholung des vorgefchriebenen Ehekonſenſes er- 
olgt iſt. 

Wir nehmen hieraus Beranlaffung, der Königlihen Re— 
gierung die forgfältige Beachtung der obigen Beftimmungen, und 
zwar zur Bermeidung von irrthümlichen Auffafjungen verfelben, 
mit dem Bemerfen in Erinnerung zu bringen, daß darnach jeder 
Eheſchließung eines Einwohners der Hohenzollernfhen Yante der 
oberamtlihe Konfens voranzugehen hat, mag diefe Ehefchliegung 
im Auslande oder im Inlande erfolgen. 

Berlin, den 21. Dftober 1862. 

Die Minifter 
der geiftlichen 2c. Angelegenheiten der Juſtiz des Innern 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Jagow. 


160. 


Allgemeine Verfügung vom 14. November 1862, — 
betreffend die Fuhrkoſten bei Dienſtreiſen der 


Staatsbeamten. 
Allerhöchſter Erlaß vom 10. Juni 1848 (Rhein. Samml. 
Br. 9. ©. 301). 


Im Einverftändnifje mit dem Herrn Finanz Minifter und 
der Königlichen Ober-Rechnungskammer wird hierdurch beftimmt, 
daß bei Dienftreifen der Staatsbeamten für die Beförderung 
zwiſchen ven Bahnhöfen und den Orten, nad) melden die Bahn 
höfe benannt find, außer der Entjhäpigung für Zur und Ab— 
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gang befonvere Reiſekoſten nur in denjenigen Fällen liquibirt 
werden dürfen, mo vie Entfernung mehr als eine Biertelmeile 


— 
Berlin, den 14. November 1862. 
Der Juſtiz-Miniſter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltſchaft. 


I. 4314. ıD. 18. Vol. 16. 


161. 
Allgemeine Verfügung vom 28. November 1862, — 
betreffend die Berichtigung der Gebühren für die 
Gutachten der zum Schuge des Eigenthums an 
Werfen der Wiffenfhaft und Kunft gegen Nahdrud 
und Nachbildung gebildeten Vereine von 
Sachverſtändigen. 
Geſetz vom 11. Juni 1837 88. 17.31 (GeſSamml. ©. 165). 
Inftruftion v. 15. Mai 1838 (Geſ.“Samml. ©. 277). 
Beſchluß des Königl. Staats: Minifteriums vom 15. Öftober 
1856 (Sef.-Samml. S. 873). 
Allgemeine Berfügung vom 17. Juli 1858 (Yuftiz-Minift.- 
Blatt ©. 234). 


Durch die allgemeine Verfügung vom 17. Yuli 1858 find 
die Gerichtsbehörden angemiefen worden, die Gebühren für bie 
Gutachten der in Gemäßheit des Geſetzes vom 11. Yuni 1837 
zum Schuße des Eigenthbums an Werfen ver Wilfenihaft und 
Kunft gegen Nachdruck und Nachbildung gebildeten Bereine von 
Sadverftändigen fofort nad) erfolgter Feſtſetzung dur dir ekte 
Ueberjendung an den im der Mittbeilung des Gutachtens name 
haft gemachten Vorſitzenden des Vereins zu berichtigen. 

Da nad einer Mittheilung des Herrn Miniſters der geift- 
lihen, Unterrichts- und Mevizinal- Angelegenheiten dieſe Vor— 
ihrift nit immer befolgt worden ift, jo wird die forgfältige 
Beachtung der gedadten Verfügung ſämmtlichen Gerichtsbehörden 
bierdurd in Erinnerung gebradıt. 

Berlin, ven 28. November 1862. r 

Der Juſtiz-Miniſter. 
An Ör. zur Pippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörven. 
1. 4599. N, 3. Vol. 9, 
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162. 


Gefchäfts - Anweifung für die Depofiten - Kaffe des 
Bezirks des Appellationsgerichtshofes in Cöln. 


8. 1. 
Beftimmung und Einridtung. 


Aufgabe der Depofiten- Kaffe ift e8, die baaren Gelder, 
weldye ber terjelben nah Maaßgabe des Geſebes vom 24. Juni 
1861 (S. 251 dieſes Bandes) hinterlegt werden, anzunehmen, 
zu verwalten und wieder — — 


Die Fälle der ——— ergeben ſich im Allgemeinen 
aus 8. 1 des gedachten Geſetzes; namentlich gehören dahin 
aber auch: 

1) vie nad) Maaßgabe der Vorſchrift des Art. 807 des B. 
G.⸗B. zu binterlegenven Kaufpreiſe von Objekten der 
Beneficial⸗Erbſchafts⸗Maſſen; 

2) RT aaa vafanter Nachlaſſenſchaften (Art. 813 
3) Gelder, welche nad erfolgtem Real Anerbieten hinterlegt 
werden follen (Artikel 1257—1259 des B. ©.-B.); 

4) die Behufs Befreiung der Grundſtücke von Privilegien 
und en zu binterlegenden Kaufgelver (Art. 2186 
des DB. ©.-B), jowie die im alle eines Uebergebots im 
Burgationsverfahren Behufs Abwendung der Berfteige- 
rung zu deponirenden Beträge (Art. 85 des Gefetes von 
18. April 1855, Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 103); 

5) die im Falle des .10 der Subhaftationg- Ordnung vom 
1. Auguft 1822 (? ‘hein. Samml. Bd. 2. S. 280) vom 
Gemeinſchuldner und im Falle des 8. 37 in fine vafelbft 
vom Anfteigerer zu deponirenden Beträge; 

6) die im Falle des Art. 26 des ee vom ”18. April 
1855 (Nhein. Samml. Bo. 11. ©. 86) zu deponirenden 
Kaufgelder aus einer Immobiliar-Verfteigerung im außer- 
gerichtlichen Theilungsverfahren, wobei Minderjährige con- 
curriren; 

7) Gelder, welde ein zur Rechnungslegun re Ber: 
urtheilter in dem durch Art. 542 ber O. borge- 
jehenen Falle hinterlegen will; 

8) tie in den Fällen der Art. 166 und 167 ter B. P.O. 
und Art. 117 und 118 ver St. P.-O. zu hinterlegenden 
Bürgihafts-Summen; 

9) die ım Wege ver — in Beſchlag genommenen 
Gelder (Art. 590 ver B. P.O.); 
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10) die aus einem Mobiliar-Zwangs-Berfauf erlöften Gelver, 
gegen deren Auszahlung Oppofition erhoben ift (Art. 657 
ver B. P.O.); 

11) die Baar-Beftände ver Falliments-Maſſen (Art. 497 des 
9. G.B. resp. Geſetz vom 9. Mai 1859, ©. 82 dieſes 
Bandes) ; 

12) die Behufs der Erpropriation von Grundſtücken vorläufig 
feftgefetsten Entibäpigungs- Summen ($. 2 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1857, Rhein. Samml. Bd. 11. ©. 346), 
ſowie die definitiv feftgefegten Entjhädigungsgelver, falls 
darauf Arrejte oder Oppofitionen angelegt find, over Hy— 
pothefen auf dem exproprürten Grundeigenthum haften 
(Art. 25 des Geſetzes vom 8. März 1810). 

83 


Die Direktion der Depofitensflaffe befteht aus 

den Direktor, 
dem Juftitiarius und 
dem Rendanten. 

Die Vertretung der Beamten während verübergehenver Ver- 
binderung kann durd das Präfivium der Regierung in Cöln 
angeorbnet werben. , 

Dem Direktor gebührt die obere Yeitung und Beauffidti- 
gung des Geſchäftsganges mit der Befugniß, die Ausführung 
eines Beichluffes bis zur Entſcheidung des Finanzminiſters zu 
juspendiren. 

Das zweite Diitglied verfieht die Funktionen eines Juſtitiars 
nah den analogen Borjchriften der Kegierungs- Zuftruftionen 
vom 23. Dftober 1817 und 31. Dezember 1825. 

Dem dritten Mitgliede liegt die Buch- und Kaffenführung 
ob. Demfelben fteht ein Kontroleur zur Seite, deſſen Dienit- 
obliegenheiten weiter unten ($$. 10. 13. 16, 18. 19. 21. 22. 23 
und 29) vorgejchrieben werben. 

Für die Erpevitions-, Kalkulatur- und Kanzlei» Arbeiten, 
fowie für die Regiſtratur-Geſchäfte wirb unter Babies des 
Binanzminifteriums ein Hülfsarbeiter angenommen. Die Boten- 
dienfte beforgt eim geeigneter Unterbeamter der Königlichen Re— 
gierung. 


8. 5. 

Sämmtlihe an die Depoſiten-Kaſſe eingehende Dienſtſachen 
werden von dem Direktor eröffnet, präſentirt und von dem mit 
der Führung des Geſchäfts-Journals beauftragten Hülfsarbeiter 
(8. 4) in daſſelbe eingetragen. 


Ale Ausfertigungen der Kaffe, mit Ausnahme der Quit- 
tungen, find unter der Firma „Königliche Depoſiten-Kaſſe“ von 
4 
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dem Direktor zu vollziehen. Wegen Ausfertigung der Quit— 
tungen wird auf 8. 8 des Geſetzes vom 24. Yuni 1861 und 
8. 21 biefer a a a Bezug genommen. 


Kein Schriftftüd darf zu den Akten gebracht werben, bevor 
darauf verfügt oder dafjelbe unter Mitvollziehung des Direktors 
ad acta gefchrieben worden ift. 


.8. 
Ohne ſpezielle Genehmigung des Direltors dürfen die Aften 
feinem Anvern als den Mitgliedern der Direktion zur Einſicht 
vorgelegt werben. 


8. 9. 
Buchführung. 

Die Buchführung der Kaſſe geſchieht in zweifacher, nämlich 
in chronologiſcher und ſyſtematiſcher Ordnung, jene durch die 
Journale, dieſe durch Manuale. 

Ale Bücher muͤſſen, jo weit beide Seiten ein Ganzes aus 
machen, foliirt, fonft aber paginirt werben. 

Das Foltiren des Journals wird der Direktor fpeziell fon» 
troliren, und auf dem erften und dem letten Blatte die Zahl 
der Blätter oder Seiten unter feiner Namens -Unterfchrift be- 
fheinigen, weshalb ihm daſſelbe vor dem Gebrauche vorzu- 
legen ift. 

8. 10*). 

Das Journal wird von dem Nendanten, für Einnahme 
und Ausgabe befonders, nad dem beiliegenden Schema geführt. 
Ale Einnahmen und Ausgaben müſſen in demfelben gebucht 
ag jo daß daraus der Kaſſen-Verkehr volljtänvig zu über- 
eben ift. 

Der Kontroleur führt über die fämmtlihen Einnahmen und 
Ausgaben Control» Fournale, deren Einrihtung in dem unlie- 
genden Mufter vorgejchrieben ift. 

11 


Es werden folgende Manuale geführt: 
1) das Haupt- Manual über die Einnahmen und die Aus- 

gaben der ganzen Verwaltung; 
2) das Spezial- Manual über die einzelnen Hinterlegungen 

und Zurädzahlungen; 
3) das Affervaten und 
4) das Vorſchuß⸗-Manual. 
). 12. 
Das Haupt- Manual wird nah dem anliegenden Schema 

geführt, es bilvet die Grundlage für die Rechnung. 


*) Die in biefem und ben folg. 88. erwähnten Formulare find 
in Ermangelung eines allgemeineren Intereſſes nicht mit abgedrudt. 
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Das Speztal-Manual, wozu das beiliegende Formular dient, 
muß jo eingerichtet werden, daß jede Mafle ihr befonderes 
Conto erhält, fo daß auf der einen Seite die einzelnen die Maſſe 
betreffenden Poften rer Einnahme, auf ter anderen gegenüber- 
jtehenven Seite die Posten ver Ausgabe, ſowie vie fonftigen bei 
der Maſſe vorfommenden Veränderungen, 3. B. Arreft-Anlagen ꝛc. 
vermerkt werden. Das Spezial-Manual bevarf feiner jährlichen 
Erneuerung. 

3. 13. 


Alle Einnahmen, welche lee den Depofitaltagen ($. 15) 
zur Einlieferung gelangen, find als Affervate zu behandeln. 
Das Aſſervaten-Manual, welches von dem Rendanten und 
die Aſſervaten-Kontrole, welche von vem Sontroleur zu führen 
ift, erhalten ihre Einrichtung nad anliegenden Schematen. 
. 14 


Unter Vorſchüſſen werden diejenigen Zahlungen verftanden, 
welche von der Kegierungs-Hauptkaffe bei augenblidlihem Mangel 
des zu den Ausgaben erforderlichen baaren Geldes (88. 40.41.) 
gefeiftet werden. 

Das Vorſchuß-Manual wird nad) Anleitung des beiliegen- 
den Formulars geführt. 

. 15. 
Geſchäftsgang. 

Für die Annahme und vie Auszahlung der Depofiten iſt 
bis auf Weiteres der Mittwoch jeder Woche beftimmt. Fällt 
der Mittwoch auf einen Feiertag, fo finden die Auszahlungen 
und Hinterlegungen an dem auf jenen Mittwoch folgenden Werk— 
tage Statt. 

An diefem Tage müflen der Direktor, der Rendant und 
der Kontroleur während ver für die Negierungs-Hauptkafle vor- 
geſchriebenen Gefhäftsftunden im Lokale ver Kaffe anweſend fein. 

Tür diefen Verkehr wird das Dienftzimmer des Rendanten 


benutzt. 
$. 16. 


Die Vereinnahmung der inzwilchen eingegangenen Aſſer— 
vate muß jedenfall am nächſten Depofitaltage erfolgen. 

Zur Beranlafjung viefer VBereinnahmung ift von dem Con— 
troleur fofort nad dem Eingang des Aſſervats unter Vorlegung 
der hiernächſt zu den Alten zu nehmenden fchriftlichen Erklärung 
bes Deponenten bei dem Direktor vie Ausfertigung eines mit 
der Nummer der Ajjervaten- Annahme: Kontrole zu verfehenven 
Annahme-Mandats ($. 20) zu beantragen. 

17 


Das Aſſervaten-Manual ift an jevem Depofitaltage von dem 
Direktor nad ven einzelnen Poften durchzugehen, und mit ber 
Allervaten-Annahme-Stontrofe zu vergleichen. 
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Die bewirkte Erledigung der Aſſervate ift demnach fowohl 
in dem Affervaten-Manual, ald aud) in der Aflervaten-Annahme- 
Kontrole durch Unterfchrift des Direktors zu befcheinigen. 


. 18. 
Jede Einzahlung wird — von dem Rendanten und gleich— 
zeitig von dem Kontroleur, in Gegenwart des Direktors, in das 
Journal eingetragen. 


. 19. 

Alle Buchungen, ſowohl Seitens des Rendanten als des 
Kontroleurs ſind auf den Einnahme-Anweiſungen mit Angabe 
der laufenden Nummer, unter welcher die Eintragung erfolgt iſt, 
zu notiren. 

Die ſchriftlichen Anweiſungen zur Annahme der Depoſiten, 
welche im Konzepte von den Mitgliedern der Direktion, in der 
——— von dem Direktor zu vollziehen ſind, müſſen ent— 

alten: 
1) den Namen des Deponenten, 
2) die Bezeichnung des Betrages, 
3) eine kurze Anzeige von der Veranlaſſung der Depoſition. 


8. 21. 

Die Ertheilung der Duittungen über geſchehene Hinter- 
legungen erfolgt auf den Duplifaten ver Erklärung der Depo- 
nenten nad) beiliegenden Schematen. 

Diieſe Duittungen müſſen von dem Rendanten und dem 
Kontroleur unter Mitvollziehung des Direktor unterzeichnet 
werben. 

Ueber die in Affervation genommenen Gelder wird nur ein 
vom Rendanten und vom SKontroleur zu unterzeichnender Em: 
pfangsſchein ertheilt, deſſen Austaufch gegen die förmliche Quit— 
tung nach dem nächſten Depoſitaltage ewirkt wird. 

Auf den Quittungen wird die Nummer des Einnahme— 
Journals und des Kontrol-Journals gleichfalls bezeichnet. 

8. 22. 

Ueber die mit der Poſt eingehenden Gelder iſt die Kontrole 
in der Art zu führen, daß ein Poſtbuch angelegt wird, in welches 
von dem Rendanten die Formulare zu den Ablieferungsicheinen 
einzutragen find. Diefes Poſtbuch ift nad geichebener Viſirung 
Seitens des Direktors bei Rückgabe ver vom Rendanten und 
dem Kontroleur unterzeichneten Ablieferungsfcheine und Abholung 
der Sendungen ber Boftanftalt vorzulegen, welde durch ihren 
Ausgabebeamten zu prüfen bat, ob vie Ablieferungsfcheine in 
das Poftbuh richtig verzeichnet find, und dies bei befundener 
Uebereinftimmung durd Eintragung des Namens und Beivrüdung 
des Tagesftempeld zu atteftiren hat. 


XI 25 
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Dieſes gefchieht, wenn mehrere hinter einander eingetragene 
Sendungen gleichzeitig abgefordert werben, bei ver letten dieſer 
Pofitionen, und zwar in ſolchem alle unter Angabe ver Zahl 
ver Sendungen in Budftaben. 

Das Poſtbuch ift dem Direktor mit den eingegangenen 
Sendungen vorzulegen. Die Boftfendungen werden vemnad bis 
zum nächſten Depofitaltage wie Aſſervate (SS. 13. 16—18) bes 
banvelt. 

$. 23. 

Die Aufbewahrung der zwifchen ven Depofitaltagen zur 
Einlieferung kommenden Gelder (88. 13 und 22) erfolgt in einer 
befondern, mit zwei verfchiedenen Schlöffern verfehenen Abthei- 
lung tes im $. 30 bezeichneten feuerfeften Geldſchrankes, worin 
audy diejenigen Gelvbeträge zu hinterlegen find, welche für ven 
Rendanten zu den zwifchen ven einzelnen Depofitaltagen vor⸗ 
fallenden Zahlungen disponibel zu halten ſind. Die beiden ver— 
ſchiedenen Schlüſſel zu dem Aſſervaten-Behälter find dem Ren- 
danten und dem Kontroleur unter der Verpflichtung zu übergeben, 
bei jeder Eröffnung des Behälters gegenwärtig zu ſein, und 
darf keiner derſelben dem — ſeinen Schlüſſel überlaſſen. 

4 


Die Anträge auf Auszahlungen find der Depofiten - Kafle 
ſchriftlich vorzulegen. 
. 25. 


Die Anmweifungen zur Auszahlung von Depofiten, welche im 
Konzepte von den Mitgliedern der Direltion, in der Reinſchrift 
von dem Direktor allein vollzogen werden, müflen enthalten: 

1) den Namen der Maſſe, aus welcher die Zahlung zu leiften, 

2) den Namen des Empfängers, an den fie geſchehen fol, 

3) eine genaue Angabe des zu zahlenden Betrages, 

4) die Angabe des Grundes der Auszahlung, 

5) eine Anweifung barüber, was etwa der Empfänger gegen 
die an ihm zu leiftende Zahlung an Urkunden ꝛc. zu ex— 
trabiren. 

$. 26 


Die Anträge auf — müſſen vor —— der 
Zahlungs-Anweiſung dem Rendanten zur Feſtſtellung der Maſſen 
und der zutretenden Zinſen, ſowie zur Erklärung darüber vor— 
elegt werden, ob und welche Arreſte, Einſprüche ꝛc. in Bezie— 
= auf das zu zahlende Depofitum beftehen. 

. 27 


Die Auszahlungen erfolgen an die in over nahe bei Cöln 
wohnenden Empfangsberechtigten durch die Depofiten-Kaffe elbft, 
an die entfernter Wohnenden in ver Regel, und wenn nicht durch 
befondere Umftände die unmittelbare Zahlung bedingt ift, durch 
die dem Empfangsberedhtigten zunächft gelegene Steuerkaſſe. 
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8. 28. 

Jede Ausgabe muß mit der Quittung des Empfängers und 
denjenigen Zuftififatorien belegt werben, welche nach ven allge- 
meinen Beitimmungen und nah den Zahlungsanmeifungen er- 
forverlih find. Ob Quittungen und fonftige Beläge als voll- 
ftändig anzunehmen oder ald unzureichend und mangelhaft zurüd- 
a A find, darüber hat in zweifelhaften Fällen die Direktion 
zu enticheiden. 

Bei der Prüfung der Identität der Empfänger ift mit 
Borficht zu verfahren. 

8. 29. 

Jede Ausgabe wird, fofort von dem Rendanten in das 
Journal und gleichzeitig von dem Sontroleur in das Fontrol- 
Journal eingetragen; gleichzeitig werben die Beläge mit dem 
Buhungs- Vermerk verjehen. 


8. 30. 

Die Gelder und Wertbpapiere der Depofiten- Kaffe, info- 
weit ſolche nicht zu den zwiſchen den einzelnen Depofitaltagen 
vorfallenden Zahlungen ($. 23) für ven Rendanten bisponibel 
zu halten find, müfjen unter dreifachen Verſchluß des Direktors, 
des Kendanten und des Kontroleurs bewahrt werben, fo daß 
biefelben nur gemeinjhaftlih dazu gelangen können. 

Die Aufbewahrung geichieht in einem feuerfeften Geld— 
fchranfe, welder in vem Treſor der Regierungs-Hauptkaſſe unter- 
gebracht wird. 


8. 31. 
Ueber vie foldhergeftalt verwahrten Beſtände ift ein Treſor— 
bud nach dem beiliegenden Schema zu führen, weldes in dem 
Berihluß aufbewahrt wird. 


8. 32. 

Staatd- und andere auf jeden Inhaber Tautende Papiere 
müffen vor der Nieverlegung in ven Berfchluß außer Kurs ges 
fegt werben. ö 

3 


8. 83. 
Die monatliche Reviſion der Kaffe findet gleichzeitig mit 
derjenigen der Regierungs-Hauptlaffe ftatt. 
Die Refultate des Bücher» Abjhluffes werben in ven, nad 
dem beiliegenden Schema zu fertigenden Ertraft jummarifch über« 
nommen. 


8. 34. 
Bon der Verwaltung der Kaffe find befondere Semefter- 
Abſchlüſſe zu fertigen. 
Diefe Abſchlüſſe umfaffen jedesmal den Zeitraum vom An- 
fange des Jahres bis zum Kaſſen-Abſchluß desjenigen Semefters, 
für welches ſolche gelegt werven. 


25* 
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Die gedachten Abſchlüſſe, welche nach dem anliegenden For- 
mular aufgeſtellt werden, müſſen mit ven Büchern genau über— 
einftimmen. 

8. 35. 

Die den Intereffenten gebührenven Zinfen find ven Special- 
Maflen am Schluffe eines jeden Kalenderjahres, oder ſobald ein 
Abſchluß ver Maſſen Behufs einer Auszahlung erfolgen muß, 
zu berechnen, und im Manuale D. ven Maffen zuzuſchreiben. 


> 


8. 36. 

Beim „Yahresabfchluffe werden die Kaſſenbücher und auch 
die Manualien fürmlidy abgefhhlofien, und auf Grund ver leg» 
teren wird insbejondere auch feftgeftellt, wie viel das Geſammt— 
guthaben der Depoſital-Intereſſenten beträgt, und welcher Ueber— 
Ihuß an vie Regierungs-Haupt-Kaffe abzuführen iſt. Behufs 
Ermittelung dieſes Ueberſchuſſes ıft eine Berehnung nad An— 
leitung des beigefügten Schemas anzulegen, und dieſelbe mit dem 
Final-Abihluffe bı8 zum 20, Februar an den Finanzminifter 
einzureichen. 


8. 37. 

Der Rendant hat jährlich Rechnung zu legen; die Ein- 
reihung der Rechnung an die Direktion muß bis zu dem auf 
den Jahres⸗-Abſchluß —— 1. Juni geſchehen. 

Wie in dem Haupt-Manual (8. 12) müſſen auch in der 
Rechnung die Gegenſtände der einzelnen Einnahmen und Aus— 
gaben, zwar in gedrängter Kürze, doch ſo vollſtändig bezeichnet 
werden, daß ſolche auch ohne Einſicht der Rechnungsbeläge ver— 
ſtändlich werden. 

Die Direktion reiht die Rechnung mit der Abnahmever- 
handlung bis zum 1. Juli der Ober-Redhnungs-fammer ein. 


$. 38. 
Verwendung der für den laufenden Berfehr entbehr- 
lichen Beſtände. 


Die für den laufenden Verkehr entbehrlichen Gelder, inſo— 
weit nicht deren Belegung bei der Bank erfolgt, dürfen nur zum 
Ankauf von Staatsſchuldverſchreibungen, von Stammaftien der 
Niederſchleſiſch-Märkiſchen und ver Münfter-Sammer Eifenbahn 
(Allerhöchſter Erlaß vom 22. October 1855, Gejeß-Samml. 
S. 683), von Rentenbriefen und von folden Eifenbahn-Obliga- 
tionen, für welche vie Staatsgarantie ertheilt worden ift (Aller- 
höchſte Kabinets-Order vom 22. Dezember 1843, Gefeß-Samml. 
für 1844 ©. 45) verwendet werben. 


| 8. 39. 
In welchem Umfange der Ankauf folher Papiere zu bes 
wirfen ift, bleibt ver Beurtheilung der Direktion überlaffen, 
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welche einerfeit3 auf die ven Umſtänden nad) vortheilhaftefte Unter: 
. bringung der verfügbaren Beftänve, ſowie andererſeits darauf 
Bedacht zu nehmen hat, daß die Kaſſe ihren Zahlungsverpflich- 
tungen jederzeit prompt und, foviel als möglich chne zu einem 
ale ihrer Activa genöthigt zu fein, genügen fann. 


8. 40. 

Bei augenblidlihen Mangel baaren Geldes fünnen die er- 
forderliben Zahlungsmittel vorſchußweiſe aus ver Negierungs- 
Haupt: Kaffe gewährt, over audy gegen Verpfündung der ange 
kauften Papiere durch Darlehne von der Bank entnommen werden. 


8. 41. 

Anträge auf Gewährung von Vorſchüſſen aus der Regie— 
rungs-Haupt-Kaffe find von der Direktion der Depoſiten-Kaſſe 
an ven Präfiventen ver Königlichen Regierung zu richten, welcher 
zur Gewährung folder Vorſchüſſe auch über ven Betrag von 
500 Rthlrn. hinaus ermädtigt it. Die Erftattung der Bor: 
Ihüffe muß, fobald die Urſache der Veranlaffung wegfällt, unter 
gleichzeitiger Anzeige der Tilgung bei dem Negierungs-Präfipen- 
ten, ſofort erfolgen. 


. 42. 
Ueber vie bei ver Kaffe vorhandenen gelowerthen Papiere 
8 38 und 39) wird ein Regiſter geführt, in welchem dieſe 
apiere nach den verſchiedenen Gattungen und nach Anleitung 
des beiliegenden Formulars zu verzeichnen ſind. 


$. 43. 
| Etat8-Aufftellung. 

Die Direktion der Depofiten- Kaffe hat alljährlich einen 
Etat aufzuftelen und venfelben jedesmal bis zum 1. Auguft des 
dem Etatsjahre vorangehenden Jahres zur Bollziehung an den 
Finanz Minifter einzureichen. 


. 44. 
Abrehnung mit ver Regierungs-Haupt-Kaſſe. 
Da die etatsmäßigen Einnahmen und Ausgaben ver De- 
pofiten» Kaffe einen Theil der Einnahmen und Ausgaben des 
Etats der Regierungs- Haupt: Kaffe zu Cöln bilven, eo bat die 
Depofiten- Kaffe viefe Einnahmen und Ausgaben der gedachten 
Regierungs-Haupt-Kafje zur Uebernahme in ihre Bücher zu bes 
Hariren, und zwar 
die Einnahmen alljährlich einmal am Schluffe des Yahres, 
die Ausgaben dagegen fo oft e8 erforberlidy ift, allmonat» 
lich aber wenigftens einmal, auch am Scluffe jedes Duar- 
tals resp. am Jahresſchluſſe neben den wirklichen Einnah— 
men und Ausgaben die Einnahme» und Ausgabe-Refte ver 
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Regierungs- Haupt- Kaffe ſummariſch zu deklariren, und 
den Requifitionen und Anweifungen, welde ihr Seitens 
der Hauptkaffe in Beziehung hierauf zugehen, unweiger- 
lidy und unverzüglich zu genügen. 

Außerdem hat die Depofiten - Kaffe allmonatlih einen Ab- 
ihluß über die Refultate ihrer Kaffenverwaltung an die Haupt» 
buchhalterei im Finanzminiſterium nad dem ihr von AR zus 
gehenden Formulare einzureichen. 

Berlin, den 20. Dezember 1862. 


Der Finanz Minifter. Der Yuftiz-Minifter. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zur Lippe. 
I. 5014. Rhein. Gener. 45. Vol. 3, 


1863. 
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163. 
Allgemeine Berfügung vom 6. Januar 1863, — 
betreffend die Mittheilung von Kriminal - Erfennt- 
niffen gegen Offiziere des Beurlaubtenftandes an 
das General - Auditoriat. 


Geſetz dv. 15. April 1852 8.5 (Rh. Samml. Bd. 10. ©. 407). 
Derordnung v. 18. Mai 1852 (Rh. Samml. Bd. 10. S. 417). 


In der Allerhöchſten Verordnung vom 18. Mai 1852, be 
treffend die Ausführung des Gefeges vom 15. April 1852 wegen 
Abänverungen mehrerer Beftimmungen in den Militair-Strafge- 
fegen, ift unter Num. 5 beftinmt, 

daß, wenn von einem Civilgericht gegen einen Offizier 
des Beurlaubtenftandes auf zeitige Unterfagung der Aus- 
übung der bürgerlichen Ehrenredyte, oder auf eine härtere 
Strafe rechtskräftig erfannt worden, das Erfenntniß vor 
der Bollftredung an Se. Majeftät ven König dur das 
Seneral-Auditoriat einzureichen fei. 

Da von den Gerichten in Bezug auf die dem General— 
Anditoriat hiernach zu machende Mittheilung ein verſchieden— 
artiges Berfahren beobachtet worven tft, und hieraus Unzuträg- 
lichkeiten entſtanden find, fo beftimmt ver Juftiz- Minifter, daß 
die Gerichte der erften Inftanz Erfenntniffe diefer Art, fobald 
diefelben die Rechtskraft bejchritten, in beglaubigter Abfchrift 
a dem Königlichen General-Auditoriat zu überfenden 
aben. 

Berlin, ven 6. Yanuar 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 

An Gr. zur Lippe, 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. | 
I. 17. Milit.Juſt.Depart. Gener. 5. Vol. 3. 
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164. 


Allerhöchſter Erlaß vom 10. Januar 1863, — be— 

treffend die Aenderung des $. 12 des Revidirten 

Reglements für die Provinzial Feuer - Sozietät der 
Rheinprovinz vom 1. September 1852, 


Auf den Bericht vom 27. Dezember v. 3. will Ich in Be- 
rüdfihtigung des Antrages des 16ten Provinziallandtages ver 
Rheinprovinz genehmigen, daß im letzten Abfage des 8. 12 des 
Kevidirten Srenlements für die Provinzial» Feuer» Sozietät der 
Rheinprovinz vom 1. September 1852 (Rhein. Samml. Bd, 10. 
S. 484) die Worte „für den Jahresſchluß“ geftrihen wers 
den und berfelbe daher folgende Faflung erhalte: 

Für ale nah dem 1. Dezember angemeldeten Austritte 
oder Ermäßigungen bleibt aber vie Verpflichtung, ben 
Beitrag aud noch fir das nächſte Jahr vollaus zu ent- 
richten. 

Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefeb- Sammlung zu 
publiziren. 

Berlin, ven iO, Januar 1863, 

Wilhelm. 
An Gr. zu Eulenburg. 
den Minifter des Innern. 


1. 845. Rhein. Gener. 85. 


169. 


Verfügung vom 24. Februar 1863, — betreffend 

die Uebernahme von Syndifaten und Verwaltungen 

vafanter Nachlaffenfchaften duch Referendarien und 
Ausfultatoren, 


Auf Ihren Bericht vom 13, Februar d. J. erfläre ich mid) 
damit einverftanden, daß ben bei den Landgerichten beichäftigten 
oder in ber Apvofatenftage befindlichen Referendarien nur mit 
jpezieller Genehmigung der Landgerichts - Präfiventen, den Aus- 
fultatoren aber gar nicht zu ——— iſt, Syndikate in Fallit— 
* und Verwaltungen vakanter Nachlaſſenſchaften zu über— 
nehmen. 

Sie haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen, und die 
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Landgerihts-Präfidenten und Ober-Profuratoren mit Anmeifung 
zu verfehen. 
Berlin, ven 24. Februar 1863. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Lippe. 
den Herrn Erſten Präſidenten des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Königl. 

Herrn General-Prokurator zu Cöln. 


I. 748. Rhein. Offizianten-Sachen 7. Vol. 4. 


166. 


Verfügung vom 2. März 1863, — betreffend vie 
Verwendung von Stempelmarfen zu den Urkunden 
der Gerichtsvollzieher. 

Allerhöchfter Erlaß vom 17. Yuli 1846 (Rhein. Samnıl. 
Bd. 9. S. 1 


.9. ©. 100). 
Geſetz vom 2, September 1862 (Geſ.Samml. ©. 295). 


Auf den Beriht vom 21. Januar d. 3. wird Ihnen, Herr 
General-Profurator, hierdurch eröffnet, daß aus den in Ihrem 
abſchriftlich eingereihten Schreiben an ben — Königlichen 
Provinzial» Steuer» Direltor vom 6. Januar d. J. näher ange- 
führten Gründen, mit denen ſich der Herr Finanz. Minifter auf 
erfolgte Mittheilung einverftanden erflärt hat, das Gefeß vom 
2. September v. J., betreffend die Anfertigung und Verwen— 
dung von Stempelmarfen, auf die von den Gerichtsvollziehern 
aufgenommenen Urkunden feine Anwendung findet, line der 
Allerhöchſte Erlaß vom 17. Juli 1846 (Rhein. Samml, Bo. 9. 
©. 100), nad welchem die Urfchriften der Gerichtsbollzieher- 
Urkunden, foweit fie an ſich ftempelpflichtig find, in allen Fällen 
auf das behörige Stempelpapier ſelbſt gejchrieben werden follen, 
und die betreffenden Strafbeftimmungen nody jetzt Geltung haben. 

Sie haben hiernach zur Herbeiführung eines gleichmäßigen 
Verfahrens das Weitere zu veranlafien. 

Berlin, ven 2. März 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herrn General: 
Profurator zu Cöln. 


I. 816. Rhein. Gener. 62. Vol. 9, 
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167. 


Allgemeine Verfügung vom 13. März 1863, — be- 
treffend die früher unter dem Zitel: „„Mittheilungen 
des Königlichen Polizei- Präfiviums zu Berlin zur 
Beförderung der Sicherheitspflege,‘ jegt unter der 
Bezeichnung ,, Eentral = Polizei - Blatt‘ erfcheinende 
Zeitſchrift. 
Allgemeine Verfügung vom 30. März 1850 (Juſtiz-Miniſt.⸗ 
Blatt ©. 118). 


Allgemeine Berfügung vom 4. Juni 1852 (Rhein. Samml. 
Br. 10. ©. 434). 


Durdy die allgemeine Verfügung vom 4. Juni 1852 find 
fämmtlihe Königliche Appellationsgerichte, desgleichen die Start: 
und resp. Kreisgerichte, jowie die Herren Ober» Profuratoren 
angewiefen worden, die früher unter vem Titel „Mittheilungen 
des Königlichen Polizei-Präfidii zu Berlin zur Beförderung der 
Sicherheitspflege,“ jetst unter ver Bezeihnung „Gentral-Polizei- 
Blatt“ erfcheinende Zeitfchrift zu halten, und die Koften dafür 
aus den betreffenden Fonds zu entnehmen. 

Nah den gemachten Erfahrungen ift indeß nicht für alle 
Gerichte und Beamte der Staatsanwaltſchaft ein Bedürfniß zum 
Halten diefer Zeitfchrift als vorhanden anzuerfennen; es wird 
ſich dafielbe vielmehr auf die größeren Gerichte, beziehungsweife 
auf die bei Diefen fungirenden Beamten der Staatsanwaltfchaft 
beſchränken. 

Mit Rückſicht hierauf wird es fortan dem Ermeſſen der 
Gerichte und Beamten der Staatsanwaltſchaft überlaſſen, ob ſie 
es für zweckmäßig und nützlich erachten, die Zeitſchrift ferner 
zu halten. Dieſenigen Gerichte, bei welchen im Einverſtändniſſe 
mit den Beamten der Staatsanwaltſchaft dieſe Frage verneint 
wird, werden unter Abänderung der allgemeinen Verfügung vom 
4. Juni 1852 hierdurch ermächtigt, vom 1. Januar künftigen 
a. ab das Abonnement auf die gedachte Zeitſchrift aufzu- 
geben. 

Berlin, ven 13, März 1863. 

\ Der Zuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanmwaltichaft. 


I. 603. Criminalia 59, Vol. 8. 
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168, 


Verfügung vom 14. März 1863, — betreffend eine 
Stempel-Revifion beim Landgericht zu Trier. 


In Beziehung auf vie für den Zeitraum vom 1. Oktober 
1859 bis 1. April 1861 abgehaltene Stempelrevifion der erften 
Civilfammer des dortigen Königlichen Landgerichts wird Ihnen 
im Einverftänpniß mit dem Herrn Finanz» Minifter hierdurch 
eröffnet, daß das Monitum 5 ver Defeftentabelle vom 11. No» 
vember 1861 für begründet eradjtet werben muß, va es ſich bei 
ver Klage der Eheleute R. gegen ven Notar N. wegen Ertheis 
lung einer verweigerten Abſchrift ver von Letzterem aufgenom- 
menen Urkunde um ein unbeftimmtes und unbeftimmbares Ob- 
jeft fowohl für die Kläger als auch für ven Bellagten handelt, 
und es insbefonvere hinſichtlich des Yeßteren nicht auf vie Motive 
feiner Weigerung ankommen fann. Es war daher ver Unſchätz— 
barfeit8-Stempel zu verwenden, und ift hiernad wegen Erledigung 
des Monitums das Weitere zu veranlaffen. 

Berlin, den 14. März 1863. 

Der Juſtiz-Miniſter. 


An Ör. zur Pippe. 
den Königl. Herrn Landgerichts-Präſidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurater 
zu Trier. 


I. 911. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


169. 


Verfügung vom 2, April 1863, — betreffend vie 
Form der Verhaftsbefehle bei Auslieferungsanträgen 
nad den Niederlanden. 

Verfügungen vom 3. September 1835 und 18. November 1836 


(Rhein. Samml. Bd. 5. ©. 201 und 499). 
Berfügung vom 19. Auguft 1840 (Rhein. Samml. Bd. 7. 
199 


i ). 
Auslieferungs-Bertrag vom 17. November 1850 (Rh. Samml. 
Br. 10. ©. 250). 


Eine Requifition des Ober-Profuratord zu N. wegen Aus— 
lieferung eines Verbrechers auf Grund des Auslieferungs- Ber: 
trages vom 17. November 1855 (Rh. Samml. Bd. 10. S. 250) 
hat bei ven Königlich Niederländiſchen Behörden um veswillen 
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Anftand gefunden und zu Weiterungen Veranlafjung gegeben, 
weil die zur Begründung des Antrages beigefügte Verfügung 
des Inftruftionsrichter8 zwar die Ueberſchrift „Verhaftsbefehl“ 
hatte, im SKontert aber nur den Befehl enthielt, ven Beſchul— 
digten vor ihn (den Inftruftionsridhter) zu führen, um über vie 
Beihuldigung vernommen zu werben. 

Die Königlich Nieverlindiichen Behörden tragen Bedenken, 
eine folde Verfügung für ein mandat d’arröt im Sinne der Kon— 
vention von 1850 zu eradhten, verlangen vielmehr, daß in derfelben 
Har und ausprüdlid der Befehl zur Berhaftung enthalten fei 
(porte clairement et expressement l’ordre d’arrestation). 

Der betreffende Fall ift zwar erledigt, zur Vermeidung von 
Weiterungen für ähnliche Fälle ſcheint e8 jedoch angemeſſen, die 
Dber- Brofuratoren und Inftruftionsrichter darauf aufmerkſam 
zu maden, daß bei ven betreffenven Verfügungen die Erforber- 
nijle und Formen des mandat d’arret fowohl in ver Ueberfchrift 
als im Konterte beobachtet werden. 

Berlin, ven 2. April 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An . Gr. zur Lipre. 
den Königl. Herrn General— 
Profurator zu Cöln. 


I. 1247. Gonventionen 4. Vol. 2, 


170. 


Verfügung vom 11. April 1863, — betreffend die 
Stempelrevifion bei dem Königlichen Landgericht 
zu Aachen. 


Reſkript vom 2. Januar 1839 und Schreiben vom 18, De: 
zember 1839 (Rhein. Samml. Bd. 7. ©. 3 und 127). 


In Beziehung auf die bei dem Königlichen Pandgericht zu 
Aachen für die Zeit vom 1. Januar 1859/61 und vom 1. Ja— 
nuar 1861/62 ftattgefundenen Stempelrevifionen und die hierbei 
unerletigt gebliebenen Erinnerungen wird Ihnen, im Einver— 
ftändnig mit dem Herren Finanz: Minifter, Nachjtehendes eröffnet: 


I. In Betreff ver Nevifion vom 1. Januar 1859,61. 


A. Defelten-Tabelle ver erften Civilkammer. 
Monitum 9. 14. 15. 38. Diefe Erinnerungen betreffen bie 
Auflöfung eines Kaufvertrages, die in dem erjten alle auf den 
Nekonventionsantrag der Verklagten, in den übrigen Fällen auf 
Antrag der Kläger erkannt wurde. Die wiederholt ausgeſpro— 
chene Anficht, daß bei derartigen Entſcheidungen der Werth des 
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Kaufobjetts, deſſen Eigenthümer durch das Urtheil feftgeftellt, 
be — gewechſelt werden fol, den Gegenſtand des Pro- 
** bilde, kann dadurch nicht widerlegt werden, daß die unter 
den Parteien erfolgte Rückübertragung in ihren Folgen auf den 
Zeitpunkt des Verkaufs zurückgewirkt. Die Monita ſind be— 
gründet. 

Monitum 41. Das an ſich nicht beſtrittene Monitum kann 
durch die Bemerkung des Landgerichts, daß der Kläger zum 
Armenrecht zugelaſſen, und der Stempel für ihn in debet zu 
notiren ſei, nicht erledigt werden. Wenn auch die Verurtheilung 
des Verklagten in die Koſten nur in contumaciam erfolgte und 
daher nach Vorſchrift des Reſktripts vom 2. Januar 1839 (Rh. 
Samml. Bd. 7. S. 3) ver Stempel in debet des Klägers zu 
notiren war, ſo rechtfertigt das doch nicht, einen unrichtigen 
Stempel feſtzuſetzen. Das Monitum iſt ſonach begründet. 

Monitum 43 und 51. Die in dem Schreiben vom 18. De— 
— 1839 (Rh. Samml. Bd. 7. S. 127) sub no. 1 aner- 
annte Befreiung vom Werthſtempel bei Rathskammerbeſchlüſſen, 
durch welche bei vakanten Erbſchaften die Abſchätzung eines Grund— 
ſtücks Behufs der Licitation verordnet, die Homologation der 
Expertiſe ausgeſprochen, und die Lizitation verfügt, oder ber 
Kurator eines vakanten Nachlaſſes ernannt worden, beruht auf 
der Annahme, daß folhe Beſchlüſſe nicht als Erkenntniſſe, fon- 
dern nur ald Verfügungen des Gerichts anzufehen find. Das 
dur wird aber eine Stempelfreiheit der auf ſolche Beſchlüſſe 
abzielenden Geſuche nicht gerechtfertigt. 


B. Defeften-Tabelle der zweiten Civillammer. 


Monitum 15. Bei der Klage auf Zahlung von Alimenten 
zum Betrage von 2 Rthlr. monatlid von der Geburt eines 
Kindes an bis zu deſſen zurüdgelegtem 14. Yebensjahre ift nad) 
$. 11 lit. b. des Stempelgejeges der ganze Betrag der für eine 
beftimmte Zeit geforderten jährlichen Yeiftungen bei ver Berech— 
nung des Werthſtempels zu Grunde zu legen, da es ſich nicht 
von einer Peibrente oder von einem Nießbrauchsrecht im Sinne 
des 8.4 lit. c. ebenvaf. handelt, bei welchen ter 12 fache Be— 
trag der einjährigen Nugung maaßgebend fein fol. Das Mo— 
nitum ift begründet. 

Monitum 17. Die auf Herausgabe von Urkunden und 
eventuell auf einen Schadenserfag von 16,000 Rthlr. angeftellte 
Klage hat unzweifelhaft aud ven letzteren Betrag zum Gegen- 
ftande. Daß die Forderung erorbitant erfchien, fann nicht redht- 
fertigen, fie bei Berechnung. des Werthitempels außer Betracht 
zu laffen, eben fo wenig der Umftand, daß in dem die Klage 
aus allgemeinen Gründen abweifenden Urtheil ver Schadens— 
flage nicht jpeziell gedacht worden. Das Monitum ift begründet, 
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iernach haben Sie zur Erledigung ver erhobenen Monita 
das Weitere zu veranlafien. 
Berlin, den 11. April 1863. 
Der Zuftiz-Minifter. 
Un Gr. zur Yippe. 
ven Königl. Herrin Landgerichts-Präſidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Aachen. 


I. 1104. Rhein. Gener. 62. Vol. 9. 


171. 


Verfügung vom 12, Mai 1863, — betreffend die 
bei der Wiederinfursfegung der Papiere auf Inhaber 
zu beobadhtenden Formalitäten. 


Sejeb vom 4. Mat 1843 (Rhein. Samml. Bd. 8. ©. 164). 
TE vom 18. Dezember 1846 (Rhein. Samml. Bo. 9. 
. 133). 


In der Anlage wird Ihnen Abfchrift einer von den Herren 
Miniftern der Finanzen und des Innern an ſämmtliche Könige 
lihe Regierungen erlafienen, die Befolgung des 8. 4 des Ge 
jeßes über das Wieverinfursfegen der ‘Bapiere auf Inhaber vom 
4. Mai 1843 (Ah. Samml. Br. 8. ©. 164) betreffenden Berfügung 
vom 11. April d. J. unter Bezugnahme auf das Reſkript vom 
18. Dezember 1846 (Rhein. Samml. Bd. 9. ©. 133) zur gleidh- 
mäßigen Beadhtung und mit der Aufforderung zugefertigt, die 
Suftizbehörden im Bezirke des Appellationsgerihtshofes zu Cöln 
von der Verfügung behufs Beachtung derjelben gleichfalls in 
Kenntniß zu fegen. 

Berlin, den 12. Mai 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 

An Ör. zur Yippe. 
den Herrn Erften Präfiventen des Königl. 
Appellationsgerichtshofes und den Königl. 

Herrn General-Profurator zu Cöln. 


I. 1932. 8. 13. Vol. 7. 


Anlage. 


Es ift zur Anzeige gefommen, daß die Vermerfe, durch 
welche öffentliche Behörvnen die von ihnen außer Kurs gefegten, 
auf jeden Inhaber ausgefertigten Papiere wieder in Kurs ſetzen, 
anftatt der im 8. 4 des Geſetzes vom 4. Mai 1843 vorge— 
jhriebenen Worte „Wieder in Kurs gefegt, häufig nur die 
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Worte „In Kurs gefeßt“ oder „In Kurs” enthalten, ſowie daß 
zu den beigeprudten Siegeln farbige, ftatt der ſchwarzen Stem- 
pel verwendet werben. SDergleihen Abweichungen von den ge- 
jetlihen Beftimmungen, haben zu Bedenken und Streitigkeiten 
darüber geführt, ob die nicht genau mit den vorgefchriebenen 
Worten und Zeichen verfehenen Papiere als gehörig wieder in 
Kurs gefeßt erachtet werben können. 

Um ven bieraus für den Verkehr entipringenden Störungen 
vorzubeugen, finden wir uns veranlaßt, im Anjchluß an die Ver: 
fügung vem 24. Dftober 1846 (Mimift.:Bl. für die innere Ber- 
waltung ©. 193) die ausprüdlidhen Beftimmungen des $. 4 
a. a. O. in Ermnerung zu bringen, nach welchen jever Wieder: 
sine Drama die Worte „Wieder in Kurs gejet‘‘ 
enthalten, und außerdem das volljiändige Datum, die Unter- 
fchrift, in den Fällen des $. 2 daſelbſt mit der Angabe, daß 
bie wieverinfursjegende Behörde an vie Stelle derjenigen anderen 
Behörde, deren Außerkursſetzungs-Vermerk fie aufhebt, getreten 
fei, und das in jchwarzer Farbe auszubrüdende Siegel der Be— 
hörde oder des Inftituts vem Vermerk beigefügt fein muß. 

Die Königliche Regierung bat dies in vorkommenden Fällen 
zu beachten, und zugleich die von ihr veflortirenden Behörden 
und Inftitute mit entfprechender Anmweifung zu verfehen, melde 
jedoch nicht durch das Amtsblatt zu erlaflen ift. 

Berlin, ven 11. April 1863. 

Der Finanz-Minifter. Der Minifter des Innern. 

v. Boderihwingh. Gr. zu Eulenburz. 
An fümmtlihe Königl. Regierungen. 
FM. I. 3311. II. 7516. 
M. d. J. I. 3143. A. 


172. 

Gefes vom 27. Mai 1863, — betreffend die Er- 
gänzung und Erläuterung der Allgemeinen Deutfchen 
MWechfelordnung. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verorbnen, unter we rl: Mader Häufer des Yandtages für 
den ganzen Umfang Unjerer Monarchie, mit Ausſchluß des Jade— 
gebiet®, was folgt: 

Artikel. 
In Folge der zwiſchen ven Regierungen der Deutſchen 


Bundesftaaten, in welchen die Allgemeine Deutſche Wechfelorp- 
mung. gilt, zum Zwede der gemeinfamen Ergänzung und Erläu- 


Xu. 26 
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terung ver legteren jtattgefumdenen Berathungen wirb bie in 

Unferer Monardie eingeführte Allgemeine Deutſche Wedhfel- 
ordnung dahin ergänzt und erläutert: 

1) Dem erjten Abfage des Artikels 2 wird als zweiter Ab- 
fat folgender Zujat beigefügt: 

„Den Wechſelgläubiger tft geftattet, neben ver Exe— 
fution gegen die Perjon feines Schulpners gleichzeitig 
die Erefution in deflen Vermögen zu ſuchen.“ 

2) An Stelle des dritten Abſatzes des Artifeld 2 tritt nach— 
ftehende Beftimmung : 

„Den Lanvesgejegen bleibt vorbehalten, die Voll— 
ftrefung des Wedyjelarreftes auch noch auszujchließen: 

a) gegen vie Mitglieder der Stänvdeverfammlung wäh- 
rend der Dauer ver leßteren, 

b) gegen Offiziere und Soldaten, Auditeure und Mi— 
litaträrzte und jonftige Militairbeamte, jo lange 
fie fih im aktiven Dienft befinden, 

ce) gegen Givilftaatsdiener im aktiven Dienfte, 

d) gegen ordinirte Geiftliche, 

e) gegen den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, fowie 
alle übrigen auf vem Schiffe angeftellten Perjonen, 
wenn das Seeſchiff zum Abgehen fertig (jegel- 
fertig) ift, 

f) wenn über das Vermögen des Schuloners ver Kon- 
furs eröffnet, oder der Schuloner zur Giüterabtre- 
tung zugelafien worden ift, wegen ver früher ent- 
ftandenen Forderungen, und 

g) wenn ver Schulvarreft wenigſtens ein Jahr hin- 
durch vollitredt worden tt, wegen ver früheren 
Forderungen vesjenigen Gläubigers, welcher ven 
Arreſt beantragt hat, fofern verjelbe nicht nachweiit, 
daß dem Schulpner Befriedigungsmittel zu Gebote 
ſtehen.“ 

3) Im Artikel 4 Nr. 4 wird nach den Worten „die Zahlungs— 
zeit kann“ eingejchaltet: ’ 

„für die gefammte Geldſumme nur eine und diejelbe 
fein und”. 

4) Der Artikel 7 erhält am Schluß folgenden Zufag: 

„Das in einem Wechfel enthaltene Zinsverfprechen 
gilt als nicht geſchrieben.“ 

5) Dem erften Abfat des Artifeld 18 wird als. zweiter Satz 
folgender Zufat beigefügt: 

„Eine entgegenftehenve Uebereinkunft hat feine med). 

ſelrechtliche Wirkung 
6) Der Artikel 29 erhält am Schluß folgenden Zufaß: 
„Der Wechjelinbaber ift berechtigt, in den Nr, 1 
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und 2 genannten Fällen aud von dem Acceptanten im 
Wege des Wechfelprozefies Sicherheitsbeftellung zu for- 
dern.‘ 
7) Der Artikel 30 erhält am Schluß folgenden Zufag: 
„Iſt die Zahlungszeit auf Anfang oder ift fie auf 
Ende eines Monats gejegt worven, jo ift darunter der 
erjte over lette Tag des Monats zu verftehen.‘ 
8) Der Artikel 99 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
‚Bei nicht domizilirten eigenen Wechfeln bevarf es 
zur Erhaltung des Wechjelrehts gegen den Ausjteller 
weder der Präfentation am Zahlungstage, noch ber 
Erhebung eines Proteſtes.“ 


Artikel 2. 


8.1. 

Injoweit nad den bisherigen Gefegen die Vollſtreckung des 
Wechſelarreſtes unzuläffig it gegen die Mitglieder der beiven 
Häufer des Yandtages, gegen die Perfonen des Solvdatenftanves, 
gegen den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, fowie alle übrigen 
auf einem Seeſchiff angeftellten Berfonen und gegen diejenigen, 
über deren Bermögen ver Konkurs eröffnet ift, oder welche zur 
Güterabtretung zugelaffen find, hat ed dabei auch ferner fein 
Bewenden. 


2.8: 

Die bisherigen Borfchriften über die Unzuläffigfeit ver Voll— 
ſtreckung oder ver Fortdauer des Wechielarreftes, falls der Schuld» 
ner bereit8 eine beftimmte Zeit fi im Perfonalarreft befunden 
hat, werden aufgehoben. An Stelle dieſer Vorſchriften treten 
nachſtehende Beftimmungen: 

„Hat ein Wechſelſchuldner fünf Fahre hindurch im Per— 
jonal-Arreft fidy befunden, jo kann er wegen der vor Ab- 
lauf ver fünf Jahre entjtandenen Forderungen desjenigen 
Gläubigers, auf deſſen Antrag der Perfonalarreft vollftredt 
worden ift, nicht länger in Haft behalten werben. Eine 
Verlängerung der Haft über den erwähnten Zeitraum ifl 
nur dann zuläffig, wenn der Gläubiger nachweiſt, daß 
den Schuldner Befrievigungsmittel zu Gebote ftehen. . Die 
füufjährige Dauer des Perfonalarreftes hat auf das Recht 
eines anderen Wechlelgläubigers, wegen ver ihm zuftehen- 
den Wechfelforderungen die Fortdauer des Perfonularreftes 
zu fordern, feinen Einfluß. Dafjelbe gilt von dem Gläu— 
biger, auf. deilen Antrag ver PVerfonalarreft vollftredt 
worden ift, wegen ber erft nad Beendigung des fünf- 
jährigen Arreftes entftandenen Forderungen.‘ 


Ein Gläubiger, welcher im Bezirke des Apellationsgerichts- 
26 * 
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bofes zu Cöln vie Verlängerung des Perjonalarreftes über bie 
fünfjährige Dauer aus dem runde verlangt, weil dem Schuld- 
ner Befriedigungsmittel zu Gebote ftehen, muß die Erlaubnif 
zu der Verlängerung unter Beicheinigung der Befriedi gungsmittel 
des Schuldners vorher bei dem Präſidenten des Vandgerichts 
nachſuchen und bei Nichtigfeit der Verhaftung dem Schuldner 
zuftellen fallen, unbeſchadet des Rechts des letteren, im Wege 
des durch Artitel 805 der Civilprozeß-Orpnung bezeichneten Ver— 
fahrens bei vem Gerichte ven Nachweis der Befrichigungemittel 
und die Entſcheidung über feinen Antrag auf Entlafjung zu 
verlangen. 


8. 4. 

Die im Bezirke des Appellationsgericht&hofes zu Cöln gel« 
tenden Beſtimmungen über die Befugniß des Wechſelſchuldners, 
feine Entlaffung aus ter Haft zu verlangen, wenn er den dritten 
Theil ver Schuld zahlt, und wegen des Ueberreftes Bürgichaft 
ftellt, werden aufgehoben. 


Im Uebrigen bleiben die Vorschriften, welche das Verfahren 
bei Bollftredung des Wechfelarreftes regeln, in Kraft. 


Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigeprudtem Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Mai 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard- Schönhaufen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Irenplig. v. Mühle. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


I. 2416. W. 8. Vol. 9. 


173. 


Beſchluß des Königlihen Staats-Miniftertums vom 
29. Mai 1863, — betreffend die Behandlung der 
militairpflichtigen Civilbeamten, welche in den Jahren 
1862 und 1863 bei außerordentliden Veranlaffungen 
aus dem Referve- oder Landwehr-Verhältniſſe zu 
den Fahnen einberufen worden find. 
Staats-Minifterial-Beihluß vom 19. Juli 1850 (Ah. Samml. 
Bp. 10. ©. 228). 


Auf den Antrag des Kriegs-Miinifteriums von 16. Mai d. J. 
befchließt das Staats-Minijterium: 
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daß die in ver Anlage des Stuat3-Minifterial-Befchluffes 
vom 19. Juli 1850 zufanımengeftellten Beftimmungen 
über die Behandlung ter Civilbeamten, melde im Falle 
einer Mobilmahung in die Armee eintreten, auch auf 
diejenigen Eivilbeamten anzumenven find, welche in folge 
ver mittelft Allerhöchſter Kabinets- Order vom 9. Mai 
1862 befohlenen Marfchbereitfchaft ver Truppentheile des 
4. und 7. Armee: Korps behufs etwaigen Einrüdens in 
das Kurfürſtenthum Heſſen, fowie auf diejenigen Civil— 
beamteu, welde in Folge ver mittelft Allerhöchſter Ra: 
binets ⸗· Order vom 9. Februar d. J. angeordneten Maaf- 
regeln, bezüglidy des im Königreich Polen ausgebrocenen 
Aufftandes, aus dem Referve- oder Landwehr⸗Verhältniß 
zu den Fahnen einberufen worden find. 
Bon diefem Beſchluſſe erhält jeder Minifter eine beglaubigte 
Abichrift. » 
Berlin, ven 29. Mai 1863. 


Königliches Staats: Minifterium. 
v. Bismard. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Borftehenvder Beihluß des Königlichen Staats-Miniſteriums 
wird fänmtlichen Gerichtöbehörden, fowie den Beamten ver 
Staatsanwaltihaft, zur Kenntnignahme und Beachtung mit- 
getheilt. 

Berlin, ven 18. Juni 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Gerichtsbehörven und an 
die Beamten der Staatsanwaltfchaft. 


1. 2256. O. 136. Vol. 4. 


174, 
Gefeg vom 5. Juni 1863, — betreffend die Ge- 
bührenpflichtigfeit in Vormundſchaftsſachen im Bezirk 
s des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Zuftimmung ver beiden Häufer bes re 
Unferer Monardyie, für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln, wie folgt: 
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Eriter Titel, 


Bon der Vormundichaft des liberlebenden Ehegatten über feine 
Kinder uud des Ehemannes über feine interdicirte Frau. 
Artikel il. 

Für Dienftverrichtungen in Bormundichaftsfachen, wenn ver 
überlebende Ehegatte Vormund über feine Kinder ift, over ber 
fid) wieder verheirathenden Wittwe nebjt ihrem neuen Ehegatten 
die Vormundſchaft über ihre Kinder der vorigen Ehe belaflen 
wurde, und bei der Vormundichaft des Ehemannes über feine 
interbicirte Frau, beziehen Friedensrichter, Friedensgerichtsſchreiber 
und Gerichtövollzieher: 

1) wenn das reine Bermögen der Bevormundeten einen Werth 
von nur 250 Rthlr. bat, gar feine, 

2) wenn dafjelbe einen Werth von über 250 — 500 Rthlr. 
hat, die Hälfte, und 

3) wenn daffelbe einen Werth von mehr als 500 Rthlr. hat, 
den vollen Betrag der gejeßlichen Gebühren. 


Artikel 2. 

An Koptalgebühren beziehen die Friedensgerichtsfchreiber 
und die Sekretariate der Yandgerichte und des Appellations- 
gerichtshofes: 

1) wenn das reine Vermögen einen Werth von mehr als 

50 Rthlr. hat, 1 Sgr. Fir die Rolle, 

2) wenn daſſelbe einen Werth von mehr ale 250 Rthlr. hat, 
2 Sgr. für die Rolle, und 
3) wenn dafjelbe einen Werth von mehr als 500 Rthtr. hat, 
vie volle gefegliche Taxe. 
Artikel 3. 

Bei der Wertbihätung (Art. 1 und 2) wird das Ber- 
mögen aller unter derſelben Vormundſchaft ftehenten Bevor: 
mundeten zufanımengerechnet. Die illiquiven und unjicheren For: 
derungen, fo wie die nad) dem Stande und dem Berufe der 
Bevormundeten zu ihrem perfönlichen Gebrauche nöthigen Mo: 
biliar» Gegenftände und Geräthichaften kommen nidt in Ans - 
rechnung. 

Bei der Vormundſchaft des Ehemannes über feine inter. 
dicirte Frau kommt das ganze Vermögen der ehelichen Güter- 
gemeinſchaft, Towie das perfünliche Vermögen ber Frau in Ans 
ſchlag, nicht aber aud bei anderen Vormundſchaften das eigene, 
abgetheilte oder unabgetheilte Vermögen des Vormundes. 

Artikel 4. 

Der Werth des Vermögens zum Zweck der Berechnung der 
Gebühren iſt vom Friedensrichter feſtzuſetzen, bevor Gebühren 
erhoben werden. 
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Die Feftfegung erfolgt auf Grund des Vermögensverzeich— 
niffes (Artikel 3 der Allerhöchſten Kabinetsorver vom 4. Juli 
1834) und bei der Bormundichaft des Ehemannes über feine 
interdicirte Ehefrau auf Grund der nöthigenfall® zu beſcheini— 
genden Angaben des Ehemannes. 

Die Immobilien werden nıdy den vorzulegenten Pacht- und 
Miethsverträgen over nach dem dreißigfachen Betrage des Ka— 
taftral-Reinertrages, worüber der Vormund ven Ratafter-Ansug 
beizubringen hat, veranfchlagt. Eine Schätzung durch Sachver— 
ftändige zum Zwed obiger Feſtſetzung findet nicht ftatt. 

ir die Feſtſetzung und deren Vorbereitung können feine 
Gebühren beredinet werden. 

Artifel 5. 

Gegen vie Feftfegung (Artikel 1) kann der Vormund oder 
der Dber- Profurater Beſchwerde beim Yandgerichtspräjidenten 
erheben. Der Bormund bedarf dazu keines Anwaltes. Der 
Präfivent entjcheivet nad Anhörung des Oberprofuratord und 
des Friedensrichters in letter Inftanz. 

Artikel 6. 

Die Neifekoften der Friedensrichter und Friedensgerichts— 
fchreiber (Artikel 12 ver Gebührentare vom 23. Mat 1859) 
werden im alle des Artikels 1 Nr. 1 ganz und im Wall des 
Artikels 1 Nr. 2 zur Hälfte, nad Anhörung des Ober-Proku— 
rators, von dem Yandgeridhtspräfidenten auf ven Kriminalfonds 
angewiefen, wenn berfelbe die Reife im Intereſſe ver Bevor- 
mundeten für nothwendig eradıtet. In der Liquidation find der 
Werth des vormundfchaftlichen Vermögen! und die Gründe für 
die Nothmenvigfeit der Reife anzuführen. Gegen die Entichei- 
dung des SAHNE DENE U Pe fein Rechtsmittel ftatt. 

rtitel 7. 

Wird das vormunbichaftliche Vermögen während ver Vor: 
mundſchaft durch Erbſchaft oder Schenkung oder fonft vermehrt, 
oder durch Entlaffung eines Bevormundeten aus der VBormund- 
ſchaft oder durch Berlufte vermindert, fo richtet fi, von dem 
Eintreten eines folhen Ereignifjes an, vie fernere Gebühren— 
pflichtigfeit nad dem veränderten Stande des Vermögens. Auf 
bie — früherer Verhandlungen hat dies keinen 
Einfluß. 

Die Veränderung des Vermögensſtandes wird vom Frie— 
densrichter auf Grund von Inventarien oder der nachgewieſenen 
Angabe des Vormundes feſtgeſetzt. Die Artikel 4 und 5 finden 
aud bier Anwendung. 

Artikel 8. 


Die: bei: der Publikation diefes Geſetzes ſchwebenden Vor— 
mundfchaften dieſes Titels unterliegen von da an deſſen Be— 
ftimmungen. 
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Sind in denſelben bereits Gebühren geftundet oder gezahlt, 
jo hat e8 dabei fein Bewenden und die Einziehung der geftun- 
deten Gebühren erfolgt nach den bisherigen Borfchriften. 


Zweiter Titel. 
Bon Dativ-Bormundidaften und anderen. 
Artikel 9. 

In Dativ- und fonjtigen Vormundſchaften, welche nicht 
unter die Vorfchriften des Erſten Titeld fallen, fünnen bie ge: 
jetslihen Gebühren und Koften der Friedensrichter, Der Friedens— 
gerichtsfchreiber, ver Sefretariate der Pandgerichte und des Ap— 
pellationsgerichtshofes, ſowie der Gerichtsvollzieher erft nach ver 
Reviſton und Feltftellung der nächſten periodifchen Verwaltungs— 
Ueberfiht und Rechnungslage des Vormundes (Artikel 470 des 
bürgerlichen Geſetzbuchs) nad) Maaßgabe der nachſtehenden Be- 
ftimmungen erhoben werben. 

Artikel 10. 

Ergiebt fich bei der Nevifion der nächſten periodiſchen Ver— 
waltung&»Ueberfiht und Rednungslage des Bormundes (Ar- 
tifel 470 des bürgerlichen Geſetzbuchs), daß die Revenüen des 
Vermögens der Bevormundeten feit der legten Nechnungsperiobe, 
nach Beftreitung ver Koften des Unterhalts und der Erziehung, 
einen Ueberihuß gewähren, jo werden aus biefen Ueberfhufte 
zunächſt die feit ver letten Rechnungsperiode veranlaßten Keife- 
fojten des Friedensrichters und Friedensgerichtsſchreibers ganz 
oder verhältnißmäßig für jeden, demnächſt in gleicher Weiſe die 
Kopialgebühren ver Frierensgerichtsfchreiber und ver Sefretariate 
der Landgerichte und des Appellationsgerichtähofes, ferner die 
Gebühren ver Gerichtsvollzieher und endlich aus der Hälfte des 
dann noch verbleibenden Reſtes die Gebühren des Friedensrich— 
ters und Friedensgerichtsſchreibers beridhtigt. 

Artikel 11. 

Soweit die Revenüen-Ueberfhüfle zur Dedung ver in dem 
vorigen Artikel erwähnten Gebühren und Koften nicht ausreichen, 
werben: 5 

1) die Reifefoften des Friedensrichterd und Friedensgerichts- 
Ichreiber8 von dem Yanpgerichtspräfidenten auf ven Kri— 
minalfonds angewiefen (Art. 6), 

2) vie Kopialgebühren der Friedensgerichtsfchreiber, ſowie der 
Sefretariate der Yandgerichte und des Appellationsgerichts- 
bofe8 mit 1 Sr. für die Rolle aus dem reinen Bermögen 
der Bevormundeten entnommen, falls dafjelbe einen Werth 
von mehr als 50 Rthlr. hat (Art. 2. 3), 

3) vie übrigen Gebühren ver Friedensrichter und Friedens: 
gerichtsfchreiber geftundet, und 

4) vie Gebühren der Gerichtsvollzieher niedergeſchlagen. 
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Artifel 12. 

Die geftundeten Gebühren ver Friedensrichter und Friedens— 
erichtsjchreiber (Artikel 11 Nr. 3) können aus ver Hälfte ver 
Devenien » Ueberihüffe jpäterer Rechnungsperioden entnommen 
werden, nachdem die während verjelben veranlaften Gebühren 
und often gezahlt find. Zur Dedung des Reftes vieler ge- 
ftundeten Gebühren fünnen ım letten Jahre der Bormundfhaft 
oder fpäter biß zu 1’, Prozent des nad ver fetten Vermögens- 
Ueberfiht vorhandenen reinen Vermögens (Artifel 1. 2) einge: 
jogen werten. 

Bei mehreren Bevormundeten, die nach und nad) aus der 
Vormundſchaft entlaffen werben, iſt diefe Borfchrift auf den ver- 
hältnigmäßigen Antheil des zu Entlaffenden au ven geitundeten 
Gebühren anwendbar. 

Neichen die 1", Prozent zur völligen Befriedigung der ge: 
ftundeten Gebühren nicht aus, fo wird der Betrag derfelben 
zwifchen dem Friedensrichter und dem Friedensgerichtsſchreiber 
nach dem Verhältniß ihrer rüdftändigen Gebühren getheilt. 

Die geftundeten Gebühren erhält derjenige Friedensrichter 
oder Friedensgerichtsfchreiber, ver fih im Amte befindet, wenn 
fie erhoben werben fünnen. 

Artikel 13. 

Ergiebt fih aus dem Familienrathäbefchluffe, durch welchen 
die jährlichen Ausgaben für die Berfon des Bevormundeten und 
die Normen für die Berwaltung feines Vermögens regulirt 
werten (Urt. 454 des bürgerliben Geſetzbuchs), daß die Ber- 
mögensverhältniffe einen zur Dedung ſämmtlicher Gebühren und 
Koften ausreichenden Revenüen⸗Ueberſchuß fortwährend mit Ge— 
wißheit erwarten laflen, fo fünnen diefe Gebühren und Koften 
jedesmal fofort erhoben werben, ohne die nächſte Rechnungslage 
abzuwarten. 

Artikel 14. 

Die Vorſchriften dieſes Titels finden auch auf die bei Bubli- 

fation dieſes Gefeges anhängigen Bormundfchaften Anwendung. 


Dritter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Artifel 15. | 

Die Gebühren und Koften für Emanzipation fönnen in allen 

Fällen ihrem ganzen Betrage nad fofort eingezogen werben. 
Urtifel 16. 

Die Landgerihtspräjidenten haben in venjenigen Fällen, in 
welcen fie Reiſekoſten der Friedensrichter und Friedensgerichts— 
chreiber auf den Kriminalfonds anmweifen, ein Erekutorium zu 
ertheilen, durch welches die Königliche Regierung ermächtigt wird, 
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die von dem Kriminalfonds gezahlten Koften aus dem vormund— 
fhaftlihen Vermögen wieder einzuziehen. Sollte durch eine 
MWievereinziehung diefer Koften die Subfiftenz ver Bevormundeten 
gefährvet werten, fo können biefelben von dem Yandgerichts« 
präfiventen niedergefchlagen werden. 


Artikel 17. 

Die Friedensgerichtsichreiber haben bei Strafe von 1 bis 
5 Thalern für jede Unterlaffung auf ven Urfchriften und Aus- 
jertigungen aller vormunpihaftlihen Verhandlungen, unter An— 
gube des betreffenden Artikels viefes Geſetzes, zu bemerken, ob 
die Vormundſchaft gebührenfrei, ganz oder halb gebührenpflichtig 
ift (Art. 1), und ob im erften Falle das vormundfchaftlicde Ver- 
mögen 50 Thaler überfteigt (Art. 3), over ob bei einer Vor— 
mundſchaft des zweiten Titeld die Gebühren erft nach der näch— 
ften Rechnungslage (Art. 9) over ſofort erhoben werden fünnen 


(Art. 13). 
Artifel 18. 


Sind für die zu den Vormundſchaftsakten gelangten Ur- 
theile und Beſchlüſſe der Yandgerichte und des Appellationsge- 
richtshofes Sefretariatsgebühren erft nad) Maafgabe ver nädjften 
Rechnungslage zu erheben (Art. 9. 10), fo haben vie Friedens» 
gerichtsichreiber binnen Yahresfrift nad Feitftellung dieſer Rech— 
nung das betreffende Sekretariat zu benachrichtigen, ob und 
welchen für die Sefretariatsgebühren verwenvbaren Ueberſchuß 
die Rechnung ergeben hat, und ob im Fall des Artifeld 2 dieſes 
Sefetes ein Vermögen von mehr als 50 Thalern vorhanden ift. 


Artikel 19. 

Die Gebühren der Gerichtsvollgieher in Vormundſchafts— 
ſachen fünnen in den Fällen, wo teren Einziehung zuläffig ift, 
nur auf Grund einer in Urfchrift vollftredbaren und koftenfreien 
Verfügung des Friedensrichters erhoben werden. 


Artikel 20. - 

In dem Berfahren bei Theilungen und bei gerichtlichen 
Perkäufen von Immobilien (Geſetz vom 18. April 1855, Rhein. 
Samml.. Bo. 11. ©. 78) kann in allen Fällen, in welchen dem 
Bevormundeten bei der Theilung oder bei dem Verkauf ein reines 
Vermögen im Werthe von 500 Thalern oder mehr übermiefen 
wird, der auf ihn fallende Antheil ver Gebühren und Koften des 
Berfahrens fofort eingezogen werben. 

Iſt der Werth des ihm überwiejenen reinen Vermögens 
geringer als 500 Thaler, jo können von demfelben in allen Fällen 
die baaren Auslagen, zu denen auch die Koften ver nothwendigen 
Kopialien mit 1 Spr. für die Rolle zu rechnen find, ſowie von 
dem Reſte 1‘, Prozent zur Dedung ter Gebühren ver Friedens: 
richter und Friedensgerichtsſchreiber erhoben werben. 
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Hinfichtlic des hierbei nicht gededten Theils der Gebühren 
wird nad den Borfchriften des erften beziehungsmeife zweiten 
Titel diefes Geſetzes verfahren. 

Bei der Werthſchätzung des reinen Vermögens findet bie 
Vorſchrift des Artikels 3 Anwendung. 


| Artifel 21. 

Der $. 4 ver Allerhöchften Kabinetsorder vom 4. Juli 1834 
mit allen zu feiner Ausführung erlaffenen Verfügungen wird 
aufgehoben. 

Hinfihtlih der Stempelpflictigkeit in Vormundſchaftsſachen 
bleibt es bei den darauf bezüglidhen gefetlichen Beltimmungen. 
Ebenſo bewendet e8 bei ver Borfehrift des 8. 4 des Geſetzes vom 
23. Dezember 1846, daß der zu ven Staatslaffen fließende An- 
theil an den Sefretariatsgebühren nicht erhoben werben fol. 


Urfundlih unter Unferer Höcjfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigevrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard-Scönhaufen. v. Borelfhwingh. v. Roon. 
Gr. dv. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe, 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
1. 2488. Rhein. Gener. 72. Vol. 6. 


175. 
Nachtrag vom 27, Juni 1863 zur Gefchäfts - An- 
weifung für die Depofiten - Kaffe des Bezirks des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln, betreffend deren 
Verkehr mit der Ban. 


Geſchäftsanweiſung vom 20, Dezember 1862 (5. 381 viefes 
Bandes), 


8.1. 

Belegungen der Depofitenkaffe bei vem Bank-Comptoir in 
Cöln fünnen in jever beliebigen, durd) 10 theilbaren, jedoch nicht 
unter 50 Thaler betragenden Summe zu dem Zinsjag von 
2, , Prozent Statt finden. $ 

A? 

Die zur Belegung bei ver Bank beftimmten Gelder find 
zu diefem Behufe mit einem von der Depofitenkaffe unterfchrie- 
benen Antrage bei dem Bank-Comptoir in den gewöhnlichen 
Gejhäftsftunden einzuzahlen. Ueber ven Empfang ftellt dies _ 
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eine Interimsquittung aus. Diefe wird quittirt nad 4 Wochen 
gegen die vom Haupt= Banf- Direktorium ausgefertigten Bank— 
obligationen ausgetaufct. 


3 

Die Rückzahlung der Obligationen erfolgt gegen Rückgabe 
verfelben, nachdem ſolche auf ver Rückſeite mit den Worten 
„Kapital und Zinien zurüderhalten“ von ver Depofitenkaffe unter 
Beidrückung deren Amtsfiegeld quittirt find, und zwar in ber 
Kafle des Königlichen Banf-Comptoir in ven gewöhnlichen 
Geſchäftsſtunden. 

Berlin und Carlsbad, den 27. Juni 1863. 


Der Finanz-Miniſter. Der Miniſter für Handel ꝛc. 
Im Auftrage. Chef ver Preußiſchen Bant. 
Günther. v. Itzenplitz. 
Der Yuftiz- Minifter. 
In Vertretung. 
Müller. 


I. 2539. Rhein. Gener. 45. Vol. 3. 


176. 


Allerhöchfter Erlaß vom 2. Zuli 1863, — betreffend 
die Ausdehnung des Gefchäftsfreifes der Rheinifchen 
Provinzial» Feuer - Sozietät auf Mobiliar - 
Berfiherungen. 


Auf Ihren Beriht vom 27. Juni d. J. genehmige ch, 
in Berüdfichtigung der Anträge der Stände der Rheinprovinz 
wegen Ausdehnung des Gejhäftsfreifes der Provinzial Feuer: 
fozietät auf die Mobiltarverfiherung und Geftattung einer freieren 
Bewegung in der Gefhäftsverwaltung, die in ver Anlage ent- 
haltenen Zufäge zum Revidirten Reglement der Rheinifchen 
Provinzial⸗Feuerſozietät vom 1. September 1852 (Rhein. Samml. 
Br. 10. ©. 480). 

Gegenwärtiger Erlaf und feine Anlage find durd) vie Gefeg- 
Sammlung zur öffentlihen Kenntuiß zu bringen. 

Carlsbad, den 2. Juli 1863. 

Wilhelm. 


n Gr. zu Eulenburg. 
ben Minifter des Innern. 


I. 3173. Rhein. Gener. 85. 
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2 Zuſätze 
zum Revidirten Reglement der Rheiniſchen Provin— 
zial-Feuerſozietät vom 1. September 1852. 
8. 1. 

Der 8. 1 des Revidirten Reglements der Rheinischen Pro- 
vinzialseuerlozietät vom 1. September 1852 wird dahin aus- 
gedehut, daß diefe Sozietät, vom 1. Januar 1864 anfangenp, 
das Recht erhält, innerhalb der Rheinprovinz auch bewegliche 
Saden aller Art unter folgenden Maafgaben zu verſichern. 


9: 

Die der Sozietät für die Gebäubeverficherung zuftehende 
Stempel-, Sportel- und Portofreiheit (58. 2 und 3 des Regle— 
ments vom 1. September 1852), ſowie die Befugnif zur exefu- 
tiven Einziehung der Beiträge ($. 28 des angeführten Regle— 
ments), finden auf die Mobiltarverfiberung feine Anwendung. 

8. 3. 

Die Verwaltung viefes Geſchäftszweiges erfolgt, unter 
Beachtung des Gefetes von 8. Mai 1837 über das Mobiliar- 
Feuerverfiherungsmeien, durch die Sozietätspireftion und die 
von ihr in der Provinz nad Berarf anzuftellenden Geſchäfts— 
führer. Ein Recht, zu diefer Verwaltung Staats- oder Ge- 
meindebeamten zu benußen, findet nicht ftatt. 

8.4. 

Anträge auf Mobiliarverfiherung find auf den von ver 
Direktion vorgejchriebenen Yormularen zwiefah auszufertigen, 
demnächſt ver Ortspolizei-Behörde einzureichen, von wen. gemäß 
8.14. des Geſetzes vom 8. Mai 1837 zu prüfen und, wenn in 
polizeiliher Hinſicht feine Beventen entgegenftehen, in einem be- 
jheinigten Eremplar dem betreffenden Geſchäftsführer, bezie- 
hungsweiſe der Direktion, portopflichtig zuzuftellen. 


8. 5. ; 
Usber Annahme over Ablehnung der Verficherungen beſtimmt 
die Direktion lediglib nad eigenem Ermeffen. 


8. 6. 

Die Sozietät leiftet bei ven Mobilien für alle diejenigen 
Schäden Erſatz, welche fie reglementsmäßig bei den Gebäuden 
zu vergüten hat (88. 46 bis 54 des Reglements); außerdem 
erfetst fie auch ven Scharen, welder an ven verficherten Gegen- 
ftänden bei Gelegenheit eines Brandes dur nothwendiges Aus- 
räumen oder durch Abhandenkommen entfteht, fofern dabei ten 
Berficherten kein Verſchulden trifft. 
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Die näheren Bedingimgen, unter weldhen die Sozietät die 
Berfiherung der Mobilien gewährt, werden unter Genehmigung 
des Oberpräfidenten von der Direktion feftgefegt und auf Koſten 
der Sozietät durd die Amtsblätter befannt gemadıt. 

8. 8. 

Die Feltftellung der mit vem Berficherten zu vereinbarenven 
Prämie, ſowie die zur Ausführung vorftehender Beitimmungen 
nothwendigen gejchäftlichen Anmweifungen gehören zur Kompetenz 
der Direktion. 

7 
Die Geſchäftsführer ($. 3) werden von der Direktion gegen 
Tantieme oder fefte Nemuneration innerhalb ver durch den Etat 
beftimmten Scranfen angeftelt und dem Publikum durd die 
Amtsblätter befannt gemadıt. Ein Gleiches gilt hinfichtlich ver 
zum Gejhäftsbetriebe nöthigen Inſpektoren. 
8. 10. 

In einzelnen Fällen oder im Allgemeinen, und zwar fo- 
wohl bezüglich der Immobiliarverfiherung, als der Mobiltar- 
verfiherung, Rückverſicherung zu nehmen, bleibt der Direktion 
nad eigenem Exrmefjen freigeftellt. 


177. 
Allgemeine Verfügung vom 4. Auguft 1863, — be- 
treffend die bei Beurlaubung von Civil» Beamten 
binfichtlich der Fortzahlung des Gehalts ftattfindenden 


Grundſätze. 
Allgemeine Verfügung vom 15. April 1843 (Rhein. Samml. 
Bd. 8. S. 158). 


Seine Majeſtät der König haben durch eine an das Kö— 
nigliche Staats-Miniſterium erlaſſene Allerhöchſte Order vom 
15. Juni d. J. zu genehmigen geruhet, daß in Betreff der Be— 
urlaubung von Givilbenmten fortan folgende Grundſätze befolgt 
werben: 

1) Bei ver Beurlaubung eines Beamten wird, auf die erften 
1%, Monate. des Urlaubes das Gehalt umwerfürzt. gezahlt, 
für weitere 4, Monate tritt ein Gehaltsabzug zum Bes 
trage der Hälfte des Gehalts des betreffenden Beamten 
ein, während) bei‘ fernerem Urlaube fein Gehalt zu ge— 
währen ift. ya 
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2) Dei Beurlaubungen wegen Krankheit und zur Herftellung 
der Geſundheit findet auch für die über 1'/, Monate hin- 
ausgehende Zeit der unumgänglid nothwendigen Abweſen— 
heit des Beamten fein Abzug vom Gehalte jtatt. 

Dieſe Allerhöhften Beltimmungen werden hierdurch ven 
Yuftizbehörben zur Kenntnißnahme und Nachachtung befannt 
gemacht. 

Berlin, den 4. Auguſt 1863. 

Der Juſtiz-Miniſter. 
An - Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Juſtizbehörden. 


I. 2731. U. 26. Vol. 3. 


178. 


Beihluß des Königlihen Staats-Minifteriums vom 
31. Auguft 1863, — betreffend die Feftfegung der 
durch die Ermittelung von Defekten entflandenen 
Koften. 

Verordnung vom 24. Januar 1844 (Rhein. Samml. Bp. 8 

©. 231). 


din Dejeitigung der darüber entftandenen Zweifel, ob bie 
Berpflihtung zur Tragung der durch die Ermittelung von De— 
fetten entitandenen Koften in den nad Vorſchrift der Verord— 
nung vom 24. Januar 1844 (Rhein. Samml. Bd. 8. ©. 231) 
abzufaſſenden Beſchlüſſen ven zum Erjage ver Defekte für ſchuldig 
erklärten Beamten aufzuerlegen fei, fowie zur SHerbeiführung 
eined in dieſer Beziehung gleihmäßigen Verfahrens in ſämmt— 
lihen Berwaltungszweigen befchließt das Staats-Minifterium: 
daß in den auf Grund der angeführten Verordnung ab» 
zufaffenden exekutoriſchen Beichlüffen, injofern durch dies 
telben die unmittelbare Verpflichtung zum Erjage eines 
Defekts bei einer Kaffe oder anderen Verwaltung ausger 
Iproden wird, jevesmal zugleich über die Verbindlichkeit 
ver für erfaßpflichtig erflärten Beamten zur Tragung ber 
durdy die Ermittelung des Defelts erwachſenen Koften vie 
erforderliche Feſtſetzung zu treffen ift. 
Berlin, ven 31. Auguft 1863. 


Königlihes Staats - Minifterium. 


v. Bismard. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Seldow. Gr. zu Eulenburg. 
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Borftehender Beſchluß des Königlichen Staats⸗Miniſteriums 
wird den Gerichtsbehörden zur Kenninißnahme und Nachachtung 
befannt gemadht. 

Berlin, den 18. September 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
jämmtliche Gerichtsbehörten. 
I. 3570, Crimin. 15. Vol. 5. 


179. 


Verfügung vom 2. September 1863, — betreffend 
die Aufftellung der Lifte der Notabeln zur Wahl ver 
Mitglieder des Handelsgerichts. 


Art. 619 des Rheinischen Handelsgeſetzbuchs. 
en vom 31. Dftober 1846 (Rhein. Samml. Bd. 9. 
. 119). 


Der Königliben Regierung wird auf den Beriht vom 
8. Auguft d. 3., betreffend die Aufftelung der Lifte der Nota- 
bein zur Wahl der Mitglieder des Handelsgerichts, eröffnet, 
daß die denfelben Gegenftand betreffende Verfügung ver Mini— 
fterien der Juſtiz und der Finanzen vom 31. Öftober 1846 
(Rhein. Samml. Bd. 9. ©. 119) durch einen Bericht der Kö— 
niglihen Regierung vom 1. Auguft 1846 veranlaßt und durch 
diejelbe im Wefentlihen nur die Frage entſchieden wurde, ob 
bei der Berechnung der Anzahl ver Notabeln, welche nach Art. 619 
des Rheinischen Handelsgeſetzbuches die aufzuftelende Liſte noth— 
wendig enthalten muß, die Anzahl der Bewohner des ganzen 
Handelsgerichtsbezirks over nur die Anzahl ver Bewohner ber 
Stadt, in welder das Handelögericht jeinen Sit hat, in Be— 
tracht zu ziehen fei. Die Verfügung vom 31. Oftober 1846 
bat fih, in Uebereinftimmung mit dem, jenem Berichte vom 
1. Auguft 1846 abſchriftlich beigefügten Schreiben des General: 
Profurators zu Cöln vom 15. Juli 1846, mit Recht für die 
letztere Alternative entſchieden. 

Es war nicht zweifelhaft und konnte auch nach den Worten 
des Gejeßes „leur nombre ne peut être au-dessous de 25“ 
nit wohl zweifelhaft fein, daß die Lifte mehr Notabeln als 
25 enthalten darf, wenn der Sit des Handelsgerichts bis zu 
15000 Einwohner hat und darüber hinaus mehr als eine Ein» 
tragumg für jeves weitere Taufend Einwohner. Wenn hiernach 
die Worte cer Verfügung vom 31. Dftober 1846 - 
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„handelt ver Artikel von ver Zahf der Notabeln auf 

welche die Eintragung befchräntt iſt“ 
nur den Sinn haben, daß man bei deitiegung des Minimums 
der Notabeln ſich auf eine Zählung der Einwohner der Stadt 
befhränten muß, in welchen das Handelsgericht feinen Sig hat, 
fo ift e8 andererſeits auch nicht zweifelhaft, daß man die No— 
tabeln, aud wenn man beren Lifte auf das Minimum befchräntt, 
nicht nothwendig aus den in der Stadt wohnenden Notabeln zu 
nehmen braudt und daß nicht alle Kaufleute ver Stadt und des 
Bezirks, welchen die Eigenfchaft von Notabeln beigelegt werden 
fann, notbwendig auf die Lifte gebracht werden müſſen, daß 
vielmehr in dieſer Hinficht bei ver Eintragung über das gejeß- 
lihe Minimum hinaus der Regierung eine angemefjene Auswahl 
ufteht. Nur in diefem Sinne fann das nah dem Berichte vom 
8 Auguft d. 3. bisher beobachtete Verfahren, daß ſämmtliche 
Notabeln aus dem Hanveldgerichtsbezirfe ohne Beſchränkung ver 
Zahl in die Lifte aufgenommen wurden, als richtig anerkannt 
werben. 


Berlin, den 2. September 1863, 


Der Minifter für Handel ꝛc. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
I. 3619. Rhein. Gener. 52. Vol. 6, 


180. 


Allgemeine Verfügung vom 4. September 1863, — 
betreffend die Zulaffung zur erften juriftifchen 
Prüfung. 

8. 2 Tit. 4 Th. III. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung. 
Allgemeine Verfügung v. 19. Dftober 1831 (Rhein. Samml. 

Bo. 3. ©. 402). 
Allgemeine Verfügung vom 18. Auguft 1843. I. 3351. 
ern vom 11. Januar 1858 (Iuſtiz-Miniſt.⸗Bl. 


Menngleih die Belanntmahung vom 11. Januar 1858 
(Zuftiz-Minift.-Bl. ©. 18), in welcher Eltern und Vormünder 
auf die Schwierigkeiten aufmerffam gemacht worden -find, die ſich 
* Zeit den jungen Männern in Verfolgung der juriſtiſchen 

aufbahn entgegenſtellen, von dem Erfolge geweſen ift, daß die 

Zahl der Rechtskandidaten ſeitdem ſich erheblich vermindert hat, 

jo erachte ich es doc ebenſowohl im Interefje derjenigen, melde 
XI. 27 
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einen künftigen Lebensberuf wählen, wie im Intereſſe der Rechts: 
pflege felbft, für meine Pflicht, darauf hinzumeijen, daß die im 
Jahre 1858 dargelegten Schwierigkeiten nit nur bis jetzt fort: 
dauern, ſondern ſich ſeitdem noch wejentlich gefteigert haben. 
Während damals die Zahl derjenigen Aflefforen, melde ohne 
bejoldete Beihäftigung waren, nur 2—300 betrug, hat dieſelbe 
fih inzwijchen — mehr als 800 erhöht, und auch jetzt noch 
trifft die damals bereits veröffentlichte Wahrnehmung zu, daß 
nur etwa 150 Aſſeſſoren jährlich durch Anſtellung als Richter, 
Rechtsanwalte und Staatsanwaltsgehülfen zu einem feſten Ge— 
halte gelangen können. Nachdem auch in den letzten Jahren 
noch durchſchnittlich faſt die doppelte Zahl von Beamten die 
dritte juriſtiſche Prüfung beſtanden hat, nämlich: 
1888.... .. 314, 
188668. ... 3090, 
18080. er. > ©; 5 
186666....20., 
J 
wird ſomit das Mißverhältniß zwiſchen der Zahl der vorhan— 
denen Exſpektanten und der Möglichkeit einer definitiven An— 
ſtellung noch auf viele Jahre hin wachſen, zumal wenn man 
erwägt, daß am Schluſſe des Jahres 1862 außer ven unbefol- 
beten Aſſeſſoren 1087 Neferendarien und 489 Ausfultatoren 
vorhanden gewejen find. 

Mit ver hieraus fih von felbft ergebenden erneuten, drin⸗ 
enden Mahnung an Eltern und Bormünder, ihre Söhne und 
flegebefohlenen ſich nicht der juriftifhen Laufbahn winmen zu 

laſſen, fofern fie neben den erforverlidhen Anlagen und dem in- 
neren Berufe zu derjelben nicht auch da8 Bermögen befigen, um 
fih von Vollendung der Studienzeit an bis zu ihrer behitiven 
Anftellung, d. 5. aljo zur Zeit noch etwa 10 Jahre lang, die 
ihrer Stellung entſprechenden Subfiftenzmittel zu verſchaffen, 
verbinde ich die Aufforderung an die Präfivien der Appellations- 
gerichte, bei Prüfung der durch die Verfügungen vom 19. Oftober 
1831 (Rh. Samml. Bd. 3. ©. 402) und 18. Auguft 1843 vor- 
geichriebenen Suftentationd» Zeugniffe vor der Zulaffung zum 
erften juriftiichen Eramen mit aller Strenge zu verfahren und 
insbefonvere darauf zu achten, daß diefelben auch einen gehörig 
beglaubigten und völlig zuverläffigen Anhalt für die nachzu— 
weiſende Fähigkeit der Eltern, Verwandten ır. f. w. zur Suftenta- 
tion der Kandidaten während der oben bezeichneten Zeit gewähren. 
Berlin, den 4. September 1863, 
Der Yuftiz-Minifter. 
’ — An Gr. zur Lippe. 
die Präſidien ſämmtlicher Appellationsgerichte. 
1. 3381. 0. 35, 
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181. 


Allgemeine Verfügung vom 5. September 1863, — 
betreffend die den Beamten zu gewährende Ver— 
gütigung für Schreibmaterialien. 


2. 
Beihluf des Staats-Miniſteriums. 

Um für die Gewährung der Schreibmaterialien-Bergütigung, 
welche nah Maafgabe ver Allerhöchſten Kabinets-Order vom 
31. Auguft 1824 und des Staatd- Minifterialbefchluffes vom 
17. Juni 1851 gewiffen Kategorien von Beamten gezahlt wird, 
fowie für die am Stelle und neben dieſer VBergütigung ftatt- 
findende PVerabreihung von Schreibmaterialien in natura in 
allen Refiorts ein möglichft gleichmäßiges Verfahren berbeizu- 
führen, befchließt das Königlihe Staats-Miniſterium Folgendes: 

I. Die Schreibmaterialien-Vergütigung beträgt fortan jährlich: 
1) für die höheren Beamten acht Thaler, 

2) für die Subalternbeamten mit Ausnahme ver unter 
3 aufgeführten, vier Thaler, 

3) für die Sanzleibeamten und alle fonftigen Beamten, 
welche ausjchließlih oder vorzugsweife mit ver Fer— 
tigung von Reinſchriften befhäftigt find, ſechs Thaler. 
Kopialienjchreiber erhalten diefe Bergütigung nicht. 

II. Der Bedarf an Papier wird den unter 2 und 3 genannten 
Beamten (aud den Kopialienjchreibern) in natura verab» 
folgt. Ebenfo wird für alle Dienftlofale ver Bedarf an 
Tinte, Streufand, Siegellad, Mundlack, Bindfaden und 
Heftmaterial, fowie für die Seffiond- und Terminszimmer 
das gefammte Schreibmaterial in natura geliefert. Aufer- 
dem findet eine VBerabreihung von Schreibmaterialien und 
ähnlihen Büreaubepürfnifien (Meſſern, Scheeren, Linealen 
und vergleichen) neben der Geldvergütigung an die Be— 
amten nicht ftatt. 

III. Beamte, melde eine nicht voll befolvete Stelle bekleiden, er- 
halten in derfelben an Schreibmaterialien-Vergütigung nur 
eine von dem Departements Chef nach vem Umfange ver 
Dienſtgeſchäfte feftzufegenve, höchſtens zwei Drittel betra- 

ende Quote ver unter I. beftimmten Säte. Diefelbe darf 
ch nur bis auf die Hälfte diefer Säge belaufen, wenn ver 

Beamte außerdem in einem anderen Amte bie volle unter 

I. feftgeleste Bergütigung aus der Staatsfaffe erhält. 
IV. Die ira en fir Schreibmaterialien wird viertel- 
jährlich im Voraus gezahlt. Iſt ein Beamter ein ganzes 

Kalenderguartal hindurd außer Dienftthätigfeit, jo wird 

für diefes'Ouartal die Bergütigung nicht gewährt. Außer- 
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dem tritt wegen zeitweiliger Unterbredung der amtlichen 
Thätigfeit eine Kürzung der Geldvergütigung nit ein. 

V. Wo bisher nad) den beitehenden Einrichtungen eine Gelv- 
vergütigung nicht gewährt, vielmehr der ganze Schreib- 
materialienbedarf in natura geliefert worden ift, kann es 
dabei auch für die Folge verbleiben. An Unterbeamte ift 
das, was fie zur Verrichtung ihrer Dienftgeichäfte etwa 
an Screibmaterialien gebrauden, unter Ausſchluß jeder 
Gelvvergütigung ſtets in natura zu verabfolgen. 

VI. In den Säten der den techniſchen Baubeamten zu gewähren- 
den Öelvvergütigung für Schreib- und Zeichnenmaterialien 
wird durch vorftehende Beſtimmungen nichts geändert. 

VII. Beſtimmungen treten mit dem 1. Januar 1864 in 

raft. 
Berlin, den 11. Mai 1863. 
Königlihes Staats - Minifterium. 
v. Bismard. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Igenplig. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


b. 
Verfügung des Juſtiz-Miniſters. 

Vorſtehender Beſchluß des Königlichen Staats-Minifteriums 
wird ſämmtlichen Gerichten zur Kenntnißnahme und Beachtung 
mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß hierdurch in den bis— 
herigen Beſtimmungen darüber, welchen Beamten ein Anſpruch 
auf die Lieferung von Schreibmaterialien oder eine Geldvergü— 
tigung zufteht, und in welden Fällen die Yaturallieferung, be- 
ziehungsmweife die Vergütigung in Gelde ftattfindet, nichts ge- 
ändert worden iſt. Es bewendet deshalb insbeſondere auch dabei, 
daß den Subalternbeamten der Gerichte erſter Inſtanz die Schreib— 
materialien in natura verabfolgt werden. 

Diätariſche Hülfsarbeiter oder Stellvertreter etatsmäßiger 
Beamten erhalten, wenn fie auf kürzere Zeit als drei Monate 
oder auf unbeftimmte Zeit beftellt find, die verhältnißmäßig er- 
forderlihen Schreibmaterialien in natura, bei feften längeren 
Kommifforien aber die Gelvvergütigung gleich ven etatsmäßigen 
Beamten vierteljährlid) im Voraus vom Erften des Kalender» 
quartal® ab, und falls fie im Laufe eines folden eingetreten 
find, vom erften Tage des nächſten Quartals ab. 

Diefe Beftimmung, ſowie des Staats - Minifterialbeihluß 
vom 11. Mai 1863 findet felbftverftändlih Feine Anwendung, 
wenn einzelnen Beamten für ihre Büreaubedürfniſſe beſondere 
Paufhquanta angewiefen find, aus denen fie dann auch die Koften 
für ſämmtliche Schreibmaterialten zu beftreiten haben. 

Berlin, ven 5. September 1863. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
An ſämmtliche Gerichte, Gr. zur Lippe. 


I. 3266. Juſtizfonds 15. Vol. 3. 


— 
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182. 


Befchluß des Königlichen Staats-Minifteriums vom 

22. September 1863, — betreffend vie Koften der 

Stellvertretung der als Abgeordnete zum Landtage 
einberufenen unmittelbaren Staatsbeamten. 


Die Koften der Stellvertretung für die aus Staatsfonds 
bejoldeten Beamten während ihrer durch die Annahme einer 
Wahl zum Haufe ver Abgeorpneten herbeigeführten Verhinderung 
in Berrihtung ihrer Amtsgejhäfte werden fortan nicht mehr 
aus Staatsfonds beftritten, es find vielmehr die Behörden von ren 
Keflort-Miniftern anzuweifen, von den zunächſt fälligen Raten ver 
Bejolvdung res vertretenen Beamten die erforterlichen Beträge zur 
Dedung der Bertretungsfoften zurüdzubehalten und zu verwenden. 

Berlin, ven 22. September 1863. 


Königliches Staats - Minifterium. 
v. Bismard. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Vorſtehender Beſchluß des Königlichen Staats-Miniſteriums 
wird ſämmtlichen Juſtizbehörden zur Kenntnißnahme und Nach— 
achtung bekannt gemacht. 

Berlin, den 5. Oltober 1863. Der Yuftiz-Minifter. 
An ſämmtliche Yuftizbehörven. Gr. zur Yippe. 

I. 3824. K. 39, Vol. 4. 


183. 


Allgemeine Verfügung vom 23. September 1863, — 
betreffend die Bezeichnungen der Fahrpoftfendungen 
nah Staaten, welche zum Deutfchen Poftverein 
gehören, 

Poftvereing-DVertrag vom 18. Auguft 1860 (Geſetz⸗Samml. 

ven 1861 ©. 45). u 


Algen. Verfüg. v. 29. Januar 1861 (S. 228 dieſes Bandes). 
Algen. Verfüg. v. 11. Auguft 1862 (S. 369 dieſts Banter). 


Im Artikel 68 des Poſtvereins-Vertrages vom 18. Auguft 
1860 ift unter Nr. 1 beftimmt: 

‚Die gewöhnlichen Schriften und Aktenſendungen in reinen 

Staatd-Dienftangelegenheiten (Offizialfahen) von Staate- 

und anderen öffentlihen Behörden des einen Poftgebietes 

mit foldyen Behörden eines anderen Poftgebietes find, aud) 
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bei Beförderung mittelft der Fahrpoft, portofrei, wenn fie 
in der Weife, wie es in dem Poftbezirfe der Aufgabe für 
die Beredhtigung zur Vortofreiheit vorgefchrieben ift, ala 
Staatsvienftjache bezeichnet und mit dem Dienftfiegel ver- 
ichloffen find, aud auf der Adreſſe die abſendende Be- 
börde angegeben ift.‘‘ 

Durd die allgemeinen Verfügungen vom 29. Januar 1861 
und vom 11. Auguft 1862 ift hiernächſt den Gerichten und 
Staatsanmwaltfchaften befannt gemadt, daß für Fahrpoftien- 
dungen, welche nach vorjtehenver Vereinbarung portofrei behan- 
velt werden, nicht die Bezeichnung „Portofreie Juſtizſache,“ ſon— 
dern die Bezeihnung „Königliche Dienftfahe‘ zu wählen ift. 
Dennoch ift nad der Mittheilung des Königlichen General-Pofts 
amts genen diefe Anordnung verſchiedentlich gefehlt werden. 

as unter Fahrpoftfendungen nach Staaten, welche zum 
Deutfchen Poftverein gehören, zu verftehen, ift in der allgemeinen 
Verfügung vom 29. Januar 1861 unter I. angegeben. 

Die Gerihte und Staatsanwaltfchaften werden auf bie 
obige Beſtimmung des Poftvereins-Vertrages und auf die oben 
angegebenen allgemeinen Berfügungen wiederholt mit dem Be- 
merfen aufmerffam gemadt: 

daß bei Fahrpoſt ſendungen, welde nad den ergangenen 
Vorſchriften portofrei zu befördern und nad) Staaten be- 
ftimmt find, welde zu dem Gebiet des Deutſchen Poft- 
vereind gehören, ftet3 die Bezeichnung: 
Königlide Dienft-Sade 
gewählt werben muß, 
und werben diefelben angemiefen, fi genau hiernach zu achten. 

Da die Poftanftalten veranlaßt worden find, die Annahme 
der von den Gerichten und Staatsanwaltihaften nad Bezirken 
des Deutjchen Boftvereins beftimmten Fahr poſt ſendungen, wenn 
fie mit dem Rubrum „PBortofreie Yuftiz-Dienftfache‘‘ verfehen 
find, zu beanftanden und der abſendenden Behörde anheimzus 
geben, die betreffenden Sendungen, falls fie nad dem Artifel 68 
des Poftvereind » Vertrages zu portofreier Beförderung geeignet 
find, mit dem Rubrum ‚Königliche Dienſt-Sache“ zu verjehen, 
jo fünnen durd die umrichtige Bezeihnung Berzögerungen ent— 
jtehen, welche erhebliche Nachtheile zur Folge haben. Für der— 
artige Nachtheile bleibt der Beamte, welhem das Verſehen zur Laft 
fällt, neben fonftiger disziplinarifcher Ahndung verantwortlich. 

Berlin, den 23. September 1863, 

Der Zuftiz Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
ver Staatsanwaltichaft. 


I. 3047. P. 2. Vol. 12. 
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184. 


Allgemeine Verfügung vom 9, Dftober 1863, — 
betreffend die Veröffentlichung der Cintragungen in 
das Handelsregifter. 


Die in dem Deutfchen Handelsgeſetzbuch vorgeſchriebene 
Bekanntmachung der Eintragungen in das Handelsregiſter durch 
eine oder mehrere Anzeigen in üffentlihen Blättern kann ihren 
Zweck nit vollflommen erfüllen, jo lange es an einem amt: 
lihen Organ fehlt, in welchem die der Beröffentlihung unter: 
liegenden Eintragungen in das Handelsregifter aller Gerichts: 
bebörten zuverläffig Aufnahme finten. Um dem Bebürfniffe, 
welches in dieſer Beziehung ſich fühlbar gemacht hat, abzubelfen, 
wirb den Gerihtöbehörten dringend empfohlen, vom Jahre 1864 
an alle zur Veröffentlichung beftimmten Eintragungen in das 
Hanvelsregifter, abgejehen von ver Berdffentlihung durch die 
fonft geeigneten Blätter, zugleich durch den Preußiſchen Staats- 
anzeiger zur üffentlichen Kenntniß zu bringen, ımd die Benutzung 
vefjelben zu den vorgefchriebenen Beröffentlihungen im Dezember 
dieſes Yabres in der nach Artikel 14 des Handelsgeſetzbuchs und 
8. 14 Th. I. ver Inftruftion vom 12. Dezember 1861 (S. 278 
dieſes Bandes) zu erlaffenden Bekanntmachung anzukündigen. 

Berlin, ven 9. Dftober 1863. 

Der Yuftiz.Minifter, 


An Ör. zur Lippe. 
fämmtlidhe Gerichtsbehörden. 
1. 3860. H. 10. Vol. 3. 


185. 
Allgemeine Verfügung vom 15. Oftober 1863, — 
betreffend das Berfahren bei NRequifitionen Behufs 
eidlicher Vernehmungen von Perfonen im Königreich 
Stalien. 
Allgemeine Berfügung vom 16. September 1844 (Rhein. 
Sammi. Br. 8. ©. 346). 


Berfügung vom 30, April und 6. Juni 1849 (Duftiz- 
Minift.-Blatt ©. 287). 


Die Gerichtsbehörden werben angemwiefen, in allen Fällen, 
in welchen die Vermittelung des Königlihen Minifteriums ber 
auswärtigen Angelegenheiten Behufs eidliher VBernehmungen im 
Königreich Italien nahgefuht wird, dem Anſuchen eine direkte 
Requifition an die betreffende Italienifche Gerichtsbehörbe und 
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bie Eivesformel, verfehen mit dem Siegel und ver Unterfchrift 
bes Gerichts, beizufügen. 
Berlin, den 15. Ofiober 1863. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 4322. Requifitionen 48. Vol. 4. 


186, 

Allerhöchſter Erlaß vom 23. Oftober 1863, — be— 
‚treffend die Mittheilung von Kriminal-Erfenntniffen 
gegen Dffiziere des Beurlaubtenftandes an das 
General - Auditoriat. 


Geſetz vom 15. April 1852 (Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 406). 
vo —* 18. Mai 1852 (Rhein. Samml. Bd. 10. 
. 417). 


In Ergänzung der zur Ausführung des Geſetzes vom 
15. April 1852 (Rhein. Samml. Bd. 10. ©. 406) erlaffenen 
Order vom 18. Mai deſſ. Jahres beftimme Ich ad Nr. 5 der 
fetsteren, daß auch in Fällen, wo von einem Civilgericht gegen 
einen Dffizier des Beurlaubtenftandes auf zeitige Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter erfannt worden, das Erfennt- 
niß vor der Vollftrefung Mir durch das General» Auditoriat 
einzureichen ift. 

Schloß Babelsberg, den 23. Dftober 1863. 


Wilhelm. 
An (gegengez.) v. Roon. 
den Kriegs- und Marine-Minifter. 


Borftehender Allerhöchfter Erlaß wird hierdurch zur Kennt» 
niß fämmtlicher Gerichtsbehörben — mit der Beſtimmung, 
daß die Gerichte erſter Inſtanz Erkenntniſſe der gedachten Art, 
ſobald dieſelben die Rechtskraft beſchritten, in beglaubigter Ab« 
ſchrift unmittelbar dem Königlichen General-Auditoriat zu über— 
ſenden haben. 

Berlin, den 9. November 1863. 

Der Juſtiz-Miniſter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 4254. Milit.Juſt.Depart. Gener. 5. Vol. 4, 
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187, 


Verfügung vom 26. Oktober 1863, — betreffend 
die Berechnung des Stempels in Prozeffen über 
Realfervituten in der Rheinprovinz. 


Allgem. Gebührentare vom 23. Auguft 1815. — 7 
(Sej.-Samml. von 1815 Beilage zum Stüd 15 ©. 6). 

Geſetz v. 10. Mai 1851 8. 11 Nr. 4 (Gef.-Samml. ©. 629). 

Geſetz vom 9. Mai 1854 Art. 5 (Geſ.Samml. ©. 275). 


In Beziehung auf die bei dem Königlichen Landgericht für 
ven Zeitraum vom 1. April 1860 bis dahin 1862 ftattgefun- 
dene Gtempelrevifion und die hierbei umerledigt gebliebene Er— 
innerung Nr. 7 der Defekten: Tabelle wird Ihnen im Einver- 
ftändnig mit dem Herrn Finanz-Miniſter hierdurch eröffnet, daß 
Prozefle über Gerechtſame ver hier fraglichen Art (Realfervituten) 
einen Gegenſtand betreffen, welder feiner Natur nad) nicht füg« 
lich zu einer beftinmten Geldſumme abgefhätt werden kann. 
Es muß daher im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
der Unfhätbarfeitöftempel vom minbeftens 5 Rthlr. verwendet 
werben. In den altländifchen Provinzen ift Died grundſätzlich 
ftet8 anerkannt, indem nah den Geſetzen vom 10. Mai 1851 
8.11. Nr. 4 GGeſ.„Samml. ©. 629) und vom 9. Mai 1854 
Art. 5 (Gef.-Samml. S. 275) der den Stempelanfag mitum- 
fallende Koftenanfag nicht nad) einer beftimmten Summe, fon- 
dern nad) einem, innerhalb verfchiedener Säte zu arbitrirenven 
Werthe feftgeftellt wird, und vor jenen Gefegen, wo der Er- 
fenntnißftempel noch neben ven Gerichtsgebühren eintreten mußte, 
in Fällen der fraglichen Art immer ein Erkenntnißſtempel von 
5 Rthlr. zu berechnen war, wenn auch hinſichtlich der Gebühren 
eine Schätzung des Streitgegenſtandes innerhalb geringerer Sum⸗ 
men als 500 Rthlr. dem richterlihen Arbitrium geftattet wurde 
(efr. 8.7 ver Einleitung zur allgemeinen Gebührentare vom 
23. Auguft 1815). 
| Hiernach ift das Monitum des Stempelfisfals als begründet 
zu eradhten, und haben Sie zur Erledigung defjelben das Weitere 
zu veranlaflen. 

Berlin, ven 26. Dftober 1863. 

Der Yuftiz-Minifter, 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herrn Landgerichts-Präſidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Saarbrüden. 


I. 3970. Rhein. Gener. 62, Vol. 9. 
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188, 


Allerhöchſter Erlaß vom 2. November 1863, — be- 
treffend die Errichtung einer Handelsfammer für den 
Kreis Saarbrüden, im Regierungsbezirt Trier. 


Auf ven Bericht vom 21. Dftober d. J. genehmige Ich die 
Errihtung einer Handelskammer für den Kreis Saarbrüden, 
im Kegierungsbezirt Trier. Die Hanveldfammer nimmt ihren 
Gig in der Stadt Saarbrüden. Sie fol aus neun Mitgliedern 
beftehen, für melde neun Stellvertreter gewählt werden. Zur 
Theilnahme an ver Wahl der Mitgliever und der Stellvertreter 
find ſämmtliche Handel» und Gewerbtreibenve des Kreifes Saar— 
brüden berechtigt, welche in einer der beiden Gewerbefteuerflaffen 
A. J. und II. veranlagt find. Im Uebrigen finden bie Bor: 
Schriften ver Verordnung vom 11. Februar 1848 (Rh. Samml. 
.. ©. 278) über die Erridtung von Handelskammern An: 
wenbung. 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffent: 
lichen Kenntniß zu bringen. 

Schloß Babelsberg, ven 2. November 1863. 


Wilhelm. 


An Gr. v. Itzenplitz. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


I. 4629. Rhein. Gener. 52. Vol. 6. 


189. 


Verfügung vom 18. November 1863, — betreffend 
die Frage, inwiefern die Betheiligung Preußifcher 
Staatsangehörigen an Prämien - Anleihen fremder 
Staaten als verbotenes Spiel in auswärtigen 
Lotterien anzufehen ift. 


Allerhöchfte Ordre v. 27. Mai 1837 (Geſ.Samml. ©. 129). 
Bersrdnung vom 5. Juli 1847 (Rh. Samml. Bd. 9. ©. 208). 


Auf den von Ihnen an die Herren Minifter ver Finanzen 
und des Innern gerichteten, von dieſen dem Juſtiz-Miniſter 
mitgetheilten Bericht vom 19. Oktober d. Y., die Ankündigung 
der Looſeziehung des Oeſterreichiſchen Eiſenbahnaulehens betref- 
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fend, wird Ihnen, Herr Ober-Profuratoer, im Einverftänpniß 
mit den genannten Herren Miniftern, unter Rüdjendung ver 
Anlagen eröffnet, daß vie mit Gewinnziehungen verbundenen 
frenıden Staatsanleihen nad den bisher feftgebaltenen Grunt- 
fügen an fi als Lotterien nicht anzufehen find, und bie Bes 
tbeiligung Preußifcher Staatsangehörigen an dem Handel mit 
Obligationen der betreffenden Anleihen für ein durch die Ver— 
ordnung vom 5. Juli 1847 (Rh. Samml. Bd. 9. ©. 208) verbos 
tenes Spiel in auswärtigen Yotterien nicht erachtet werden kann. 

Bei jolden Prämien-Anleihen tritt der Begriff der Lotterie 
nur da ein, wo nidt die Obligationen felbft, fonvern nur Pro: 
mefjen oder Aktien einzelner Obligationen für einzelne Ziehungen 
verfauft werden, und der Abnehmer fein Kaufgeld verliert, wenn 
in der betreffenden Ziehung fein Gewinn auf feinen Loosantheil 
fällt. Hiermit ftimmt aud der Wortinhalt der Allerhöchſten 
Ordre vom 27. Mai 1837 (Geſ.Samml. ©. 129) überein, 
indem bort nur ber Verkauf der jogenannten PBromefjen zu den 
auslänbifchen, mit Prämien-VBerloofungen verbundenen Staats- 
anleihen mit Strafe bevroht, dagegen die fonftige Betheiligung 
an folhen Anleihen nit verboten if. Wie die Börſen-Kurs— 
zettel ergeben, bilven vie Obligationen zahlreicher ausländiſcher 
Prämien- Anleihen, 3. B. der Defterreihfchen, Badenſchen, Kur— 
en, einen Oegenftand des Handels an den Preußifchen 

rſen. 

Nach dieſen Grundſätzen ift das Oeſterreichiſche Eiſenbahn— 
Lotterie-Anlehen an ſich, ſofern es ſich um deſſen Obligationen 
ſelbſt und nicht bloß um Promeſſen handelt, als eine durch die 
Verordnung vom 5. Juli 1847 verbotene auswärtige Lotterie 
nicht ar und daher auch die Ankündigung verjelben nicht 
ftrafbar. Hiernach ift gegen die von den Banquiers N. N. be> 
abfichtigte Veröffentlichung der unter den Anlagen befindlichen 
Ankündigung nichts zu erinnern, wogegen vie ebenfalls unter 
den Anlagen befinpfide Ankündigung des Defterreihifchen Eifen- 
bahn⸗Anlehens durch die Staats-Effeften-Handlung von C. für 
zuläffig nicht erachtet werden kann, da letztere nicht ganze Obli- 
gationen, fondern Looſe bloß zu einzelnen Ziehungen zum Breife 
von 3 Rthlr. pro Stüd, 11 Stüf a 30 Rthlr., anbietet. 

Berlin, den 18. November 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
Gr. zur Lippe, 


| An 
den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Trier. 


I. 4427, L. 9. Vol. 3. 
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190. 


Befanntmahung vom 27. November 1863, — be- 
treffend die Auffündigung der zwifchen der König— 
lich Preugifchen und der Königlih Niederländifchen 
Regierung wegen Verhütung der Forftfrevel in Grenz— 
waldungen gefchloffenen Hebereinfunft vom 16. Auguft 
1828 (Gefeg-Samml. für 1829 ©. 101). 


Die zwifchen ver Königlich Preußiſchen und ver Königlich 
Niederländifhen Regierung wegen Verhütung der Torftfrevel 
in Örenzwaldungen gefchloffene Uebereinfunft vom 16. Auguft 
1823 (Geſetz-Samml. für 1829 ©. 101) ift Seitens ver Kö— 
niglih Niederländiichen Regierung am 7. Mai 1863 gekündigt 
und daher in Gemäßheit des Artikel 6 am 7. November 1863 
außer Kraft getreten, 

Dies wird hierdurch befannt gemacht. 


Berlin, den 27. November 1863. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Im Auftrage: 
v. Thile. 
1. 4878, F. 48. Vol. 7. 


191. 


Allgemeine Verfügung vom 30. November 1863, — 
betreffend die Requifitionen an Königlich Nieder- 
ländifche Behörden um Auslieferung flüchtiger 
Verbrecher, 


In dem mit der Königlich Niederländifhen Regierung ab» 
geſchloſſenen Bertrage wegen gegenjeitiger Auslieferung flüchtiger 
Verbrecher vom 17. November 1850 (Rhein. Samml. Bd. 10. 
S. 250) ift Artikel 6 verabredet worden, daß die Auslieferung 
auf Diplomatifhem Wege in Antrag gebradt werten foll. 

Da diefe Berabredung nicht immer befolgt wird, vielmehr 
nad der dem Iuſtiz-Miniſter gemachten Mittheilung die König— 
lich Nieverländifhen Behörden von den dieſſeitigen Oerichten 
öfter unmittelbar um Berhaftung von Angejchuldigten oder Be— 
Ihlagnahme von Gelvern und Dokumenten requirirt worden find, 
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fo werden die Gerichte und Beamten der Staatsanwaltfhaft dar- 
auf aufmerffam-gemadt, die in dem erwähnten Vertrage vor 
gefchriebenen Beftimmungen forgfältig inne zu halten. 

Berlin, ven 30. November 1863. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 

fämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltichaft. 


I. 4596. Conventionen 4. Vol. 2. 


192. 


Allgemeine Verfügung vom 10, Dezember 1863, — 
betreffend die telegraphifchen Dienſt-Depeſchen. 


Allgemeine Verfügung vom 3. September 1853 (Rhein. 
Samml. Bd. 10. ©. 598). 


Damit die Telegraphen-Verwaltung ihre Aufgabe nad allen 
Richtungen hin möglichſt vollftändig zu erfüllen vermag, ift es 
dringend nothwendig, daß die Benugung des Staats-Telegraphen 
für wichtige Staatsvienftzwede nit durch Ueberbürdung def» 
jelben mit dienftlihen Nachrichten, welche auf brieflihen Wege 
noch rechtzeitig eintreffen würden, beeinträchtigt, und daß bei 
der Abfaftung der für ven Telegraphen beftimmten Depeſchen 
die möglichfte Kürze angewendet werde. Nach ben von ber Te— 
legraphen-Berwaltung gemachten Wahrnehmungen wird von ben 
Behörden, beſonders was bie Kürze und Bündigkeit in der Ab- 
faflung der Depejchen betrifft, nicht immer mit der nothwendigen 
Rückſicht verfahren, namentlicy bezeichnet tie Königliche Tele 
graphen-Direktion als häufig vorlommende unnöthige Verlänge— 
rungen ver Depeſchen folgende Gebräuche: 

1) Die abjenvende Behörde nennt fi zum öftern in ber 
Depeſche zweimal, einmal am Kopfe (ver N. N. an N. N.) 
und außerdem in der Unterfchrift; es reicht indeß die Be— 
zeichnung des Abſenders bei ver Unterfchrift volllommen aus. 

2) In die Adreſſe werden nicht felten Titulaturen aufgenom- 
men, welde für bie unzweifelhafte Bezeihnung des Adrefja- 
ten nicht erforderlich find; beiſpielsweiſe ift ftatt der Adreſſe: 
„An den Königlichen Erften Appellationsgerichts- Präfiven- 
ten und Wirklihen Geheimen Rath v. N. in N.“ die 
Adreſſe: „Erfter Präfivent des Appellationsgerichts in N.’ 
für die telegraphifche Depejche vollfommen genügend. Außer: 
dem fommen fogar nody Fälle vor, in denen die Depeche 
ven Zufaß: „Hochwohlgeboren“ u. |. w. bei den Adreſſen 
trägt. 
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3) Micht minder fügen die Abfender außer der ihr Amt faral- 
terifirenden Bezeichnung nod) ig Titulaturen hinzu, die 
für den Zwed der Depeche ohne Bedeutung find, z. B. 

„Sentral-Büreau des zc. 
In Vertretung des Vorftehers 
N. Kanzleirath.“ 
ftatt: „Sentral-Büreau des ꝛc. 
Unterſchrift.“ 

4) In den Depeſchen wird von ver abſendenden Behörde in 
der Kegel noch Abgangsort und Datum angegeben, was 
überflüffig ift, da die Zelegraphen-Stationen ohnehin den 
Ort und das Datum der Aufgabe ver Depejche mittele- 
graphiren müflen, und dieſe — —— auch in den 
Depefhen-Ausfertigungen erſcheinen. Der Abſender kann 
daher Abgangsort und Datum meglaflfen, ausgenommen 
ven Fall, wenn er die Depefche an einem anderen Orte 
niederfchreibt, al8 demjenigen, von wo die eigentlihe Ab— 
telegraphirung erfolgt. 

5) Im Terte ver Depefhen kommen nod immer Ausdrücke 
und Wendungen vor, wie: „ergebenſt und ganz ergebenft, 
erlauben wir ung die ganz ergebenfte Anfrage audzufprechen, 
bitten ganz ergebenft um baldgefällige Nachricht u. ſ. w.“ — 
Formen, durdy deren Weitläuftigfeit oft wichtige und eilige 
Staatsvienftfahen unnöthiger Weife aufgehalten werben. 

Auf den Wunfd des Herrn Minifters für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbeiten werden ſämmtliche Gerichte und 
Beamte der Staatsanwaltfhaft hierdurch unter Bezugnahme auf 
die allgemeine Verfügung vom 3. September 1853 angewiefen, 
im gemeinfamen Staatsdienft-Intereffe von dem 
Staatd-Telegraphen nur für wirklich eilige und wichtige Dienft- 
fahen Gebrauch zu machen, und dabei, unter Berlidfihtigung 
der vorangeſchickten Punkte, fih die möglichfte Kürze und Ein- 
fachheit angelegen fein zu laſſen. 

Berlin, ven 10. Dezember 1863. 
Der Yuftiz-Minifter. 

An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltſchaft. 


I. 4781. T. 20. Vol. 2. 


Lu. 
1864. 
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193. Ä 


Allgemeine Verfügung vom 8. Januar 1864, — 
betreffend die Reffortverhältniffe der Militairbehörven 
bei einer gerichtlichen Befhlagnahme von Gehältern 
oder Penfionen der Offiziere und Militairbeamten. 


Allgemeine aha vom 10. Auguft 1853 (Rhein. Samml. 
Bd. 10. ©. 587). 


Die durch die allgemeine Verfügung vom 10. Auguft 1853 
den Gerichten mitgetheilte Nachweiſung 
derjenigen Behörden und Perfonen, an welche die Requi— 
fitionen wegen Vollſtreckung der Exekution gegen Offiziere 
und Beamte der Militairverwaltung auf Gehalts- und 
Penfionsab;üge zu richten find, 
ift infofern nicht mehr genügend und zutreffend, als inmittelft 
eine vollftändige Abtrennung der Marine von dem Kriegs: Mi- 
nifterium eingetreten ift, demzufolge überall, wo in jener Nad)- 
weifung, mamentlih unter Nr. II. (6), IH. und XIV. B. L, 
eine der Abtheilungen oder der Departements des Kriegs-Mini- 
fteriums als die zu requirirende Behörde bezeichnet wird, an 
deren Stelle in Anfehung der zur Marine gehörenden Perfonen 
nunmehr das Marine- Diinifterium als die zuftändige Behörde 
treten muß. 8 verfteht ſich ferner von ſelbſt, daß an Stelle ver 
unter Nr. XIV. der Nachweiſung erwähnten Militair- Inten- 
danturen überall, wo es fih um —— der Marine handelt, 
die Marine-Intendantur in Berlin zu requiriren iſt. 
Sämmtlihe Gerichtsbehörden werben hiervon zur Beach— 
tung in den betreffenden Fällen in Kenntniß gefegt. 
Berlin, ven 8. Januar 1864. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An r. zur Rippe. 
fämmtliche Gerichtsbehörden. 
I. 5215. M. 53. Vol. 7. 


XI. 28 
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194. 


Allgemeine Verfügung vom 11, Januar 1864, — 
betreffend das Verfahren bei Requifitionen an Kaifer- 
lich Ruffifhe Behörden. 

Allgemeine Verfügung vom 16.. September 1844 (Rhein. 
Samml. Bd. 8. ©. 346). 

Allgemeine Berfügung vom 27. September 1854 (Rhein. 
Samml. Br. 1l. ©. 60). 


Die Öerihtsbehörden werden hierdurch angewiefen, in Fällen, 
in denen Requifitionen an Kaiferlid Ruſſiſche Behörden zu 
richten find, diefe direkt an die betreffente Kaiferlihe Behörte 
zu richten, und die fo abgefafiten Requifitionsfchreiben dem Herrn 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten einzureichen, welcher 
diefelben der Königlichen Geſandtſchaft in St. Petersburg zur 
weiteren Veranlaffung zugehen lafjen wird. 

Berlin, ven 11. Januar 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Ör. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörben. 


I. 53, Requifitionen 48. Vol. 4. 


195. 


Beſchluß des Königlihen Staats-Minifteriums vom 

3. Februar 1864, — betreffend die Behandlung 

der militairpflichtigen Givilbeamten, welche wegen 

der Maaßregeln gegen Dänemark aus dem Referve- 

oder Landwehr-Verhältniß zu den Fahnen einberufen 
worden find. 


Staats» Minifterialbefhluß vom 19. Juli 1850 (Rhein. 
Samml. Br. 10. ©. 228). 


Auf den Antrag des Kriegs Minifterd vom 19. Januar 
d. 3. beſchließt das Staats-Minifterium: 
daß die in ver Anlage des Staats- Minifterialbeichluffes 
von 19. Juli 1850 zufammengeftellten Beftimmungen 
über die Behandlung der Eivilbeamten, welde im alle 
einer Mobilmahung in die Armee eintreten, aud) auf 
diejenigen ivilbeamten anzuwenden find, welche jett 
wegen der Maafregeln gegen Dänemark aus dem Re- 
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ferves und Landwehr⸗Verhältniß, gleichviel, fei es zu ven 

Fahnen mobiler oder augmentirter Truppen, einberufen 

worben find, resp. nocd einberufen werben follten. 
Berlin, den 3. Februar 1864. 


Königliches Staats - Minifterium. 
v. Bismard. v. Bovelfhwingh. v. Room. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selhow. Gr. zu-Eulenburg. 


Borftehenvder Beſchluß des Königlihen Staats-Minifteriums 
wird fämmtlichen Gerichtsbehörden, fowie ven Beamten ver 
a et zur Kenntnignahme und Beachtung mit- 
etheilt. 

i Berlin, ven 15. Februar 1864. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Geridhtsbehörden und 
Beamte der Staatsanwaltichaft. 


I. 568. O. 136. Vol. 4. 


1 96, 


Geſetz vom 15. Februar 1864, — betreffend die 
Aktiengefellfhaften, bei welchen der Gegenftand des 
Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verorbnen über die Aftiengefellichaften, bei welchen ver Gegen- 
ftand des Unternehmens nicht in Handelsgefhäften beftebt, für 
den ganzen Umfang Unferer Monardie, unter Zuftimmung beider 
Säufer des Landtages, was folgt: 


8. 1. 

Das durch den Artikel 12 des Einführungsgeſetzes zum 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861 
(Geſetz⸗Samml. S. 449) in Bezug auf diejenigen Altiengeſell— 
Ichaften, bei welchen ver Gegenſtand des Unternehmens in Han- 
velsgefchäften befteht, bereits aufgehobene Geſetz über Aktien- 
gejellfhaften vom 9. November 1843 (Geſetz-Samml. ©. 341) 
wird aud in Bezug auf diejenigen Aftiengejellfhaften aufge- 
boben, bei welchen ver Gegenftand des Unternehmens nicht in 
Handelsgeſchäften beiteht. 


a 
Für Aktiengeſellſchaften, bei melden der Gegenſtand des 
Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften bejteht, follen fortan 
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die in den Artikeln 18. 207 bis 248 des Deutſchen Handels- 
geſetzbuchs und in dem Artikel 12 88. 1 bis 9 des Einführungs- 
gefeges vom 24. Juni 1861 enthaltenen Borfchriften gleichfalls 
gelten, foweit in den folgenden Paragraphen nicht ein Anderes 
beſtimmt ift. 


8. 3. 
In den Landestheilen, in melden das Allgemeine Landrecht 
ilt, findet auf dieſe Aktiengefellfhaften aucd ver Artikel 23 des 
Einführungegefees vom 24. Yuni 1861 dahin Anwendung, daß 
die zu dem Vermögen einer ſolchen Geſellſchaft gehörenden Grund⸗ 
ftüde, Gerechtigkeiten, dinglichen Rechte und Hypothekenforde— 
rungen auf den Namen der Geſellſchaft ohne Benennung der 
einzelnen Geſellſchafter in das Hypothekenbuch einzutragen ſind, 
daß bei der Eintragung die Firma der Geſellſchaft und der Ort, 
wo ſie ihren Sitz hat, anzugeben, und daß, wenn in Bezug auf 
die Firma oder den Sitz eine Aenderung eintritt, dieſe im 
Hypothekenbuche zu vermerken iſt. 


8. 4. 
Die in den Artikeln 210. 211. 212, in dem zweiten und 
pritten Abjag des Artikels 214, fowie im erften Ablak des Ar» 
tifel8 220, in den Artikeln 226. 228. 233, in dem erften Abjat 
des Artifeld 239, in dem Artikel 243, in dem zweiten Abjag 
des Artifeld 244, in dem dritten Abſatz des Artikels 245, in 
dem Artikel 246, in dem Artikel 247 unter Ziffer 4 und in dem 
zweiten Abfat des Artifeld 248 des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
enthaltenen Vorſchriften finden auf die in dem $. 2 bezeichneten 
Altiengefellihaften feine Anwendung. 


8. 5. 

Für diefelben treten an Stelle ver nah tem $. 4 nicht 
anwendbaren VBorfchriften des Artikels 211, des dritten Abſatzes 
des Artikels 214, des erften Abfates des Artikels 220, der Ar» 
tifel 226. 228. 233, des erften Abjates des Artikels 239, des 
Artikels 243, des zweiten Abjates des Artifeld 244, des dritten 
Abſatzes des Artikeld 245, der Artikel 246. 247 Ziffer 4 und 
des zweiten Abfages des Artikel 248 des Deutſchen Hanvels- 
geſetzbuchs folgende Vorſchriften: 

1) An Stelle des Artikels 211: 

Vor erfolgter landesherrlicher Genehmigung und Be— 
kanntmachung des Geſellſchaftsvertrages nebft ver Geneh— 
migungs-Urkunde durch das Amtéblatt (Artikel 12 SS. 1 
und 3 des Einführungsgefetes vom 24. Yuni 1861) be- 
fteht die Altiengeſellſchaft als ſolche nicht. 

Wenn vorher im Namen ver Gefellihaft gehandelt 
worden ift, jo haften die Handeluden perfünlid und fo» 
lidariſch. 
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2) An Stelle des dritten Abfates bes Artikels 214: 

Ein folder Beſchluß hat feine rehtlihe Wirkung, be: 
vor derfelbe nebft ver Genehmigungs « Urkunde durch das 
Amtsblatt befannt gemacht ift (Artikel 12 88. 1 und 3 
des Einführungsgefeges vom 24. Juni 1861). 


3) An Stelle des erften Abfatzes des Artikels 220: 5 

Ein Aftionair, welcher feine Aktie nicht zur rechten Zeit 

ein zahlt, ift zur Zahlung der lanvesüblichen Verzugszinfen 
von Rechtswegen verpflichtet. 


4) An Stelle des Artifeld 226: 

Handelt e8 fi) um die Führung von Prozeſſen gegen 
die Mitglieder des Borftandes oder des Auflichtsrathes, 
jo kommen vie Artikel 194 und 195 mit ver Maaßgabe 
zur Anwendung, daß die Ernennung ver Bevollmächtigten, 
wenn die Beftellung verfelben durch Wahl gehindert wird 
(Artikel 195 Abſatz 2), durch das Gericht erfolgt, in deſſen 
Bezirke die Gefellihaft ihren Sig hat. 


5) An Stelle res Artikels 228: 

Die jeweiligen Mitgliever des VBorftandes müſſen als: 
bald nah ihrer Beftellung in der Form, melde für die 
von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen ans 
— iſt und durch die dafür beſtimmten öffentlichen 

lätter (Artikel 209 Ziffer 11) bekannt gemacht werden. 


6) An Stelle des Artikels 233: 

Jede Aenderung der Mitglieder des Borftandes muß 
in der für die Beröffentlihung der Mitglieder des Vor— 
ftande8 vorgejhriebenen Weife befannt gemacht werben. 
In Bezug auf ein erft nad) Ablauf des dritten Tages, 
von dem Tage der Ausgabe des Blattes an gerechnet, in 
welchem die Bekanntmachung zuerft erfchienen ift, abge— 
ſchloſſenes Gefhäft kann, der Gefellihaft gegenüber, vie 
Unfenntniß der Aenderung nicht geltend gemacht werben. 
It das Geſchäft früher abgefchloffen, oder ift die Ver— 
öffentlihung nicht gefhehen, fo kann die Gefellichaft einem 
Dritten die Aenderung nur dann entgegenfeten, wenn fie 
beweift, daß ihm dieſelbe bei dem Abſchluß des Geſchäfts 
befannt war. 

7) An Stelle des erften Abfatzes des Artikels 239: 

Der Borftand ift verpflichtet, Sorge zu tragen, daß 
die zur Ueberficht ver Vermögenslage der Geſellſchaft er— 
forderlihen Bücher geführt werden. Er muß den Aftio- 

” nairen fpäteftens in ven erften ſechs Monaten jeves Ge— 
fhäftsjahres eine Bilanz des verfloffenen Geſchäftsjahres 
vorlegen. 
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Die Bücher ver Gefelfhaft find während zehn Jahre, 
von dem Tage der im viefelben gefchehenen letzten Ein- 
tragung an gerechnet, aufzubewahren. Dafjelbe gilt in An- 
ſehung der Gefchäftsbriefe, fowie in Anfehung der Inven- 
tare und Bilanzen. 


8) An Stelle des Artifeld 243: 

Die Auflöfung der Geſellſchaft muß, wenn fie nicht 
eine Folge des eröffneten Konkurfes ift, zu drei verſchie— 
denen Malen durd die hierzu beftimmten öffentlichen 
Blätter (Artifel 209 Ziffer 11) befannt gemacht werden. 

Durch diefe Bekanntmachung müſſen zugleidy die Gläu— 
biger aufgefordert werden, ſich bei der Geſellſchaft zu 
melden. 


9) An Stelle des zweiten Abſatzes des Artikels 244: 

Es kommen die bezüglich der offenen Handelsgefell- 
haften über das Rechtsverhältniß der Liquidatoren ges 
ebenen Bejtimmungen auch bier zur Anwendung mit ber 

aafgabe, daß die Liquidatoren, das Austreten eines 
Piquidatord oder das Erlöfchen der Vollmacht eines ſolchen 
in gleiher Art, wie die Mitgliever des Borftandes und 
eine Aenverung dieſer Mitglieder befannt zu machen find. 
Die Folgen der gefchehenen oder nicht gefchehenen Belannt- 
machung beftimmen fid nad den. Vorfchriften über vie 
Folgen der gefhehenen oder nicht gefhehenen Bekannt— 
mahung einer Aenderung der Mitglieder des Vorſtandes. 


10) An Stelle des dritten Abfates des Artikels 245: 

Die aus den Büchern der Geſellſchaft erfitlichen oder 
in anderer Weiſe befannten Gläubiger find durch befon- 
dere Erlaffe aufzufordern, ſich zu melden; unterlafjen fie 
dies, fo ift der Betrag ihrer Forderungen gerichtlich nieder- 


aulegen. 

a8 Letztere muß auch in"Anfehung ver noch fchwe- 
benden Verbindlichkeiten und ftreitigen Forderungen ge- 
heben, fofern nicht die Vertheilung des Gefellfchaftsver: 
mögens bis zu deren Erledigung ausgejettt bleibt oder den 
Glaͤubigern eine angemeſſene Sicherheit beftelt wird. 

11) An Stelle des Xrtifeld 246: 

Die Bücher der aufgelöften Geſellſchaft find an einen 
von dem Gericht, in deſſen Bezirke die Gelellichaft ihren 
Sit hat, zu beftimmenden fiheren Ort zur Aufbewahrung 
auf die Dauer von zehn Jahren nieberzulegen. 

12) An Stelle der Beftimmung unter Ziffer 4 Artikel 247: 

Die Auflöfung der Geſellſchaft ift wie in fonftigen 
Auflöfungsrällen befannt zu machen. 
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13) An Stelle des zweiten Abfates des Artikels 248: 

Die Zurüdzahlung kann nur unter Beobachtung ber- 
jelben Beftimmungen erfolgen, welde für die Vertheilung 
des Gejellihaftsvermögens im Falle der Auflöfung nad 
ven im Artifel 245 und den vorftehend unter Zıffer 8 
und 10 enthaltenen Vorſchriften maafgebend find. 

S. 6. 

Iſt der Vorſtand einer zur Zeit des Eintritts ver Geltung 
dieſes Geſetzes bereits beftehenden Aftiengefelfchaft, bei welcher 
der Gegenftand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften be— 
fteht, in der Befugniß, vie Gefellihaft zu vertreten, beſchränkt, 
jo fommt während des Zeitraums von fünf Jahren, von ver 
Zeit des‘ Eintritt8 der Geltung dieſes Geſetzes an gerechnet, 
bie im zweiten Abfatze des Artitels 231 des Deutfchen Santels, 
geſetzbuchs enthaltene Vorſchrift nicht zur Anwendung; für vie 
fpätere Zeit hat die Beſchränkung dritten Perſonen gegenüber 
feine rechtliche Wirkung. 


8.7. 

Im Bezirke des Appellationsgerihtshofes zu Cöln muß ber 
Borftand einer nach dieſem Geſetze zu beurtheilenden Aftien- 
geſellſchaft im Falle des vritten Abſatzes tes Artifeld 240 des 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs die Unzulänglichfeit des Vermögens 
der zuftändigen Auffichtäbehörde amzeigen. Wenn die Mitglieder 
des Vorftandes die Anzeige unterlafjen, jo werden fie nah Maaß— 
gabe des $. 9 Artikel 12 des Einführungsgefeges vom 24. Juni 
1861 beftruft. 


Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1864. 


| (L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard-Schönhaufen. v. Bovelihwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


I. 975. A. 45. Vol. 3. 


197. 
Allgemeine Verfügung vom 22, Februar 1864, — 
betreffend die Befanntmahung von Stedbriefen. 
Algen. Verfüg. v. 15. November 1858 (S. 42 viefes Bandes). 


Der Yuftiz-Minifter bat die Wahrnehmung gemacht, daß 
bie öffentlichen Blätter häufig Stedbriefe enthalten, in welchen 
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Perfonen verfolgt werden, bie fi nur geringfügiger Vergehen 
ihuldig gemacht haben, und deren Ergreifung darum feines» 
weges der Art im Intereſſe der Strafrechtspflege liegend er- 
icheint, daß die durd den Erlaß des Stedbriefes und demnächſt 
durch den Transport des Ergriffenen entjtehenden Koften dadurd 
gerechtfertigt würden. 

Die Gerichte, und im Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln die Beamten der Staatsanwaltihaft, werben deshalb 
angewiefen, vor der Bekanntmachung eines Stedbriefes jedesmal 
forgfältig zu prüfen: ob entweder die Schwere der That, oder 
die Gefährlichkeit des Thäters, oder andere befondere Umſtände 
eine foldhe Belanntmahung angemeflen ericheinen laflen, und 
überhaupt darauf zu jehen: daß bei dem Erlaſſe von Steck— 
briefen mit Maaß verfahren, und jede unnöthige Häufung ver: 
jelben vermieden werde. 

Berlin, den 22. Februar 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
Un Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 669. Crimin. 64. Vol. 2. 


198, 


Befhlug des Königlihen Staats-Minifteriums vom 

9. März 1864, — betreffend die Behandlung der 

militairpflichtigen Civilbeamten, im Falle ihrer Ein- 

berufung zum Kriegsdienfte bei einer Mobilmahung 
der Armee, 


Staats-Minifterial-Beihluß vom 19. Juli 1850 (Rh. Samml. 
Sb. 10. ©. 228). 


a. Beſchluß des Staats-Minifteriums. 
Das Königliche Staats-Minifterium beſchließt: 

1) Zu den 88. 15 und 20 des Staatd-Minifterial-Befchluffes 
vom 22. Yanuar 1831 über die Gehaltsbezüge der bei 
einer Mobilmahung in die Armee eintretenden Civils 
beamten (Nr. 4 und 11 ver — — in der Ans 
lage des Staats-Minifterial-Befchluffes vom 19. Juli 1850) 
folgende Zufagbeftimmung : 

Die durd) jene Vorſchriften angeorpnete Kürzung ber 
Civilbefoldung findet bei denjenigen Beamten, melde 
einen eigenen Hausftand mit Frau oder Kind haben, 
von dem Beginn desjenigen Monats an, in welchem 
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fie ihren Wohnort zu verlaffen genöthigt find, nur in» 
joweit ftatt, als das reine Civil-Einfommen und das 
Militairgehalt zufammen ven Betrag von Achthundert 
Thalern jährlich überfteigen. 

2) Im der Vorſchrift unter Nr. 6 der allegirten Zujammen- 
ftellung wegen Gewährung ver Feldzulage wird hierdurch 
nichts geändert. 

3) Nah Magßgabe dieſes Beichluffes ift auch hinſichtlich der 
unter den Staats-Miniſterial-Beſchluß vom 3. Februar d. J. 
(S. 434 dief. Band.) fallenden Eivilbeamten zu verfahren. 

Bon diefem Beſchluß erhält jeder Minifter eine beglaubigte 
Abſchrift, um danach für fein Reſſort das Erforderliche zu ver- 
anlaflen. 

Berlin, den 9. März 1864. 


Königlihes Staats - Minifterium. 
v. Bismard. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


b. Berfügung des Juſtiz-Miniſters. 
Vorſtehender Beihluß des Königlichen Staats-Minifteriums 
wird ſämmtlichen Gerihtsbehörden und den Beamten der Staats» 
anwaltfchaft zur Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt. 
Berlin, ven 26. April 1864. 
Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Lippe. 
fänmtlihe Gerichtsbehörden und an 


die Beamten der Staatsanwaltſchaft. 
I. 1503. O. 136. Vol. 4. 


199. 


Allgemeine Verfügung vom 11. März 1864, — be- 
treffend die Berichtigung der Gebühren für die Gut- 
achten der zum Schutze des Eigenthums an Werfen 
der Wiffenfchaft und Kunft .gegen Nachdruck und 
Nachbildung gebildeten Vereine von Sachverftändigen. 


Staatd-Minifterial-Befhluß vom 15. Oktober 1856 (Gefet- 
Samml. ©, 873). 

Algem. Berfüg. v. 17. Juli 1858 (Zuft.-Min.-Bl. ©. 234). 

Allgem. Berfüg. v. 28. November 1862 (S. 380 dieſes Bandes). 


Zur Bereinfahung des Gefhäftsganges bei Berichtigung 
der Gebühren für die Gutachten der zum Schuge des Eigen- 
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thums an Werfen der Wiffenihaft und Kunft gegen Nachdruck 
und Nadhbilvung gebilveten Vereine ven Sadverftändigen hat 
der Herr Minifter der geiftlihen, Unterrichts- und Mepizinal- 
Angelegenheiten im Einverftändniß mit dem Juſtiz⸗Miniſter die 
Einrihtung getroffen, daß derartige Gebühren fortan aus der 
Öeneralfafle feines Minifteriums an die Empfangsberedtigten 
vorſchußweiſe gezahlt werten. 

Mit Bezug hierauf werden fämmtlihe Gerichtsbehörven 
hierdurch angewiefen, unmittelbar nad Eingang der den betref- 
fenden Gutachten beigefügten Piquidationen zu veranlafien, daß 
die in Rede ftehenven Gebühren in allen Fällen an die General- 
Kaſſe des Königlichen Minifteriums der geiftlihen, Unterridts- 
und Mevizinal- Angelegenheiten eingefandt werden. Die Aus- 
gabepoft ift durch die Quittung jener Kaffe zu belegen. 

Berlin, den 11. März 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 


An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Gerichtsbehörden. 


I. 790. N. 3. Vol. 10. 


200. 


Allgemeine Berfügung vom 15. April 1864, — 
betreffend das Berfahren bei Wiedergewährung von 
Militair - Invaliden » Penfionen. 


Staats-Minifterial-Beihluß von 30. Mai 1844 (Rhein. 
Samml. Br. 8. ©. 327). 

Allgemeine Verfügung vom 8. Auguft 1854 (Rhein. Samml. 
Bd. 11. ©. 43). 

Allgemeine Verfügung v. 4. Dezember 1854 (Yuftiz--Minift.- 

| Dlatt ©. 434). 


Den Königlihen Appellationsgerichten wird nachſtehend eine 
Cirkular- Verfügung des Herrn Finanz-Minifters vom 12. März 
d. J. zur Kenntnißnahme und Nahadıtung ınitgetheilt, durch 
welche den Königlichen Regierungen, beziehungsweife dem Bors 
geſetzten der Civil» Penfionskaffe hierfelbft, unter eigener Ber- 
antwortlichfeit, die Anweifung resp. Wiederanmweifung verjenigen 
Invaliden-Penfionen übertragen worden ift, die nad den Be— 
ftimmungen des Staats - Minifterial» Beihluffes vom 30. Mai 
1844 den im Civildienſte angeftellten over befhäftigten Militair- 
Invaliden bei den Ausſcheiden aus folchen Dienftitellungen aus 
Civilfonds wieder zu gewähren find. 
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Die Königlichen Appellationsgerichte haben danach in vor» 
fommenvden Fällen die bezügliben Anträge nicht mehr an ben 
Zuftize Minifter, fondern an vie oben bezeichneten Stellen zu 
richten. Dagegen find Gefuhe um Bewilligung von Unter- 
ftüßungen nab Maafgabe der Beftimmung unter Nr. 2 des 
der allgemeinen Berfügung vom 8. Auguft 1854 angeſchloſſenen 
Eirfular» Reftripts des Königlichen Kriegs- Minifteriums vom 
1. Februar 1853 auch ferner dem Juſtiz-Miniſter einzufenden. 


Berlin, den 15. April 1864. 


| Der Zuftiz: Minifter. 
Un Gr. zur Lippe. 
fänmtlihe Königl. Uppellationsgerichte. 


I. 1100. J. 26. Vol. 4. 


a. Cirfular-Berfügung des Herrn Finanz-Minifters. 


Die Militair- Invaliden- Penfionen, melde den im Givil- 
bienfte angeftellten oder beſchäftigten Militair-Invaliven bei dem 
Wiederausſcheiden aus ſolchen Dienftftellungen nad ven Beftim« 
mungen des Staats-Minifterial-Beichluffes vom 30. Mai 1844 
wieder zu gewähren find, find in den Fällen, in welden vie 
Zahlung aus dem Eivil-Beamten-Penfions- Fonds oder aus tem 

enſions-Ausſterbe-Fonds zu erfolgen hat, nad der bisherigen 
Einrichtung in jedem einzelnen Falle durd das Finanz-Mini— 
ftertum angewiefen worden, und es hat in jevem folden Falle 
von der Königlichen Regierung berichtet werden müſſen. 

Da e8 fi bei der Verfügung auf derartige Anträge nicht 
um die Bewilligung, fondern leviglid um die Unmeifung resp. 
Wiederanmeifung einer früher bewilligten PBenfion handelt, auf 
welche ein in quali und in quanto feftftehenter Anſpruch bereits 
vorhanten ift, fo will ih die Beftimmung über die Zahlbar- 
machung folder Penfionen für die oben bezeichneten Fälle bier» 
durch ver Königlichen Regierung übertragen. Die Königliche 
Regierung hat daher fortan in derartigen Fällen nicht mehr an 
mich zu beridhten, fondern felbftftändig und unter eigener Ber- 
antwortlichkeit Verfügung zu treffen. 

Ich bemerfe hierbei gleichzeitig, Taf des Königs Majeftät 
durd eine Allerböcfte Drver vom 22, v. M. zu genehmigen ge- 
ruht haben, daß die in Gemäßheit ver Beltimmungen in ven 
88. 21 ünd 22 des Staatd-Minifterial-Beichluffes vom 30. Mai 
1844 bisher auf den PBenfions +» Ausfterbe- Fonds angemiefenen 
Militair- Invaliden-PBenfionen fortan auf den Eivilbeamten-Pen- 
fionsfonds übernommen werden. 

Danadı fällt die in biefen Paragraphen gemachte Unter- 
ſcheidung bezüglid) des Fonts, aus welden die Zahlung zu er» 
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folgen bat, nunmehr hinweg, und die Penfionen find in allen 
Fällen der oben bezeichneten Art auf den Civilbeamten- Pen- 
ſionsfonds anzuweilen. 

Die Fälle, in welchen nad $. 23 a.a. D. die Uebernahme 
ver Penfion auf den Militair- Penfionsfonds ftattzufinden hat, 
werden durch diefe Anordnung nicht berührt. 

Die Grundſätze, nad melden bei Wiedergewährung ber 
Invaliden- Penfionen zu verfahren ift, find in dem mehrgenannten 
Staatd-Minifterial-Beihluffe vorgefchrieben, und ich nehme nur 
binfihtlic einiger Punkte, welhe bisher hin und wieder Gegen- 
ftand von Zweifeln gewejen find, Beranlaffung, das Folgende 
zu bemerfen: 

1) Für den im $. 22 a.a.D. vorgefehenen Fall gilt bie 
Vorſchrift ves 8.5 ebenvafelbft nicht. Neben einer aus 
ftäptifchen oder ftänvifchen Fonds bewilligten Penſion wird 
nur dann, wenn biefelbe geringer ift, al8 der Betrag ber 
Milttair » Invaliden- Penfion, ein zur Erfüllung terjelben 
erforderliher Zuſchuß gewährt. 

2) Nah 8. 23 des Strafgefegbuhs vom 14. April 1851 
werben Militair- Invaliven aud ſchon durch Unterfagung 
ver Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte auf Zeit der 
Militair» Invaliden - Penfionen, nicht blos für den durch 
folhe Berurtheilung betroffenen Zeitraum, fondern für 
immer verluftig. 

3) Wird ein Militair- Invalive, ohne nad dem allegirten 
8. 23 des Strafgefeßbudhs der Invaliden-Penſion gänz- 
lid verluftig zu werden, wegen eines Vergehens aus dem 
Civilvienfte entlaffen und zu einer Freiheitöftrafe verur- 
theilt, jo verliert er nach Vorſchrift der Allerhöchſten Ka— 
binet8-Order vom 17. März 1829 (Gej.-Samml. ©. 42) 
für die Dauer der Strafzeit die Invalivden-Penfion. 

Berlin, den 12. März 1864. 

Der Finanz Minifter. 


Un v. Bodelſchwingh. 
ſämmtliche Königliche Regierungen, excl. der zu 
Sigmaringen, und den Königl. Geh. Regierungs- 

rath Herrn Pehlemann Hochwohlgeboren hier. 


201. 
Verfügung vom 22. April 1864, — betreffend die 
Stempelvevifion beim Landgericht zu Coblenz. 


In Beziehung auf vie bei ver II. Civil-Kammer des König— 
fihen Landgerichts zu Coblenz für das Jahr 1862 ftattgefundene 
Stempel-Revifion wird Ihnen im Einverftänpniß mit dem Herrn 
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Binanz-Minifter eröffnet, daß die in der Defeften-Tabelle von 
17. April 1863 unter No. 7 und 8 gezogenen Monita für be- 
grüntet anzuerkennen find. 

ad Mon. 7 handelte e8 fi von einer befonveren Klage auf 
Löſchung einer Hypothek, welhe auf Grund eines in erfter In— 
ftanz zu Gunſten des Klägers erlaffenen, in höherer Inſtanz 
reformirten Urtheil® eingetragen war. Wenn aud) bei den be- 
treffenden Verhandlungen in höherer Inftanz die Löſchung ver 
auf Grund des angegriffenen Urtheils erfolgten Injkription hätte 
beantragt und erfannt werden können, fo war doch die befondere, 
auf Löſchung der Inſkription gerichtete Klage nicht eine noth- 
wendige Folge jener Abänderung des erften Urtheils, vielmehr 
hätte die Löſchung aud ohne ein ſolches mit Einwilligung der 
Intereffenten erfolgen können. Die Einleitung eines befonderen 
Prozefles und das darin erlaffene Urtheil erfordert die Verwen— 
dung des befonderen Prozeßſtempels. . 

ad Mon. 8. Gegen die Klage eines Gläubigers, der, die 
Rechte feines Schuldners mahrnehmend, auf Theilung eines 
Nachlaffes antrug, bei welchem fein Schulpner betheiligt war, 
wurde principaliter auf Abweifung der Klage als unbegründet 
angetragen, weil der gedachte Schulpner feinen Antheil an dem 
Nachlaſſe durch einen te Kaufvertrag veräußert habe, und 
eventuell wurde auf Grund eines ZTeftamentes eine geringere 
Betheiligung jenes Schuldners an dem fraglichen Nachlaſſe be- 
hauptet, als Kläger foldye in Anfpruh genommen. Durd Ur- 
theil vom 16. Oktober 1862 wurde der erwähnte Kaufvertrag 
für fimulirt erklärt und daher definitiv zu Gunften des Klägers 
erkannt, daß deſſen Schuloner an dem fraglichen Nachlaſſe be- 
theiligt fei, aber ein weiteres Beweisverfahren zum Zwede nü- 
berer Feſtſtellung der Theilungsquote verordnet. Die erwähnte 
definitive Entſcheidung des fraglichen Urtheils erfordert die Ber: 
wendung des Werthftempels zu demfelben, der nach dem Betrage 
der Torderung des Klägers von 161 Rthlr. 17 Sgr. 9 Pf. zu 
berechnen ift. 

Hiernach haben Sie zur Erledigung der gedachten Monita 
da® weiter Erforderliche zu veranlafien. 


Berlin, ven 22. April 1864. 
Der Zuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herrn Landgerichts-Präſidenten 
und den Königl. Herrn Ober-Profurator 
zu Coblen;. 


I. 1233. Rhein. Gener. 62. Vol. 10, 
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202. 


Allerhöchfter Erlaß vom 2, Mai 1864, — betreffend 
die Erhöhung der Zahl der Mitglieder und GStell- 
vertreter beim Gemwerbegericht zu Lennep. 
Runen 18. November 1840 (Rhein. Samml. Bo. 7, 


Alerhöchfter Erlaß vom 18. März 1854 (Rhein. Samml. 
Bd. 11. S. 15). 


Auf Ihren Bericht vom 26. April d. J. will Ich hiermit 
in Abänterung ver Vorſchrift ver 88. 3 und 4 des für das 
Sewerbegericht zu Lennep unter dem 18. November 1840 (Rhein. 
Samml. Br. 7. ©. 231) — Regulativs und des Er— 
laſſes vom 18. März 1854 (Rhein. Samml. Bd. 11. S. 15) 
beſtimmen, daß die Zahl der Mitglieder und der Stellvertreter 
von je dreizehn auf je vierzehn in der Art zu erhöhen iſt, daß 
die Vertreter des Wahlbezirks Ronsdorf um einen Fabrik-Kauf— 
mann als Mitglied und um einen Fabrikarbeiter, Werkmeiſter 
oder Handwerker als Stellvertreter vermehrt werden. Dieſer 
Erlaß iſt durch das Amtsblatt der Regierung zu Düſſeldorf zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 2. Mai 1864. 


Wilhelm. 
An Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den 
Juſtiz-Miniſter. 


I. 1850. Rhein. Gener. 52, Vol. 6. 


203. 
Verordnung vom 18, Mai 1864, — betreffend das 
Berbot der Zahlungsleiftung mittelft ausländifcher 
Banfnoten und ähnlicher Werthzeichen, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verorbnen, in Gemäßheit des im zweiten Abfat des 8. 3 des 
Sefepes vom 25. Mai 1857 (Rh. Samml. Br. 11. ©. 344) 
enthaltenen Vorbehaltes, auf ven Antrag des Staatsminifteriung, 
was folgt: " 


* 
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Das Geſetz vom 25. Mai 1857, betreffend das Verbot ver 

— mittelſt ausländiſcher Banknoten und ähnlicher 
erthzeichen wird für die Hohenzollernſchen Lande außer An— 

wendung geſetzt. 

Dieſe Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öf— 
fentlichen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 18. Mai 1864. 


| (L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard- Schönhaufen. v. Borelfhwingh. v. Roon. 


Gr. v. Igenplig. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. ©r. zu Eulenburg. 


I. 2297. S. 13. Vol. 7. 


204. 


Allgemeine Verfügung vom 20. Mai 1864, — be- 
treffend die an die Königlich Niederländifchen Be— 
hörden zu vichtenden Schriftftüde. 

Vertrag v. 17. November 1850 (Rh. Samml, Bd. 10. ©. 250). 


Auf den Wunſch der Königlih Nieverländifhen Regierung 
werben die Gerichte und die Beamten der Stautsanmwaltfchaft 
hierdurch angewiefen, die auf rund des Vertrages vom 17. No— 
vember 1850 an die Königlich Niederländiſchen Behörven zu 
richtenden Schriftſtücke mit lateinifhen Buchftaben ſchreiben 
zu laflen. 

Berlin, den 20. Mai 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fänmtliche Gerichte und Beamte 
der Staatsanwaltſchaft. 


I. 1764. Conventionen 4. Vol. 2. 


205. 
Regulativ vom 8, Juni 1864, — betreffend die Ver- 
waltung der vafanten Nachlaffenichaften im Bezirk 
des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


Unter Aufhebung des Regulativs über die Verwaltung der 
vakanten Nachlaſſenſchaften im Wezirf des Appellationsgerichts— 


448 Geſetze, Berorpnungen, Referipte 1864. 


bofes zu Cöln vom 29. Mai 1841 (Rhein. Samml. Bd. 7. 
©. 301) und ver Verfügung über venfelben Gegenftand vom 
6. Auguft 1842 (Rhein. Samml. Bo. 8. ©. 84) wird hierdurch 
Folgendes angeorbnet: 

1) Auf Ernennung eines Rurators für einen vafanten Nach— 
(aß hat das öffentliche Minifterium von Amtswegen an- 
zutragen, wenn die Betheiligten Anträge zu madyen ver: 
abjäumt haben, und wenn nad) den einzuziehenden Nach— 
richten der Nachlaß die Schulden, mit Einjchluß der Koften 
der Beerdigung, der Siegelung, Entfiegelung und Inven⸗ 
tur, überfteigt. 

2) Die aus einer vafanten Nachlaſſenſchaft herrührenden Gel- 
der find bei der durch das Geſetz vom 24. Yuni 1861 
(S. 251 diefes Bandes) für den Bezirk des Appellationg- 
ee zu Cöln errichteten Depofitenkaffe zu binter- 
egen. 

3) Der Kurator hat alle diejenigen Gelder, welde fih in dem 
vakanten Nachlaſſe vorfinden oder aus der fchleunigft und 
gegen Baarzahlung vorzunehmenden Berfteigerung der Nady> 
laß-Mobilien gewonnen oder von den Schuldnern des Nach— 
laffes an ihn bezahlt werben, foweit fie nicht zur Berich— 
tigung der Koften für die Beerdigung, Siegelung, Ent- 
fiegelung, Inventur und Erhaltung ber Matte jowie zur 
Zahlung der privilegirten liquiden Nachlaßſchulden gleich 
u verwenden find, bei der Depofitenkaffe zu hinterlegen, 
indem er eine fchriftlihe Erklärung in duplo beifügt, 
welche den Namen des Kurator und der vafanten Nach— 
laſſenſchaft, für welche er beftellt ift, das Datum des Ur- 
theil8, welches ihn ernannt hat, und die Bezeichnung des 
erlennenden Gerichts, ſowie ven Betrag der hinterlegten 
u enthalten muß ($. 8 des Geſetzes vom 24. Juni 
18561). 

4) Der Kurator bat unverzüglich für die Einziehung, Ein- 
flagung und Beitreibung der zum Nachlaſſe gehörigen, an 
den Kurator nicht bezahlten Aftivforderungen zu forgen, 
und die Schuloner, Pole die erequirenden Gerichtövoll- 
zieher haben ven zu zahlenden Betrag unmittelbar bei ver 
Depofitenkaffe zu hinterlegen, indem fie eine jchriftliche 
Erflärung in duplo beifügen, welche die Namen des Hin- 
terlegenden, des Schuldners, des Kurators und der va— 
kanten Nachlaſſenſchaft, fowie die Bezeichnung des Gerichts, 
welches den Kurator ernannt hat, und den Betrag der 
hinterlegten Summe, oder, wenn fein faflenmäßiges Zahl« 
mittel hinterlegt wird, die Angabe ver Geldſorten enthält. 
Bon der erfolgten Hinterlegung ift der Kurator in Kennt> 


niß zu ſetzen. 
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5) Nach erfolgter Berfteigerung der Immobilien des Nach— 
lafles hat ver Käufer den Kaufpreis, von welchem er je 
doh den Betrag der Immobiliar-Schulden behufs ihrer 
Berihtigung im Kollofationsverfahren einftweilen zurüd- 
behalten fann, in gleiher Weife, wie sub Nr. 4 bei ver 
Depofitenkaffe zu hinterlegen. 

6) Aus den bei der Depofitenkaffe für vakante Nachlafjen- 
Ihaften hinterlegten Geldern fünnen Auszahlungen, außer 
dem alle ver Nr. 3 des 8. 11 des Geſetzes vom 24. Juni 
1861, aud auf Grund einer von dem Kurator ausge- 
ftellten und von der Königlichen Regierung, in deren Be— 
zirk die vakante Nachlaſſenſchaft eröffnet ik, genehmigten 
Anweiſung erfolgen. 

7) Ueber die Erfüllung der vorftehenven geletlihen Obliegen- 

beiten (Nr. 1 bis 6) hat ver Kurator ſich bei dem Ober» 

Prokurator des Bezirks auszuweifen, und ber lettere ifl 

jenen bei feiner Gefhäftsführung zu fontrolliren verpflichtet. 

Handelt der Kurator dabei nadläffig oder ſonſt geſetz— 

widrig, und befolgt er die ihm zugehenden Verfügungen 

bes Ober-Profurators nicht, fo hat der letztere deſſen Ent- 
laſſung und die Ernennung eines anderen Kurators in 

Antrag zu bringen, welcher alsdann nöthigenfall® im ge- 

richtlichen — Rechnungslegung und Erſatz des der Kaſſe 

verurſachten Schadens von dem abgehenden Kurator zu 
fordern hat. 

Der Kurator hat der Königlichen Regierung, in deren 

Bezirk die Nachlaſſenſchaft eröffnet iſt, unter Beifügung 

ber erforderlichen Belagſtücke über feine Verwaltung, Red 

nung zu legen und über die dagegen erhobenen Erinne- 
rungen Auskunft zu ertheilen. 

9) Der Ober-Profurator hat etwaige Wahrnehmungen, welde 
eine ungerechte Berbringung ver Mafje befürdyten laſſen, 
oder fonft das eventuelle Intereffe des Fiskus gefährden, 
der Königlichen Regierung mitzutheilen und ſich auf deren 
Berlangen über die Erinnerungen gegen die Rechnung des 
Kurators (Nr. 8) ſowie über die Genehmigung einer An- 
weifung des Rurators auf die hinterlaffenen Gelder (Nr. 7) 
gutadhtlic zu Außern. 

Berlin, ven 8. Juni 1864. 


Der Finanz: Minifter. Der Yuftiz-Minifter. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zur Lippe. 


I. 2116. Rhein. Gener. 165. Vol. 2, 


8 


— 
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206. 

Verfügung vom 18, Juni 1864, — betreffend die 
Mittheilung der den Kaffationgrefurs verwerfenden 
Entſcheidung an den Angefchuldigten bei Todes— 
urtheilen. 


Bon dem Ober-Profurator zu N. ift bei Einſendung eines 
von dem dortigen Ajfifenhofe gegen ven B. erlaffenen Todes— 
urtheil® Behufs der Allerhöchften Beftätigung die Frage ange» 
regt, ob der Berurtheilte von der feinen Kaffationsrefurs ver- 
werfenden Entſcheibung des Ober-Tribunald vorerft in Kenntniß 
zu ſetzen fei. Es ift diefe Frage bejaht, da eine folde für vie 
altländifhen Provinzen im $. 150 der Verordnung vom 3. Ja— 
nuar 1849 (Öef.-Samml. ©. 12) vorgefchriebene Mittheilung 
auch im Bezirk des Appellationsgerihtshofes zu Köln ſchon um 
deswillen angemefjen erfheint, um dem Berurtheilten Gelegen- 
beit zu geben, vor der Allerhöchften Beftätigung des Urtheils 
ein Begnadigungsgeſuch einzureihen. Sie werden veranlaßt, die 
— Archnraioren hiervon in Kenntniß zu ſetzen. 

Berlin, den 18. Juni 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herren Oeneral- 
Profurator zu Cöln. 
I. 2482. Rhein. Crimin. 59. Vol. 3, 


207, 


Allgemeine Verfügung vom 16, Juli 1864, — be- 
treffend die Gebühren der praftifchen Aerzte und 
Wundärzte für Gefchäfte bei den Gerichten. 


Medizinal-Tare vom 21. Juni 1815 (Gef.-Samml. ©. 109). 
Berfügung vom 17. September 1832 (Jahrb. Bd. 40. ©. 278). 


Bon den Gerichten ift mehrfach, unter Bezugnahme auf das 
Reſkript vom 17. September 1832 angenommen worden, 
daß praftiiche Aerzte und Wundärzte für Gefchäfte bei 
den Gerichten in allen Fällen nur diejenigen Ge— 
bühren fordern können, welche nad dem V. Äbſchnitt der 
Medizinal-Tare vom 21. Juni 1815 ven gerichtlichen 
Aerzten zc. bewilligt werben. 
Diefe Anficht kann jedoch der Juſtiz-Miniſter im Einver- 
fändniffe mit dem Herrn Minifter der geiftlihen, Unterrichts- 
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und Medizinal- Angelegenheiten nur für die Fälle als richtig 
anerfennen, in welchen ver Arzt ꝛc. die Stelle eines gerichtlichen 
Arztes verfieht oder denfelben vertritt. Eine ſolche Vertretung 
findet nicht blos dann ftatt, wenn fie für alle oder für gewiſſe 
Funktionen der Medizinalbeamten allgemein angeorpnet ift, fon- 
dern aud dann, wenn die Zuziehung oder das Gutachten eines 
praftifhen Arztes 2c. in einzelnen Fällen für nothwenvig over 
zwedmäßig erachtet wird, in denen nad der Natur des Geſchäfts 
und nad ven beftehenvden Vorſchriften in der Regel die Zuzie— 
bung eines Mebizinalbeamten erforderlid und dieſe daher von 
Amtswegen und nicht lediglich auf den Antrag der Parteien zu 
veranlafien iſt. Ein folder Fall kann z. B. aud eintreten, 
wenn bei einer zeitigen Verhinderung over einer zu großen Ent: 
fernung des Mediginalbeamten deſſen Zuziehung erhebliche Schwie- 
rigfeiten veranlaflen würde. 

Wird dagegen der praftifche Arzt oder Wundarzt um des» 
willen zugezogen, weil er aus Beranlaſſung jeinet ärztlichen 
Praxis ausfhlieglich oder vorzugsmweife geeignet ift, eine Aus- 
funft zu ertheilen oder ein ſachverſtändiges Gutachten abzugeben, 
fo find feine Gebühren nicht nad Abrhnitt V., fondern nad) 
den vorhergehenden Abfchnitten der Medizinal-Tare feftzuftellen. 
In dem legteren alle ift bei ver Feſtſetzung und Anweifung 
der Gebühren auf Staatskaſſen ausprüdlid anzugeben, daß der 
(iquidirende Arzt oder Wundarzt nicht die Stelle eines gericht- 
lihen Arztes vertreten habe. 

Berlin, den 16. Juli 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
fämmtliche Geridhtsbehörben, 


I. 2455. M. 17. Vol. 10. 


208. 


Beſchluß des Königlihen Staats-Minifteriums vom 
22, Auguft und Berfügung des Yuftiz - Minifterg 
vom 26. September 1864, — betreffend die Ueber— 
gabe Königlicher Dienftwohnungen, 
Regulativ vom 18, Dftober 1822 8.1 (v. Kampg Annalen 
Bd 7. ©. 3). 


a. 
Beihluf des Königlihen Staats-Minifteriums 
vom 22. Yuguft 1864. 
1) Die Uebergabe von Dienftwohnungen, fowie deren Ueber- 
nahme im Falle der Erledigung iſt allemal durch einen 
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dazu zu ernennenven Kommifjarius zu bewirken. Bei ber 

Uebergabe ift eine Verhandlung aufzunehmen, welde eine 

genaue Bejchreibung des Zuftandes der einzelnen Räume 

und ©egenftände und das Anerfenntniß des Uebernehmen- 
den enthält, daß er verpflichtet fei, bei vereinftiger Zurück— 
abe der Dienftwohnung viefelbe in gutem, bemohnbarem 

Fuflanve ($. 1 des Regulativg vom 18. Oftober 1822) 

abzuliefern, eventuell, daß er ſich die Herftellung dieſes 

Zuftandes auf feine Koften gefallen laſſe. 

2) Findet der Kommiffarius bei ver Uebernahme Mängel, 
melde eine Reparatur erforverlih machen, fo müſſen die— 
felben fogleich fetgeftellt werden, um nad; Befinden den 
abziehenden Beamten over im Sterbefalle deſſen Erben zur 
Herftelung over zum Erfag der diesfflligen Koften an- 
halten zu können. In Fällen, wo über die Beihaffenheit 
des Mangeld over über die Verpflihtung zur Herftellung 
oder Erfagleiftung Zweifel oder Meinungsverſchiedenheiten 
I ergeben, ift ein Königlicher Baubeamter zur Abgabe 
eines Gutachtens — Ueber das Abnahme— 
geſchäft iſt eine Verhandlung aufzunehmen, welche zugleich 
die etwa ſtattfindende anderweitige Uebergabe der Dienjt- 
wohnung umfaffen fann, und von fämmtlihen Beamten 
und fonftigen Betheiligten, weldbe an dem Abnahme-, be- 
ziehungsweife Uebergabegefchäft Theil genommen haben, zu 
unterjchreiben ift. 

Berlin, den 22. Auguft 1864. 


Königliches Staats - Minifterium. 


dv. Bismard, dv. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v, Mühler. Gr. zur Lippe, v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


b, 
Verfügung des Juftiz-Minifters. 
Borftehenver Beſchluß des Königlihen Staats-Minifteriums 


wird ſämmtlichen Gerichtsbehörden hierdurch zur Nachachtung 
befannt gemacht. 


An 
ſaͤmmtliche Gerichtsbehörben. 


Berlin, ven 26. September 1864. 
Der Yuftiz-Minifter. 
Gr. zur Lippe. 


I. 3250. ©. 116. Vol. 3. 
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209. 


Berfügung vom 19. Dftober 1864, — betreffend 
den Charafter der bei Stempelfontraventionen der 
Gerichtsvollzieher verhängten Ordnungsſtrafen. 
Allerhöchſte Erlaffe vom 28. Dftober 1836 und 17. Juli 1846 

(Rhein. Samml. Bo. 5. S. 480 und Bv. 9. ©. 100). 


Nad) einem, mir von dem Herrn Finanz: Minifter mitges 
theilten Berichte des Provinzial» Steuer» Direftord zu Cöln bat 
zwijchen biefem und dem Ober-Profurator zu N. aus Beran- 
lafjung einer dem Gerichtsvollzieher N. zu N. zur Laft fallenden 
Kontravention gegen die Vorfchrift ver Allerhöchften Order vom 
17. Juli 1846 (Rhein. Samml. Bd. 9. ©. 100) eine Kor— 
* über die Frage ſtattgefunden, ob die nah Nr. 4 
lit. b ibidem gegen einen Gerichtsvollzieher, ver die Urſchrift 
eines fteinpelpflichtigen Aftes nicht auf den Stempelbogen felbft 
geichrieben hat, zu verhängende Orbnungsftrafe ald eine Steuer- 
oder als eine Disziplinarftrafe anzufehen fei. In einem Schrei« 
ben an den Provinzial» Steuer» Direltor vom 20. Auguft cr. 
haben Sie fih im Einverftänpniffe mit dem Ober - Profurator 
u N. für bie leßtere Alternative ausgefprodhen. Dieſe Anficht 
* aber nicht als —— werden. 

Durch Allerhöchſte Order vom 30. Januar 1846 wurde 
nämlich entſchieden, daß die gegen Juſtizbeamte wegen unter⸗ 
laſſener Verwendung des tarifmäßigen Stempels zu amtlichen 
Verhandlungen nach den Beſtimmungen des Erlaſſes vom 28. Df- 
tober 1836 (Rhein. Samml. Bd. 5. ©. 480) feftgefegten Ord⸗ 
nungsftrafen nicht dem Fonds zur Unterftügung hülfsbevürftiger 
Kinder verftorbener Yuftizbeamten zu überweifen feien, und bie 
Berhandlungen, welche jene Allerhöchſte Order veranlaßten, ers 
geben, daß bei verfelben die Anficht re ift, daß Ord— 
nungöftrafen, welche wegen vernadläffigter Beobachtung der Stem- 
pelgefeße gegen Beamte feftgefegt worben, gleih ven übrigen 
Stempelftrafen zu den betreffenden Steuerfafjen abzuführen feien. 
E8 ift daher in einer an ven Ober-Profurator zu N. erlaffenen 
Verfügung vom 27. März 1862 (S. 361 diefes Bandes) auch 
binfibtlih der auf Grund der Nr. 8 der Allerhöchſten Order 
vom 3. Yanuar 1830 (Geſ.Samml. ©. 9) verhängten Orb» 
nungsftrafen anerkannt, daß ſolche nicht dem Gerichtsvollzieher- 
Unterftügungsvereine zu überweifen, ſondern als Stempelftrafe 
zu verrechnen jeien. „Ihrer Natur nad muß für die durch bie 
Derhöchfte Kabinets- Order vom 17. Yuli 1846 angebrohte 
Dronungsftrafe eine gleiche Behandlung ftattfinden. 
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Hiernah Haben Ste für fünftige Fälle die Ober-Profura- 
toren mit Anweifung zu verjehen. 
Berlin, ven 19. Dftober 1864. 
Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
den Königl. Herrn General⸗ 
Prokurator zu Cöln. 


I. 3427. Rhein. Offizianten⸗Sachen 27. Vol. 7. 


210. 
Allgemeine Berfügung vom 9. November 1864, — 
betreffend die Belaffung und Einziehung des Gnaden- 
gehalts der im Civildienſte angeftellten oder befchäf- 
tigten Militair-Invaliden. 
Staats: Miniftertal-Befhluß vom 30. Mat 1844 und Allge- 


meine Verfügung vom 14. Auguft 1844 (Rh. Samml. 
Br. 8. ©. 326). 


Den Gerichtsbehörben wird nachſtehend eine vom den Herren 
Miniftern ver Finanzen, für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, des Innern, und für die landwirthſchaftlichen Ange 
fegenheiten an die ProvinzialsVerwaltungsbehörvden erlaflene Eir- 
fular » Verfügung vom 20. Dftober d. I. zur. Kenntnifinahme 
und Nachachtung mit der Anweiſung mitgetheilt, fih in Zukunft 
bei Berufung verforgungsberedtigter Militair- Invaliden auch 
ihrerſeits der heftimmten, in dem Staats-Minifterial-Beichlufie 
vom 30. Mai 1844 enthaltenen Ausprüde zur Unterfcheivung 
der bort in den 88. 1 und 4, 9 und 10 und im $. 12 aufge . 
ftellten Kategorien zu bevienen. 

Berlin, den 9. November 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörben. 


"1.3898. J. 26. Vol. 4. 


a, 
CirfularsBerfügung der Herren Minifter der Fi- 
nanzen, für Handel, Gewerbe und dffentlide Ar- 
beiten, des Innern und für die landwirthſchäftlichen 
Angelegenheiten. 
‚Der Staats-Minifterial-Beichlug vom 30. Mai 1844 wegen 
Belaſſung oder Einziehung resp. Wievergewährung ver Inva- 
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fivenpenfionen der im Civildienfte angeftellten over beichäftigten 
MilitaireInvaliden (Rh. Samml. Br. 8. ©. 327, Miniſt.Bl. 
für die innere Berwaltung ©. 297, Gentralblatt ver Abgaben- xc. 
Berwaltung ©. 260) unterjcheidet, 

1) ob ver Invalide in einer etatsmäßigen oder einer an— 
deren beftimmten Stelle, fei e8 auf Lebenszeit, 
auf Kündigung ober auf Probe angeftellt wird 
(88. 1 und 4), 

2) ob er eine zwar umbeftimmte aber an fi fort» 
dauernde und regelmäßige Befhäftigung gegen 
fortlaufende tägliche oder monatliche firirte Diäten oder 
Nemunerationen erhält (8. 9), oder 

3) ob er nur vorübergehend gegen ftüdweife Bezahlung 
oder Boten» over Tage» oder Wocenlohn oder vie Eres 
era zur Hülfsleiftung angenommen worden 

12). 


8. 

In dem Falle ad 1 hört, abgefehen von den in ven 88. 5 
bi8 8 gemachten Ausnahmen, die Zahlung der Invalidenpen- 
fion fogleih, in dem Falle ad 2 erft nad Ablauf ver erften 
ſechs Monate ver Beihäftigung auf, während in den Falle ad 3 
der Invalide die. Invalidenpenfion unverfürzt behält. 

Die anftellenden Behörden bedienen fi) aber in ten An- 
ftellungs-Berfügungen häufig jo unbeftimmter Ausprüde, daß 
nicht erfichtlicdy ift, zu welcher der vorgedachten Sategorien bie 
dem Invaliden übertragene Stelle oder Beihäftigung gehört. 
In der Regel erfolgt, ohne Unterjhied, ob es fih um etats— 
mäßige beftimmte Stellen handelt, over nicht, ob erftenfall® vie 
definitive Erledigung diefer Stellen ſchon eingetreten ift ober 
etwa noch bevorfteht, ob die Ausficht zur dauernden Belafjung 
resp. Betätigung des Imvaliven in ver Stelle vormwaltet, oder 
dies zur Zeit noch unentſchieden bleibt, unter vielfachen einzelnen 
Abweihungen der Faſſung, vie Berufung in ver Art, 

daß dem Imvaliden die Verwaltung folder Stelle gegen 
die volle etatsmäßige oder eine anderweitige geringere 
Remuneration, einftweilig oder lommiffarifcd, in— 
terimiftifh, vorläufig, proviſoriſch, verſuchs— 
weife, widerruflich übertragen, over daß der Inva— 
live (unter ähnlichen Modalitäten) in ver Stelle ange» 
nommen resp. beihäftigt wird. 

Unter Anwendung folder Zufäte werben dann mitunter 
auch Kündigungsſtellen auf Probe, Probeftellen auf Kündigung 
verliehen. Trotzdem ift es eine feltene Ausnahme, daß, wie bei 
einem korrekten Berfahren gefchehen müßte, vie vorbehaltene ſus— 
pendirte definitive Betätigung resp. Anftellung ſpäter nachfolgt, 
vielmehr konfolidiren meiftentheild derartige prefüre Verhältnifie, 
wenn fie überhaupt fortbeftehen, ſtillſchweigend durch ihre Dauer, 
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oder höchftens durch eine Veränderung des Einkommens, indem 
beifpielsmweife in einzelnen folder Fälle ftatt der anfangs be— 
willigten 15 Sgr. täglicher Diäten fpäter (der Beitimmung des 
Stats konform) 15 Thaler monatlidher Diäten gewährt werben. 
Die Frage, ob und inwieweit die Zahlung der Invaliden- 
penfion in Gemäßheit des Staats: Minifterial- Beihluffes vom 
30. Mai 1844 einzuftellen ift, muß aber zugleich mit der Be— 
rufung des Invaliden entfchieden und durd die Faſſung ver 
Berufungs» Order Klar geftellt werden. Es ijt ebenfowenig zu= 
läffig, fie hinterher nach der wirklichen Dauer und der faktifchen 
Seftaltung des BVerhältniffes zu beurtheilen, als es andererſeits 
auf die bloße urfprüngliche Abfiht einer dauernden oder nur 
temporären Berufung ankommen kann, fofern dieſe Abficht nicht 
dur die Faſſung der Berufungs-Order fonftatirt und in dieſer 
Weife dem Berufenen ein Recht auf die Dauer gewährt ift. 
Diefen Erfordernifien entfpridt das Verfahren ver Be— 
hörden nicht, wenn fie; ftatt ihre Ausprudsweife in den Beru— 
fungs-Orders nad) den Kategorien des Staats - Minifterial- Be- 
ſchluſſes zu ſcheiden, aud Fälle, die unzweifelhaft als wirkliche 
Anftellungen auf Probe oder auf Kündigung gelten follen, in ber 
vorerwähnten Art und Weiſe bezeichnen, oder wenn fie von der 
Meinung ausgehen, daß es, chne Rüdfiht auf die fonftige tech- 
nische Beveutung und Wirkung jener Bezeichnungen, nur darauf 
anfomme, ob es den Umftänden nah in der Abficht lag, oder 
nicht, den Invaliden in der vorläufig oder fommifjarifch über- 
tragenen Stelle ſpäterhin befinitiv zu beftätigen over zu belaffen. 
Wir nehmen baher la. auf die Nothwendigfeit 
binzumweifen, daß bie anftellenden Behörden ſich in Zukunft bei 
ihren Berufungen von Milttair- Invaliven zur Anftellung oder 
Beihäftigung im Civilvienfte der beftimmten im Staatd-Mini- 
fterial-Beichluffe vom 30. Mai 1844 gebraudten Ausdrücke zur 
Unterjdjeivung ver dort in den 88. 1 und 4, 9, 10 und 12 auf: 
geftellten Kategorien bedienen. 
Zur näheren Erläuterung wird nod) Folgendes bemerft: 
1) In den 88. 1 bis 8 handelt der Staats-Minifterial-Be- 
Ihluß von der Anftellung eines Militair» Invaliven in 
einer etats mäßigen oder anderen beftimmten Stelle, 
vd. h. einer ſolchen Stelle, bie entweder in dem betreffen» 
ven Verwaltungs Etat aufgeführt ift, oder (was nur in 
jeltenen Fällen vorlommen wird) obwohl fie dort nicht 
verzeichnet fteht, gleihmwohl mit einem bejtimmten Stellen- 
Einkommen (im Gegenfat zu blos viätarifher Remune— 
ration) verbunden ift, mag dieſes Einfommen auch, wie 
3. B. bei der Anweifung auf Gebühren, ein in quanto 
ungewifles fein (8. 7). Sobald der Inbalide in einer 
ſolchen Stelle angeftellt wird, hört die Zahlung der Ins 


2 
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validenpenſion ſofort auf, ohne Unterſchied, ob die An« 
ſtellung auf Lebenszeit, auf Kündigung oder auf Probe 
erfolgt iſt (8. 4). kommt daher in dieſer Beziehung 
nur auf die Natur der Stelle felbft als einer etats— 
mäßigen oder anderen beftimmten, nicht aber auf bie 
Modalitäten der Anftelung an. 

Die 88. 9 resp. 12 beziehen ſich im Gegenſatze zu den 
Anftellungen in etatsmäßigen oder anderen beftimmten 
Stellen auf die Fälle einer blos remuneratorifchen Be— 
Ihäftigung im Civildienſte. Die Invalidenpenſion wird 
bierber erjt nach Ablauf ver erften ſechs Monate ter Be— 
Ihäftigung oder überhaupt gar nicht eingezogen, je nach— 
dem die Beihäftigung eine an ſich fortdauernde und 
regelmäßige over eine blo8 vorübergehende ift. — 
In die erfte Kategorie gehören ſolche Dientigeichäfte, welche 
dauernd die Verwendung einer Arbeitskraft erfordern, ſo 
daß ein Invalide, wenn nicht in ſeiner Perſon liegende 
Gründe feine Beibehaltung unthunlich machen, in ihnen 
eine bleibende Berforgung finden kann. Beichäftigungen 
ber zweiten Art find dagegen folhe, bei denen das Ger 
Ihäft im gegebener Zeit, mag tie Dauer verfelben ſich im 
Boraus beftimmen laffen over nicht, fein Ende erreicht, 
damit das Bedürfniß ver Dienftleiftung aufhört, und ber 
bierzu angenommene Militair-Invalide, aud wenn feine 
Leiftungen und feine Führung durchaus befriedigen, wieder 
entlafjen werden muß. Hierher gehört ferner vie einft« 
weilige Heranziehung von Invaliden zur Verwaltung jol« 
her Stellen, welche nach ven beftehenden Vorſchriften mit 
Beamten anderer Kategorien zu befeten find, bei denen 
daher eine tauernde Beibehaltung der Invaliden aus diefem 
Grunde nicht ftattfinden kann. 

Der Umftand, daß eine ihrer Natur nah vorüber- 
gehende Beſchäftigung ohne Unterbrehung über ſechs Mo— 
nate andauert, macht fie nody nicht zu einer an ſich fort- 
dauernden und regelmäßigen im Sinne des 8. 9 und 
fchlieft daher die Anmendung der Borjchrift des 8. 12 
nicht aus. 

Bon dem Ermefjen ver anftellenden Behörden hängt 
e8 zunächſt ab, die Art und Weife der Anftellung oder 
Beihäftigung, zu welcher fie in einem gegebenen Falle 
einen Militair - Invaliven berufen wollen, zu beftinnmen. 
Sie baben aber glei bei der Berufung nah Maafgabe 
ber vorfiehend angebeuteten Gefichtspunfte zu prüfen, unter 
weldhe ver drei im Staats» Minifterial-Beichluffe vom 
3. Mai 1844 unterjchievenen Kategorien die fragliche 
Beihäftigung fält, und demnächſt in ver die Berufung 
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enthaltenden Verfügung ſich ber in dem Staats-Minifterial- 
Beichluffe zur Bezeihnung jener Kategorie gebrauchten 
Ausdrücke an bebienen. 
Es ift darüber zu wachen, daß dies in künftigen Fällen 
allgemein beachtet werde. 
Berlin, den 20. Oftober 1864. 


Der Finanz Miniftr. Der Minifter für Hanbel ac. 
v. Bodelichwing. Gr. v. IKenplig. 


Der Minifter des Innern. Der Minifter fiir die lanpwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 
Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 


An 
ſämmtliche Herren Ober-Präſidenten, 
Königl. Regierungen u. ſ. w. 


211. 


Allgemeine Verfügung vom 5. Dezember 1864, — 
betreffend die erſte juriſtiſche Prüfung. 
Allgemeine Verfügung vom 16. November 1844 (Rh. Samml. 

Br. 8. ©. 377). 
Allgemeine Verfügung vom 1. Yuli 1846 (Rhein. Samml. 
Br. 9. ©. 99). 
a * 10. Dezember 1849 (Rhein. Samml. Bd. 10. 
. 72). 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Order 
vom 26. November d. J. die nachfolgenden Zuſätze und Ab— 
änderungen zu ven Beſtimmungen des Regulativs vom 10. Des 
zember 1849 über vie erfte juriftiihe Prüfung zu genehmigen, 
und die Minifter der geiftlihen, Unterrichts». und Mevizinal- 
Angelegenheiten und ver Yuftiz zur Ausführung ver darin ent- 
baltenen Beftimmungen zu ermächtigen geruht. 

Sämmtlihe Yuftizbehörden werden demgemäß angewiejen, 
fih nad diefen Beftimmungen vom 1. März k. J. ab zu achten. 

Bon dieſem Zeitpunfte ab treten zugleich die allgemeinen 
Verfügungen des Zuftiz-Minifters vom 16. November 1844 und 
1. Juli 1846, betreffend die Zulafjung-ver Rechtskandidaten zur 
erften juriftifchen Prüfung, außer Kraft, und es bevarf nicht 
ferner des darin erforverten Nachweiſes des Beſuchs beftimmter 
Borlefungen auf der Univerfität. 

Die Prüfung ver Nechts- Kandidaten erftredt ſich auf fol- 
gende Gegenftänve: 
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Vaturrecht (Rechtsphiloſophie), 
Geſchichte und Inftitutionen des Römiſchen Nehts, * 
Pandekten, 
Deutſche Rechtsgeſchichte, 
Deutſches Privatrecht, 
Kirchenrecht, 
Lehnrecht, 
Europäiſches Völkerrecht, 
Deutſches Staatsrecht, 
Kriminalrecht, 
Preußiſches Privatrecht, 
Theorie des gemeinen und Preußiſchen Civilprozeſſes und 
des gemeinen und Preußiſchen Kriminalprozeſſes, 
die Grundbegriffe der Staatswiſſenſchaft, 
und bei den Prüfungen vor der Kommiſſion des Appellations— 
gerichtöhofes zu Cöln audy auf 
das in dem Bezirk des leßteren zur Anwendung kom— 
mende Recht und Prozekverfahren. 

Den Gefuhen um Zulaffung als Austultator bei einem 
beftimmten Gericht (vergl. Nr. 9 ver Zufäge zc.), welche bei den— 
jelben Behörden wie bisher auch fünftig anzubringen find, iſt 
aud fernerhin die vorgefchriebene Beſcheinigung hinſichtlich der 
Subfiftenzmittel und die Anzeige in Detren der Erfüllung der 
Milttairpfliht beizufügen. Auch ift die allgemeine Verfügung 
vom 24. Januar 1843, das Schuldenmachen ver Zuftizbeamten 
betrefiend (Yuftiz-Minifterial- Blatt ©. 22), zu beadten, und 
in Betreff der Zulaſſung von Ausländern nad) ven beftehenven 
Beftimmungen zu verfahren. 

Schlieklih ift zu bemerken, daß eine Erhöhung der Erami- 
nationsgebühren durch die getroffene Einrichtung nidyt herbei- 
geführt wird. 

Berlin, ven 5. Dezember 1864. 

Der Yuftiz-Minifter. 
An Gr. zur Yippe. 
fänımtlihe Yuftizbehörben. 


I. 4376. 0.9. Vol. 6. 


a, 
Zufäge und Abänderungen zu den Beftimmungen des 
Regulativs vom 10. Dezember 1849 über die erfte ju— 
riftifhe Prüfung. 

1) Die Prüfungen ver Nechts: Kandidaten pro auscultatura 
finden künftig nur Statt: bei dem SKammergeriht zu 
Berlin, vem Appellationsgericht zu Breslau, dem Appella- 
tionsgerichtähofe zu Göln, dem Appellationsgericht zu 
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Greifswald, dem Oftpreußifchen Tribunal zu Königsberg 

und dem Appellationsgeriht zu Naumburg. 

Die Prüfungen erfolgen unter dem Vorſitze eines ver 

Präfiventen des Gerichtshofes durch zwei richterliche Bes 

amte — bei dem Appellationsgerichtshofe zu Cöln durch 

einen richterlihen und einen Beamten bes öffentlihen Mi- 

nifteriums, — und durch zwei Univerfitätslehrer. 

Die mit ven Prüfungen En beauftragenden Juſtizbeamten 

werden von dem Juſtiz-Miniſter bei jedem ver ſechs Ge— 

rihtshöfe in ausreichender Anzahl für einen zweijührigen 

Zeitraum —— 

ALS richterliche Mitglieder der Prüfungs⸗Kommiſſionen 
können nicht nur Räthe dieſer Gerichtshöfe, ſondern auch 
Mitglieder der an demſelben Orte befindlichen Gerichte 
erſter Inſtanz deſignirt werden. 

4) Die mit den Prüfungen zu beauftragenden Univerfitäts- 
lehrer werden von dem Minifter der geiftlihen, Unter: 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten bei jevem ver ſechs 
Gerichtshöfe in ausreichender Zahl für einen zweijährigen 
Zeitraum defignirt und vem Präfiventen befannt gemadht. 

Es können dazu nicht nur ordentliche, ſondern auch 
außerordentliche Profeſſoren und Privats Dozenten gewählt 
werden. 

5) Die Meldung zur Prüfung pro auscultatura erfolgt bei 
einem ver ſechs Gerichtshöfe unter Beibringung des Zeug: 
nifjes der Reife zur Univerfität, des Ausmeifes über ven 
vorschriftsmäßigen Univerfitätsbefuh und des curriculi 
vitae, 

6) Zugleich mit der Meldung hat der Kandidat über ein von 
ihm felbft gewähltes rechtswiſſenſchaftliches Thema eine 
ihren Sescntian in eingehender Weiſe behanvelnde Aus- 
arbeitung unter eidesftattlicher Berficherung, viejelbe ohne 
fremde Beihülfe felbft gefertigt zu haben, und genauer 
Angabe ver benußten Quellen, einzureichen. 

7) Der Borfitgende der Prüfungs: Kommiffton beraumt ven 
Termin zur mündlichen Prüfung an, ernennt und beruft 
zu demſelben die Eraminatoren aus der Zahl der hierzu 
Defignirten (Nr. 3 und 4), und läßt die eingereichte Ar- 
beit bei den vier Examinatoren, von denen zwei mit 
fhriftliher Genfur verfelben zu beauftragen, vor dem 
Termin cirkuliren. 

Eine anderweitige jchriftliche Prüfung des Kandidaten 
indet nicht ftatt. 

8) Mehr als ſechs Kandidaten dürfen in einem Termin ber 
Prüfung nicht gleichzeitig unterworfen werben. 

9) Hat der Kandidat vie Prüfung beftanden, fo ‚wird ihm 


2 


— 


3 
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Gefege, Verordnungen, Referipte 1864. 461 


von dem Borfigenden der Kommiffion ein Qualififations- 
Atteft pro auscultatura ertheilt, auf Grund veflen die 
Zulaffung als Ausfultator an einem beftimmten Gericht 
von ihm beſonders nachzuſuchen ift. 

10) Die vorftehenden Beftimmungen fommen mit veml. März 
1865 zur Ausführung. 

In Betreff der vor diefem Tage eingegangenen Mel- 

dungen zur erften Prüfung ift nod nad den bisherigen 
Borihriften zu verfahren. 


b. 

Allerhöchſte Order vom 26. November 1864. 

Auf Ihren Bericht vom 16. November d. J. will Ich die 
in der wieder zurüdfolgenden Zufammenftellung enthaltenen Zu- 
füge und Abänderungen zu den Beltimmungen des Regulativs 
vom 10. Dezember 1849 über die erfte juriftiihe Prüfung hier- 
dur genehmigen, und ermächtige Sie, die Juſtizbehörden umd 
die juriftifchen Fakultäten der Landes» Univerfitäten danach mit 
Anmeifung zu verjehen. 

Berlin, ven 26. Novenber 1864. 


Wilhelm. 
(gegengez.) v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
An den Minifter der geiftlihen, Unterrichts« 
und Medizinal-Angelegenheiten und ven 
Yuftiz » Minifter. 


212, 


Allerhöchfter Erlaß vom 18. Dezember 1864, — be- 
treffend die Anrechnung des im Jahre 1864 gegen 
Dänemarf geführten Feldzuges als Kriegsjahr bei 
Penfionirungen. 
Militair-Penfions-Reglement vom 13. Yuni 1825 $. 8. 


Ich beftimme mit Bezug auf ven $. 8 des Militair-Pen- 
fiond-Reglements vom 13. Yunt 1825, daß der diesjährige Feld⸗ 
zug gegen Dänemarf ven dabei Betheiligten, bei Berechnung 
ihrer Dienftzeit als ein Kriegsjahr in Anrechnung kommen fol. 
Tür die Betheiligung ift der ftatutenmäßige Befig der durch 
Meine Order vom 10, November dieſes Jahres geftifteten Kriegs» 
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venfmünze maaßgebend. Das Staats-Minifterium hat hiernach 
das Weitere zu veranlaflen. 
Berlin, den 18. Dezember 1864. 


Wilhelm. 


v. Bismard. v. Borelihwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An 
das Staats-Minifterium. 
I. 4661. P. 45. Vol. 2, 


213. 


Allgemeine Verfügung vom 28, Dezember 1864, — 
betreffend die nfertionen in den Staatsanzeiger. 


Es ift die Wahrnehmung gemacht worden, daß die König— 
lihen Behörden bei ven Requifitionen an die Redaktion des 
Preußifchen Staatsanzeigers wegen Eoftenfreier Aufnahme von 
Bekanntmachungen in denſelben, nicht gleihmäßig verfahren. 

In Folge deſſen werden ſämmtliche Gerichtsbehörden dar— 
auf aufmerkfam gemacht, daß alle Bekanntmachungen, welche vie 
Staatsbehörden im allgemeinen Intereſſe erlaffen, ferner Sted- 
briefe und Bekanntmachungen in Armenſachen, fowie auch ſolche 
ſpezielle amtliche Publikationen, für welche die Infertionsgebühren 
aus den eigenen fisfalifchen Fonds ver betreffenden Behoͤrden zu 
entrichten fein würden, in den Preußifchen Staatsanzeiger koſten— 
frei aufgenommen werben. Dagegen find fir diejenigen Be— 
kanntmachungen der Staatsbehörden, bei denen Privatperfonen, 
Korporationen, ſtändiſche Fonds u. ſ. w. betheiligt find, und in 
Betreff deren diefelben — wie insbefondere bei der Verdingung 
von Lieferungen, Verkäufen u. |. w. — zur Tragung der Koften 
verpflichtet werben können, Unfertionsgebühren zu entrichten. 

Dabei werben die Gerichtsbehörven gleichzeitig angemwiefen, 
bei ven an die Redaktion des Staatsanzeigers zu richtenven Re— 
quifitionen wegen Infertion von Bekanntmachungen jedesmal be- 
ftimmt anzugeben, ob nad obigen Borfchriften die Infertion 
foftenfrei zu bewirken jet oder nicht. 

Berlin, den 28. Dezember 1864. 

Der Yuftiz.Minifter. 
An Gr. zur Lippe. 
ſämmtliche Gerichtsbehörben. 
I. 4557. S. 35. 
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I. Nachtrag zu den Gefegen, Verordnungen 
und Referipten aus den Sahren 1854— 1857. 


Num. | Datum u. Jahr 
1854. 
15. Juni. Form der Requifitionen an Franzöfifche Ge- 
rihte um Abnahme von Eiden. Siebe 
Nr. 149, 
1857, A 
1. ! 5. Dezbr. Wiedereinziehung oder Belaffung von Ben» 
fionen der im Civildienſt wieder angeftellten 
oder beſchäftigten verforgungsberedhtigten 
Offiziere und Militair-Beamten. 


I. Sm Sahre 1858. 


Num. | 1858. 

2. |29. Januar. Behandlung der Rehabilitationsgefuche. 
3. | 2. Februar. Geſuche der die Rechte Studirenden um Dis— 
penfation von dem triennium academicum. 
19. Februar.|Wiedereinziehung oder Belafjung von Pen- 
fionen der im Civildienſt wieder angeftellten 
oder beſchäftigten verforgungsberechtigten 
—— und Militair-Beamten. Siehe 








J—— 
21. Februar. Techniſche Reviſion der in Königlichen Dienſt— 
wohnungen auszuführenden baulichen Ein— 
richtungen und Reparaturen. Siehe Nr. 5. 





4. | 1. März. PVerordnung zur Ausführung des 8. 23 des 
Gefetes über die Gemeinde -Berfaflung in 
der Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. 

5. ! 2. März. Techniſche Revifion der in Königlichen Dienft- 


| wohnungen auszuführenden baulidyen Ein» 
rihtungen und Reparaturen. 
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Rum. | 1858. 

... | 10. März. |Benugung der Preußifhen Eifenbahn » Tele- 
graphen. Siehe Nr. 17. 

6. | 11. März. |Vollftrefung geringer Gefängnißftrafen gegen 
Zöglinge der —— und Beſſerungs⸗ 
—2* zu St. Martin bei Boppard und 

im Landarmenhaufe zu Trier. 

7. | 25. März. Betrifft die Nothwendigkeit einer Borlegung 
der Prozefakten von Seiten der Regierung 
bei Erhebung eines Competenzkonfliktes vor 
Erlaß des Siftirungsbeichluffes. 

8. | 25. März. |Die in der abminiftrativen Vorunterſuchung 
wegen Poſtkontravention veranlaften Koften 
fallen dem im gerichtlichen Verfahren dem— 
nächſt Verurtheilten zur Paft und find gegen 
ihn exekutoriſch zu erklären. 

2. April. Dispenſation der franzöfiihen Unterthanen 
von der Beibringung des Mtteftes ihrer 
Heimathsbehörde behufs ihrer Berehelihung 

| in Preußen. 

10. | 26. April. |Unzuläffigfeit polizeiliher Zaren für die Ver— 
treter der Parteien bei den Friedensge— 
richten. 

11. | 3. Mai. Gebühren und Koſten des Verfahrens bei 
Theilungen und bei gerichtlichen Verkäufen 
von Immobilien im Bezirk de Appella- 
tionsgerichtöhofes zu Cöln. 

12. | 6. Mai. Anrechnung des im Jahre 1849 zur Unter- 
drüdung des Aufjtandes im Königreich 
Sachſen ftattgefundenen Kampfes als Kriegs- 
jahr bei Penfionirungen. 

13. | 7. Mai. [Uebereintunft, betreffend den Bau ver ftehen- 

ten Rheinbrüde zu Cöln. 

10./18. Mai.|Rangverhältniß der wiedergewählten Mitglie- 

der der Handelsgerichte. 

15. | 1. Juni. |Stempelpflidtigfeit der Erkenntniſſe ver Ge— 
werbegerichte über vie Klagen auf Aus- 
ftellung von Entlafjungs- Zeugniffen für 
Gewerbe -Gehülfen, Geſellen und Yehr- 


linge. 

16. | 12. Juni. |Benadrichtigung ver Ober-Poftdireftionen von 
den gerichtlichen Klagen, welche gegen Kaffen- 
beamte der Poft wegen Geldforderungen 
angejftellt werben. 

.+. | 26. Juni. |Unrehnung des im Jahre 1849 zur Unter» 
drüdung des Aufftandes im Königreich 


wo 


[ 


14, 


Rum, | 


17, 
18. 


19. 


24. 


25. 


26. 


27, 
28. 


1858. 


4. Septbr. 
8. Septbr. 


11. Septbr. 


12. Septbr. 


13. Septbr. 


29. Septbr. 


13. Oftbr. 


18. Oftbr. 


9, Novbr. 


15. Novbr. 
15, Novbr. 


3. Dezbr. 


24. Dezbr. 
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Sachſen ſtattgefundenen Kampfes als Kriegs- 
jahr bei Penſionirungen. Siehe Nr. 12. 
Benutzung der — Eifenbahn » Tele- 

graphen. j 

Behandlung von Gtrafgefangenen, welde 
während ihrer Strafzeit wegen VBerbreden 
oder Bergehen von Neuem zur Unterſuchung 
gezogen werden. 

Verfahren bei Einholung ver Gutachten der 
Sachverſtändigen-Vereine in Unterfuchungen 
wegen Nachdrucks und unbefugter Nach— 
bilvung. 

Erridtung einer Handelsfammer für ven Kreis 
Eupen und Aufhebung ver in der Stadt 
Eupen beftehenven fonfultativen Kammer 
für Manufakturen, Fabriken, Künfte und 
Gewerbe. 

Betrifft den unmittelbaren Gefchäftsverfehr 
zwifchen ven Kaiſerlich Defterreichifchen und 
den Königlich Preußiſchen Gerihtsbehörven. 

Kaflirung der Alten bei den Gerichten im Be- 
zirf des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 

Einholung des Gutachtens der Königlichen 
Seneral-Münz-Direktion in Unterfuhungen 
wegen Münzverbrechen. 

Eingangsformel für die in exekutoriſcher Form 
zu ertheilenden Ausfertigungen der Urtheile, 
der Notariatd- und fonftigen dazu geeig- 
neten Urkunden. 

Ertheilung des Urlaubs an Triedensgerichts- 
ſchreiber. 

Bekanntmachung der Steckbriefe. Siehe 
Nr. 197. 

Regulativ für das Verfahren der Gerichts— 
aͤrzte bei den mediziniſch⸗gerichtlichen Unter— 
ſuchungen menſchlicher Leichname. Siehe 
Nr. 29. 

Vereidigung der Eiſenbahnwärter durch die 
Friedensrichter. 

Rückgabe polizeilich mit Beſchlag belegter 
Druckſachen nah Aufhebung der Beichlag- 
nahme durd; den Staatsanwalt. 
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II. Sm Sahre 1859. 


1859. 


10. Januar. Verfahren bei ven mebizinifcdh- gerichtlichen 


38. 


| 


Unterfuchungen menſchlicher Leichname. 
13. Januar. Koſten der Abſchriften, welche von der Steuer— 
behörde bei Stempelreviſionen für noth— 
wendig erachtet werden. Siehe Nr. 31. 
20. Januar. Verminderung der Zeugeneide der Beamten. 
23. Januar. Annahme und Verrechnung von Abſchlags— 
— auf Geldbußen und Koſten. Siehe 
r 


25. Januar. Koſten ver Abſchriften, welche von der Steuer- 
behörde bei Stempelreviſionen für noth— 
wendig erachtet werden. 

26. Januar. Zuziehung nicht etatsmäßiger Aſſeſſoren zu 
den Aſſiſen-Sitzungen. 

29. Januar. Betrifft die bei der Aufnahme in die Allge— 

und meine Wittwen-Berpflegungs-Anftalt zu 

7. Februar. beobachtenden Förmlichkeiten. 

7. Februar. |Unnahme und Berrehnung von Abſchlags— 
zahlungen auf Geldbußen und Koften. - 


, 114. Februar. Benachrichtigung der Militair-Intendanturen 


von der Anftellung verforgungsberedhtigter 
Militair- Anwärter, 

14. Februar.Stempelfreiheit ver Tauf-, Trau- und Todten- 
heine, welde Eifenbahnbeamte bei ven 
unter der Verwaltung des Staats ftehen- 
den Eifenbahnen zur Betheiligung bei ven 
Penſions- und Unterftügungstaffen verfelben 
beizubringen haben. Ä 

18. Februar. Beſchlagnahme des Vermögens ausgetretener 
Militairpflichtiger im Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln. 

15. März. Gebühren ver Aerzte in Kriminalſachen. 


39. | 23. März. [Stempelrevifion beim Königlichen Landgericht 


40. 


41. 
42, 


zu Wachen. 

5. April. Wahrnehmung der Polizeianwaltſchaft in ven 
nad der rheinifchen Städteordnung ver- 
walteten Städten. 

29. ‚April. |Vorläufige Siftirung des Kontumazial-BVer- 
fahrens bei Verbrechen. 

3. Mai. |Oemährleiftung wegen verborgener Mängel 
bei vem Verkaufe und Tauſche von Haus— 





Num. | 1859. 
43. 9. Mat. 
44. | 19. Mai. 
45. | 23. Mat. 
46. | 30. Mai 
47. 7. Zuni 
48. | 7. Juni 
49. | 14. Juni 
50. | 14. Juni 
.. | 14. Juni 
51. | 18. Juni 
52. | 18. uni 
53. | 23. Juni. 
: 5. Juli. 

. Zuli. 
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thieren im Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöoln. 

Abänderung einiger Beitimmungen bes Rhei— 
niſchen ——————— 

Betrifft die erſte juriſtiſche Prüfung. 

Gebührentaxe für die Friedensgerichte im Be— 
zirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
Siehe Nr. 147. 

Abänderung einiger Beſtimmungen des Straf— 
geſetzbuches. 

Verweiſung der Notarien auf früher geleiſtete 
Dienſteide und Berichterſtattung uͤber die 
Beſchäftigung der Notariatskandidaten. 

Requiſitionen altländiſcher Gerichte um Ab— 
nahme von Manifeſtations-Eiden. 

Geſetz wegen Verſchaffung der Vorfluth in 
den Bezirken des Appellationsgerihtshofes 
u Cöln und des Yuftizfenates zu Ehren— 
reitftein, fowie in den Hohenzollernjchen 
Landen. 

Einrichtung und Verwaltung des Landarmen— 
weſens in der Aheinprovinz. 

Vollſtreckung gerichtlich erfannter Gefängnif- 
ftrafen an den Häuslingen der Arbeits- 
anftalt zu Braumeiler und ähnlichen De- 
tentionsanftalten. Siehe Nr. 54. 

Mittheilung ver Unterfuhungsaften über 
Miünzverbreden und Münzvergehen an ven 
Herrn Finanz. Minifter. Siehe Nr. 60. 

Behandlung ver militairpflichtigen Civilbe- 
amten im Fall. ihrer Einberufung zu den 
Fahnen bei ver im April 1859 angeord— 
—— Kriegsbereitſchaft der Armee. Siehe 

r. 67 


Verfahren der Gerichte bei Auszahlung von 
Depoſitalgeldern, wenn die Intereſſenten 
im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu 
Cöoln fi befinden. 

Behandlung ver militairpflichtigen Givilbe- 
amten im al ihrer Einberufung zu ven 
Fahnen bei ver im April 1859 angeord- 
— Kriegsbereitſchaft der Armee. Siehe 

r. 52 


Uebereintunft zwilchen Preußen und Bayern 
zur gegenfeitigen Verhütung und Beſtra— 
30 * 
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Num. 


54. 
65. 
56. 
57. 
58. 


59. 
60, 


61. 


62. 
63. 


64. 


Rum. | 1859, 


8. Juli. 


13, Juli. 


19. Juli. 


28. Juli 
und 


8. Auguft. 
22. Auguft. 


25. Auguft. 


8. Septbr. 


22, Septbr. 


27. Septbr. 
29, Septbr. 


30. Septbr. 
. Novbr. 


20. Dezbr. 


24. BR 
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fung der Forſt-, Jagd-, Feld⸗ und Fifcheret- 
frevel in den Örenzgebieten. Siehe Nr. 55. 

Vollftrefung gerichtlich erfannter Gefängnif- 
ftrafen an den Häuslingen der Arbeits— 
anftalt zu Braumeiler und ähnlichen De— 
tentions-Anftalten. 

Uebereinfunft zwifchen Preußen und Bayern 
ur gegenjeitigen Verhütung und Beſtra— 
ver Forſt-, Jagd⸗, Feld» und Filcherei- 
frevel in den Örenzgebieten. 

Stempelrevifion bei vem Königlichen Landge— 
richt zu Cöln. 

Betrifft ven Erlaß von Polizei-Verordnungen 
und bie Kontrolle der polizeilichen Berfol- 
gungen in der Aheinprovinz. 

Inftruftion, für die Erhebung ber Gerichts⸗ 
ſchreibereigebühren im Bezirk des Appella- 
tionsgerichtshofes zu Göln. Siehe Nr. 65. 

Vereinbarungen mit den die Rheinprovinz 
begrenzenden Staaten wegen gegenjeitiger 
Beftrafung gewifjer Arten von Bergehen 
und Uebertretungen. 

Befugniß der aus ihrem Dienftverhältniß 
entlafjenen Givilbeamten zur Tragung der 
Uniform. 

Mittheilung der Unterfuhungsatten über 
Münzverbrehen und Münzvergehen an den 
Herrn Finanz» Minifter. Siehe Nr. 51. 

Verhütung von Stempelvefekten. 

Stempelfreiheit der Tauf-, Trau- und Todten- 
fcheine, welche Eifenbahnbeamte bei ven unter 
ver Berwaltung des Staats ftehenden Eifen- 
bahnen zur Betheiligung bei den Penfions- 
und Unterſtützungskaſſen verjelben beizu— 
bringen haben. iehe Nr. 36. 

Stempelrevifion bei dem Königlichen Land» 
gericht zu Düſſeldorf. 

Angabe der den Rückfall Eetreffenden That- 
jahen in den Anlagen und Yeftftellung 
biefer Thatſachen in ven ftrafgerichtlichen 
Erfenntnifien. 

Unzuläffigfeit eines Denunziantenantheils ver 

—_ bei ©ewerbepolizei =» Uebertre- 


Iuftrektion für die Erhebung der Gerichts- 
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Num.] 1859. 





Ichreibereigebühren im Bezirk des Appella⸗ 

tionsgerichtshofes zu Cöln. 

66. | 28. Dezbr. Anfertigung einer dritten Proberelation zur 
dritten juriftiihen Prüfung. 

67. | 31. Dezbr. Behandlung der militairpflihtigen Givilbe- 

amten, welde in Folge der veräuberten 

Tormationsverhältniffe ver Armee aus dem 

Referve- oder Yandwehr-Berhältnifie zu den 

Fahnen einberufen find oder noch einbe- 

rufen werden. Siehe Nr. 52. 


IV. Im Sahre 1860. 


Num. | 1860. 


68. |3./24. Yan. Portofreiheit in Juſtizſachen. Siehe Nr. 123. 
69. 28. Yanuar.|Betrifft die Empfangsbeiheinigung über bie 
Aushändigung der für preußifche Unter: 
thanen oder für franzöfifhe Staatsange- 
börige, welche fi in Preußen aufhalten, 
beftimmten Urkunden franzöſiſcher Gerichts- 





höfe. 

8. Februar. Behandlung der militairpflichtigen Civilbe— 
amten, welche in Folge der veränderten 
Formationsverhältniſſe der Armee aus dem 
Reſerve⸗ oder Landwehr-Verhältniſſe zu den 

| ahnen einberufen find oder noch einbe- 
rufen werben. Siehe Nr. 67. 

70. 25. Februar. Behandlung ver bei einer Mobilmahung der 
Armee als Offiziere oder als Militair— 
Arminiftrationg-Beamte eingezogenen pen- 
fionirten oder auf Wartegeld ftehenten 
Civilbeamten. 

71. 12. März. Ergänzung reſp. Abänderung ver 88. 6. 9. 
72 und 73 tes revidirten Reglements für 
die Provinzial-Feuer-Sozietät der Rhein— 
provinz vom 1. September 1852, 

26. März. Behandlung ver_bei einer Mobilmadung ver 
Armee als Dffiziere oder als Militair- 
Adminiftrations-Beamte eingezogenen pen- 
fionirten oder auf Wartegeld ftehenven 
Civilbeamten. Siehe Nr. 70. 

72. | 3. April. |Bortofreiheit in armen Vormundſchaftsſachen. 
Siehe Nr. 68. 





470 
Num. | 1860. 

. | 12. April. 
73. | 13. April. 
74. | 15. April. 
75. | 21. April. 
76. | 4. Mat. 
77.1 7. Mai. 
78. | 14. Mai. 
79. | 20. Mai. 
80. | 21. Mai. 
81. “ Mai. 
82. 21. Mai. 
83. 1. Juni. 
84. | 8. Juni. 
85. | 8. Juni. 
86. | 27. Juni. | 
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Betheiligung der Yuftizbeamten als Mitglie- 
der der Berwaltungsvorftände bei Aftien- 
und ähnlichen Gejellichaften. Siehe Nr. 74. 

Ummandlung ver von den Bermwaltungsbe- 
hörden feitgejetten Geldbußen in Gefäng- 
nißftrafen. 

Betheiligung der Yuftizbeamten als Mitglie- 
der der Berwaltungsvorftäinde bei Aftien- 
und ähnlichen Geſellſchaften. 

Deklaration des 8. 54 des Geſetzes über die 
Preffe vom 12. Mat 1851. 

Berjährung der Unterfuhungen gegen flüchtige 
Berbreder nad Art. 637 ver Rheiniſchen 
Strafprogeorpnung. 

Stempelverwentung in Expropriationspros 
zeffen bei den Gerichten im Bezirke des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 

Geſetz betreffend das ſtädtiſche Einzugs-, 
Buͤrgerrechts- und Einkaufsgeld. 

Betheiligung der Mitglieder beider Häuſer 
des Landtages an den Funktionen der Ge— 
Ihmorenen. 

Abänderung mehrerer auf das Poſtweſen ſich 
beziehenden Vorſchriften. 

Anderweitige Einrihtung des Amts- und 
Zeitungs-Kautionsweſens. Siehe Nr. 82 
88. 116. 124. 139. 

Beftimmung des Zeitpunfts, von welchem ab 
das Gefet wegen anderweitiger Einrihtung 
des Amts- und Zeitungs-Kautionsweſens 
in Kraft zu treten hat. Siehe Ver. 81. 88. 

Aufhebung verfchiedener Beftimmungen über 
ven Verkehr mit Staatd- und anderen Pa- 
pieren, ſowie über die Eröffnung von Aftien- 
zeihnungen für Eifenbahn-Unternehmungen. 

Befugniß der Aupditeure zur Aufnahme von 
Akten ver freiwilligen Gerichtsbarkeit, Förm- 
lichkeiten bei militairifchen Teftamenten und 
bürgerlihe Gerichtsbarkeit über Preußifche 
Sarnifonen im Auslanve. 

Aufhebung der auf die Arbeits- und Quit— 
tungs⸗Bücher bezüglichen Beftimmungen. 
Abänderung einer Beſtimmung in 8. 20 des 
Geſetzes vom 3. März 1850 über die Er— 

tihtung von Rentenbanken. 


Num. | 1860. 


87. | 30. Juni. 
88. | 3. Auguft. 
89. ! 1. Septbr. 
90. | 4. Septbr. 
91. | 6. Septbr. 
92. | 9. Septbr. 
93. |21. Septbr. 
94. | 1. Oktbr. 
9. | 8. Oktbr. 
96. | 8. Oktbr. 
97. 122. Dktbr. 
98, 31. Oktbr. 
99. | 12. Novbr. 
100. | 26. Novbr. 
101. | 27. Novbr. 
102. | 28. Novbr. 
103. | 3. Dezbr. 
104. 





| 11. Dezbr. 
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Anfertigung ber fchriftlichen Probearbeit beider 
zweiten juriftiichen Prüfung. Siehe Nr. 97. 

Verfahren hinſichtlich der Amtstautionen, 
welche „Yuftizbeamte zu beftellen haben. 
Siehe Nr. 81. 82. 

Infinuation von Verfügungen vieffeitiger Ge— 
richtshöfe in der Schweiz. 

Meldung kommiſſariſcher Friedensrichter beim 
Landgerichts» Präfidenten und Ober» Pro- 
furator. 

Wegfall der feierlichen Sigung der vereinigten 
Senate des Königl. Appellationsgerichts- 
bofes zu Cöln nad den Terien. 

Stempelrevifion beim Landgericht zu Coblenz. 

Abänderung des. $. 83 der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819 und der Deklaration 
vom 6. Dftober 1821. 

Gerichtsbarkeit über tie Preußiſche Garnifon 
der Bundesfeftung Raftatt. Siehe Nr. 84. 

Mittheilungen in Unterfuhungsjachen gegen 
militairpflichtige Perſonen. 

Verjährung der Stempel. 

Anfertigung einer wiederholten ſchriftlichen 
Probearbeit bei der zweiten juriſtiſchen 
Prüfung. Siehe Nr. 87. 

Betreffend die auf die Preußiſchen Beſatzun— 
gen der Bundesfeſtungen Mainz, Luxem⸗ 
burg und Raſtatt bezüglichen Requiſitionen 
in Civil-Juſtizſachen. 

Anciennetäts⸗Verhältniſſe und Gehaltsſtufen 
der richterlichen Beamten. 

Ausführung des Vertrages mit den Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika wegen 
Auslieferung flüchtiger Verbrecher. 

Mittheilungen in Unterſuchungsſachen gegen 
Angeſtellte der Eiſenbahnverwaltungen. 

Vollſtreckung der Straferkenntniſſe hinſichtlich 
der Konfiskate in Unterſuchungen wegen 
unberechtigten Jagens. 

Befugniß zur Erhebung des Konflikts nach 
Maaßgabe des Geſetzes vom 13. Februar 
1854. 

Berfahren bei ver Unterfuhung und Telt- 
ftellung des Gemüthszuftandes Ruſſiſcher 
Unterthanen. 
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Num. | 1860. 

105. | 11. Dezbr. |Stempelrevifion beim Landgericht zu Aachen. 

106. | 12. Dezbr. |Unftellung ver Advolaten und deren Ein- 
mifhung in bie Funktionen der Anwälte. 
Siehe Nr. 109 und 153. 


V. Sm Sabre 1861. 


Rum. | 1861, 1861. 
.. (11. Sanuar. Stempelbflichtigkeit der auf Grund des Art. 
571 der bürgerlichen Prozef-Orbnung ab» 
gegebenen Erklärungen der Dritt-Arreftaten. 
Siehe Nr. 114. 
Januar. abicaffung der für den Bibliothefsfond er- 
hobenen Introduktions-Gebühren. 
29. Yanuar. |Tarirung der Fahrpoftfendungen im Bereid) 
des Deutſchen Poftvereins. Siehe Nr. 154 
und 183. 
29. Yanuar. Stellung der Advokaten in der Prozekpraris 
zu ven Anwalten. Siehe Nr. 106 und 153. 
30. Yanuar. [Diäten und Reifekoften ver Forftihutbeamten 
bei Wahrnehftung der Forftgerichtstage 
wegen Diebſtahls an Holz und anderen 
Waldprodukten. 
16. Februar. Verminderung der beſchlußfähigen Mitglieder- 
zahl beim Gewerbegericht zu Solingen. 
112. 26. Februar. Ermäßigung der Rheinzölle. 


Num. 


1 


P> 


26. Februar. Vetreffend die von Ausländern zur Einge- 
bung einer Ehe in den Königlih Preu- 
ßiſchen Staaten beizubringenden Ehekon— 


ſenſe. 

7./18. März. Stempelpflichtigleit der auf Grund des Art. 
571 der bürgerlichen Prozeß-Ordnung ab— 
egebenen Erklärungen der Dritt-Arreſtaten. 

19. März. Bun Deiterreihifcher Univerfitäten. 

. 18./26. April. Ausftelung von Kautionsverfhreibungen bei 
den im Bezirke des Appellationsgerichts— 
hofes zu Cöln erfolgenvden Kautionsbeftel- 
lungen. Siehe Wr. 81. 124. 139. 

1. Mai. — der Gerichte bei Beſchlagnahme 
falſcher Münzen. 

21. Mai. Zulaſſung jüdiſcher Rechskandidaten zur Aus— 

kultator⸗Prüfung. 


117. 
118. 


Num. 


119. 
120. 


121. 


122. 
123. 
124. 


125. 


126. 


127. 


128. 


129. 


130. 


131. 


1861. 
119. | 24. Mai. 


6. Juni, 
24. Juni. 
5. Juli. 
6. Juli. 
12. Juli. 
17. Juli. 


20. Juli. 


29. Juli. 
17. Auguft. 


20. Auguft. 


19. Septbr. 


Geſetz wegen Ermeiterung des Rechtsweges. 
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Kontrole der Stempel-Erhebung bei den Frie⸗ 
densgerichten in der Rheinprovinz. 

Errichtung einer Depofiten-Kafje für den Be— 
zirt des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 
Siehe Nr. 131. 162. 175. 

Ausftellung von Kautions-Verfhreibungen bei 
den im Bezirke des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöln erfölgenden Kautionsbe— 
ſtellungen. Siehe Nr. 124. 

ar ehe bei Requifitionen an Nieverländifche 

Behörden. 

Beglaubigung ver WBortofreiheits - Bermerfe 
auf Dienjtbriefen. Siehe Nr. 68. 

Ausstellung von Kautiond-Berfchreibungen bei 
ven im Bezirke des Appellationggerichts» 
hofes zu Cöln erfolgenven Kautionsbeftel- 
lungen. Siehe Wr. 81. 116. 139. 

Betrefiend das Heften und Folitren der Akten 
bei deren Einfendung an den Gerichtshof 
zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflikte. 

Vertretung der Friedensrichter in der Ahein- 
provin;. 

Betreffenn die Beiheinigungen, welche bei 
dem Ableben eines der Königlichen Allge- 
meinen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt bei- 
etretenen Yuftizbeamten over deſſen Ehe- 
* der General-Direftion dieſer Anſtalt 
einzuſenden ſind. Siehe Nr. 157. 

Ertheilung des Heiraths⸗ Konſenſes für die 
Juſtizbeamten im Bezirk des Appellations— 
gerichtshofes zu Göln. 

Betreffend die Berichte über vie Verſetzung 
von Auskultatoren und Referendarien an 
andere Gerichte oder deren gewünſchte Ent- 
laffung aus dem Suftizvientte 


28. Dftbr. [Abänderung und Ergänzung der 88. 6 und 


35 des revidirten Reglements für die Pro- 
vinzial» Feuer » Sozietät der Rheinprovinz 
vom 1. September 1852. 


28. Oltbr. Zinsſatz für Die bei der Depofiten-Kaffe des 


Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu 
* zu hinterlegenden Gelder. Siehe 


121. 
27. Novbr, Yusfteihung von Berfchreibungen über Amts- 
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Num. | 1861. 
fautionen im Bezirk des Appellationsge- 
richtshofes zu Cöln. Siehe Nr. 139. 

132. | 28. Novbr. |Betreffend die Pig Fer Lieferung der für 
die Königlichen Staatsbehörven erforder» 
lihen Eremplare der Gejeß- Sammlung. 
Siehe Wr. 137. 146. 150. 

133, | 7. Desbr. |Uebereinfunft zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogthum Heſſen, wegen Verhütung 
der Forſt-, Feld⸗, Jagd- und Fiſcherei— 
Frevel ꝛc., welche in den gegenſeitigen 
Staatsgebieten begangen werben. 

12. Dezbr. |Betreffend die unentgeltliche Lieferung der für 
die Königlichen Staatsbehörden erforderlichen 
Sremplare ver Geſetz-Sammlung. Siebe 
Nr. 132. 

134. | 12. Dezbr. Inſtruktion zur Ausführung des Geſetzes vom 
24. Juni 1861 über die Einführung des 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches. 

135. | 16. Dezbr. Errichtung eines Handelsgerichts in Düſſel— 


dorf. 
136. | 17. Dezbr. |Aufftellung und Einreihung anderweiter Ge- 
bäude-Inventarien der Gerichtöbehörden, 


VL Im Jahre 1862. 


Num. | 1862. 

137. |15. Sanuar. Kontrole über die Haltung der Gefeg-Samm- 
fung Seitens der dazu verpflichteten Juſtiz⸗ 
beamten und über die für die Königlichen 
Staatsbehörden unentgeltlich zu liefernden 
Exemplare ver Gejeg- Sammlung. Siehe 
Nr. 132. 146. 150. 

138. |18. Januar. |Stempelrevifion bei dem Landgericht zu Coblenz. 

139. 122. Januar. |Ausftellung von Verfchreibungen über Amts- 
fautionen im Bezirf des Appellationsge— 
richtshofes zu Cöln. Siehe Nr. 81. 116. 
124 


140, |27. Januar. |Betreffend die durch die Einführung des AU- 
gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs nö: 
thig gewordene Ergänzung der Geſetze über 
die gerichtlichen Gebühren und Soften. 

141. 112. Februar. Abhaltung von Mobiliar-Berfäufen durch die 
Gerichtsvollzieher. 





Num. | 1862. 
142. 20. März. 
143. | 22. März. 
144. | 22. Mir. 
145. | 27. Mär;. 
146. | 15. April. 
147. | 26. April. 
148. | 28. April. 
149. | 30. April. 
150.| 8. Mai. 
151. | 19. Mat. 
152, | 5. Juni. 
153. | 28. Yuti. 
154. |11. Auguft 
155. 26. Auguft 
156. | 16. Septbr 
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5. Dlärz. Bekanntmachung der General: Direktion der 


Allgemeinen Wittwen-Berpflegungs-Anftalt 
wegen Derausgabe einer Schrift. Siehe 
Nr. 143, 

Anftelung von Ausländern im Preußifchen 
Staatsdienfte. 

— — General» Direktion ver 
Allgemeinen Wittwen-Berpflegungs-Anftalt 
wegen Herausgabe einer Schrift. 

IStempelrevifion bei der II. Civilfammer des 
Landgerichts zu Koblenz. 

Verrehnung der gegen Gerichtöwollzieher auf 
Grund der Allerhöcften Order vom 3. Ja— 
nuar 1830 feftgefegten Orbnungsftrafen. 

Betreffend die unentgeltliche Yieferung der für 
die Königlihen Staaisbehörden erforder: 
lihen Exemplare ver Gefeß- Sammlung. 
Siehe Nr. 132. 137. 150. 

Berehnung der Gebühren nad) der Gebühren 
tare für die Friedensgerihte vom 23. Mai 
1859 bei mehreren Berhandlungen in der— 
jelben Angelegenheit. Siehe Nr. 45. 

Gebühren der Apotheker bei ihrer Zuziehung 
in Unterfuhungsjaden. 

Form der Reauifttionen an Franzöfifche Ge- 
richte um Abnahme von Eiden. 

Betreffend die unentgeltliche Yieferung ver 
Geſetzſammlung an die Friedensrichter. 
Siehe Nr. 146. 

Publikation der Interdiktions-Erkenntniſſe. 

Betreffend die während der Abwefenheit eines 

Friedensrichters auffommenden Gmolus 
mente. 

Betreffend die bei Ernennung der Aovofaten 
zu Anwälten zu beobadhtenten Grundfätze 
Siehe Nr. 106 und 109. 

— der Fahr⸗ und Briefpoft-Sendungen 
im Bereihe des Deutſchen Poſtvereins. 
Siehe Nr. 108 und 183. 

.Betreffend die gegen rheiniſche Juſtizbeamte 
im Disziplinarwege erkannten Geldbußen. 

. Einftellung der Erhebung ver Schiffahrtsab⸗ 
gaben auf der Mojel. 


30, Septbr. |Beftimmungen über Verwendung von Stem- 


pelmarfen zu  ftempelpflidtigen Schrift: 
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Num. | 1862. 
ftücten, welche nicht unter öffentlicher Auto- 
rität abgefaßt werden. Siehe Nr. 158. 

30. Septbr. |Beftimmungen über Verwendung von Stem- 
pelmarfen zu ftempelpflichtigen unter öffent: 
licher Autorität ausgefertigten Schriftftüden. 
Siehe Nr. 158. 

157. | 20. Dftbr. a der Wittwenfaffenbeiträge. Siehe 

r. 127. 

158. | 21. Oktbr. Verwendung von Stempelmarken zu ftempel- 
pflichtigen Schriftitüden. 

159. | 21. Oftbr. |Beibringung des oberamtlichen Ehekonſenſes 

und bei ver Ehefhliekung der Einwohner der 

6. Novbr. | Hohenzollernihen Lande. 

160. 114. Novbr. Fuhrkoſten bei Dienftreifen der Staatsbe— 
amten. 

161. |28. Novbr. Berichtigung der Gebühren für die Gutachten 
ter zum — des Eigenthums an Wer— 
ken der Wiſſenſchaft und Kunſt gegen Nach— 
druck und Nachbildung gebildeten Vereine 
von Sachverſtändigen. Siehe Nr. 199. 

162. 20. Dezbr. Geſchäfts-Anweiſung für die Depoſiten-Kaſſe 

| des Bezirks des Appellationsgerichtshofes 
in Cöln. Siehe Nr. 121. 131. 175. 


VII. Sm Sahre 1863. 


Num. | 1863. 

163. | 6. Yanuar. [Mitteilung der Sriminal-Erfenntnifje gegen 
Dffiziere des Beurlaubtenftandes an das 
Seneral-Auditoriat. Siehe Nr. 186. 

164. 110. Yanuar. Aenderung des $. 12 des revidirten Regle— 
ments für die Provinzial» Feuer - Sozietät 
der Rheinprovinz vom 1. September 1852. 

165. 24. Februar. Uebernahme von Syndikaten und Berwal- 
tungen valanter Nachlaſſenſchaften durch 
Neferendäarien und Auskultatoren. 

166. | 2. März. Verwendung von Stempelmarfen zu den Ur» 

funden der Gerichtsvollzieher. 
13. März. |Betreffend die früher unter vem Titel: „Mit: 
| theilungen des Königlichen Polizei = Präfi- 








167. 


diums zu Berlin zur Beförberung ver 
Sicherheitspflege,“ jetst unter der Bezeich— 





172. 


174, 


175. 


176. 


177. 


178, 
179, 
180. 


18, 


27. 


2. 
4. Auguft. 


31. Auguft. 
2. Septbr. 
| 4. Septbr. 


Juni. 


Juni. 


Juni. 


Juli. 
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nung „Central⸗Polizei⸗Blatt“ erſcheinende 
Zeiiſchrift. 


.Stempelreviſion beim Landgericht zu Trier. 


Form der Verhaftsbefehle bei Auslieferungs- 
anträgen nad den Niederlanten. 

Stempelrevifion beim Landgericht zu Aachen. 

Formalitäten bei der Wiederinfursfegung ber 
Papiere auf Inhaber. Siehe Wr. 171. 

Berreffend die den Beamten zu gewährenbe 
Vergütigung für Schreibmaterialien. Siebe 
Nr. 181. 

Formalitäten bei der Wiederinfursfegung ver 
Papiere auf Inhaber. 

Ergänzung und Erläuterung der Allgemeinen 
Deutſchen Wechſel-Ordnung. 

Behandlung der militairpflichtigen Civilbe— 
amten, welche in den Jahren 1862 und 
1863 bei außerordentlichen Veranlaſſungen 
aus dem Reſerve- oder Landwehr-Verhaͤlt— 
niffe zu den ahnen einberufen worden 
find. Siehe Nr. 195. 

Gebührenpflichtigfeit in Vormundſchaftsſachen 
- — des Appellationsgerichtshofes zu 

öln. 

Behandlung der militairpflichtigen Civilbe- 
amten, welde in den Jahren 1862 und 
1863 bei außerordentlichen Beranlafjungen 
aus dem Reſerve- oder Yandwehr-Verhält- 
niffe zu den Fahnen einberufen worden 
find. Siehe Wr. 173, 

Nachtrag zur Geſchäfts-Anweiſung für die 
Depofiten- Kaffe des Bezirks des Appella- 
tionsgerichtähofes zu Cöln, betreffend deren 
Verkehr mit der Bank. Siehe Nr. 162. 

Auspehnung des Geſchäftskreiſes der Rhei— 
niſchen Provinzialssgeuer-Sozietät auf Mo» 
biltar-Berfiherungen. 

Betreffend die bei Beurlaubung von Civil 
Beamten hinfihtlih der Fortzahlung des 
Gehalts ftattfindenden Grundſaͤtze. 

Feſtſetzung ver durch die Ermittelung von 
Defekten entftandenen Koften. 

Aufftelung der Lifte ver Notabeln zur Wahl 

| der Mitgliever des Handelsgerichts. 

Zulaffung zur erften juriftifchen Prüfung. 
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Num. | 1863. 


181. | 5. Septbr. 
18. Septbr. 





Betreffend die den Beamten zu gewährende 
Vergütigung für Schreibmaterialien. 

Feſtſetzung ver durch die Ermittelung von 
Defekten entftandenen Koſten. Siehe Wr. 








baren Staatsbeamten. 
183 Bezeichnung der Fahrpoftjendungen nad Staa- 


178. 
182, 122. Geptbr E der Stellvertretung ver als Abgeorb- 
ten, welde zum Deutichen Poftverein ge- 


I nete zum Yandtage einberufenen unmittel- 
. 123. Septbr. 


hören. Siehe Nr. 108 und 154. 

Koften ver Stellvertretung der als Abgeord— 
nete zum Landtage einberufenen unmittel- 
baren Staatsbeamten. Siehe Nr. 182. 

PVeröffentlihbung der Eintragungen in das 
Handelsregifter. 


5. Oktbr. 
15. Dftbr. Verfahren bei Requifitionen Behufs eidlicher 
Bernehmungen von Perjonen im König— 


184. | 9. Oltbr. 


185 


reih Italien. 

23. Oftbr. |Mittheilung der Sriminal-Erfenntniffe gegen 
Dffiziere des Beurlaubtenftandes an das 
Seneral-Auditoriat. Siehe Nr. 163. 

Berehnung des Stempel in Prozefjen über 
Realjervituten in der Rheinprovinz. 

Errichtung einer Handelsfammer für den Kreis 
Saarbrüden. 

Mittheilung der Kriminal-Erfenntniffe gegen 
Offiziere des Beurlaubtenftandes an das 
General-Auditoriat. Siehe Nr. 186. 

DBetreffend die Frage, in wiefern vie Bethei— 
ligung Preußiſcher Staatsangehörigen an 
PBrämien- Anleihen fremder Staaten als 
verbotenes Spiel in auswärtigen Yotterien 
anzufeben ift. 

Auffündigung der zwifchen der Königlich Preu— 
ßiſchen und der Königlich Niederländiſchen 
Regierung wegen Verhütung der Forſtfrevel 
in Grenzwaldungen geſchloſſenen Ueberein— 
kunft vom 16. Auguſt 1828. 

Requiſitionen an Königlich Niederländiſche 
Behörden um Auslieferung flüchtiger Ver— 
breder. 

Betreffend vie telegraphifchen Dienft-Depefchen. 


187 
188 


26. Oktbr. 
2. Novbr. 
9. Novbr. 


186, 
189. |18. Novbr. 


190, |27. Rovbr. 


191. |30. Novbr. 


192. |10. Dezbr. 


Num. 


193. 
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VII. Sm Jahre 1864. 


1864. 

8. Januar. |Reffortverhältniffe der Militairbehörven bei 
einer gerichtlichen Beſchlagnahme von Ges 
hältern oder Penfionen der Offiziere und 
Militairbeamten. 


194. 111. Januar. Verfahren bei Xequifitionen an Kaiſerlich 


19. 


196. 


197. 
198. 
199. 


200. 


201. 


Ruſſiſche Behörven. 

3./15. Febr. |Behandlung der militairpflichtigen Civilbe— 
amten, welche wegen der Maafregeln gegen 
Dänemark aus dem Reſerve- oder Land— 
wehr⸗Verhältniß zu den Fahnen einberufen 
worden find. Siehe Nr. 173. 

15. Februar.|Aftiengejellihaften bei melden ver Gegen- 
ftand des Unternehmens nicht in Handels— 
geſchäften beiteht. 

22. Februar. Bekanntmachung ver Stedbriefe. Siehe Nr.26. 

9. März. Behandlung der militairpflichtigen Civilbe- 
amten im alle ihrer Einberufung zum 
— bei einer Mobilmachung der 

rmee. 


11. März. Berichtigung der Gebühren für die Gutachten 


der zum Schuße des Eigentyums an Wer- 
fen der Willenichaft und Kunft gegen Nach— 
drud und Nachbildung gebilteten Vereine 
von Sachverſtändigen. Siehe Nr. 161. 
12. März. |Berfahren bei Wiedergewährung von Militair- 
und Invaliden-Benfionen. 


22. April. |Stempelrevifion beim Landgericht zu Coblenz. 
26. April. Behandlung ver militairpflichtigen Civilbe- 
amten im Yalle ihrer Einberufung zum 
Kriegspienfte bei einer Mobilmahung ver 
Armee. Siehe Wr. 198. 
2. Mai. Erhöhung ver Zahl der Mitgliever und Stell- 
vertreter bei dem Gewerbegericht zu Lennep. 
18. Mai. Verbot der Zahlungsleiſtung mittelft aus- 
ländiſcher Banknoten und ähnlicher Werth. 
zeichen. 
20. Mai. |Betreffend die an die Königlich Niederländi— 
| ſchen Behörden zu richtenden Schriftftüde, 
8. Bunt, Regulativ betreffend die Verwaltung der va- 
fanten Nachlaſſenſchaften im Bezirk des 
Appellationsgerihtahofes zu Cöln. 
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Num. | 1864. 

206. | 18. Juni. |Mittheilung der den Kaſſationsrekurs vermwer- 
fenden Entſcheidungen an den Angefchul- 
digten bei Todesurtheilen. 

207. | 16. Juli. Gebuͤhren der praftiihen Aerzte und Wiünd- 
ärzte für Geſchäfte bei den Gerichten. 

208. ‚22. Auguft. |Betreffend die Uebergabe Königliher Dienft- 

und wohnungen. 
26. Septbr. | 

209. | 19. Oktbr. |Betreffend ven Charakter der bei Stempelton- 
traventionen der Gerichtövollzieher verhäng- 
ten Ordnungsitrafen. 

210. | 20. Oktbr. |Belaffung und Einziehung des Gnadengehalts 

und der im Civildienſte angeftellten over be- 
9, Novbr, ſchäftigten Militair-Invaliven. 
211. | 26. Novbr. |Betreffend die erſte juriftifche Prüfung. 
und 
5. Dezbr. 

212. | 18. Dezbr. |Unrehnung des im Jahre 1864 gegen Dä—⸗ 
nemarf geführten Feldzuges als Kriegsjahr 
bei a br 

213. | 28. Dezbr. |Betreffend die Inſertionen in den Staats— 





anzeiger. 


Sabregifter 
zum 
zwölften Bande 
ber 
für die Ahein- Provinz ergangenen 
Gefepe, Verordnungen und Referipte. 


G. bedeutet Gejeß, Verordn. Verorbnung, A. E. Allerhöchſter 
Erlaf, St. M. Beihl. Staats-Minifterial-Befhluß, Minift. 
Erkl. Minifterial: Erklärung, Inftr. Inftruftion, Reg. Negu- 
lativ, G. Tare Gebührentare, B. Bekanntmachung, V. Ver—⸗ 
fügung, 4. V. Allgemeine Berfügung, Cirk. Erl. Cirkular— 
Erlaß, Abſchn. Abſchnitt, ebend. ebenpafelbft, St. Stempel, 
j. Siehe. Die deutſche Zahl giebt die Seite an. 


— (Redaktions-) Gebühren. Inſtr. 22. Auguſt 
59. Th. II. Abfchn. 2. 126. 


Abgaben, inwiefern der Rechtsweg bei Streitigkeiten über die 
Entrichtung öffentliher Abgaben zuläffig ift. ©. 24. Mai 61. 
88. 9.10. 248. 


Abgeordnete, Koften der Stellvertretung der als Abgeordnete 
zum Landtage einberufenen unmittelbaren Staatsbeamten, 
St. M. Beil. 22. Septbr. 63. 421. 

Abgraben (Abpflügen), Beitrafung vesjenigen, welder ein 
fremdes Grundſtück oder einen öffentlichen oder Privatweg 
durch Abgraben oder Abpflügen verringert. G. 30. Mai 59. 
8. 349 nr. 1. 95. 


Ablöfung der bei der Zerftüdelung rentenpflihtiger Grund— 
ftüde vertheilten Rentenbeträge durch Sapitalzahlung. ©. 
27. Juni 60, 194. 
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Abſchlagszahlungen, Annahme und Verrechnung von Ab— 
ſchlags ſahlungen auf eirbuße und Koſten. V. 23. Januar 
und 7. Februar 59. 66. 


Abſchriften, Koften und Abjchriften, welche von ver Steuer- 
behörde bei Stempelrevifionen für nothwendig erachtet werben. 
3.25. Januar 59. 57. — Gebühren und Koften für einfache 
und beglanbigte Abjchriften aus dem Hanbelsregifter oder der 
Eintragung in daſſelbe. Verordn. 27. Januar 62. 8. 14 I. 
nr. 2—4 und V. 354. — Der Unjhägbarfeitsftempel wird 
verwenbet bei der Klage gegen einen Notar auf Ertbeilung 
der Abjchrift einer von ihm aufgenommenen Urkunde V. 
14. März; 63. 397. 


Abweſende, Stempel zum Urtheile auf proviforifhe Einwei— 
fung in den Befig eines durch a ar Urtheil für . 
abweſend Erklärten. V. 9. Septbr. 60.1.6. 208, 


Advokaten, Anftellung der Advokaten und deren Einmiſchung 
in die Funftionen der Anwalte. V. 12. Dezbr. 60. 223. — 
DB. 29. Yanuar 61. 230. — Grundſätze bei der Ernennung 
der Advokaten zu Anwälten. 3.23. Juli 62. 368. 


Advokat-Anwalte, Disziplinarrath berjelben, AT 
in deſſen Angelegenheiten. Reg. 3. Januar 60. 8.4. 164, 


Aerzte, Gebühren verfelben in Kriminalfahen. 2. 15. März 
59. 72. — — der praktiſchen —— für Geſchäfte bei 
den Gerichten. A. V. 16. Juli 64. 450 


Agenten, nn und le — bei Falliments⸗ 
Eröffnungen. 9. Mat 59. Urt. 454 ff. 82 


Alten, a see Prozeß-Alten von Seiten der Regierung 
bei Erhebung eines Kompetenzfonfliftes vor Erlaß, des Siſti— 
rangsbefchkuffes, V. 25. März; 58. 11. — Raffirung der 
Alten bei ven rheinifchen Gerichten. U. V. 29. Septbr. 58. 
37. — Mittheilung der Unterfuhungs- Atten über Münz- 
Verbrechen und PVergehen an den Finanz- Minifter, ; 
18. Juni 59. 105. U. B. 22. Sertbr. 59. 115. — inmwie- 
weit Altenfendungen mit der Fahrpoſt die Bartofreiket im 
Bereiche des Deutſchen Boftvereins zufteht. A. B. 29. Januar 
61. 228. A. 2. 11. Auguft 62. 369. U. 2. 23. Septbr. 63. 
421. — Heften und Foliiren der Alten bei deren Einſendung 
— den Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. 

B. 20. Juli 61. 260. 


Aktien, Aufhebung der Verordn. v. 13. Mai 1840 u. 24. Mai 
1844 über ven Verkehr mit Aftien. ©. 1. Juni 60. 187. 


Altiengefellfhaften, Betheiligung der Yuftizbeamten als 
Mitglieder ver Berwaltungsvorftände bei Aktien- und ähnlichen 
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Geſellſchaften. A. V. 15. April 60. 177. — Beſtimmungen 
über die Rechtsverhältniſſe der Altiengeſellſchaften, bei welchen 
der Gegenſtand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften 
befteht. ©. 15. Februar 64. 435. 


Altionaire, Verpflihtung der Aftionaire zu Zahlung von 
Berzugszinfen für verfpätete Einzahlung der Aftien. ©. 15. Fer 
bruar 64. 8.5. nr. 3. 437, 

Alimente, zum Urtheil über vie bei Güterfheidungen unter 
geſchiedenen Eheleuten der Ehefrau aus der Maffe zu gewäh— 
renden Alimente ift ein befonderer Stempel nicht zu verwen- 
den. V. 9. Septbr. 60. II. B. 22. 206. — Stempel zu Ur« 
theilen bei Klagen wegen Alimentenfowerungen von Enleln 
gegen Großeltern. B. 11. Dezbr. 60. B. 7. 221. — Bei Kla- 
gen auf Zahlung von Alimenten von der Geburt eines Kin— 
des bis zu deſſen zurüdgelegtem 14. Yebensjahre ift ver ganze 
Betrag der für dieje Zeit geforverten jährlichen Altmente bei 
der digg des Stempeld zum Grunde zu legen. 8. 
11. April 63. B. 15. 399. 


Amtsblatt, Belanntmahungen durd das Amtsblatt bei fol- 
chen Aktiengefellichaften, bei denen ver Gegenftand des Unter⸗ 
nehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht. G. 15. Febr. 64. 
8.5. nr. 1.2. 436. 


Amtslautionen, amderweitige Einrihtung des Amts» Kau- 
tionswefens. ©. 21. Mai 60. 184. — Verfahren binfihtlid 
der Amtsfautionen, welche Juſtizbeamte zu beftellen haben. 
A. V. 3. Auguft 60, 195. — f. auch Kaution und Kautions— 
verſchreibungen. 


Anciennetät, Verleihung der Gehaltszulagen an richterliche 
Beamte nach Maaßgabe der Anciennetaͤt. A. E. 12. Novbr. 
60. 212. 


Angeſchuldigte, Mittheilung ver den Kaſſationsrekurs ver« 
werfenden Entſcheidung an den Angeſchuldigten bei Todes— 
urtheilen. V. 18. Juni 64. 450. 


Anklagen, Angabe ver ven Rückfall betreffenden Thatſachen 
in den Anflagen. U. 3. 14. Novbr. 59. 119. 


Anmeldung, zur Eintragung in das Handelsregifter, Koften 
dafür. Beroron. 27. Yanuar 62. $. 14. 1.2. 354. 


Anwalte, Gebühren der Anwalte bei dem Theilungsverfahren 
und bei gerichtlichen Verkäufen von Immobilien. ©. 3. Mai 
58. Art. 2. 11. u. 12. 16. — Einmifhung der Aovofaten in 
die Funktionen ver Anwalt. B. 12. Dezbr. 60. 223. B. 
29. Januar 61. 230. — Grundfäte bei Ernennung der Ad⸗ 
vofaten zu Anwälten. V. 23. Juli 62. 368. | 
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Anweiſungen, Verwendung von Stempelmarken zu Anwei- 
ſungen. A. V. 21. Oltbr. 62. Anlage a. 8. 2. nr. 1u.$. 4. 
374, 


Anzeigeblätter, inwiefern die Beförderung derjelben dem 
- Boftzwange unterworfen ift. ©. 21. Mai 60. $.3. 183. 


Apotheker, Gebühren verfelben bei ihrer Zuziehung in Unter- 
fuhungs-Saden. Cirk. Erl. 28. April 62. 364. 


Uppellation, AZuläffigfeit derſelben in Prozeffen ver Staats- 
beamten gegen ven Fiskus wegen Anfprühe auf Beſoldung, 
Penfion oder Wartegelt. G. 24. Mai 61. 8.4. 247, — 
desgl. in Prozeffen gegen den Fiskus wegen Erftattung von 
Stempelabgaben. *bend. 8. 13. 249. 

Arbeitsbüher, Aufhebung der Beftimmungen über viefelben. 
©. 8. Juni 60. 193. 


Urmaturftüde, Beftrafung vesjenigen, welder von einem 
Soldaten Armaturftüde Fauft oder zum Pfande nimmt. ©. 
30. Mai 59. $. 349. nr. 4. 95. | 


Urmenangelegenheiten, Verwaltung des Landarmenweſens 
in der Rheinprovinz. Verordn. 14, Juni 59. 101. 


Armenprozeffahen, Vortofreiheit verfelben. ‚Reg. 3. Ja⸗ 
nuar 60. 8.6. 164. | 


Arnıenreht, Anwendung vefjelben bei dein Theilungsverfahren 
und dem gerihtlihen Verkauf von Immobilien. ©. 3. Mai 
58. Art. 20. 24. — Gebührentare für die Friedensgerichte 
23. Mai 59. Art. 17. 92. 


Armenfahen, Stundung ver Gerichtsfchreiberei- Gebühren in 
Armenſachen. Inſtr. 22. Auguft 59. Thl. III. Abſchn. 2a. 139. 


Armen- Bormundfhaftsfahen, Portofreiheit verjelben. 
Reg. 3. Januar 60. 8.7. 165. 3. 3. April 60. 175. 


Arreft, Stempel zu vorläufigen Entſcheidungen über die Gültig- 
keit eine® von ven Parteien angelegten Arreftes. V. 9. Septbr. 
60. II. A, 11. 204. — Stempel bei Klagen auf Verurthei— 
lung zur Zahlung einer beftimmten Summe und Gültigkeits— 
erflärung eines dafür angeleaten Arreftes. V. 11. Dezbr. 60. 
B. 10. 222. — Stempelpflichtigfeit ver auf Grund des Art. 571 
der bürgerlichen. Prozeß: Drtnung abgegebenen Erklärungen 
ber Drittarreftaten. B. 18. März 61. 241. — Verfahren, 
wenn auf die bei ver Depofitenfaffe in Cöln hinterlegten Gel- 
* Arreſt erhoben wird. ©. 24. Juni 61. 88. 10. 11. 13. 14. 


Aſſeſſoren, Zuziehung der nicht etatsmäßigen Aſſeſſoren zu 
ven Aſſiſen-Sitzungen. V. 26. Januar 59. 58. 
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Alfifen-Sigungen, Zuziehung der nicht etatsmäßigen Af- 
fefjoren zu ven Alfifen-Sigungen. V. 26. Januar 59. 58. 


Attefte, Dispenfation der franzöfifhen Unterthanen von ver 
Beibringung des Atteftes ihrer Heimathsbehörve Behufs ihrer 
Berehelihung in Preußen. V. 2. April 58. 13. — Gebühren 
und Stempel für Attefte, welche aus dem Hanvelsregifter er- 
theilt werden. Verordn. 27. Januar 62. $. 14. I. nr. 3 und 
V. 354. — Berwendung von Stempelmarfen zu Xiteften. 

A. V. 21. Dftbr. 62. Anlage a. 8.2 nr. 7. 375. 


Auditenre, Befugnif der Auditeure zur Aufnahme legtwilliger 
Berordnungen und anderer Hantlungen ber freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit mit Militairperfonen. ©. 8. Juni 60. 88. 1—3. 

8.6 ff. 188. — Unzuläffigfeit des Wechfelarrefted gegen 
ubiteure. G. 27. Mat 63. Art. I nr. 2 lit. b. 402. 


Auflöjung einer Altiengefellfchaft, bei welder ver Gegenftand 
des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften beſteht. ©. 
15. Februar 64. 435. 


Auffihtsrath bei Aftiengefellfchaften, Verfahren in Prozefien 
gegen die Mitglieder des Auflichtsrathes. ©. 15. Februar 64. 
8. 5. nr.4. 437. 


Ausfertigung, Eingangeformel für die in erefutorifcher Form 
zu ertheilenden Ausfertigungen der Urtheile, ver Notariats- 
und fonftigen Urkunden für die Dauer der Regentſchaft. V. 
18. Oltbr. 58. 41. 


Ausfertigungs- (Erpeditions-) Gebühr, Inſtr. 22. Auguft 
59. Tht. II. Abjchn. 3. 133, 

Austultatoren, Zulaffung zur erften juriftifhen Prüfung. 
A. B. 19. Mai 59. 84. — Zulaſſung jüdiſcher Rechtskandi— 
daten zur Ausfultator-Prüfung. A. V. 21. Mai 61. 246. — 
Abänderung der Beitimmungen über die erfte juriftifche Prü— 
fung U. 3.5. Dezbr, 64. 458. — Berichte über die Ver— 
fegung von Ausfultatoren an andere Gerichte oder deren ger 
wünſchte Entlaffung aus dem Juſtizdienſte. B. 19. Septbr. 
61. 263. — llebernahme von Syndikaten und Verwaltungen 
valanter Nachlaſſenſchaften. B. 24. Februar 63. 394. 


Ausland, Beitrafung der im Auslande begangenen Uebertre— 
tungen. V. 25. Auguft 59, 114. — Aufhebung der Verordn. 
v. 13. Mai 1840 über ven Verkehr mit auslänbithen Bupieren. 
&. 1. Juni 60. 187. — Befugniß der Aupditeure folder Trup- 
pentheile, welche ſich im Auslande befinden, letwillige Ver— 
orbnungen und andere Handlungen der freiwilligen Gerichts— 
barfeit mit Militairperfonen aufzunehmen. ©. 8. Juni 60. 
88.1—3. 188. — Ausübung der bürgerlichen Gerichtsbar« 
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keit im Auslande. ©. 8. Juni 60. 8. 13. 191. — insbeſon⸗ 
dere über die Preußiſche Garniſon der Bundesfeſtung Raſtatt. 
V. 1. Oktbr. 60. 207. — Portofreiheit von Poſtſendungen 
nach dem Auslande. A. V. 29. Januar 61. 228. — Bethei⸗ 
ligung Preußiſcher Staatsangehörigen an Prämien Anleihen 
fremder Staaten, inwiefern eine ſolche Betheiligung als ver— 
botenes Spiel in auswärtigen Lotterien anzuſehen iſt. V. 
18. Novbr. 63 426. — Das Verbot der Zahlungsleiſtung 
mittelft ausländiicher Banknoten und ähnlicher Wertbzeichen 
findet in ven Hohenzollernfhen Landen feine Anwendung. 
Verordn. 18. Mai 64. 446. 


Ausländer, VBerzeihniß der Behörden in ven Deutichen Bun- 
vesftaaten, welche zur —— von Ehekonſenſen an Aus—⸗ 
länder Behufs Eingehung einer Ehe in Preußen befugt ſind. 
A. V. 26. Februar 61. 236. — Anſtellung von Ausländern 
im Preußiſchen Staatsdienſt. A. V. 20. März 62. 358. 


Auslieferung, Ausführung des Vertrages mit den Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerifa wegen Auslieferung flüchtiger 
Berbreher. A. B. 26. Novbr. 60. 213. — Form der Ber- 
baftsbefehle bei Auslieferungsanträgen nah den Niederlanden. 
B. 2. April 63. 397. — Reauifitionen an Königl. Nieder: 
länvifche Behörden um Auslieferung flühtiger Verbrecher. A. 
V. 30. Novbr. 63. 428. 


Auszug, Gebühren und Stempel für Auszüge aus dem Han- 
velöregifter. Verordn. 27. Yan. 62. 8.14 I. nr. 3u. V. 354. 


B. 


Bank, Belegung ver bei der Depoſiten-Kaſſe in Cöln einge- 
henden Gelver bei ver Bank. ©. 24. Juni 61. 88. 4. 20. 252. 
— Verkehr der Depofiten- Kaffe in Cöln mit ver Bank. Nach— 
trag zur Gefhäftsanmweifung 27. Juni 63. 411. 


Banknoten, das Berbot der Zahlungsleiftung mittelft auslän« 
bifcher Banknoten findet in ven —— Landen keine 
Anwendung. Verordn. 18. Mai 64. 446. 


Baumpflanzungen, Uebereinkunft mit dem Großherzogthum 
Heſſen wegen Verhütung der an Baumpflanzungen vorkom— 
menden Frevel. Miniſt.Erkl. 7. Dezbr. 61. 267. 

Bauſachen, techniſche Reviſion der Bauſachen in Königlichen 
Dienſtwohnungen. A. V. 2. März b8. 9. 

Bayern, Uebereinkunft mit Bayern zur gegenſeitigen Verhü— 
tung und Beſtrafung der Forſt⸗, Jagd⸗, ld» und Fiſcherei⸗ 
frevel in den Grenzgebieten. Miniſt.Erkl. 7. Juli 59. 108. 
V. 25. Auguft 59. 114. Ä 
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Beamte, Berminderung der Zeugeneide ver Beamten. B. 20. Ja⸗ 
nuar 59. 56. — Beltrafung ver Beamten wegen verübter 
Mifhandlungen orer Körperverlegungen bei Ausübung ihres 
Amtes. ©. 30. Mai 59. 8.316. 94. — Behandlung der mi— 
litairpflidtigen Givilbeamten im Falle ihrer Einberufung zu 
den Fahnen bei der im April 1859 angeorbnieten Kriegsbe— 
reitfhaft der Armee. St. M. Beichl. 18. Juni 59. 105..— 
Ausdehnung dieſes Beſchluſſes auf diejenigen Civilbeamten, 
welche aus den Reſerve- oder Panpwehr-Berhältniffe einbe- 
rufen werden. Gt. M. Beſchl. 31. Dezbr. 59. 158. — Be 
handlung ver bei einer Mobilmahung ver Armee ald Offiziere 
oder Militair-Apminiftrationsbeamte eingezogenen penfionirten 
oder auf Wartegelo ftehenden Givilbeamten. St. M. Beſchl. 
25. Februar 60. 172. — Behandlung der militairpflichtigen 
Civilbeamten, welde in den Jahren 1862 und 1863 aus dem 
Reſerve- oder Landwehrverhältniß zu den Fahnen einberufen 
worben find. St. M. Beſchl. 29. Mai 63. 404. — Behund- 
fung der militairpflibtigen Civilbeamten, welche wegen ver 
Maafregeln gegen Dänemarf aus dem Reſerve- oder Land- 
wehr-Berhältnig ji den Fahnen einberufen worden find, St. 
M. Beihl. 3. Februar 64. 434. — desgl. derjenigen, welde 
bei einer Mobilmahung ver Armee zum $riegsdienfte einbe- 
rufen werden. St. M. Beihl. 9. März 64. 440. — Befug- 
niß der aus ihrem Dienftverbältniß entlaffenen Civilbeamten 
zum Tragen der Uniform. 8.8. Septbr. 59. 115. — Be 
theiligung der Beamten als Mitgliever der Bermaltungsvors 
ftände bei Altien- und ähnlichen Gefellfchaften. A. B. 15. April 
60. 177. — Berfahren hinſichtlich der Amtskautionen, melde 
Juſtizbeamte zu beftellen haben. U. B. 3. Auguft 60. 195 — 
Zulaffung des Rectsmeges bei Aniprüden von Staatsbeamten 
wegen ihrer Dienfteinfünfte. ©. 24. Mai 61. 88. 1—8. 247, 
— Ertbeilung der Heirathöfonfenfe für die Yuftizbeamten. 
V. 20. Auguft 61.. 263. — Kontrole über die Haltung der 

ie ARTE Seitens der dazu verpflichteten Yuftizbeam» 

ten. U. V. 15. Januar 62. 343. — Geldbußen, welche gegen 
rheinifhe Yuftizbeamte im Disziplinarmege erkannt werben. 

B. 26. Auguft 62. 371. — Verfahren der Beamten bei Ber- 

wendung von Stempelmarfen zu ftempelpflihtigen unter öf— 

fentliher Autorität ausgefertigten Schriftftüden. A. B. 21. Df- 
tober 62. Anlage b. 376 — inwiefern die Vollſtreckung des 

Wechlelarreftes gegen Civilbeamte unzuläffig ift. ©. 27. Mai 

63. Art. 1Ior.2c. 402. — Grundſaͤtze hinſichtlich der Fort. 

jeblung des Gehalts bei Beurlaubung von Civilbeamten. N. 
. 4. Auguft 63. 414. — DBergütigung, welde den Beamten 

für Schreibmaterialien zu gewähren ift. St. M. Beſchl. 11. Mai 

63. u. U. 3. 5. Septbr. 63. 419, — Koſten der Stellvertre- 
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tung der als Abgeordnete zum Landtage einberufenen unmittel- 
baren Staatsbeamten. St. M. Beſchl. 22. Septbr. 63. 421. 


Beglaubigung, Gebühren für die Beglaubigung eines Ab- 
drucks oder einer Abfchrift, welche zur Eintragung in das Han— 
Dann beftimmt ift. Verordn. 27. Yanuar 62. 8.141 3_ 
u. V. 354. 


Behörden, Verfahren derſelben bei Verwendung von Stempel⸗ 
marken zu ſtempelpflichtigen unter öffentlicher Autorität aus— 
gefertigten Schriftſtücken. A. V. 21. Oltbr. 62. Anlage b. 376. 


Befanntmahungen bei ſolchen Aktiengefellihaften, bei denen 
der Gegenftand des Unternehmens nicht in Handels-Geſchäften 
befteht. ©. 15. Februar 64. 8.5 nr. 1.2. 436, 

BDelagerungszuftand, Befugnig der Militairperfonen, wäh— 
rend des Belagerungszuftandes privilegirte Teftamente zu er— 
ridhten. ©. 8. Juni 60. 88. 4 ff. 189. 


Beihlagnahme des Vermögens ausgetretener Militairpflidy- 
tiger in der Rheinprovinz. B 18. Tebr. 59. 71. — Reſſort— 
verhältniffe der Militairbehörven bei einer gerichtlichen Bes 
ſchlagnahme von Gehältern oder Penfionen der Offiziere und 
Militairbeamten. A. V. 8. Januar 64. 433. 


Beſoldung, Zulafjung des Rechtsweges bei Anfprüden von 
Staatsbeamten wegen ihrer Befoldung. ©, 24. Mai 61. 88. 
1—8. 247. 


Beurlaubtenftand, f. Landwehr. 

Bevollmädtigte ver Altiengejelfchaften in Prozeffen gegen 
bie Mitgliever des Vorſtandes oder des Auffichtsraths. ©. 
15. Yebruar 64. 8.5 nr. 4, 437. 

Bibliotheffond, Abjhaffung ver für ven Bibliothekfond er- 
hobenen Introbuftionsgebühren. V. 14. Januar. 61. 227. 

Bilanz, über das Bermögen folder Aktiengejellfchaften, bei de— 
nen der Gegenftand des Vermögens nicht in Hanvelsgefchäften 
beftebt. ©. 15. Februar 64. 8. 5 ur. 7. 437. 


Brauweiler, Arbeitsanftalt — Bollftredung gerichtlich erfannter 
Sefängnißftrafen an ven Häuslingen ver Anftalt. B. 8. Juli 
59. u. U. E. 14. Juni 59. 107. 


Briefe, inwieweit bie Beförberung von Briefen dem Boftzwange 
unterworfen iſt. ©. 21. Mai 60 8.2. 183. — Erforderniſſe 
zur portofreien Verſendung von Briefen nah den Staaten 
des Deutſchen Boftvereind. A. V. 29. Januar 61. 228. 4. 
B.11. Auguft 62. 369. U. V. 23. Septbr. 63. 421. — Be 
glaubigung der Bortofreiheitsvermerke auf Dienftbriefen. V. 
12, Yuli 61. 257. f. auch Geſchäftsbriefe. 
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Bücher einer Aktiengeſellſchaft, Führung und Aufbewahrung 
verfelben. ©. 15. Februar 64. 8. 5 nr. 7 u. 11. 437. 

Bülten, Strafe für das unbefugte Bültenhauen auf fremden 
Grunpftüden. ©. 30. Mai 59. 8. 349. ur. 2. 95. 


Bürgerrehtsgelp, ſtädtiſches. G. 14. Mai 60. 182. 


C. 


GentralePolizei-Blatt, Haltung deſſelben Seitens ver Ge— 
richte und Beamten der Stuatsanwaltichaft. A. V. 13. März 
63. 396. 


Gertifilat, Koften für die Ertheilung eines Gertifitates aus 
dem Hanvelsregifter. Verordn. 27. Januar 62. 8. 14. I. nr. 3 
u. II, 354. 


Cessio bonorum, inwiefern die Bollftrefung des Wechiel- 
arreftes genen einen Schuldner, welder zur Oüterabtretung ver- 
ftattet werden, unzuläffig ift. ©.27.Mai63. Art.1 nr.2ff. 402. 


Civilbeamte, f. Beanıte. 


Givilgejegbud (Rheinifches), Aufhebung ver Art. 981—984. 
988 - 997. ©. 8. Yuni 60. 8. 14. 19. 


Civilprozeßſachen, Portofreiheit verfelben. Reg. 3. Iamuar 
60.8.5. 164. 


Cöln, Uebereinkunft unter ven Rheinuferftaaten wegen des Baues 
einer ftehenden heinbrüde zu Cöln v.7. Mai 58. 25. — 
Cöln, Appellationdgerichtshof, feierlibe Sitzung der vereinigten 
Senate veffelben nad ven Ferien. V. 6. Septbr. 60. 201. 


D. 


Dänemark, Behandlung der militairpflichtigen Civilbeamten, 
welche wegen der Maaßregeln gegen Dänemark aus dem Re— 
ſerve- oder Landwehr-Verhältniſſe zu ven Fahnen einberufen 
worden find. St. M. Beſchl. 3. Februar 64. 434. — Anrech— 
nung des im Jahre 1864 gegen Dänemark geführten Feld— 
zuges als Kriegsjahr bei Penſionirungen. U, E. 18, Dezbr. 64, 
461. 


Darlehn, Stempel in Brozeffen auf Gewährung eines Dar⸗ 
lehns. V. 9. Septbr. 60. I. 5. 203. 

Defekte, Verhütung der Stempelvefefte. V. 27. Septbr. 59. 
116. — Feſtſetzung der durd die Ermittelung von Defekten 
entftandenen Koften. St. M. Beil. 31. Auguft 63. 415. 
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Denunziantenantheile ver Gendarmen, bei Gemwerbepolizei- 
Üebertretungen find diefelben unzuläffig. U. B. 20. Dezbr. 59. 
120. 


Depofitalgelder, Verfahren bei Auszahlung dverfelben, wenn 
die Interejjenten fi im Bezirk des Appellationsgerihtähofes 
zu Cöln befinden. A. 3. 23. Juni 59. 106. 


Depofitenkaffe in Cöln, Errichtung verfelben. ©. 24. Juni 
61.8$8.1—7. 251. — Beltimmung des Zinsfußes für die 
bei derfelben eingehenden Gelder. Verordn. 28. Dft. 61. 265. 
— Geſchäftsanweiſung für die Depofitenfafie 20. Dezbr. 62. 
381 ff. — Verkehr der Depofitenkaffe mit ver Bank. Nach— 
trag zur Geſchäftsanweiſung 27. Juni 63. All. — Hinter: 
legung der Gelder aus einer vafanten Nachlaſſenſchaſt bei ver 
Depofitentaffe Reg. 8. Juni 64. 447. 


Defertion, privilegirte militairifche Teftamente verlieren durch 
Dejertion ihre Gültigkeit. ©. 8. Juni 60. $.10. 191. 


Detentionsanftalten, Bollftredung gerichtlich erfannter Ge— 
fängnißftrafen an den Häuslingen der Arbeitsanftalt zu Brau— 
weiler und ähnlichen Detentionsanftalten. V. 8. Juli 59. 107. 


Deutſche Bunvdesftaaten, inwieweit Brief» und Altenjen- 
dungen mit der Fahrpoſt die Portofreiheit im Bereich des 
Deutſchen Poftvereind zufteht. U. V. 29. Januar 61. 228. 
U. V. 11. Auguft 62. 369. U. V. 23. Septbr. 63. 421. — 
Berzeihniß der Behörden in den Deutihen Bunvesftaaten, 
welche zur Ertheilung von Ehelonfenfen an Ausländer Behufs 
Eingehung einer Ehe in Preußen befugt find. U. V. 26. Fe 
bruar 61. 236. 

Diäten, ver Friedensrichter und TFriedensgerichtsfchreiber für 
Erledigung auswärtiger Geſchäfte. G. Taxe 23. Mai 59, 
Art. 13. 91. — Diäten der Forftihußbeamten bei Wahr- 
nehmung der Forftgerichtstage. A. B. 30. Januar 61. 232. 

Diebftahl, Strafe für die Entwendung von Früdten, Eß— 
waaren und Getränken. ©. 30. Mai 59. 8.349 nr. 3, 95. 


Dienftbriefe ſ. Briefe. 

Dienfteid f. Eid. 

Dienftreifen, Fuhrkoften bei Dienftreifen der Staatöbeamten. 
U. V. 14. Novbr. 62. 379. 

Dienftwohnungen, technische Revifion der Baufuchen in Kö— 
niglihen Dienftwohnungen U. B. 2. Mär; 58. 9. — Ueber» 
gabe Königliher Dienſtwohnungen. St. M. Beil. 22. Auguft 
64. u. U. V. 26. Septbr 64. 451. 


Dispenfation der franzöfifhen Unterthanen von der Beibrin- 
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gung bes Atteſtes ihrer Heimathsbehörde behufs ihrer Ver— 
ehelichung in Preußen. B. 2. April 58. 13. 


Disziplinarrath der Advokat-Anwalte, Portofreiheit in An- 
gelegenheiten deſſelben. Reg. 3. Januar 60. $. 4. 

Disziplinarfachen, Geldbußen, welche gegen rheiniſche Inftiz« 
beamte im Disziplinarwege erkannt find. 3.26. Aug. 62. 371. 

Drudfadhen, Rüdgabe polizeilih mit Beſchlag belegter Drud- 
ſachen nad Aufhebung ver Beſchlagnahme durch den Staats- 
anmwalt DB. 24. Dezbr. 58. 44. 


Düffeldorf, Errichtung eine® Handelsgerichts daſelbſt. A. 
E. 16. Dezbr. 61. 339. 


€. 


Ehe, Dispenfation der franzöſiſchen Unterthanen von der Bei- 
bringung des Atteites ihrer Heimathsbehörde Behufs ihrer 
Verehelichung in Preußen. V. 2. April 58. 13. — Verzeich- 
niß der Behörden in ven Deutfchen Bundesftaaten, welche zur - 
Ertheilung von Ehefonfenfen an Ausländer behufs Eingehung 
einer Ehe in Preußen befugt find. U. V. 26. Febr. 61. 236. — 
Erforberniß des oberamtlihen Ehekonſenſes bei Eheſchließungen 
in den Hohenzollernfhen Landen. 4. B. 6. Novbr. 62. 378, 


Ehefrau, zum Urtheil über vie bei Güterfheidungen unter ge 
fhiedenen Eheleuten ver Ehefrau proviforiih aus der Mafle 
zu gewährenden Alimente ift ein befonverer Stempel nicht zu 
verwenden. V. 9. Septbr. 60. II. B. 22. 206. — Stempel zum 
Urtheile auf die von einer Ehefrau gegen ihren Ehemann ge- 
richtete Klage, fie zum Erſcheinen vor Gericht und zum Ab- 
ſchluß von Berträgen zu ermädhtigen. B. 11. Dezbr. 60. A.1. 
220. — madt vie Ehefrau nah erfannter Gütertrennun 
eine ihr an die Mafle zuftehenve Forderung geltend, fo En 
ver Wertbftempel verwendet werden. V. 18. San. 62. III. 345. 


Eid, Vereidigung ter Eifenbahnwärter durd) die Friedensrichter. 
B. 3. Dezbr. 58. 43. — Verminderung der Zengeneide ver Be- 
amten. 3 20. Sanuar 59. 56. — Gebühren ‚ver Friedens— 
rihter und Triedensgerichtsichreiber für die Abnahme von 
Eiven. ©. Tare 23. Diai 59. Art. 1 nr.12. Art. 2 nr. 3. 4. 
Art.7. 9. 86. — Verweiſung der Notarien auf früher ge- 
leiftete Dienfteive. V. 7. Juni 59. 96. — Requifitionen alts 
ländifcher Gerichte um Abnahme von Manifeftationseiven. 3. 
7. Bunt 59. 97. — Beeidigung der Handels: Mäfter. Inftr. 
12. Dezbr. 61. Thl. 3. 331. — Form der Requifitionen an 
feaupöfifche Serihte um Abnahme von Eiden. B. 30. April 
. 365. 
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on und Einzugsgeld, ftäbtifches. ©. 14. Mai 60. 
182. 


Einregiftrirung von Urkunden, Gebühren der Friedensrichter 
und Friedensgerihtsfchreiber. G. Tare 23. Mai 59. Art. 8 
nr. 2. Art. 9. 89. 


Einfprud, Verfahren, wenn auf die bei ver Depoſitenkaſſe in 
Coͤln hinterlegten Gelder Einfprud erhoben wird. ©. 24. Juni 
61. 88. 10. 11. 13. 14. 254 — zum Urtheil über ven Ein- 
ſpruch gegen die Erefution, welche in Folge eingetretener Sub- 
rogation von dem zahlenden Bürgen gegen feinen Mitbürgen 
verfucht wird, ift der Wertbitempel zu verwenden. V. 18. I 
nuar 62, IV. 345. 


Eifenbahnen, Benugung der Preufifhen Eifenbahn-Telegra- 
phen. U. B. 4. Septbr. 58. 32. — Berbinplichfeit der Ehen. 
bahngeſellſchaften zur unentgeltlihen Beförderung ver Poft- 
fendungen. ©. 21. Mai 60. 8.5. 183. — Uebereinfunft mit 
vem Großherzogthum Heflen wegen Verhütung von Freveln an 
Eifenbahnen. Minift. Erkl. 7. Dezbr. 61. 267 — in weldyem 
alle bei Dienftreifen der Staatsbeamten mit der Eifenbahn 
für die Beförderung vom Bahnhofe bis zu dem Orte, nad) 
welchem ber Bahnhof benannt ift, Reiſekoſten zuläffig find. 
A. V. 14. Novbr. 62. 379. 


Eiſenbahn-Aktien, Aufhebung der Verordn. v. 24. Mai 1844 
über ven Berfehr mit Eifenbahn- Aktien. G. 1. Yunt 60. 187. 


Eifenbahnbeamte, Stempelfreiheit ver Tauf-, Trau- und 
Todtenfcheine, welhe Beamte der Staatsbahnen bei Penfions- 
und Unterftügungsfaffen beizubringen haben. U. €. 14. Febr. 
59. u. U. V. 29. Septbr. 59. 70. — Mittheilungen in Un: 
terfuhungsfahen gegen Angeftellte ver Eifenbahn-VBerwaltungen. 
A. V. 27. Nov. 60. 214. 

Eiſenbahnwärter, Vereidigung derfelben durch die Friedens— 
richter. V. 3. Dezbr. 58, 

Emanzipation, Gebühren und Koſten für Emanzipationen. 
G. 5. Juni 63. Art. 15. 409. 

Emolumente, welde während der Abwefenheit eines Friedens— 
richter8 auffommen. V. 5. Juni 62. 368. 

Entel, Stempel zu Urtheilen auf Klagen * Alimentenfor⸗ 
derungen von Enkeln gegen Großeltern. V. 11. Dezbr. 60. 
B. - S8L, 

Entlaffun anne für Gewerbegehülfen, Geſellen und 
Lehrlinge rkenntniſſe. 

Entwäſſerungs-Anlagen zur Verſchaffung der Vorfluth. 
G. 14. Juni 59. 97. -—- Das Geſetz vom 23. Januar 1846 
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über das Aufgebots- und Präkluſions-Verfahren für Entwäffe- 
rung®-Anlagen wird für die Nheinprovinz anwendbar erklärt. 
G. 14. Juni 59. 8.9. 100. 


Erbe, in welder Weife fih berfelbe zur Empfangnahme hin- 
terlegter Gelver bei der Depoſitenkaſſe in Cöln zu Iegitimtren 
bat. ©. 24. Iumi 61. 8.15. 255. 


Erde, Beftrafung desjenigen, der auf fremden Grundſtücken oder 
Wegen Erde gräbt. ©. 30. Mai 59. $. 349 nr. 2. 98. 


Erfenntniffe, Stempelpflidtigkeit der Erlenntniſſe der Ge- 
werbegerichte über Klagen ei Austellung von Entlaffungs- 
Zeugniſſen für Gewerbegehülfen, Gefellen und Lehrlinge. B. 
1. Juni 58. 30. — Angabe der den Rüdfall betreffenden 
Thatjachen in den Anklagen und Feftftellung tiefer Thatjachen 
in den ftrafgerichtlichen Erfenntniffen. A. V. 14. Novbr. 59. 119. 
—Publikation der Interdiktions-Erkenntniffe. B. 19. Mai 62. 
367. — Mittheilung von Kriminal-Erfenntnifien gegen Offi— 
iere des Beurlaubtenftandes an das ©eneral- Auditoriat. U. 
5. 6 Januar 63. 393. U: 8.23. Oftbr. 63. 424. — Mit- 
theilung des den Kaflationsrefurs verwerfenden Erfenntniffes an 
den Angeklagten bei Tovdesurtheilen. B. 18. Juni 64, 450. — 
Stempel zu Erkenntniſſen |. Stempelanfag. 


Efwaaren, Strafe für die Entwentung von Efwaaren. ©. 
30. Mai 59. 8. 349 nr. 3. 95. 


Eupen, Errichtung einer Handelskammer für den Kreis Eupen 
und Aufhebung der in der Stadt Eupen beftehenven konful- 
tativen Kammer für Manufalturen, Fabriken, Künfte und Ge- 
mwerbe, A. E. 12. Septbr. 58. 36, 


Eretution, Mifbraud von Poſtſcheinen über fingirte Geld— 
oder Werthſendungen zur Abwendung ver Erefution. G. 30. Mai 
59. 8. 243 ur. 6. 94. — Erelution in Wechſelſachen. ©. 
27. Mai 63. Urt. 1 nr. 1. 402. 


Erpropriation, Gebühren der Friedensridhter und Friedens⸗ 
gerichtsjchreiber für ihre Mitwirfung bei Erpropriationen, 
©. Tare 23. Mai 59. Art. 5. 9. 88. — Gtempelverwendung 
in Erpropriationsprozefien. U. B. 7. Mai 60. 180, — Stem- 
pel zum Urtbeile über Löſchung einer arbitrair normirten Kau— 
tion in Exrpropriationsprozeflen. V. 9. Septbr. 60. II. 204, 


F. 


Fabrikarbeiter, Aufhebung der Beſtimmungen über die Ar— 
beitsbücher der Fabrikarbeiter. G. 8. Juni 60. 193. 

Falliment, Eröffnung des Falliments und Wirkungen deſſel— 
ben. ©. 9. Mai 59. Art. 441— 447. 79. 


494 Sachregiſter. 


Fallitſachen, an wen die Auszahlung der in Fallitſachen bei 
der Depofitenfaffe in Cöln hinterlegten Gelver zu bewirfen ift. 
®. 24. Juni 61. 8. 11 nr. 2. 254. 


Samilienrath, Gebühren der Friedensrichter und Friedens. 
gerichtsfchreiber für Abhaltung eines Familienraths. G. Taxe 
23. Mai 59. Art. 1 nr. 4. 6. Art. 4. 9, 85. 


Feldfrevel, Uebereinfunft mit Bayern wegen gegenfeitiger Ver— 
bütung und Beftrafung verfelben. Minift. Erkl. 7. ul 59. 
108. — Uebereinfunft mit dem Großherzogthum Heffen zu 
dem gleihen Zweck. Minift. Erkl. 7. Dezbr. 61. 267. 


Teuerfozietäts-Reglement, Abänderung der $$. 6. 9. 72 
u. 73 des revidirten Reglements für die Provinzial- Fener- 
Sozietät der Rheinprovinz vom 1. Septbr. 1852. 4. €. 
12. März 60. 173. — Abänderung der 88.6 u. 35 dieſes 
Reglements. A. E. 28. Dftbr. 61. 264. — Abänderung des 

. 12. deſſelben Regleuuents. A. €. 10. Januar 63. 394. — 

usdehnung des Geſchäftskreiſes ver Rheiniſchen Provinzial: 
———— auf Mobiliar-Verſicherungen. A. E. 2. ut 
63. 412. 


Firma, bypothefarifhe Eintragung der Firma folder Aktien- 
geiellichaften, bei denen ver Gegenſtand des Unternehmens 
nicht in Handelsgeſchäften befteht. ©. 15. Febr. 64. $.3. 436. 


Firmenregifter, Führung deſſelben. Inſtr. 12. Dezbr. 61. 
Thi. 1. Abfehn. 2. 88.19. ff. 280. | 

Fiskalſachen, Stundung ver Gerichtsjchreibereigebühren in 
Fistalſachen. Inftr. 22. Auguft 59. Thl. II. Abſchn. 2b. 144. 


Fiskus, Berfahren bei Klagen der Staatsbeamten gegen den 
Fiskus wegen Anſprüche * Beſoldung, Penſion oder Warte- 
geld. ©. 24. Mai 61. 88. 3—8. 247. — Berfahren, wenn 
gegen den Fiskus Klage wegen Erftattung von Stempelabga- 

en erhoben wird. ebend. 88. 12—14. 249, 


Fiſcherei-Frevel, Uebereinfunft mit Bayern wegen gegen- 
feitiger Verhütung und Beftrafung der Forft- und Filcherei- 
frevel. Minift. Erkl. 7. Juli 59. 108. — lUebereintunft mit 
dem Großherzogthum Heſſen zu dem gleichen Zwede. Minift. 
Erkl. 7. Dezbr. 61. 267. 

Forftfrevel, Kündigung der Uebereinfunft mit der Königlich 
Nieverländifhen Regierung wegen Verhütung der Forſtfrevel 
in den Örenzwaldungen v. 16. Auguft 1828. B. 27. Novbr. 
63. 428. f. auch Fiſchereifrevel. 

Forſtſchutzbeamte, Diäten und Reiſekoſten ver Forftihugß- 
— ——— ver Forſtgerichtstage. AU. V. 30. Ja⸗ 
nuar 61. 
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Frankreich, Dispenſation der franzöſiſchen Unterthanen von 
der Beibringung des Atteſtes ihrer Heimathsbehörde Behufs 
ihrer Berehelichung in Preußen. V. 2, April 58. 13. — Em- 
pfangsbejcheinigung über die Aushändigung von Urkunden 
franzöfifher Gerichtshöfe. DB. 28. Januar 60. 171. — Form 
der Requifitionen an franzöfifhe Gerichte um Abnahme von 
Eiven. V. 30. April 62. 365. 


Sriedensgeridte, — polizeilicher Taxen für die 
Vertreter der Parteien bei den Friedensgerichten. V. 26. April 
58. 16. — Anſatz der Koſten bei den Friedensgerichten für 
das Theilungsverfahren und für die Subhaſtation von Im» 
mobilien. ©. 3. Mai 58. Art. 10. 15. 17. 19. — Gebühren: 
tare für die Friedensgerichte 23. Mai 59. 85. — Gebühren 
bei mehreren Verbandlungen in derfelben Angelegenheit. V. 
26. April 62. 362. 


Briedensgerihtsfhreiber, Ertheilung des Urlaubs an die- 
jelben. A. B. 9. Novbr. 58. 42, — Gebühren der Friedensge- 
richtsſchreiber. G. Taxe 23. Mai 59. Tit. 2. 89. — Gebühren 
und Reiſekoſten verfelben in Vormundſchaftsſachen. ©. 5. Juni 
63. Art. 1. 2.6. 9—13. 16. 406. — Pflichten derfelben. ebend. 
Art. 17. 18. 410. 


Friedensrichter, Bereidigung der Eifenbahnwärter durch die 
Friedensrichter. B. 3. Dezbr. 58. 43, — Berfahren verfelben 
in Prozefjen wegen Gewährsmängel bei dem Berfaufe von 
Hausthieren. ©. 3. Mai 59. 88. Aff. 78. — Gebührentare 
für die Friedensrihter 23. Mai 59. Art. 1—8. 12 ff. 85. — 
Melpung kommiſſariſcher Frievdensrichter bei dem Landgerichts⸗ 
Präfidenten und Ober-Profurater. V. 4. Septbr. 60. 200. — 

Bertretung beurlaubter Friedensrichter. V. 29 Yuli 61. 261. 
— wmentgeltlihe Yieferung ver Geſetzſammlung an die Frie— 
densrichter. B. 8. Mai 62. 366. — Emolumente, welche wüh- 
rend ber Abweſenheit eines Frievensrichter8 auffommen. V. 
5. Juni 62. 368. — Gebühren und Keifeloften berfelben in 
Bormundihaftsfachen. ©. 5. Juni 63. Art. 1. 6. 9— 13. 16. 
406. — Feſtſetzung des Vermögens durch die Friedensrichter. 
ebend. Art. 4.5. 7. 406. 


Früchte, Strafe für die Entwendung von Früdten. ©. 30. Mai 
59. 8. 349. nr. 3. 9. 


Fuhrkoſten bei Dienftreifen ver Staatsbeamten. A. V. 14. No— 
vember 62. 379._ 
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G. 


Garniſon, Ausübung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit über 
Preufifhe Garnifonen im Auslande. ©. 8. Juni 60. $. 13. 
191. — insbefondere über die Preußische Garnifon der. Bun- 
desfeftung Raftatt. Verordn. 1. Dftbr. 60. 207. 

Gebäude, Einreihung andermeiter Gebäude: Inventarien der 
Gerichtsbehörden. A. B. 17. Dezbr. 61. 339. 


Gebühren der Anmwalte und Notarien für das Theilungsver- 
fahren und ven gerichtlichen Verkauf von Immobilien. ©. 
3. Mai 58. 15. — Gebühren ver Aerzte in Kriminalſachen. 
V. 15. März 59. 72. — Gebühren ver praftiichen Aerzte und 
Wundärzte fir Geſchäfte bei den Gerichten. U. 3. 16. Juli 
64. 450. — Gebührentare für die Friedensgerichte 23. Mai 
59. 85. — Erhebung der Gerichtsfchreibereigebühren. Inſtr. 
22. Auguft 59. u. U. V. 24. Dezbr. 59. 121. — Gebühren 
für das Auftragen auf die Rolle. ebend. Thl. II. Abſchn. 1. 
123. — Abfafjungs- (Redaktions-) Gebühren. eben. Thl. II. 
Abſchn. 2. 126. — Ausfertigungs- (Expeditiond:) Gebühren. 
ebend. Thl. I. Abſchn. 3. 133. — Behandlung der geftunvdeten 
Gebühren. ebend. Thl. III. nr.2. 139. — Gebührenantheile der 
©erichtsjchreibereien. ebend. Thl. III. nr 3. 145. — Abliefe— 
rung der Gebühren. ebend. Thl. III. or. 4. 146. — Ergän- 
zung ber Öejege über die gerihtliben Gebühren und Koften 
in Folge der Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handels— 
geſetzbuchs. Verordn. 27. Januar 62. 349. — Gebühren bei 
mehreren Berhandlungen in berjelben Angelegenheit nach der 
Gebühren-Tare für die Friedensgerichte v. 23. Mai 1859. V. 
26. April 62. 362. — Gebühren der Apotheker bei ihrer Zu— 
ziehung in Unterſuchungsſachen. Cirk. Erl. 28. April 62. 364. 
— Berichtigung der Gebühren für die Gutachten der Sadı- 
verftändigen » Vereine. U V. 28. Noobr. 62. 380. U. 2. 
11. März 64. 441. — Gebührenpflichtigkeit der Bormund- 
ſchaftsſachen. ©. 5. Juni 63. 405. 


Gefangene, Behandlung von Strafgefangenen, melde während 
ihrer Strafzeit wegen an oder Vergehen von Nenem 
ur Unterfuhung gezogen werden. V. 8. Septbr. 58. 33. — 

— efiehung von Unterfuhungsgefangenen, ebend, 
Gefängnißftrafen, Vollſtreckung geringer Gefängnißſtrafen 
gegen Zöglinge ter Erziehungs: und Beſſerungs-Anſtalt zu 
t. Martin bei Boppard und im Landarmenhauſe zu Zrier. 
B, 11. März 58. 10. — Vollſtreckung gerichtlich erfannter 
Gefängnißftrafen an ven Häuslingen der Arbeitsanftalt zu 
Braumeiler und ähnlidhen Detentionsanftalten. DB. 8. Juli 59. 
107. — Umwandlung ver von den Berwaltungsbehörden feſt— 
gefegten Geldbußen in Gefängnifftrafen. V. 13. Aprif 60. 176. 
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Gehalt, Beſtimmungen über die Verleihung der Gehaltszulagen 
an richterliche Beamte. A. E. 12. Novbr. 60. 212. — Grund» 
jäge Bupanl ber Bortzahlung des — bei der Beur⸗ 
laubung von Civilbeamten V. 4. Auguſt 63. 414. — 
Reſſortverhältniſſe der Militairbehörden bei einer gerichtlichen 
Beſchlagnahme von Gehältern ver Offiziere und Militairbe— 
amten. A. V. 8. Januar 64. 433. 


Geiſtliche, Verfahren derſelben bei Verwendung von Stempel 
marken zu ſtempelpflichtigen unter öffentlicher Autorität aus— 
gefertigten Schriftſtücken. A. V. 21. Oftbr. 62. Anlage b. 376. 
— Bollſtreckung des Wechlelarreftes gegen Geiſtliche. ©. 
27. Mai 63. Art. 1 nr. 2d. 402, 


Geld, Strafe des Betruges bei VBerausgabung von Geldpadeten. 
©. 30. Mai 59. 8.243 nr.5. 94. — desgl. bei Abfendung 
von Gelobriefen. ebend. nr. 6. 94. — Hinterlegung der aus 
einer vakanten Nachlaſſenſchaft herrührenden Gelver bei ver 
Depofitenkalfe in Cöln. Reg. 8. Juni 64. 447. 


Geldbußen, Annahme und Berrehnung von Abjchlagszahlun- 
gen auf Geldbußen V. 23. Januar u. 7. Februar 59. 66. — 
Unwanbluug der von ven Berwaltungsbehörden feſtgeſetzten 
Geldbußen in Gefüngnißftrafen. V. 13. April 60, 176. — 
Geldbußen, welde im Disziplinarwege gegen rheintfche Juſtiz— 
beamte erkannt find. V. 26. Auguſt 62. 371. 


Gemeinſchuldner, inwiefern die —— tes MWedhfel- 
arreftes gegen venfelben unzuläffig ift. ©. 27. Mai 63. Art. 1 
nr. 2f. Art. 2.8.1. 402. 


Gemeinde-Verfaſſung in der Rheinprovinz, Beftimmungen 
über bie Ausführun des Art. 23 des N v. 15, Mat 
1856. Verordu. 1. März 58. 8. 


Gemüthszuftand, Verfahren bei ber Unterfagung und Felt: 
ftellung des Gemitheguftunbes ne Unterthanen. A. 2. 
11. Dezbr. 60. 219. 


Gendarmen erhalten bei Gewerbepoligei- Uebertretungen feinen 
Denunzianten-Antheil, U. B. 20. Dezbr. 59. 121. 


General-Auditoriat, Mittheilung von Kriminal- —— 
Be egen Offiziere de Beurlaubtenftandes an daſſelbe. A 
6.9 nuar 63. 393. A. V. 23. Dftbr. 63. 424. 


a Befugniß der Auditeure zur Aufnahme von 
Handlungen ver freiwilligen Gerichtsbarkeit. ©. 8. Juni 60, 
23. 1—3. 188. — Ausübung der bürgerlichen Gerichtsbar- 
eit über Preußische Garnifonen im Auslande. ©. 8. Juni 60. 
3 13. 191 — insbefondere über die are Bann ber 

en Raftatt. Verordn. 1. Oftbr. 60. 207. 
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Gerihtsbehörden, Einreihung anderweiter Gebäubde-Inven- 
tarien der Gerichtsbehörden. A. B. 17. Dezbr. 61. 339. 


Gerihtsfhreiber bei den Frievensgerihten, Gebührentare 
für diefelben 23. Mai 59. Art. 9 ff. 89. 


Gerihtsfhreibereigebühren, Erhebung derfelben. Inſtr. 
22. Auguft u. A. V. 24. Dezbr. 59. 121 — ſ. aud Gebühren. 

Gerichtsvollzieher, Nieverlegung der Kautionen berjelben. 
A. V. 3. Auguft 60. 195. — Abhaltung von Mobiliar-Ver- 
fäufen durch diefelben. V. 12. Februar 62. 356 — die gegen 
Serichtsvollzieher auf Grund der Allerh. Order v. 3. Januar 
1830 nr. 8 fejtgejegten Ordnungsſtrafen find wie andere Stent- 
pelftvafen zu verrechnen. V. 27. März 62. 361 u. B. 19. Ok— 
tober 64. 453. — Berwendung von Stempelmarfen zu den 
Urkunden der Gerichtövollzieher. V. 2. März 63. 395. — 
Gebühren der Gerichtsvollzieher in Vormundſchaftsſachen. ©. 
5. Juni 63. Art. 1. 9—11. ar. 4. Art. 19. 406. 


Gefhäftsbriefe von Aktiengefellichaften, bei denen der Gegen- 
jtand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht. ©. 
15. Februar 64. 8.5 nr. 7. 438. 

Gefhmworene, Detheiligung der Mitglieder beider Häufer des 
Landtages an den Funktionen der Gefchworenen. A. V. 20. Mai 
60. 182 

Gejellen ſ. Gewerbegerichte. 


Sejellihaftsregifter, Führung deſſelben. Inſtr. 12. Dezbr. 
61. Thl. 1. Abſchn. 48. 49 ff. 287. 

Geſetzſammlung, unentgeltliche Lieferung der für die König— 
lichen Staatsbehörden erforderlichen Exemplare. St. M. Beſchl. 
28. Novbr. 61. 266. U. V. 15. Januar 62. 343. A. B. 
15. April 62. 362. — Kontrole über die Haltung der Gejeg- 
jammlung Seitens der Yuftizbeamten. 4. V. 15. Januar 62. 
343 — umentgeltlihe Lieferung der Gefeßfammlung an vie 
riedensrichter. V. 8. Mat 62. 366. 

Geſuche, Verwendung von Stempelmarken zu ftempelpflichtigen 
Geſuchen. U. B. 21. Oftbr. 62. Anlagea. 8.2 nr. 2. 374 
— die auf Rathskammerbeſchlüſſe abzielenden Geſuche find 
nicht ftempelpflichtig. V. 11. April 63. 399. 

Getränke, Strafe für deren Entwendung in geringer Quan- 
tität. ©. 30. Mai 59. 8. 349 nr. 3. 95. 

Getreide, Strafe für Entwendung vefjelben zur Yütterung 
des Viehes. ©. 30. Mai 59. $. 349 nr. 7. 95. 

Gemährsmängel, Verfahren bei Prozeffen wegen Gemähr- 
leiftung für verborgene Mängel bei vem Verkaufe und Taufche 
von Hausthieren. G. 3. Dat 59. 77. 
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Gewerbebetrieb, Verluſt der Befugniß zum Gewerbebetriebe 
RR Buchhändler, Buchdrücker ıc. ©, 20. April 60. 


Gewerbegehülfen f. Gewerbegerichte. 


Gewerbegerichte, Stempelpflihtigfeit der Erkenntniſſe der— 
ſelben über die Klagen auf Ausſtellung von Entlaffungs-Zeug- 
nifjen für Oewerbegehilfen, Gefellen und Lehrlinge. V. 1. Juni 
58. 30. — Verminderung der beihluffähigen Mitgliederzahl 
bei dem Gewerbegericht zu Solingen. ®. 16. Februar. 61. 
233. — Erhöhung der Zahl der Mitglieder und Gtellver- 
treter bei vem Gemwerbegericht zu Lennep. A. E. 2. Mai 64. 446. 


GewerbepolizeisUebertretungen f. Uebertretungen. 


Gewichte, Strafe für den Gebrauch unrichtiger Gewidte. G. 
30. Mai 59. $. 243 nr. 1. 94. 


Gläubiger, Befugnif derfelben, Zahlungen und andere Rechts— 
geichäfte eines Falliten als unrichtig anzufechten. G. 9. Mai 
59. Art. 444 — 447. 80. — Aufruf der Gläubiger folder 
Alttengefellichaften, bei welchen ver Gegenſtand des Unter: 
nehmens nicht in Handelsgefhäften beiteht. ©. 15. Februar 
64. 8.5 nr. 10. 438. 


Gnadengehalt, Belaffung und Einziehung des Gnadengehalts 
der im Givildienfte angeftellten over beſchäftigten Militair- 
invaliden. A. V. 9. Novbr. 64. 454. 

Gold, Strafe des Betruges beim Verkaufe von Goldſachen. ©. 
30. Mai 59. $. 243 nr. 2. 94. — der Poftzwang für unge- 
münztes Gold wird aufgehoben. ©. 21. Mat 60.8.1. 183. 


Gräben, Anlage von Gräben zur Entwäfjerung der Grund» 
ftüde. ©. 14. Juni 59. 88.1 ff. $. 11. 


Grenze, Strafe für die Vernichtung oder PVerrüdung von 
Örenzfteinen oder anderen zur Bezeichnung einer Grenze be- 
ftimmten Merkmalen. ©. 30. Mai 59. 8. 243 nr. 7. 94. 


Grenzrain, Beftrafung desjenigen, welder einen Örenzrain 
durch Abgraben oder Abpflügen verringert. ©. 30. Dat 59. 
8.349 nr. 1. 9. 


Grundftüd, Beftrafung vesjenigen, welcher ein frembes Grund— 
ſtück durch Abgraben oder Abpflügen verringert. ©. 30. Mai 
59. 8. 349 ar. 1. 95. — desgl. welcher von einem fremden 
Grundſtück Erde, Lehm, Sand, Rafen u. ſ. w. wegnimmt. 
ebend. nr. 2. 95. — Stempel zu Urtheilen in Projeffen auf 
Rückgabe eines Grundftüds. B. 9. Septbr. 60. nr. I. 1. 202. 
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Handelsgerichte, Rangverhältniß der wiedergewählten Mit— 
glieder der Handelsgerichte. A. E. 10. Mai 58 u. B. 18. Mai 
58. 29. — Verfahren und Befugniffe verjelben bei Falli— 
ments-Cröffnungen. ©. 9. Mat 59. Art. 441. 454 ff. 79. — 
Errichtung eines Handelsgerichts in Düffelvorf. A. E. 16. Dez. 
61. 339. — Aufftelung der Yifte ver Notabeln zur Wahl 
der Mitglierer des Handelsgerichts. B. 2. Septbr. 63. 416. 


Handelsgeribts-Sefretaire, Gebühren verjelben für vie 
Geſchäfte bei der Führung des Handelsregiſters. Verordn. 
27. Januar 62. 8. 14. 354. 

Hanvdelsgefhäfte, Beltimmungen über Altiengeſellſchaften, 
bei denen der Gegenftand des Unternehmens nicht in Handels: 
gefchäften befteht. ©. 15. Februar 64. 435. 


Handelsgejegbuh, Abänderung einiger Beitimmungen bes 
rheiniſchen Handelsgeſetzbuchs. ©. 9. Mat 59. 79. — In— 
ftruftion zur Ausführung des Handelsgefegbuhs 12. Dezbr. 
61. 270. — Anwendung der Art. 18. 207—248 des Allge- 
meinen Deutfhen Hantelsgefegbuhs auf ſolche Aktiengefell- 
ihaften, bei denen der Gegenftand des Unternehmens nicht 
in Handelsgefchäften befteht. ©. 15. Februar 64. 88. 2—7. 
435. — Anmendung des Art. 12 88. 1—9 u. Art. 23 des 
Einführungsgefeges zum Allgeneinen Deutſchen Handelsgefeg- 
budy auf ſolche Altiengejellfchaften, bei denen der Gegenſtand 
des Unternehmens nit in Handelsgeſchäften beſteht. G. 
15. Februar 64. 88. 2. 3. 435. 


Hanvelsfammer, Erridtung einer Handelskammer für den 
Kreis Eupen und Aufhebung ver in der Stadt Eupen beſte— 
benven fonjultativen Kammer für Manufakturen, Yabrifen, 
Künfte und Gewerbe. U. E. 12. Septbr. 58. 36. — Errich— 
tung einer Handelskammer für ven Kreis Suarbrüden. U. 
E. 2. Novbr. 63. 426. 


Handelsmäkler, Beeidigung der Handelsmäkler und Beglau— 
bigung und Aufbewahrung der Tagebücher verjelben. Juſtr. 
12. Desbr. 61. Thl. 3. 331. 


Handelspapiere, Verwendung von Stempelntarken zu Handels— 
papieren. 4. B. 21. Oktbr. 62. Anlage a, $.2nr.1.$.4 374, 


Handelsregifter, Führung beffelben. Inſtr. 12. Dezbr. 61. 
Thl. I nr. IV. 272. — Th. 1. Abſchn. 9. 8$.118 ff. 312. 
— Gebühren und Koften für die Geſchäfte bei der Führung 
deſſelben. Berordn. 27. Januar 62. 8. 14. 354. — die Eins 
tragungen in das Hanteleregifter jollen durd den Staats— 
anzeiger veröffentlicht werden. U. V. 9, Oftbr. 63. 423, 
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Hausthiere, Gewährleiſtung wegen verborgener Mängel bei 
dem Verkauf und Tauſche von Hausthieren. ©. 3. Mai 59. 77. 


Heirathskonſens, Ertheilung der Heirathsfonfenfe für bie 
Juſtizbeamten in der Rheinprovinz. DB. 20. YAuguft 61. 263. 


Heffen, Großherzogtbum, Vertrag mit vemfelben wegen genen- 
feitiger Beſtrafung nemifler Arten von Vergehen. V. 25. Au- 
guft 59. 114. — Uebereinfunft mit vemfelben wegen Verhü— 
tung der Forſt-, Felde, Jagd- und Fiſchereifrevel und der an 
Weiden: und fonftigen Baumpflanzungen, an Stuatöftraßen, 
Erjenbahnen, Vicinalwegen und an Waflerbauanlagen vors 
kommenden Frevel und Polizei» Uebertretungen, welde in ven 
gegenfeitigen Staatsgebieten beyangen werden. Minift. Erkl. 
7. Dezbr. 61. 267. 


Hohenzollernfhe Rande, Erforderniß des oberamtlidhen Kon» 
fenfes bei Ehefchließungen in ven Hohenzollernfhen Landen. 
A. V. 6. Novbr. 62. 378. — das Berbot ver Zahlungslei- 
ftung mittelft ausländischer Banknoten und ähnliher Werth— 
zeichen findet in ven Hohenzollernſchen Yanden feine Anwen: 
dung. Verordn. 18. Mai 64. 446. 


Hypothekenbuch, Eintragung der einer Altiengeſellſchaft ge- 
börigen Grundſtücke, Oeredhtigkeiten und Forderungen in das 
Hypothelenbuch. ©. 15. Februar 64..8.3. 436. 

Hypotheken-Inſkription, Löſchung von Hhpothefen = In« 
a auf Antrag des Käufers erfaufter Immobilien. 
V. 23. März 59. 74. — Stempel zu dem Urtbeile über Lö— 
{hung einer Hhpothelen-Infkription. V. 9. Septbr. 60. II. B. 
20. en — 3. 11. Dezbr. 60. B. 11. 221. — 2. 22. April 
64. 445, 


Hypothekenrechte, Anfechtung gültig erworbener Hypotheken⸗ 
rechte bei der Eröffnung eines Falliments Seitens der Gläu— 
biger des Falliten. ©. 9. Mai 59. Urt. 446. 81. 


J. 


Jagdfrevel, Uebereinkunft mit Bayern zur Verhütung ters 
jelben in den Grenzgebieten. Minift. Erfl. 7. Juli 59. 108. 
desgl. mit dem Großherzogthum Heflen. Minift, Erkl. 7. Des 
zember 61. 267. 

Jagdgeräthſchaften, Vollſtreckung ver Straferkenntniffe hin- 
fihtlih der Konfisfate in Unterfuchungen wegen unberedhtigten 
Jagens. U. B. 28. Novbr. 60. 215. 


Immobilien, Gebühren und Koften für den gerichtlihen Ber- 
fauf von Immobilien. ©. 3. Mai 58. Art. 12 ff. 20. 
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Inkompetenz, Stempel, wenn der Richter ſich — 
erklärt, weil die Sache an das Friedensgericht gehört. A. V. 
11. Dezbr. 60.B.12. 221. 


Injinuation, — Hal Sat über die Aushänbigung 
von Urkunden franzöfifher Gerichtshöfe. V. 28. Januar 60. 
171. — Infinuation von Verfügungen diefjeitiger Gerichte 
in der Schweiz. A. V. 1. Septbr. 60. 199. 


Interdiftiong-Erfenntniffe, Bublifation derſelben. V. 
19. Mai 62. 367, 


Introbuftionsgebühren, Abfchaffung ver für ven Bibliothek: 
fond erhobenen Introduftionsgebühren. B. 14. Januar 61. 227. 


Inventar von Altiengeſellſchaften, bei welchen ver Gegenftand 
des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht, Aufbe- 
wahrung befjelben. ©. 15. Februar 64. 8.5 nr. 7. 438. 


Inventarien, Einreihung anderweiter Gebäude-Inventarien 
der Gerichtsbehörden. A. B. 17. Dezbr. 61. 339. 


Italien, Berfahren bei Requifitionen behufs eidlicher Verneh— 
a Perfonen im Königreich) Italien. A. B. 15. Oftbr. 
63 2 


Juden, Zulaſſung jübifcher — zur Auskultator⸗ 
prüfung. U. 2. 21. Mai 61. 
une he Prüfung, * — erſten juriſtiſchen Prü— 
fung. A. V. 19. Mat b9. 84. — Zulaſſun jüdiſcher Rechts⸗ 
fandidaten zur erften juriftifchen Prüfung. A. V. 21. Mai 61. 
246. — Abänderung der Beftimmungen über die erfte ju— 
riftifhe Prüfung. A. V. 5. Dezbr. 64. 458. — Anfertigung 
re fhriftlihen Probearbeit bet der — juriſtiſchen Prü⸗ 
. U. B. 80. Juni 60. 195. — Anfertigung einer wieder⸗ 
** ſchriftlichen Probearbeit bei der zweiten juriſtiſchen Prü— 
fung. V. 22. Oktbr. 60. 210. — Anfertigung einer dritten 
——— zur dritten juriſtiſchen Prüfung. V. 28. Dezbr. 
9, 157. 
Juriſtiſches Studium, Warnung vor demſelben bein Man— 
gel entſprechender Subfiftenzmittel, A. V. 4, Septbr. 63. 417. 


Juſtizbeamte j. Beamte, 
Yuftizbehörden ſ. Behörden, 


Juſtizverwaltungsſachen, N in Juſtizverwal— 
tungsfadhen. Reg. 3. Januar 60. $. 2. 162. 
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K. 


Kanal, Anlegung von Kanälen zur Entwäſſerung der Grund« 
ftüde. ©. 15. Yuni 59. 97. 


Kaffation, Kaffirung ver Akten bei den rheinischen Gerichten. 
U. V. 29. Septbr. 58. 37. 


Kaſſationsrekurs, Zuläffigkeit deſſelben in Prozefien ver 
Staatöbeamten gegen den Fiskus wegen Anfprüde auf Be: 
foldung, Penfion oder Wartegeld. ©. 24. Mai 61. 8.4. 247, 
— desgl. in Prozeffen gegen den Fiskus wegen Erftattung 
von Stempelabgaben. ebend. $. 13. 249. — Mittheilung der 
den Kaſſationsrekurs verwerfenden Entſcheidung an den An- 
geichulpigten bei Todesurtheilen. B. 18. Juni 64. 450. 

Kaufverträge, Stempel in Prozeffen wegen Auflöfung eines 
Kaufvertrages. B. 9. Septbr. 60.1.4. 202. V. 18, — 
62. V. 345. B. 11. April 63. ad mon. 9. 398. 


Kaution, anderweitige Einrichtung des Amts» und Zeitungs- 
Rautionsweiens. G. 21. Mai 60. 184 u. Verordn. 21. Mai 
60. 186. — Berfahren hinſichtlich der Amtskautionen, welche 
Yuftizbeamte zu beftellen haben. A. B. 3. Auguft 60. 195. — 
Stempel zu dem Urtheil über die Löſchung einer arbitrair 
normirten Kaution in Erpropriationsprozefjen. V. 9. Septbr. 
60. II. A. 204, 


Rautiond-Berfhreibungen, Ausftellung von Kautions— 
verfchreibungen bei den im Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cöln erfolgenden Kautionsbeftellungen. B.26. April 
61. 244. 8. 17. Iuli 61. 258. V. 22. Januar 62. 346. 


Kirhenabgaben, in welden Füllen der Rechtsweg über die 
Entrichtung derſelben zuläffig ift. ©. 24. Mai 61. $$. 15. 16. 
250. 


Kirhenattefte, Verwendung von Stempelmarfen zu venfelben. 
A. 2. 21. Oltbr. 62. Anlage a. $. 2 nr. 7. ö 


Körperverlegung, Beltrafung der Beamten wegen verübter 
Körperverlegungen bei Ausübung ihres Amtes, G. 30. Mai 
59. 8. 316. 9. 


Kollegienzwang, Aufhebung vefjelben. A. V. 5. Dez. 64. 458, 


Kollofationsverfahren, Hinzurehnung der Zinjen zu den 
im Kollofations = Berfahren zu vertheilenden Gelvern Behufs 
der Stempelberehnung. B. 9. Septbr. 60. 1.7. 203. — 
Kollokations⸗Verfahren über vie bei der Depofitenkaffe in Cöln 
hinterlegten Gelder. ©. 24. Juni 61. Hi 17. 18. 255 — 
wird im Kollofationsverfahren ein theilweiſe vefinitiver Status 


504 Sachregiſter. 


erlaſſen, ſo iſt der Stempel ſofort von der zur Vertheilung 
gelangenden Maſſe zum Anſatz zu bringen. V. 18. Januar 
62. VI. 346. 

Kompetenzkonflikt, Vorlegung der Prozeßalkten von Seiten 
der Regierung bei Erhebung eines Kompetenzkonflikts vor 
Erlaß des Siſtirungsbeſchluſſes. V. 25. März 58. 11. — 
Heften und Foliiren der Akten bei deren Einfendung an den Ge- 
richtshof zur Entfcheidung der Kompetenzkonflikte. V. 20. Juli 
61. 260, 

Konferenden in Theilungsprozeffen, Urtheile über ftreitige 
Konferenden. V. 9. Septbr. 60. I. 3. 202. 

Konfiskation, PVollitrefung der Straferfenntniffe binfichtlich 
der Konfisfate in Unterfuhungen wegen unberedytigten Jagens. 
A. B. 28. Novbr. 60. 215. 


Konflikt, Befugniß zur Erhebung des Konflikts nach Maaßgabe 
des Gejetes v. 13, Februar 1854. A. V. 3, Dezbr. 60. 217. 


Konkordat bei Fallimenten. ©. 9. Mai 59. Art. 527. 83. 


Konkurs, in wie fern die Bollftredung des MWechfelarreftes 
gegen einen Schuldner, über deſſen Vermögen Konkurs er- 
öffnet worden, unzuläffig ift. ©. 27. Mai 63. Art. 1 nr. 2, f. 
Art. 2 8.1. 402. 


Kontumazial-Berfahren, vorläufige Siftirung beffelben bei 
Verbrechen. B. 29. April 59. 77. 


Ropialien, — derſelben bei dem Theilungsverfahren 
und den gerichtlichen Verkäufen von Immobilien. G. 3. Mai 
58. Art. 20. 24. — Kopialien der Friedensgerichtsſchreiber 
und Sekretariate in Vormundſchaftsſachen. 5. Juni 63. 
Art. 2.10. 11 nr. 2. 406. 


Koften, die in der adıminiftrativen Vorunterfuhung wegen Poft- 
fontravention veranlaßt werden, fallen dem im gerichtlichen 
Berfahren demnächſt Verurtheilten an Laſt und find gegen 
ihn erefutorifh zu erflären. V. 25 März 58. 12. — Koften 
für das Theilungsverfahren und den gerichtlichen Verfauf von 
Immobilien. ©. 3, Mat 58. 15. — Koften der Abfhriften, 
welche von der Stenerbehörve bei Stempelrevifionen für noth- 
wendig erachtet werden. DB. 25. Januar 59. 57. — Annahme 
und VBerrehnung von Abſchlagszahlungen auf Koſten. V. 
23. Yanuar u. 7. Februar 59. 66. — Ergänzung ver Gefete 
über die gerichtlichen Gebühren und Koften in Folge der Ein- 
führung des Allgemeinen Deutſchen Hanvelsgefegbuds. Ver— 
ordnung 27. Yanuar 62. 349. — Feſtſetzung der durch die 
Ermittelung von Defekten entftandenen Koften. St. M. Beſchl. 
31. Auguſt 63. 415, 
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Koſtenvorſchuß für Eintragungen in das Handelsregiſter. 
Verordn. 27. Januar 62. 8. 14 nr. III. 355. 


Kriegsbereitihaft, Anwendung des St. M. Beſchl. v. 19. Juli 
1850 auf die in Folge der im April 1859 angeordneten Kriegs— 
bereitichaft zu den fahnen einberufenen Civilbeamten. St. WM. 
Beichl. 18. Juni 59. 105. — Ausdehnung dieſes Beſchluſſes 
auf diejenigen Civilbeamten, welche in Folge der anderweiten 
Formationdverhältnifje der Armee aus ven Reſerve- over Lund: 
mwehrverhältniß zu den Fahnen einberufen worben find. Gt. 
M. Beihl. 31. Dezbr. 59. 158. 


Kriegsgefangene, Befugniß derfelben zur Errichtung privie 
legirter militatrifcher Teftamente. ©. 8. Juni 60. 88.5.9. 189. 

Kriegsgerihte, Aufnahme lettwilliger Verordnungen von 
Militairperfonen durch diefelben. ©. 8. Juni 60. 8.1. 188. 

Kriegsjahr, Anrehnung des im Jahre 1849 zur Unterbrüdung 
des Aufftandes im Königreih Sachſen ——— Kampfes 
als Kriegsjahr bei Penſionirungen. U. E. 6. Mai 58 u. V. 
26. Juni 58. 25. — Anrechnung des im Jahre 1864 gegen 
Dänemarf —— Feldzuges als Kriegsjahr bei Penſioni— 
rungen. A. E. 18. Dezbr. 64. 461. 

Kriminalſachen, Gebühren ver Aerzte in Kriminalſachen. 
B. 15. März 59. 72. 

Kugeln, Strafe für die widerredtlihe Zueignung von Kugeln 
an den Schießſtänden der Truppen. ©. 30. Mai 59. $. 349. 
or.5. 9. 


Kurator, Pflichten des Kurators einer vakanten Nachlafjen- 
Ihaft. Reg. 8. Juni 64. 447. 

Kurs, Gebühren ver Friedensrichter für das Wieverinfursfegen 
öffentlicher Papiere. ©. Tare 23. Mai 59. Art. 8 nr. 1. 89, 
— Tormalitäten bei der Wiederinfursfegung der Papiere auf 
ven Inhaber. V. 12. Mai 63. 400, 


L. 


Landarmenweſen, Einrichtung deſſelben in der Rheinprovinz. 
Verordn. 14. Juni 59, 101. 

!andgerihts-Präfidenten, Befugniffe derfelben hinfichtlich 
der Gebühren der Friedensrichter und Friedensgerichtsfchreiber. 
©. Tare 23. Mai 59. 92. — Befugniſſe derfelben in Vor— 
BEDIENEN. &. 5. Juni 63. Art. 5. 6. 11 nr. 1. Art. 16. 


Landtag, Betheiligung der Mitglieder beider Häufer des Land» 
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tags an den Funktionen der Geſchworenen. A. B. 20. Mai 
60. 182. 


Landwehr, Mittheilung ver Kriminal-Erkenntniſſe gegen Of: 
fiziere des Beurlaubtenſtandes an das General-Auditoriat. A. 
V. 6. Januar 63. 393. U. V. 23. Oltbr. 63. 424. 

Lehm, Beftrafung desjenigen, welcher Lehm auf fremden Grumd- 
ftüden gräbt. ©. 30. Mai 59. $. 349 nr. 2. 95. 


Lehrlinge f. Gewerbegeridte. 


Leichname, Regulativ für das Verfahren ver Gerichtsärzte bei 
ben mebizinifch-gerichtlichen Unterfuchungen menſchlicher Leich— 
name dv. 1. Dezbr. 58. A. B. 10. Yanuar 59. 47. 


Tennep, Erhöhung ver Zahl ver Mitgliever und Stellvertreter 
bei dem Gemerbegericht zu Lennep. U. E. 2. Mai 64. 446. 
Leiftungen, Wertbftempel in Prozeſſen über jährliche Leiſtun— 

gen für eine unbejtimmte Zeit. V. 22. März 62. nr. 2. 360. 
Yiberirung der Ehefrau von einer mit dem Ehemanne foli- 
darifch übernommenen Schuld nah Aufhebung der ehelichen 
Gütergemeinſchaft — Prozefftempel. B.23. März} 59, nr.1. 73. 


Liquidatoren bei Aftiengefellihaften, bei denen der Gegen- 
ftand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht. 
G. 15. Februar 64. 8.5 nr. 9, 438, 


Löſchung, Klagen auf Löſchung der auf den erfauften Immo— 
bilien haftenden Hypotheken» Infkriptionen — Prozefftempel. 
V. 23. März 59. nr. 11. 74. 

”otterie, in wiefern die Betheiligung Preufifcher Staatsange- 
börigen an Brämien-Anleihen fremder Staaten als verbotenes 
Spiel A auswärtigen Yotterien anzujehen ift. 3. 18. Novbr. 

Luremburg, Großherzogthum, Vertrag wegen gegenfeitiger Be- 
ftrafung gemiffer Arten von Bergehen. DB. 25. Auguft 59. 114. 

Luxemburg, Bunvesfeftung, Requifitionen in Civiljuftizgfachen 
der Preußiſchen Befatung ver Bunvesfeftung Yuremburg. A. 
V. 3. Oftbr. 60. 211. 


M. 
Maaß, Strafe für den Gebrauch unrichtiger Maaße. ©. 
30. Mai 59. $. 243 ur. 1. 94. 
Mäkler f. Handelsmäller. 


Mainz, Kequifitionen in len der Bejagung ver 
Bundesfeftung Mainz. A. V. 31. Oktbr. 60, 211. 
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Manifeſtationseid, Requiſitionen altländiſcher Gerichte um 
Abnahme von Manifeſtationseiden. V. 7. Juni 59. 97. 


St. Martin bei Boppard, Erziehungs- und Befferungs- 
anftalt, Vollftrefung geringer Gefängnißftrafen gegen Zög- 
linge der Anftalt. V. 11. März 58. 10. 

Medizinalperjonen, Regulativ für das Verfahren der Ge- 
richtsärzte bei den medizinisch » gerichtlichen Unterfuhungen 
menschlicher Leichname v. 1. Dezbr. 58. U. B. 10. Yan. 59. 47. 


Mergel, Beftrafung vesjenigen , welcher auf fremden Grund» 
ftüden Mergel gräbt. ©. 30. Mai 59. $. 349 nr. 2, 9%. 


Metallgeld, Strafe für das Befchneiden oder Abfeilen ves 
Metallgelves und für Berausgabung folder Gelvftüde. ©. 
30. Mai 59. 8.243 or. 3.4. 9. 

Militair, Behandlung der militairpflichtigen Civilbeamten im 
Falle ihrer Einberufung zu pen Fahnen bei der im April 1859 
angeorbneten SKriegsbereitfhaft ver Armee. St. M. Beſchl. 
18. Juni 59. 105. — Ausdehnung dieſes Beichluffes auf die 
jenigen Givilbeamten, welche in Folge der anderweiten Orga: 
nifation der Armee aus dem Reſerve- oder Landwehr-Verhaͤlt⸗ 
niß zu den Fahnen einberufen worben find. St. M. Beidl. 
31. Dezbr. 59. 158. — Behandlung der militairpflichtigen 
Givilbeamten, welche in ven Jahren 1862 und 1863 aus dem 
Neferve- over Pandwehr-Verhältnifie zu den Fahnen einberufen 
worden find. St. M. Beil. 29. Maı 63. 404. — desgl. der⸗ 
jenigen, weldhe wegen der Maafregeln gegen Dänemark aus 
dem Referve- oder Yandwehr-Verhältniffe zu den Fahnen ein« 
berufen worten find. St. M. Beil. 3. Februar 64. 434. — 
desgl. derjenigen, welde im falle einer N der 
Armee zum Friegöbienf einberufen werden. St. M. Beſchl 
9. März 64. 440, 


Militair-Merzte, Zuziehung verfelben als Zeugen bei Auf- 
nahme lettwilliger Verordnungen. ©. 8. Juni 60 8.6. 1%. 

Militair-Anwärter, Benachrichtigung der Militair- Inten- 
danturen von der Anftellung verforgungsberechtigter Militair- 
anmärter. A. DB. 14. Februar 59. 69. 


Militair-Beamte, Vorfhriften über die Wiedereinziehung 
oder Belafjung von Penfionen der im Civilvienft wieder an- 
—— oder beſchäftigten verſorgungsberechtigten Militair- 
eamten. U. E. 5. Dezbr. 57. V. 19. Februar 58. 3. — Be 
handlung ver bei einer Mobilmahung der Armee ald Mili- 
tair-Adminiftrationsbeamten eingezogenen penfionirten oder auf 
Wartegeld ftehenden Eivilbeamten. St. M. Beſchl. 25. Febr. 
60. 172. — Reffortverhältniffe ver Militairbehörden bei einer 
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erichtlichen Beſchlagnahme von Gehältern oder Penſionen der 
ffiziere und Militairbeamten. A. V. 8. Januar 64. 433, 
Militair-Behörden, Reſſortverhältniſſe derſelben bei einer 
erichtlichen Beſchlagnahme von Gehältern und Penſionen der 
ffiziere und Militairbeamten. A. V. 8. Januar 64. 433. 
Militair-Geiſtliche, Zuziehung derſelben als Zeugen bei Auf- 
nahme legtwilliger VBeroronungen. ©. 8. Juni 60. $. 6. 190. 
Militair- Intendanturen f. Militair- Anwärter. 
Militair-Invaliden, Belaffung und Einziehung des Mili- 
tair-Önadengehalt8 ver im Givilvienft angeftellten oder be- 
Ihäftigten Militair-Imvaliden. A. B. 9. Novbr. 64. 454. — 
Verfahren bei Wiedergewährung der Militair-Invaliden-Pen- 
fionen. U. V. 15. April 64. 442. 


Militair-Perfonen, Förmlichkeiten bei der Errichtung mi— 
kitairifcher Teftamente. ©. 8. Juni 60. 88. 4—12. 189. — 
Ausübung der bürgerliben Gerichtsbarkeit über Preußiſche 
Militairperfonen im Auslande. ©. 8. Juni 60. 8.13. 191. 
— Gerichtsbarkeit über die Preußiſche Garnifon in der Bun: 
desfeſtung Raftatt. V. 1. Dftbr. 60. 207. 

Militairpflidtige, Beihlagnahme des Vermögens ausge— 
tretener Militairpflichtiger in der Rheinprovinz. V. 18. Febr. 
59. 71. — Mittheilungen in Unterfuhungsjachen gegen mili— 
tairpflichtige Perfonen. A. V. 8. Dftbr. 60. 208, 

Mineralien, Beltrafung vesjenigen, welder Mineralien von 
Basen TIRIENEEN wegnimmt. G. 30. Mai 59. 8. 349 
nr. 2. } 


Mißhandlungen, Beitrafung ver Beamten wegen Mißhand— 
lungen bei Ausübung ihres Amtes. ©. 30. Mai 59. 8.316. 94. 


Mobiliar-Berkäufe, Abhaltung von Mobiliar - Verkäufen 
durch die Gerichtövollzieher. V. 12. Februar 62. 356. — Ge 
bühren der Friedensrichter und Friedensgerichtsichreiber für 
Mobiliar-Berfteigerungen. ©. Tare 23. Mai59. Art.17. 91. 


Mobilmahung, Behandlung ver bei einer Mobilmachung der 
Armee als Offiziere oder Militairapminiftrationsbeamte ein- 
gezogenen penfionirten oder auf Wartegeld ftehenden Civil- 
beamten. St. M. Beſchl. 25. Februar 60. 172. — Behand- 
(ung der militairpflichtigen Givilbeamten im Falle ihrer Ein» 
berufung zum Kriegspienfte bei einer Mobilmachung ver Armee. 
St. M. Beil. 9. März 64. 440, 


Monat, Berechnung der Verfallzeit nah Monaten bei Wech— 
feln. ©. 27. Mat 63. Art. Unr. 7. 408. 


Montirungsftüde, Beſtrafung desjenigen, welcher Monti- 
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rungsſtücke kauft oder zum Pfande nimmt. ©. 30. Mat 59. 
8.349 nr. 4. 9. 


Mofel, Einftellung der Erhebung ver Scifffahrtsabgaben auf 
ver Moſel. ©. 16. Septbr 62. 371. 


Münzen, Strafe für das Beſchueiden oder Abfeilen von Geld— 
münzen und für die Berausgabung folher Münzen. ©. 30. Mai 
59. 8. 243 nr. 3. 94. — Verfahren ver Gerichte bei Beſchlag— 
nahme fulfher Münzen. A. DB 1. Mai 61. 245. 


Miünzverbrehen, Einholung des Gutachtens der Königlichen 
Öeneral-Miünzdirektion in Unterfuhungen wegen Münzver- 
brechen. 4. 8. 13. Dftbr. 58. 40. — Mittheilung der Unter- 
juhungs -» Alten über Münzverbrehen und Münyvergeben 
an ten Finanz» Minifter. A. B. 18. Juni 59. 105. A. B. 
22. Septbr. 59. 115. 


Munition, Strafe der wiverrebtlihen Zueignung von Mus 
nition. ©, 30. Mai 59. $. 349 nr. 5. 95. 


N. 


Nachbildung und Nachdruck, Verfahren bei Einholung der 
Öutahten ver Sahverfiändigen» Vereine in Unterfuhungen 
wegen Nachdrucks und unbefugter Nachbildung. U. B. 11. Sep- 
tember 58. 35. — Berichtigung der Gebühren für die Gut- 
achten der Sadverftäntigens Vereine. A. V. 28. Novbr. 62. 
380. A. V. 11. März 64. 441. 

Nachlaffenfhaften, Stempel zu Urtheilen, durch welde zwi— 
ihen ven Gläubigern und ven Benefizialerben die zur Ber- 
theilung unter die Gläubiger zu vepräfentirenvde Matte feſtge— 
ſetzt wird. V. 9. Septbr. 60. II. B. 23. 206. — Stempel zu 
Urtheilen auf Klagen wegen Theilung eines Nachlaſſes. 8 
11. Dezbr. 60. A. 2. 5. 220. ebend.B.8. 222. — Uebernahme 
von Verwaltungen vakanter Nachlaſſenſchaften durch Auslul— 
tatoren und Referendarien. V. 24. Febr. 63. 394. — Stempel 
zur Klage eines Gläubigers, der die Rechte ſeines Schuldners 
wahrnehmend, auf Theilung eines Nachlaſſes anträgt, bei dem 
fein Schuldner betheiligt iſt. V. 22. April 64. 445. — Bers 
waltung vakanter Nachlaſſenſchaften. Reg. 8. Juni 64. 447. 

Naſſau, Vertrag mit dem Herzogthum Naſſau wegen gegen— 
ſeitiger Beftrafung gewiſſer Arten von Vergehen. V. 25. Au— 
guſt 59. 114. 

Nichtigkeitsbeſchwerde, Zuläſſigkeit derſelben in Prozeſſen 
der Staatsbeamten gegen den Fiskus wegen Anſprüche auf 
Beſoldung, Penjion oder Wartegeld. ©. 24. Mai 61. $. 4, 
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247. — desgl. im Prozeſſen gegen ven Fiskus wegen Erſtat— 
tung von Stempelabgaben. ebend. 8. 13. 249. 

Niederlande, Königreich der, Verfahren bei Requifitionen an 
Nieverländiiche Behörden. A. V. 6. Juli 61. 257. — Form 
ver Berhaftsbefehle bei Auslieferungsanträgen nad) den Nieder- 
landen. V. 2. April 64. 397. — Kündigung der Uebereinkunft 
v. 16. Auguft 1828 wegen Verhütung der Sorftfrevel in den 
Srenzwaldungen. B. 27. Novbr. 63. 428. — Requifitionen 
an Königlich Niederländiiche Behörden um Auslieferung flüch- 
tiger Verbreber. A. B. 30. Novbr. 63. 428 — die un Kö— 
niglich Niederländiſche Behörden zu rihtende Schriftftüde müſſen 
a lateinifchen Buchftaben gefchrieben werden. 4. V. 20. Mai 

4. 447. 

Nord-Amerifa, Ausführung des Vertrages mit den Ver— 
einigten Staaten von Nord-Amerika wegen Auslieferung flüch— 
tiger Verbrecher. A. V. 26. Nov. 60. 213. 

Notabeln, Aufftelung ver Lifte ver Notabeln zur Wahl der 
Mitglieder des Handelsgerichts. V. 2. Septbr. 63. 416. 


Notare, Gebühren ver Notarien bei dem Theilungsverfahren 
und bei gerichtlihen Verfäufen von Immobilien. ©. 3. Mai 
58. Art. 3—9. 13. 14. 17. — Verweifung der Notarien auf 
früher geleiftete Dienfteide. B. 7. Juni 59. 96. — Verfahren 
der Notare bei der Verwendung von Stempelmarfen zu ftem- 
pelpflichtigen unter öffentlicher Autorität ausgefertigten Schrift- 
ftüden. 4. V. 21. Oftbr. 62. Anlage b. 376 — der Un— 
ſchätzbarkeitsſtempel wird verwendet bei Klagen gegen einen 
Notar auf Ertheilung von Abſchriften einer von ihm aufge- 
nommenen Urkunde. V. 14. März 63. 397. 

N otariats- Kandidaten, Berichterftattung über die Beichäf- 
tigung derſelben. V. 7. Juni 59. 96. 

Notariats-Urfunden, Eingangsformel für die Ausfertigun- 
gen der Notariatsurfunden in ver Rheinprovinz für die Dauer 
der Regentſchaft. V. 18. Oktbr. 58. 41. 

Notorietäts-Urkunden, Gebühren der Friedensrichter und 
Triedensgerichtsfchreiber für die Aufnahme von Notorietäts- 
urfunden. ©. Tare 23. Mat 59, Art. 1 ar. 7 Art.9. 86. — 
Aufnahme von Notorietäts-Urfunden für Erben zur Empfang- 
nahme hinterlegte Gelder bei der Depofitenkaffe in Cöln. 
©. 24. Juni 61. 8.15. 255. 


O. 


Obduktionen, Regulativ für das Verfahren der Gerichtsärzte 
bei den mediziniſch-gerichtlichen Unterſuchungen menſchlicher 
Leichname v. 1. Dezbr. 58. U. V. 10. Januar 59. 47. 
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Defterreidh, unmittelbarer Geſchäftsverlehr zwiſchen ven Kai— 
ferlih Defterreihifchen und ven Königlich Preußifchen Gerichts- 
behörven. U. V. 13. Septbr. 58. 37. — Beſuch Defterreidhi- 
cher Univerfitäten. A. V. 19. März 61. 243. 


Dffiziere, Borfhriften über die Wievereinziehung oder Be— 
lafjung von Penfionen der im Civilvienft wieder angeftellten 
oder befhäftigten verforgungsberebtigten Offiziere. 4. €. 
5. Dezember 57, B. 19. Februar. 58. 3. — Zuziehung der 
Dffiziere ald Zeugen oder Prototollführer bei Aufnahme leßt- 
williger Verordnungen von Militairperfonen. ©. 8. Juni 60. 
S$.1.2.6. 188. — Mittheilung von Kriminal-Erfenntniffen 
gegen Offiziere des Beurlaubtenftandes an das General-Audi- 
teriat. U. DB. 6. Januar 63. 393. U. V. 23. Oktbr. 63. 424. 
— Unzuläffigkeit des Wechfelarreftes gegen Offiziere. ©. 
27. Mai 63. Art. Inr. 2b. 402. — Reſſortverhältniſſe der 
Militairbehörden bei Beichlagnahme von Gehältern und Pen- 
—— der Offiziere und Militairbeamten. U. V. 8. Januar 


— 


Oldenburg, Vertrag mit dem Großherzogthum Oldenburg 
wegen gegenſeitiger Beſtrafung gewiſſer Arten von Vergehen. 
V. 25. Auguſt 59. 114. 


Ordnungsſtrafen, die bei Stempelkontraventionen der Ge— 
richtsvollzieher verhängten Ordnungsſtrafen find als Stempel» 
ſtrafen zu verrechnen. V. 27. März 62. 361. V. 19. Oktbr. 
64. 453. — Koſtenanſatz für die Feſtſetzung von Ordnungs— 
ftrafen in Handelsſachen. V. 27. Januar 62. $.14 nr. IV. 355. 


P. 


Packete, Erforderniſſe zur portofreien Verſendung derſelben nach 
den Staaten des Deutſchen Poſtvereins. A. V. 29. Januar 
61. 228. — A. V. 11. Auguſt 62. 360. 


Papiere, Tormalitäten bei der Wiederinkursſetzung ver Pa— 
piere auf den Inhaber. V. 12. Mai 63. 400. — das Verbot 
ver Zahlungsleiftung mittelft ausländiſcher Papiere findet in 
ven Hohenzollernfhen Landen feine Anmenbung. Verordn. 
18. Mai 64. 446. — ſ. auch Schreibmaterialien. 


Penfton, Borfhriften über die Wiebereinziehung oder Be— 
laſſung von Penfionen ver im Givildienft wiederangeftellten 
oder befhäftigten verforgumgsberechtigten Offiziere und Mili- 
tairbeamten. U. E. 5. Dezbr. 57. u. DB. 19. Februar 58. 3. 
— Bulafjung des Rechtsweges bei Anſprüchen von Staate- 
beamten wegen ihrer Benfion. ©, 24. Mai 61. $$.1—8. 247. 
— Reffortverhältniffe der Militairbehörden bei einer gericht— 
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lichen Beſchlagnahme von Penſionen der Offiziere und Mi.:- 
tairbeamten. WU. V. 8. Januar 64. 433. — Verfahren bei 
MWievergemährung der Militair- Invalivden- Penfion. U. 9. 
15. April 64. 442, 


Penfionirungen, Anrehnung des im Jahre 1849 zur Unter- 
prüfung des Aufftandes im Königreih Sachſen ftattgefunde- 
nen Kampfes als Kriegsjahr bei Penftonirungen. A. €, 6. Mai 
58. 25. — desgl. des im ‚Jahre 1864 gegen Dänemark ge— 
führten Feldzuges. A. E. 18. Dezbr. 64. 461. 


Penſionskaſſen, Stempelfreiheit ver Tauf-, Zraus und 
Todtenſcheine, welche Beamte der Staatseifenbahnen bei Ben- 
ſions- und Unterftügungsfaffen beizubringen haben. U. E. 
14. Februar 59. u. A. V. 29. Septbr. 59. 70, 


Perjonalarreft, Beitimmungen über die Dauer deſſelben. ©. 
27. Mai 63. Art. I nr. 2.9. Urt. 288. 2—4. 402. 


Pfandleiher, Beftrafung verjelben, wenn fie bei Ausübung 
ihres Gewerbes den darüber erlaffenen Anordnungen entgegen- 
banteln. ©. 30. Mai 59. $. 349 nr. 6. 95. 


Pfarrabgaben, in welden Füllen der Rechtsweg über die Ent— 
richtung derſelben zuläffig ift. ©. 24. Mai 61. SS. 15.16. 250, 


Playgen, Strafe für das unbefugte Plaggenhauen auf frem— 
den Grunpftüden. G. 30. Mai 59. 8. 349 ur. 2. 9. 


Polizei, Erlaß von Polizeiverorpnungen — Kontrole der po— 
lizeilihen Berfolgungen. V. 8. Auguſt 59. 112. 


Polizeianwaltihaft, Wahrnehmung derjelben in den nad 
ver rheinifchen Städteordmung verwalteten Städten. B. 5. April 
76. 


Polizeiblatt, Anweifung über die Haltung des Gentral-Po- 
lizeiblattes Seitens der Gerichte und Beamten ver Staats 
anwaltihaft. A. V. 13. März 63. 396, 


Penele ct, Portofreiheit in Juſtizſachen. Reg. 3. Januar 
60. u. U. B. 24. Januar 60. 161. — inwieweit Brief- und 
Aktenfendungen die Bortofreiheit im Bereich des Deutichen 
Poftvereins zufteht. U. V. 29. Januar 61. 228. — A. V. 
11. Auguft 62. 369. — U. 3. 23. Septbr. 63. 421. — Be- 
glaubigung der Portofreiheitsvermerte auf Dienftbriefen. V. 
12. Juli 61. 257. 


Poftbeamte, Benachrichtigung ver Oberpoftvireftionen von ge- 
richtlichen Klagen gegen Kafjenbeamte ver Poft wegen Gelo- 
forderungen. A. 3. 12. Juni 58. 31. 

Pofttontravention, Koften in der abminiftrativen VBorunter- 
fuhung wegen Poftfontravention fallen dem im gerichtlichen 
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Berfahren demnächſt Verurtheilten zur Yaft und find gegen 
ihn exefutoriich zu erflären. V. 25. März 58. 12. 


Poſtſchein, Mifbrauc eines Poſtſcheins über fingirte Gelb» 
und Wertbjendungen zur Abwendung einer Srefution. ©. 
30. Mai 59. 8. 243 nr.6. 9. 


Poftjendungen, äußere Beſchaffenheit portofreier Sendungen. 
Reg. 3. Yanuar 60. 88. 10. 11. 167. — Berbindlichfeit der 
Eifenbahngefelihaften zur unentgeltlichen Beförderung von 
Poſtſendungen. ©; 21. Mai 60.8.5. 183. — Tarirung ber 
— im Bereich des Deutſchen Poſtvereins. A. 

V. 29. Jannar 61. 228. — A. V. 11. Auguft 62. 369. — 
A. V. 23. Septbr. 63. 421. 


PBoftzwang, Sufbebung des Poftzwanges für PBadete, sea 
für ungemünztes Gold und Silber. ©. 21. Mai 60. 88. 1. 
4. 183. 


Poſtweſen, Abänderung mehrerer auf das — ſich be⸗ 
ziehender Borichriften. G. 21. Mai 60. 183 


PBränien- Anleihen f. Totterten. 


Preſſe, Rüdgabe polizeilih mit Beſchlag belegten Preferzeug: 
nifie nah Aufhebung der Beſchlagnahme durch den Staats» 
anwalt.. B. 24. Dezbr. 58. 44. — Dellaration des Geſetzes 
über die Preſſe v. 12. Mai 1851. ©. 21. April 60. 178. 


Privilegien, inwiefern bei Eröffnung eines Falliments gültig 
erworbene Privilegien von den Gläubigern des Falliten ange- 
fodhten werden fünnen. ©. 9. Mai 59. Art. 446. 81. 


Brofurenregifter, Führung deſſelben. Inſtr. 12. Dezbr. 61. 
Thl. 1. Abſchn. 3. 88. 36 fi. 284. 

Prozeſſe, Verfahren in Prozeſſen gegen den Vorſtand oder 
Auffihtsrath von Aktiengeſellſchaften. ©. 15. Februar 64. $ * 
nr. 4. 437. — Portofreiheit in Prozeßſachen. Reg. 3. 
nuar 60. 8. 6. 6. 164. 


Prozeßſtempel ſ. Stempelanſatz. 


Prüfung, Zulaſſung zur erſten juriſtiſchen Prüfung. A. V. 
19. Mai 59. 84. — Zulaſſung jüdischer Rechtskandidaten zur 
erften juriftifchen Prüfung. U. V. 21. Mai 61. 246. — Er 
forderniß des Nachweiſes entſprechender Subfiftenzmittel vor 
ver Zulaſſung zur erften —— Prüfung. A. B. 4. Septbr. 
63. 417. — Abänderung der Beſtimmungen über die erſte 
juriſtiſche Prüfung. A. V. 5. Dezbr. 64. 458. — Anfertigung 
der ſchriftlichen —E bei der zweiten Prüfung. V. 
30. Juni 60. 195. — Anfertigung einer wiederholten — 
lichen Probearbeit bei der zweiten Prüfung. V. 22. Oltbr. 60 
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210. — Anfertigung einer dritten Proberelation zur dritten 
Prüfung. V. 28. Dezbr. 59. 157. 


Publikation ver Interdiktions-Erkenntniſſe. V. 19. Mai 62. 
367. 


D. 


Quittungen, Ausftelung verfelben über die von der Depo- 
fitenfaffe in Cöln erhobenen Gelder. ©. 24. Juni 61. 88. 17. 
19. 255. — Berwendung von Stempelmarfen zu Quittungen. 
A. B. 21. Oltbr. 62. Anlagen. $.2 nr. 3. 374. 


QDuittungsbüder, Aufhebung der Beftimmungen über vie 
Quittungsbücher ver Yabrikarbeiter. ©. 8. Juni 60. 193. 


N, 


Ran gverhältniß, der wievergemählten Mitgliever der Han: 
delsgerichte. A. E. 10. Mai 58. u. V. 18. Mai 58. 29. 


Raſen, Beitrafung desjenigen, welcher auf fremden Grundſtücken 
Rafen gräbt oder wegnimmt. ©. 30. Mai 59. 8.349 nr. 2. 95. 


Raſtatt, Bundesfeftung, Gerichtsbarteit ver Preußifhen Gar— 
nifon dafelbjt. Verordn. 1. Oktbr. 60. 207. — Requifitionen 
in Civiljuftizfachen bezüglich der Bejagung der Bunvesfeftung. 
A. 3. 31. Öftbr, 60. 211. 

NRealanerbieten, Stempel zu Urtheilen, welche nad Vor— 
fhrift des Art. 816. der Bürgerlichen Prozeßordnung Real— 
anerbieten für gültig over ungültig erklären. V. 11. Dezbr. 
60. A. 3. 220 u. ebend. B.6. 221. 


Realſervituten, Berehnung des Stempels in Prozefjen über 
Realfervituten. V. 26. Dftbr. 63. 425. 

Rehnungsprozeffe, in Redhnungsprozefien muß zu den Ur- 
theilen über einzelne Streitpunfte der Prozentjtempel nad) 
Maafgabe des ftreitigen Gegenſtandes verwendet werben, 
V. 9. Septbr. 60. I. 2. 202. 

Rehtsgefhäfte, inwiefern Nechtsgefchäfte des Falliten, welche 
feit dem Tage feiner Zahlungseinftellung vorgenommen wor» 
den find, als nichtig angefochten werden fünnen. ©. 9. Mai 
59. Art. 444—447. 80, 


Rehtsfandidaten, Zulaffung jüdifher Rechtskandidaten zur 
erften juriftiichen Prüfung. U. V. 21. Mai 61. 246. — Zu— 
lafjung ver Rechtskandidaten zur erften juriftifchen Prüfung. 
A. DB. 5. Dezbr. 64. 458, 
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Rechtsweg, in welchen Fällen bei Vorfluthsſachen ver Rechts— 
weg * ift. ©. 14. Juni 59. 88.4—6. 98. — inwiefern 
bei Streitigkeiten über die Berpflibtung zur Armenpflege der 
Rechtsweg zuläffig ift. Verordn. 14. Juni 59. $. 13. 104. — 
Beftinnmungen über die Erweiterung des Rechtsweges. ©. 
24. Mai 61. 247. 

Referendarien, Berichte über die Verſetzung der Neferenda- 
rien an andere Gerichte oder deren gewünfchte Entlaffung aus 
dem Juſtizdienſte. B. 19. Septbr. 61. 263. — lebernahme 
von Syndikaten und Verwaltungen vafanter Nachlaſſenſchaften 
dur — V. 24. Februar 63. 394. 

Regentſchaft, Eingangsformel für die in exekutoriſcher Form 
zu ertheilenden Ausfertigungen ver Urtheile, ver Notariats— 
und ſonſtigen dazu geeigneten Urkunden für die Dauer der 
Regentſchaft. V. 18. Dftbr. 58. 41. 

Rehabilitationsgefuhe, Behandlung derfelben. V. 29. Ja— 
nuar 58. 4, 

Neifekoften ter Frievensrichter und Trievensgerichtsfchreiber 
für auswärtige Gefhäfte. ©. Tare 23. Mat 59. Art. 12. 13. 
17.18. 90. — desgl. in Vormundihaftsfahen. ©. 5. Juni 
63. Art. 6. 10. 11. 16. 407. — Reiſekoſten ver Forſtſchutz⸗ 
beamten bei Wahrnehmung ver Forftgerichtötage. A. V. 30. Ja— 
nuar 61. 232. — in welchem Falle bei Dienftreifen. ver 
Staatsbeamten mit ver Eifenbahn für tie Beförderung vom 
Bahnhofe bis zu vem Orte, nad) weldem der Bahnhof be- 
nannt ift, Reifekoften zuläffig find. U. V. 14. Novbr. 62. 379. 


Rentenbanfen, Abänderung einer Beftimmung in 8.20 des, 
Geſetzes v. 2. März 1850 über vie Errihtung von Renten— 
banfen. G. 27. Juni 60, 194. 

Reparaturen, tehnifhe Nevifion der Reparaturen an König— 
lihen Dienftwohnungen. A. 3.2. März 58. 9. 

Nequifitionen, Gebühren der Friedensrichter und Friedens— 
gerichtsjchreiber für vie Erledigung von Requifitionen. ©. Tare 
23. Mai 59. Art. 6. 9. 88. — Neguifitionen altlänvifcher 
Gerichte um Abnahme von Manifeftationdeiden. V. 7. Juni 
59. 97. — Requifitionen in Civil» Juftizfachen bezüglich der 
Preußischen Beſatzungen in ven Bunvesfeftungen Mainz, Luxem— 
burg und Raftatt. A. V. 31. Dftbr. 60. 211. — Berfahren 
bei Requifitionen an Nieverländifche Behörven. AU. V. 6. Yuli 
61. 257. — Form der Requifitionen an Franzöfifche Gerichte 
um Abnahme von Eiden. 3.30, April 62. 365. — Verfah— 
ren bei Requifitionen behufs eidlicher Vernehmung von Per— 
fonen im Königreich Italien. U. V. 15. Oltbr. 63. 423. — 
Requifitionen an Königlidy Niederländiiche Behörden um Aus— 
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lieferung —— Verbrecher. U. B. 30. Novbr. 63. 428. — 
Berfahren bei Requifitionen an Kaiſerlich Ruſſiſche Behörden. 
A. V. 11. Januar 64. 434. 

Reffortverhältniffe der Militairbehörven bei einer gericht- 
lihen Beſchlagnahme von Gehältern oder Penfionen der Of— 
fiziere und Militairbeamten. A. B. 8. Januar 64. 4833. 


Rheinbrücde, Uebereinkunft unter ven Kheinuferftaaten wegen 
des Baues ver ftehenden Rheinbrüde zu Cöln 7. Mai 58. 25. 


Rheinzoll, Ermäßigung ver Nheinzölle. ©. 26. Febr. 61. 233. 


Richter, Beitimmungen über die Verleihung von Gehaltszu— 
lagen an richterliche Beamte. U. E. 12. Novbr. 60. 212. 


Rüdfall, Angabe ver ven Rüdfall betreffenten Thatſachen in 
den Anklagen und Feſtſtellung diefer Thatſachen in ven ftraf- 
gerichtlichen Erfenntniffen. A. V. 14. Novbr. 59. 119. 


Rußland, Verfahren bei ver Unterfuhung und Feſtſtellung 
des Gemüthszuftandes Ruſſiſcher Unterthanen. U. B. 11. De- 
enıber 60. 219. — Berfahren bei Nequifitionen an Kaiſer— 
lic Ruffiihe Behörden. A. V. 11. Yanuar 64. 434. 


S. 


Saarbrücken, Errichtung einer Handelskammer für den Kreis 
Saarbrücken. A. E. 2. Novbr. 63. 426. 


Sachſen, Königreich, Anrechnung des im Jahre 1849 zur Un— 
terdrückung des Aufſtandes im Königreich Sachſen ſtattgefun— 
denen Kampfes als Kriegsjahr bei Penſionirungen. A. E. 

* 6. Mai 58. 26. 

Sachverſtändige, Gutachten und Gebühren verfelben bei dem 
Theilungsverfahren und dem gerichtlichen Berfauf von Im» 
mobilien. ©. 3. Mai 58. Urt. 16—18. 23. — Zuziehung der⸗ 
felben zur Feftftellung der Gewährsmängel bei dem Verkaufe 
von Hausthieren. ©. 3. Mai 59. 88. 3-8. 78. — Gebühren 
der Frievensrichter und Friedensgerichtsfchreiber für Verneh— 
mung und Vereivigung von Sachverſtändigen. ©. Tare 23. Mai 
59. Art. 1 ar. 11. Art. 2 nr. 8. Art. 4—7, 9. 10. nr. 4, 86. 


Sahverftändpigen-Bereine, PVerfabren bei Einholung der 
Gutachten verfelben in Unterfuhungen wegen Nachdrucks und 
unbefugter Nachbildung. A. 2. 11. Septbr. 58. 35. — Bes 
rihtigung der Gebühren für vie Gutachten der Sadverftän- 
— A. V. 28. Novbr. 62. 380. — U. V. 11. März 
64. 441. 


Sand, Beſtrafung desjenigen, der Sand auf fremden Grund— 
ſtücken gräbt. ©. 30. Mai 59. 8. 349 nr.2. 9. 
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Schadenserſatz, Werthſtempel bei Klagen auf Schadenserſa 
B. 11. April 63. ad mon. 17. 399, i '. 
Schenkungen, inwiefern Schenkungen eines Falliten als nichtig 
angefochten werben fönnen. ©. 9. Mai 59. Art. 444 nr. 1. 80, 


Schifffahrtsabgaben, Einſtellung der Erhebung der Schiff⸗ 
fahrt8abgaben auf ver Mofel. G. 16. Septbt. 62. 371. 


Schiffer, inwiefern die et des Wechſelarreſtes ge 
— unzuläſſig iſt. ©. 27. Dat 63. Art. 1 ar. Ze. 


Spiftsregiten, Führung deſſelben. Inſtr. 12. Dezbr. 61. 
Schreibgebühren für Eintragung in das gervelsiegißtr. 
Beroron. 27. Januar 62. 8. 14. I. nr. 2—4. 
Schreibmaterialien, die den Beamten zu — Ver⸗ 
gutigung für Schreibmaterialien. ‚St. M. Beſchl. 11. Mai 63. 
. A. B. 5. Septbr. 63, 419. 


—* labgaben, in welchen Fällen der Rechtswe über die Ent- 
richtung derfelben zuläffig ift. ©. 24. Mai 61. 88.15.16. 250. 


Schweiz, Infinnation von Verfügungen Preußiſcher Gerichte 
in der Schweiz. U. V. 1. Septbr. 60, 19. 

Sefretariate ver Landgerichte und bes Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Cöln, Gebühren derſelben in Bormunpjdaftsfachen. 
©. 5. Juni 63. Art. 2. 9. 10. 11 nr. 2,18. 21. 406. 


Siderftellung in Wecjelangelegenheiten. ©. 27. Mai 63 
Art. 1 nr.6. 402, 

Siegel, Gebühren der Friedensrichter und Friedensgerichtsfchrei- 
ber für Anlegung und Abnahme der Gerichtsfiegel. ©. Taxe 
23. Mai 59. Art. 1 nr. 1. 2. Art. 2 nr. 6. 7. Art. 9—11 85, 

Siegelgelber, für den Verbrauch von Siegelad dürfen Frie— 
densrichter und Friedensgerichtsjchreiber nichts liquiviren. ©. 
Zare 23. Mai 59. Art. 16. 91. 

Silber, Strafe des Betruges beim Verkauf von Silberwaaren. 
G. 30. Mai 59. 8. 243 or. 2. 94. — Aufhebung des Poſt— 
zwanges für ungemünztes Silber. ©. 21. Mai 60.8.1. 183. 

- Siftirung, vorläufige Siftirung des Kontumazials Berfahrens 
bei Berbredhen. V. 29. April 59. 77. 

Siftirungsbej * Vorlegung der Prozeßakten von Seiten 
der Negierung bei Erhebung eines Kompetenzfonfliftes vor 
Erlaß des Siſtirungsbeſchluſſes. V. 25. März 58. 11. 

Soldaten, Beitrafung desjenigen, welder von einem Solvaten 
Armatur⸗ over Montirungsftüde kauft oder zum Pfande nimmt. 
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G. 30. Mai 59. 8.349 ar. 4. 95. — Unzuläffigkeit des Wedh- 
felarreftes gegen Soldaten. ©. 27. Mai 63. Art. 1 nr. 2b. 
Art. 28.1. 402. 


Solingen, Verminderung der beſchlußfähigen Mitgliederzahl 
beim Gewerbegericht zu Solingen. V. 16. Febr 61. 233. 


Staatsanzeiger, Eintragungen in das Handelsregifter follen 
durch den Staatsanzeiger veröffentlicht werden. U. V. 9. Df- 
tober 63. 423. — Infertionen in den Staatsanzeiger. 1.2. 
28. Dezbr. 64. 462. 


Staatsbeamte ſ. Beamte. 


Staatspapiere, die von ben Beamten und für Zeitungen 
in Staatspapieren zu beftellenren Kautionen. ©. 21. Mai 60. 
88.1—3.. 184. — Die Verordnung vom 19. Januar 1836 
über ven Verkehr mit Stautspapieren wird aufnehoben. ©. 
1. Juni 60. 187. 


Staatsftraßen, Uebereinfuwaft mit dem Großherzogthum Heffen 
wegen Berhütung ver an Staatsftraßen vorlommenven Frevel 
und BPolizei-Uebertretungen. Minift. Erfl. 7. Dezbr. 61. 267. 


Städte, Polizeianwaltibaft in den nad) der rheinifchen Städte- 
Ordnung verwalteten Städten. B. 5. April 59. 76. — Stäp- 
ige —“ Bürgerrechts- und Einkaufsgeld. ©. 14. Mai 


a. Bekanntmachung verfelben. U. B. 15. Novbr. 58. 
42. — WB. 2. Tebruar. 64. 439. 


Steine, Beftrafung desjenigen, welcher auf fremden Grund- 
ftüden oder Wegen Steine gräbt oder wegnimmt. ©. 30. Mai 
59. 8. 349 nr. 2. 95. 


Stempel, Berjührung ver Stempel. V. 8. Dktbr. 60. 209. 


Stempelanjag, St. zu den Erfenntniffen ver Gemerbegerichte 
über Klagen auf Ausftellung von a für 
Gewerbegehülfen, Geſellen und Lehrlinge. V .1. Juni 58. 30. 
— St. zu einem Progefie in welchem eine Ehefrau nah Auf- 
hebung ver ehelichen Gütergemeinſchaft gegen ihren Ehemann 
auf Yıberirung von einer’ folidarifch übernommenen Schuld 
Hagt. V. 23. März 59. nr. 1. 73. — St. zu einer auf einen 
beftrittenen Privat-Staufakt gegründeten Klage auf Herausgabe 
u Hanfes, fowie zu Klagen auf Auflöfung eines Er 

ages und auf Herausgabe eines küuflich erwerbenen Grund 

üdes. ebend. nr. 2.3.8.9. 73. — St., wenn das Gericht 
is wegen einzelner Forderungen infompetent erklärt, 2 
der übrigen interloquirt. ebend. nr. 4. 74. — ©t. bei im 
fitionen gegen einen auf Notariatsaft gegründeten Boll 
befehl. ebend. ur. 5. 74. — Gt. bei Klagen auf — 
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eines Alts wegen gemeinſchaftlichen Ankaufs. ebend. ur. 7. 
74. St. bei Klagen des Käufers gegen ten Verkäufer auf 
Löſchung von Hppothelen- Infkriptionen event. auf Ermächti— 
gung zur Beitreibung des Betrages der Infkriptionen aus dem 
Bermögen des Berküufers. ebend. nr. 11. 74. — St. zum 
Erkenniniß über die gegen eine Subhaftation erhobenen An- 
ſprüche Dritter. ebend. nr. 12. 75. — St., wenn der Dritt- 
opponent gegen eine Subhaftation beantragt, daß er zum 
Eigenthümer der fubhaftirten Immobilien erklärt werde. ebend. 
nr. 13. 75. — St. bei Klagen auf Zahlung eines beftinffhten 
Raufpreifes. ebenv. nr. 14. 75. — St., wenn Kläger eine 
ibm gegen einen Dritten zuftehende, dem Verklagten cevirte 
Forderung zurüdcedirt verlangt, oder in Stelle belle eine ges 
wiffe Summe fortert. V. 19. Yuli 59. nr. 1. 111. — St., 
wenn auf Grund des Art. 1167 des Civilgeſetzbuches auf Auf: 
löfung eines Vertrages, durch ven der Schuldner des Klägers 
dem Berflagten Immobilien übertragen hat und bemzufolge 
auf Herausgabe der Immobilien an den valfanten Nachlaß 
des Schuldners geflagt wirb. ebend. nr.2. 111. — St. zu 
Urtheilen über Auflöfung eines Vertrages. V. 30. Septbr. 59. 
ad mon. 15. 117. 2. 9. Septbr. 60. I. nr. 4. 202. B. 
18. Sanuar 62. V, 345. B. 11. April 63. ad mon. 9. 398. 
— St. in Prozeffen wegen Beihlagnahme eines Haufes, 
negen welche von einem Dritten Einfprud erhoben wird, im 
Falle der Zulafjung des Einſpruchs. eben. ad. mon. 21. 117. 
— St. zu Urtheilen in Prozeſſen megen Schavenserfag. ebend. 
ad mon. 42. 118. — Stempelverwendung in Erpropriations- - 
prozefien. A. V. 7. Mai 60. 180. — St. zum Urtheil auf 
eine Klage, die principaliter auf Zahlung einer Summe, fub- 
fiviarifch auf Rückgabe eines Grunpftüds gerichtet if. 8. 
9. Septbr. 60. I. nr.1. 202. — St. zu Urtbeilen über ein- 
zelne Streitpunfte in Rechnungsprozeſſen. ebend. I. nr. 2. 
202. — St. zu Urtheilen über ftreitige Konferenden in Thei- 
lungsprozeſſen. ebend. I. nr. 3. 202. — Gt. bei Klagen auf 
Gewährung eines Darlehne. ebend. I. nr. 5. 203. — Gt. zum 
Urtbeile auf proviſoriſche Einweifung in den Befit eines durch 
Urtheil für abweiend Erflärten. ebend. nr. 6. 203. — Hin- 
urechnung ter Zinſen > den im SKollofationsverfahren zu 
vertheilenden Geldern Behufs ver Stempelberedhnung. ebend. I. 
nr. 7. 203. — Gt. zu Urtheilen, melde theilmeife definitive, 
theifweife interlofuterifche find. ebenv. II. nr. 4, 203. — St. 
zu vorläufigen Entſcheidungen über die Gültigkeit eines bon 
den Parteien angelegten Arreftes. ebent. nr. 11. 204. — St. 
zum Urtheile über die Löſchung einer arbitrair normirten Kau— 
tion in Erpropriationsprozefien. ebend. II. nr. 11. 204. — 
St. zum Urtheile in einem Theilungsprozefje, in vem vie Pe: 
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gitimation des Gläubigers eines Miterben und die Pflicht jur 
Theilung nicht beftritten wird. ebend. II. nr. 15. 206. — St. 
zum Urtheil über vie Löſchung einer Hypotheken-Inſkription. 
ebend. IE. nr. 20. 206. B. 11. a > 60. nr. 11. 222, B. 
22. April 64. ad mon. 7. 445. — St. zum Urtheile über die 
bei Güterfcheidungen unter gefchiedenen Eheleuten der Ehefrau 
proviforifch aus der Maſſe zu gewährenden Alimente. ebend. 
U. nr. 22. 206. — St. zum UÜrtheile, durch welches zwiſchen 
dep Glänbigern des Erblaſſers und den Benefizial-Erben die 
zur Vertheilung umter vie Gläubiger zu repräfentirenve' Maſſe 
feftgefegt wird. eben. II. nr. 23. 206. — St. zum Urtheile 
auf die von einer Ehefrau gegen ihren Ehemann geridytete 
Klage, fie zum Erſcheinen vor Geriht und zum Abſchluß von 
Verträgen zu ermächtigen. B. 11. Dezbr. 60. nr. 1. 220. — 
St. zum Urtheile auf eine Klage wegen Theilung eines Nach— 
laſſes. ebend. nr. 2.5.8. 220. — St. zu Urtheilen, welde 
nah Vorſchrift des Art. 816 der bürgerliden Prozeß-Ord— 
nung Realanerbieten für gilltig oder ungültig erflären. ebend. 
nr. 3.6. 220. — St. zu Urtheilen auf Klagen wegen Alimen- 
tenforderungen von Enfeln gegen Großeltern. ebend. nr. 7. 
221. — St. bei Klagen anf Auflöfung eines Uebertragsver— 
trages und Ausantwortung der übertragenen Gegenftände. ebend. 
ur. 9, 222. — ©t. bei Klagen auf Berurtheilung zur Zah— 
lung einer beftimmten Summe und Gültigfeitserflärung eines 
dafür angelegten Arreſtes. ebenv. nr. 10. 222, — St. bei 
Intompetenz-Erflärungen. B. 11. Dez. 60. nr. 10.12. 222. — 
St., wenn ein Theil der Einfaffen einer Gemeinde ihr ratirliches 
Eigenthum an einer Grundfläche geltend machen. ebenv. nr. 13. 
222. — Stempelpflichtigkeit ver auf Grund des Art.571 der bür- 
gerlihen Prozeßordnung abgegebenen Erklärungen der Dritt- 
arreftaten. B. 18. März 61. 241. — St. im Prozeflen auf 
Zahlung einer Forderung, vie in zum Theil erft nach längerer 
Zeit fällig werdenden Theilzahlungen zurüdgezahlt werben fol. 
B. 18. Yanırar 62.1. 344. — —* wenn der Prozeß mur 
zum Zwecke ver Legitimation des Klägers geführt wird. ebend. 
II. 345. — St., wenn die Ehefrau nad erfannter Oüter— 
trennung eine ihr an die Maſſe zuftehende Forderung geltend 
macht. ebend. IH. 345. — St. zum Urtheil über den Ein- 
fpruch gegen die Erefution, welche in Folge eingetretener Sub- 
rogation von dem zahlenden Bürgen gegen feinen Mitbürgen 
verſucht wird. ebend. IV. 345. — St., wenn im Kollofa- 
tionsverfahren ein nur theilweife vefinitiver Status erlaffen 
wird. ebend. VI. 346. — St. für die Eintragungen in das 
Handelsregiiter und die darauf bezüglichen Attefte. Verordn. 
27. Januar 62. 8. 14. I. nr. 3. V. VI. 354. — ©t. zum Ur» 
theife, weldhes über mehrere in einer Theilungsverhandlung 


Sachregfiter. 521 


vor dent Notar erhobene Streitpuntte enticheiret. B. 22. März 
62. or, 1. 360. — St. in Prozefien über jährliche Yeiftungen 
für eine unbeftimmte Zeit. ebend. nr. 2. 360. — St. zum 
Prozeffe über den von dem Kläger bei Öelegenheit eines Thei— 
lungsverfahrens geltend gemachten Anſpruch auf Erftattung 
von Früchten, die der gemeinſchaftliche Erblaffer von den eigen- 
thümlichen Immobilien des Klägers bezogen bat. ebend. nr. 3, 
360. — St. bei lagen gegen einen Notar auf Ertheilung 
der Abfchrift einer von ihm aufgenommenen Urkunde. 

14. März 63. 397. — St., wenn die Bernrtheilung des Ber: 
Hagten nur in contumaciam. erfolat. V. 11. April 63. ad 
mon. 41. 399. — St. zu ven auf Rathskammerbeſchlüſſe ab» 
zielenden Geſuchen. ebend. ad mon. 43. 399. — Gt. bei 
Klagen auf Zahlung von Alimenten für ein unebeliches Kind. 
ebend. ad mon. 15. 349. — ©t. bei Klagen auf Herausgabe 
von Urkunden. ebend. ad mon. 17. 399. — St. in Prozefien 
über Realfervituten. B. 26. Dktbr. 63. 425. — St. zur Klage 
eines Gläubigers, ver die Nechte feines Schuldners mahrneh- 
mend auf Theilung eines Nachlaſſes anträgt, bei dem fein 
Schuldner betheiligt ift. V. 22. April 64. ad mon. 8. 445. 


Stempeldefekte, Verhütung verfelben. B. 27. Septbr. 59. 116. 


Stempelfreiheit ver Tauf-, Trau= und Todtenſcheine, welche 
Beamte der Staatseifenbahnen bei Benfions- und — 
kaſſen beizubringen haben. A. E. 14. Februar 59. u. A. V. 
29. Septbr. 59. 70. — Stempelfreiheit der bei der Allgemei— 
nen Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt einzureichenden Todten— 
ſcheine. A. V. 17. Auguſt 61. 262. 


Stempelmarken, Berwendung derſelben zu ſtempelpflichtigen 
Schriftſtücken. A. V. 21. Dftbr. 62. 373. — Verwendung ber 
Stempelmarfen zu den Urkunden der Gerichtsvollzieher. V. 
2. Mär; 63. 395. Ä 


Stempelrevifion, Koften ver Abfchriften, welde von ber 
Steuerbehörde bei Stempelrevifionen für nothwendig erachtet 
werden. V. 25. Januar 59. 57. — Stempelrevifion bei dem 
Fanpgericht zu Aachen. B. 23. Mär; 59. 73. B. 11. Dezbr. 60. 
219. 3. 11. April 63. 398. — tesgl. bei dem Pandgericht 
zu Cöln. B. 19. Juli 59. 111. — desgl. bei vem Landgericht 
zu Düffelvorf. V. 30. Septbr. 59. 117. — desgl. bei dem 
Landgericht zu Coblenz. 3.9. Septbr. 60. 201. 2. 18. Ja⸗ 
nuar 62. 344. V. 22. Mürz 62. 360. V. 22. April 64. 444. 
— desgl. bei dem Landgericht zu Trier. 3. 18. März 63. 397. 

Stempelftrafen, Verfahren, wenn der Angefchuldigte den 
Einwand madıt, daß er zur Zahlung des Stempels nicht ver- 
pflichtet fei. ©. 24. Mai 61. 8.14. 249. — Die bei Stem- 
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pelkontraventionen der Gerichtsvollzieher verhängten Ordnungs— 
ſtrafen find als Stempelſtrafen zu verrechnen. V. 27. Mär; 
62. 361. — 2. 19. Oktbr. 64. 453. 

Steuerordnung vd. 18. Februar 1819, Abänderung des 8. 83 
derfelben und der Deklaration v. 6. Dftbr. 1821. ©. 21. Septbr. 
60. 207. 

Strafbeftiimmungen gegen ven PVorftand von Aftiengejell- 
Ichaften, bei denen der Gegenftand des Unternehmens nicht in 
Handelsgefhhäften befteht. ©. 15. Februar 64. SS. 2.7. 435, 


Strafgefangene ſ. ©efangene. 


Strafgefegbud, Abänderung einiger Beftimmimgen veffelben. 
G. 30. Mai 59. 93. 


Straffahen, Portofreiheit verfelben. Reg. 3. Ian. 60. 8.3. 163. 


Stundung, Behandlung der geftunveten Gerichtöfchreibereige- 
bühren. Inftr. 22. Auguft 59. Thl. III. Abſchn. 2. 139. 


Subhaftation, Gebühren und Koften für die Subhaſtation 
von Immobilien. ©. 3. Mai 58. Art. 12 ff. 20. — Stempel 
zum Erkenntniß über die gegen eine Subhaftation erhobenen 
Anfprühe Dritter. B. 23. März 59. 74. — Stempel, wenn 
der Drittopponent genen ein Subhaftationsverfahren beantragt, 
daß er zum Eigenthümer des fubbaftirten Grundſtücks erflärt 
merve. B. 23. März 59. nr. 13. 75. — Gebühren der Fries 
denerichter und Friedensgerichtsſchreiber für Subhaftationen. 
G. Tare 23. Mat 59. Art. 3.9. 87. 


Syndikate, Uebernahme von Syndifaten durch Neferendarien 
und Auskultatoren. V. 24. Februar 63. 394. 

Syndiken, Ernennung, Entlaffung, Rechte und Pflichten der— 
felben bei Fallimenten. ©. 9. Mai 59. Art. 480. 497. 498. 
527. 82. 


T. 


Tagebüder, Beglaubigung und Aufbewahrung ver Tagebücher 
der Handelsmäkler. Inftr. 12. Dezbr. 61. Thl. 3. 331. 

Taufſcheine, Stempelfreiheit ver Tauffcheine, welhe Beamte 
der Staatseiſenbahnen bei Penſions- und Unterftüßungsfaffen 
beizubringen haben. A. E. 14. Februar 59. u. A. V. 29. Septbr. 
59. 70. 


Tauſch, Gemwährleiftung wegen verborgener Mängel bei dem 
Tauſche von Haustbhieren. ©. 3. Mai 59. 77. 

Zaren, Unzuläffigkeit polizeiliher Taxen für die Vertreter der 
Parteien bei ven Friedensgerichten. V. 26. April 58. 15. 


= 
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Telegraphen, Benugung der Preußiihen Eifenbahn - Tele- 
— U. V. 4. Septbr. 58. 32. — Vorſchriften über die 
bfaffung telegraphifcher Depefchen. A. B. 10. Dezbr. 63. 429. 


Zeftamente, Gebühren ver Friedensrichter und Friedensgerichts— 
johreiber für Aufnahme und Ueberreihung eines Teſtaments. 
©. Tare 23. Mai 59, Art. Inr. 3.8. 85. — Förmlichkeiten 
militairifher ZTeftamente. ©. 8. Juni 60. 88. 4—12. 189. 
Befugniß der Auditeure oder der Kriegsgeridhte zur Aufnahme 
legtwilliger Verordnungen von Militairperjonen. ebenv. 8.1. 
188. — Behantlung und Aufbewahrung militairifsher Teſta— 
mente. ebend. $. 11. 191. 

Theilnahme, Beftrafung der Theilnahme an einem Verbrechen 
oder Vergehen. ©. 30. Mai 59. $. 35. 93. 

Theilungsprozeffe, Stempel zu Urtheilen über ftreitige Kon- 
ferenvden in Theilungsprozeſſen. 3. 9. Septbr. 60. I. 3. 202, 
— Stempel zu Urtyeilen in einem Theilungsprozefle, in dem 
bie Yegitimation des Gläubigers eines Miterben und die Pflicht 
— — nicht beſtritten wird. V. 9. Septbr. 60. II. B. 
15. 


Theilungsverfahren, Gebühren und Koſten für das gericht- 
liche und außergerichtliche Theilungsverfahren. G. 3. Mai 68. 
15. — Gebühren ver Friedensrichter und Friedensgerichts— 
ſchreiber für ihre Mitwirkung im Theilungsverfahren, ©. Tare 
23. Mai 59. Art. 4.9. 87. — Stempel zu dem Prozeffe über 
ven von dem Kläger bei Gelegenheit eines Theilungsverfah- 
rens geltend gemadten Anſpruch auf Erftattung von Früchten, 
die der gemeinfchaftlihe Erblaffer von den eigenthümlichen 
Immobilien des Klägers bezogen hat. V. 22. März 62. nr. 3. 
360. — Einziehung der Gebühren und Koften, wenn bei vem 
— * Bevormundete betheiligt ſind. G. 6. Juni 
63. Art. 20. 410. 

Theilungsverhandlungen, Stempel zu Urtheilen, welche 
über mehrere in einer Theilungsverhandlung vor dem Notar 
erhobene Streitpunkte entſcheiden. V. 22. März 62. nr. 1. 360. 


Thiere, Gewährleiſtung für verborgene Mängel bei dem Ver— 
kaufe und Tauſche von Hausthieren. ©. 3. Mai 59. 77. 


Todesurtheile, Mittheilung der ven Safjationsrefurs ver- 
werfenden Entſcheidung an den Angefhuldigten bei Todes— 
urtbeilen. V. 18. Juhi 64. 450. 


Todtenſcheine, Stempelfreiheit der Todtenſcheine, welche Be- 
amte ver Staatseifenbahnen bei Benfions- und Unterftügungs- 
faflen beizubringen haben. A. E. 14. Februar 59. u. U. 2. 
29. Septbr. 59. 70. — Stempelfreiheit der bei ver Allgemei- 
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nen Wittwen-Verpflegungsanſtalt einzureichenden Todtenſcheine. 
A. V. 17. Auguſt 61. 262. 


Trauſcheine, Stempelfreiheit der Trauſcheine, welche Beamte 

ver Staatseiſenbahnen bei Penfiond- und Unterſtützungskaſſen 

beizubringen haben. U. E. 14. Febr. 59. u. U. V. 29. Septbr. 
70. 


59. 


Triennium academicum, erfahren bei Anbringung von 
Geſuchen um Dispenfation vom triennium academicum. U. 
V. 2. Februar 58. 6. 


Trier, Landarmenhaus, Vollſtreckung geringer Gefängnißſtrafen 
gegen Zöglinge des Landarmenhauſes. B. 11. März 58. 10. 


u. 


Uebertragsvertrag, Stempel bei Klagen auf Auflöfung eines 
Uebertragsvertrages und Ausantwortung der übertragenen 
Gegenſtände. V. 11. Dezbr. 60. B. 9. 221. 


Uebertretungen, Bereinbarungen mit den die Rheinprovinz 
begrenzenden Staaten wegen gegenfeitiger Beftrafung gewifler 
Arten von Uebertretungen. B. 25. Auguft 59. 114. — Unzu— 
läffigkeit eine® Denunziantenantheils ver Gendarmen bei Ge— 
werbepolizeisllebertretungen. A. B. 20. Dezbr. 659. 120. 


Uniforn, Befugnif der aus ihrem Dienftverhältnif entlaffenen 
Civilbeamten zur Tragung der Uniform. 2. 8. Septbr. 59. 
115. 

Univerfitäten, Beſuch Oefterreihifcher Univerfititen. A. 2. 
19. März 61. 243. 

Unteroffiziere, Zuziehung verjelben ald Protofollführer bei 
Aufnahme Lettwilliger Verordnungen von Militairperfonen. 
6.8. Juni 60.8.2. 189. 


Unterſuchung, Behandlung von Strafgefangenen, welche wäh— 
rend ihrer Strafzeit wegen Verbrechen oder ergehen von 
Neuem zur Unterfuhung gezogen werden. V. 8. Septbr. 58. 
33. — Berjührung der a re gegen flüchtige Ver— 
bredyer nad Art. 637 der Rheinischen Strafprozekorpnung. 
V. 4. Mai 60. 179. — Mittheilungen in Unterfuhungen gegen 
militairpflichtige Perfonen. A. V. 8. Dftbr. 60. 208. — desgl. 
in Unterfuhungen gegen Angeftellte ver Eifenbahnverwaltungen, 
A. B. 27. Novbr. 60. 214. — Gebühren der Apothefer bei 
ihrer Zuziehung in Unterſuchungsſachen. Cirk. Erl. 28. April 
62. 364. 


Unterfuhungsgefangene ſ. Gefangene. 
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Unterſtützungskaſſen, Stempelfreiheit der Tauf-, Zrau- 
und Tobdtenſcheine, welche Beamte der Staatseiſenbahnen bei 
Penſions⸗ und Unterfti ee beizubringen haben. 4. €. 
14. Februar 59. u. U. V. 29. Septbr. 59. 70. 


Urkunden, Eingangsformel für die Ausfertigungen der Nota- 
riats⸗ und fonftigen bazır geeigneten Urfunden in der Rhein» 
provinz für die Dauer der Regentſchaft. V. 18. Dftbr. 58. 
41. — Strafe für die Vernichtung und Beſchädigung fremder 
Urkunden. ©. 30. Mai 59. 8. 243 nr. 8. 94. — Empfangs- 
bejheinigung über die Aushändigung von Urkunden franzö— 
ſiſcher Gerichtshöfe. V. 28. Januar 60. 171. — Verwendung 
von Stempelmarfen zu den Urkunden ver Gerichtövollzieher. 
B. 2. März 63. 395. — Berechnung des Werthftempels bei 
Klagen auf Herausgabe von Urkunden. V. 11. April 63, ad 
mon. 17. 399. 


Urlaub, Ertbeilung des Urlaubs an —— —— A. 
B.9I.Nov.58. 42. — Bertretung beurlaubter Friedensrichter. 
V. 29. Juli 61. 261. — Emolumente, welche während ver Ab- 
weſenheit eines Friedensrichters aufkommen. B.5. Juni 62. 368. 

— Grundſätze hinſichtlich der Fortzahlung des Gehalts bei ver 
Beurlaubung von Civilbeamten. U. V. 4. Auguſt 63. 414. 

Urtheile, Eingangsformel für die in erefutorifcher Form zu 
ertheilenden Ausfertigungen ver Urtheile in der Rheinprovinz 
für die Dauer der Regentichaft. V. 18. Oktbr. 58. 41. f. aud 
Erkenntniſſe. 


V. 


Vakante Nachlaſſenſchaften, Verwaltung derſelben. Reg. 
8. Juni 64. MT. 


Balation, Berehnung der Gebühren der Friedensrichter und 
Friedensgerichtsſchreiber nah Bakationen. ©. Tare 23, Mai 
59. Art. 1.4. 9. 10 nr. 4. Art. 14. 15. 88. 


Verbrechen, vorläufige Siftirung des Kontumazialverfahrens 
bei Verbrechen. B. 29. April 59. 77. 


Bergehen, Vereinbarungen mit den die Rheinprovinz begren- 
zenden Staaten wegen — Beſtrafung — Arten 
von Vergehen. V. 25. Auguſt 59. 114. 

Berhaftsbefehle, Form verjelben bei Auslieferungsanträgen 
nach den Niederlanden. V. 2. April 63. 397. 

Berjährung der Unterfuhungen gegen flüchtige Berbreder 
nad Art. 637 der Rheinifchen Strafaran ordnung. V. 4. Mai 
60. 179. — Verjährung der Stempel, V. 8. Oftbr. 60. 209. 

XII. 34 
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Berkauf, Gebühren und Koften für den gerichtlichen Verkauf 
von Immobilien. ©. 3. Mai 58. Art. 12 ff. 20. — Gemähr- 
leiftung wegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe von 
Hausthieren. ©. 3. Mai 59. 77. 


Berfucd eines Berbrehens oder Bergehens, Strafbeftimmungen. 
©. 30. Mai 59. 8. 35. 93. 

Picinalwege, Uebereintunft mit dem Großherzogthum Heflen 
wegen Berhütung der an Picinalwegen vorkommenden. Frevel 
und Polizei-Uebertretungen. Minift.-Erft. 7. Dezbr. 61. 267. 


Viehfutter, Strafe für Entwendung deſſelben zur Fütterung. 
©. 30. Mai 59. 8. 349 nr, 7. 9. 


Bollmadht, Verwendung von Stempelmarken zu VBollmadten. 
U. DB. 21. Oftbr. 62. Anlage a. nr. 6. 374, 


Borfluth, Beftimmungen über die Berihaffung ver Borfluth. 
G. 14. Juni 59. 97. 

Bormundfhaften, Roften in Vormundſchaftsſachen bei dem 
Theilungsverfahren und dem gerichtlichen Verfauf von Immo— 
bilien. ©. 3. Mai 58. Art. 20. 24. — Gebühren der Frie— 
densrichter und Friedensgerichtsſchreiber in Vormundſchafts— 
fahen. ©. Tare 23. Mai 59. Art. 1 nr. 5. 6. Art. 2 or. 1—3. 
Art. 9. 10 or. 7. Art. 15.17. 85. — PVortofreiheit armer Vor⸗ 
mundſchaftsſachen. Reg. 3. Januar 60. 8.7. 165. B. 3. April 
60. 175. — Gebührenpflichtigkeit der Vormundſchaftsſachen. 
©. 5. Juni 63. 405. Ä 

Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft, Betheiligung ber Juſtizbe— 
amten als Mitgliever der Verwaltungsvorftände bei Aftien- 
und ähnlichen Gefellichaften. U. V. 15, April 60. 177. — 
Bekanntmachung, Rechte und Pflichten des Vorſtandes einer 
Aftiengefellihaft, bei welcher ver Gegenftand des Unternehmens 
nicht in Handelsgefchäjten bejteht. ©. 15. Februar 64, 8,5. 
nr. 5. 7. — Prozehverfahren gegen die Mitglieder. des Bor- 
Itandes. ebend. 8. 5ur. 4. 437. Ä — 


W. 

Wartegeld, Behandlung ver bei einer — — der Armee 
als Offiziere oder Militairadminiſtrations-Beamte eingezogenen 
auf Wartegeld ſtehenden Civilbeamten. St. M. Beſchl. 25. Fehr. 

" 60.172. — Buläffigfeit des Rechtsweges bei Anfprüdien von 
Staatsbeamten- wegen ihrer Dienfteinkünfte. - ©, 24. Mai 61. 
88.18. 247, | on - 

Waſſeranlagen zur Berfhaffung der Vorfluth. G. 1A. Juni 
59. 97. — Uebereinkunft mit dem Großhetzogthum Heſſen 
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wegen Verhütung ter an Waflerbauanlagen vorkommenden 
Frevel und Polizei-Uebertretungen. Miniſt.Erkl. 7. Dezbr. 
61. 267. 


Waſſerſtand, Strafe für die Vernichtung oder Verrückung der 
zur Bezeichnung des Waſſerſtandes beſtimmten Merkmale. ©. 
30. Mat 59. 8. 243 ur. 7. 94. 

Wechſel, inwiefern bei Eröffnung des Falliments die Nüdfor- 
— der Zahlung eines vom Falliten ausgeſtellten oder auf 
denſelben gezogenen Wechſels zuläſſig if: ©. 9. Mai 59. 
Art. 445. 81. — Verwendung von Stempelmarfen zu Wed. 
ſeln. 4. 2. 21. Ottbr. 62. Anlage a. 8.2 nr. 1 u. $.4. 374. 


Wechfelarreft, gegen welche Perfonen die Vollſtreckung deſſel— 
ben unzuläjfig iſt. ©. 27. Mai 63. Art. 1 nr. 2. Art. 2 8.1. 
402. — Dauer des Perfonalarreftes in Wechſelſachen. ebenv. 
Art. 288. 2—5. 403. | 


Wehfelorpnung, Ergänzungen und Erläuterungen verfelben. 
©. 27. Mai 63. 401. 


Wechſelproteſt, Mangels Annahme ©. 27. Mai 63. Art. 1 
nr.5. 402. — Wehelprotefi bei eigenen nicht bomizilirten 
Wechſeln. ebend. Art. 1 nr. 8. 408. 

Wege, Beftrafung vesjenigen, welcher einen üffentlihen oder 
Privatweg durch Abgraben oder Abpflügen verringert; desgl. 
welcher von öffentlichen orer Privatwegen Erde, Steine ober 
Raſen wegnimmt. G. 30. Mai 59. $. 349 nr. 1u.2. 9. 


Weibepflanzungen, Mebereinkunft mit dem Großherzogthum 
Helen wegen Verhütung der an Weidepflanzungen vorfom- 
° menden Frevel. Minift.-Erfl. 7. Dezbr. 61. 267. 


Winfellonfulenten,. Unzuläffigkeit polizeilider Taren für 
die Vertreter der Parteien bei ben Friedensgerichten.. V. 
26. April 58. 15. 

Wittwenfajfenbeiträge, Einziehung derfelben. V. 20. Of- 
tober 62. 372, 

Wittwen-Berpflegungs-Anftalt, Erforberniffe der Aufe 
nahme in die Königliche Allgemeine —— 

Anſtalt. B. 29. Januar 59. und V. 7. Februar 59, 59. — 

Beſcheinigungen, welche bei dem Ableben eines der Anſtalt bei— 
getretenen Juſtizbeamten oder deſſen Ehefrau der Genteral-Di- 
reftion einzufenven find. U. B. 17. Auguft 61. 262. — Em- 
pfehlung einer Schrift über die Verhältniffe der Anftalt. B. 
5. März 62. u. U. V. 22. März 62. 359. 


Wundärzte, Gebühren ver Wundärzte für Gejchäfte bei den 
Gerichten. A. B. 16. Juli 64. 450, 
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3. 


Zahlungen, inwiefern Zahlungen eines Falliten von ven Gläu— 
bigern deſſelben als nichtig angefodhten werben können. 
9. Mat 59. Art. 444—447. 80. — Stempel in Prozeflen auf 
zahlung einer Forderung, die in zum Theil erft nad) längerer 
get fällig werdenden — zurückgezahlt werden ſoll. 
. 18. Januar 62. J. 344. — Das Verbot der Zahlungslei- 
ftung mittelft ausländifher Banknoten und ähnlicher Werth- 
zeichen wirb für bie er Lande außer Anwen- 
dung gejegt. Verordn. 18. Mai 64. 446. 


Zahlungsbefehl, Stempel bei einer Oppofition wider einen 
Er alt gegründeten Zahlungsbefehl. DB. 23. März 
9. ur. 5. 74. 


Zahlungseinſtellung, Feſtſetzung des Tages der Sablunge- 
— und deren Wirkung. ©. 9. Mat 59. Art. 441 bie 
447. i 


Zahlungszeit bei Wechſeln. ©. 27. Mai 63. Art. 1 nr. 3 
u. 7. 402. 


Zeitungen, anderweite Einrichtung des Zeitungs + Kautions- 
weſens. ©. 21. Mai 60. 184. Verordn. 21. Mai 60. 186 — 
inwiefern die Beförderung ber Zeitungen dem Poftzwange 
unterworfen ift. ©. 21. Mai 60.8.3. 183, 


Zeugen, Gebühren der Frievensrichter und Friedensgerichts⸗ 
Ächreiber für die Vernehmung von Zeugen. ©. Zare 23. Mai 
59. Art. 1 nr.1. Art. 6 nr. 3. Art.9. 85. — Zeugen bei 
Aufnahme militairifher Teſtamente. ©. 8. Juni 60. 8.7. 190. 
— Berfahren bei Requifitionen behufs eidlicher Vernehmung 
—* Perſonen im Königreich Italien. A. V. 15. Oktbr. 63, 
423. 

Zeugeneid, Verminderung der Zeugeneide der Beamten. V. 
20. Januar 59. 56. 

Zinſen für bie bei der Depofitenkaffe in Cöln — 
Gelder. G. 24. Juni 61. 88. 3. 4. 6. 7. 262. Verordn. 
28. Dftbr. 61. 265, — Zinsverfprehen in einem Wechſel 
gilt als nicht gefchrieben. G. 27. Mai 63. Art. I nr. 4, 402. 


Zoll, Ermäßigung der Rheinzölle. ©. 26. Februar 61. 233. 


